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 Zusammenfassung 
Vielfältige Probleme wie ein ‚enthemmter Markt’, leere Staatskassen, Langzeitarbeits-
losigkeit, steigende Anforderungen an Sozialsysteme, der demographische Wandel, 
Kinderlosigkeit, Chancenungleichheiten, Fragen hinsichtlich des europäischen Raums 
und den weltweiten Herausforderungen der Globalisierung, Armut und Umweltprob-
leme, der dynamische Wandel von Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt verändern die 
Bedingungen für eine Steuerung gesellschaftlicher Entwicklungen grundlegend. Beim 
Auseinanderdriften der Problem- und Steuerungsebenen erweisen sich herkömmliche, 
insbesondere staatliche Regelungsmechanismen als immer weniger geeignet, die Lage 
und die Herausforderungen zu bewältigen. Insbesondere im Spannungsfeld von Glo-
balisierungs- und Regionalisierungstendenzen entsteht Druck auf verschiedene Rege-
lungssysteme. Während, bedingt durch die ökologischen Nebenwirkungen der wirt-
schaftlichen Globalisierung, neue übergreifende Lösungsaktivitäten benötigt werden, 
sind gesellschaftspolitische und wirtschaftliche Prozesse der Subsidiarisierung, De-
zentralisierung und Regionalisierung auf nationaler und europäischer Ebene zu beo-
bachten. Lokale und regionale Aktivitäten fordern ein neues Verständnis von gesell-
schaftlicher Entwicklung mit veränderten Kommunikations- und Steuerungsmustern 
auf verschiedenen räumlichen Ebenen. 
Vor diesem Hintergrund erleben interessanterweise Organisationen des Dritten Sek-
tors zwischen Markt und Staat eine Renaissance in der öffentlichen und wissenschaft-
lichen Wahrnehmung. Bislang wurden sie eher als vorübergehendes Phänomen der 
Krise betrachtet. Vor dem Hintergrund des ausbleibenden globalen Booms der 
Marktwirtschaft jedoch steht die Frage im Raum, ob sich der Dritte Sektor auch zu 
einem neuen Paradigma der gesellschaftlichen Reproduktion entwickeln kann.  
Am Beispiel der Entwicklung und Steuerung der Erwachsenen- und Familienbil-
dungseinrichtungen wird in dieser Untersuchung dargestellt, welche politische, wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Bedeutung Organisationen des Dritten Sektors ein-
nehmen. Während Erwachsene und Familien dem rasch wechselnden politischen, ge-
sellschaftlichen, beruflichen und familiären Wandel ausgesetzt sind und bedarfsge-
rechte Programme, Konzepte und Bildungsangebote dringend benötigen, stehen Ver-
antwortliche in den Bildungseinrichtungen vor dem Dilemma der abnehmenden öf-
fentlichen Finanzierung und suchen händeringend nach effektiven und effizienten 
Lösungen.  
Nach der Versäulung und der Vermarktung sozialer Dienstleitungen, welche insbe-
sondere im Bildungsbereich seit langem praktiziert wurden und werden, öffnet sich 
nun der Blick auch auf die Vernetzung. Drei-Sektoren-Allianzen zwischen Staat, 
Markt und Gemeinschaft ermöglichen neue Problemlösungs- und Handlungspotentia-
le. Verbunden ist damit auch die Neu- bzw. Wiederentdeckung der Profile, Kernberei-
che oder Wurzeln der Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit, die sich als beson-
ders geeignet zeigen, soziales Kapital bewusst zu gestalten und zu vermehren. Neben 
den Kostenträgern und den Professionellen sind nun auch die Nutzer der Bildungsan-
gebote gehalten, sich neu zu orientieren und zu organisieren. Erwachsenen- und Fami-
lienbilder müssen sich dann die Frage stellen, ob und wie sie zivilgesellschaftliche 
Strukturen in sozialen Räumen befördern können, wie sie Prozesse der Partizipation in 
Gang setzen oder wie sie die Bildungsoptionen und Autonomiepotentiale der Erwach-
senen und Familien eröffnen können.  
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 „Die öffentlichen Finanzen sind einer der besten Ansatzpunkte 
für eine Untersuchung der Gesellschaft, 
und zwar besonders dann, 
wenn man deren politisches Leben mit einbezieht.“ 
 




1.1 Motivation, Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit 
Die abnehmende öffentliche Finanzierung der Dritt-Sektor-Organisationen, insbeson-
dere die der Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen, war die ursprüngliche 
Antriebfeder dieser Untersuchung. Bei paralleler „Einbeziehung des politischen Le-
bens“ fällt auf, dass die deutsche Politik insgesamt mit massiven Schwierigkeiten 
kämpft. Es werden weder wirtschaftliche noch soziale Ziele zufrieden stellend er-
reicht. Vielfältige Probleme wie ein ‚enthemmter Markt’, leere Staatskassen, Lang-
zeitarbeitslosigkeit, steigende Anforderungen an Sozialsysteme, der demographische 
Wandel, Kinderlosigkeit, Chancenungleichheiten, Fragen hinsichtlich des europäi-
schen Raums und den weltweiten Herausforderungen der Globalisierung, Armut und 
Umweltprobleme blieben bislang ungelöst.  
 
Der dynamische Wandel von Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt verändert die Be-
dingungen für eine Steuerung gesellschaftlicher Entwicklungen grundlegend. Beim 
Auseinanderdriften der Problem- und Steuerungsebenen erweisen sich herkömmliche, 
insbesondere staatliche Regelungsmechanismen als immer weniger geeignet, die Lage 
und die Herausforderungen zu bewältigen. Insbesondere im Spannungsfeld von Glo-
balisierungs- und Regionalisierungstendenzen entsteht Druck auf verschiedene Rege-
lungssysteme. Während, bedingt durch die ökologischen Nebenwirkungen der wirt-
schaftlichen Globalisierung, neue übergreifende Lösungsaktivitäten benötigt werden, 
sind gesellschaftspolitische und wirtschaftliche Prozesse der Subsidiarisierung, De-
zentralisierung und Regionalisierung auf nationaler und europäischer Ebene zu beo-
bachten. Lokale und regionale Aktivitäten fordern ein neues Verständnis von gesell-
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schaftlicher Entwicklung mit veränderten Kommunikations- und Steuerungsmustern 
auf verschiedenen räumlichen Ebenen. Die Regelungsformen Markt und Netzwerk / 
Zivilgesellschaft und deren Zusammenspiel mit hierarchischen Systemen erfahren 
eine politische Aufwertung.        
 
Vor diesem Hintergrund erleben interessanterweise Organisationen des Dritten Sek-
tors zwischen Markt und Staat augenblicklich eine Renaissance in der öffentlichen 
und wissenschaftlichen Wahrnehmung. Bislang wurden sie eher als vorübergehendes 
Phänomen der Krise betrachtet. Vor dem Hintergrund des ausbleibenden globalen 
Booms der Marktwirtschaft jedoch steht die Frage im Raum, ob sich der Dritte Sektor 
auch zu einem neuen Paradigma der gesellschaftlichen Reproduktion entwickeln kann.  
 
Am Beispiel der Entwicklung und Steuerung der Erwachsenen- und Familienbil-
dungseinrichtungen wird in dieser Untersuchung dargestellt, welche politische, wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Bedeutung Organisationen des Dritten Sektors ein-
nehmen. Während augenblicklich Erwachsene und Familien dem rasch wechselnden 
politischen, gesellschaftlichen, beruflichen und familiären Wandel ausgesetzt sind und 
bedarfsgerechte Programme, Konzepte und Angebote der Erwachsenen- und Famili-
enbildung dringend benötigen, stehen Verantwortliche in den Bildungseinrichtungen 
vor dem Dilemma der abnehmenden öffentlichen Finanzierung und suchen händerin-
gend nach effektiven und effizienten Lösungen.  
 
Neben die Vermarktung von sozialen Dienstleitungen, die insbesondere im Bildungs-
bereich, seit langem praktiziert wird, öffnet sich nun der Blick auch auf die Vernet-
zung. Drei-Sektoren-Allianzen zwischen Staat, Markt und Gemeinschaft ermöglichen 
neue Problemlösungs- und Handlungspotentiale. Verbunden ist damit auch die Neu- 
(Wider-)entdeckung der Profile, Kernbereiche oder Wurzeln der Erwachsenen- und 
Familienbildungsarbeit, die sich als besonders geeignet zeigen, soziales Kapital, das 
als grundlegend für jegliche Form von Gesellschaft gilt, bewusst zu gestalten und zu 
vermehren. Neben den Kostenträgern und den Professionellen sind nun auch die Nut-
zer der Bildungsangebote gehalten, sich neu zu orientieren und zu organisieren. Er-
wachsenen- und Familienbilder müssen sich dann die Frage stellen, ob und wie sie 
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zivilgesellschaftliche Strukturen in sozialen Räumen befördern können, wie sie Pro-
zesse der Partizipation in Gang setzen oder wie sie die Bildungsoptionen und Auto-
nomiepotentiale der Erwachsenen und Familien eröffnen können.  
 
Organisationen, die sich dieser Stärken bewusst werden und sich permanent den aktu-
ellen Bedingungen anpassen, sind anderen viele Schritte voraus. Die sachlich richtigen 
Ideen hierzu sind jedoch oft nur schwer den Betroffenen zu vermitteln und stoßen bei 
der Umsetzung auf Ängste, Unsicherheiten, offene Fragen oder Widerstände bei den 
Mitarbeitern oder auf starre und träge Systeme bei den Trägern. Dabei sind ausge-
rechnet ihre Ressourcen wie beispielsweise das Wissen, die Werte, Kontakte, Erfah-
rungen, Fähigkeiten und insbesondere das Engagement die Wurzel aktivierender Bil-
dungsarbeit und Organisationsentwicklung.  
 
Aus der Integration der geschilderten Kontexte ergibt sich die Motivation für diese 
Untersuchung. Die steigende Bedeutung des Konzepts des Dritten Sektors und die der 
neuen Rolle des Aktivierenden Staates sind Impulse für diese Arbeit und ermöglichen 
die Betrachtung von Gestaltungsansätzen. Die Problemstellung der Arbeit sucht nach 
Antworten auf folgende Fragen: 
(1) In welchen Problemlagen und Krisen befinden sich Erwachsene und Familien und 
welche Kompetenzen und Kontexte benötigen sie zur Bewältigung?  
(2) Wie sahen und sehen die institutionellen Antworten der Erwachsenen- und Famili-
enbildung aus. Welche Rahmenbedingungen prägen sie? 
(3) Durch welche wissenschaftlichen Konzepte kann die aktuelle Situation und deren 
Problematik zweckmäßig erklärt werden und wie können daraus Gestaltungsansät-
ze abgeleitet werden?  
(4) Welchen Stellenwert nimmt das Konzept des Lebenslangen Lernens in der Region, 
in Netzwerken und im sozialen Umfeld ein und welche Konsequenzen hat es für 
die Beteiligten?  
(5) Wie kann die gegenwärtige Lage gestaltet werden? 
 
Diese Fragen umreißen gleichsam die Zielsetzung der Untersuchung und ihrer prakti-
schen Verwendung: 
 - 7 -
(1) Darstellung der politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Herausforde-
rungen an Erwachsene und Familien. 
(2) Darlegung der institutionellen Antworten und Rahmenbedingungen der Erwachse-
nen- und Familienbildungseinrichtungen. 
(3) Aufzeigen von Erklärungsansätzen hinsichtlich des Konzepts des Dritten Sektors 
und der Rolle des Sozialstaates. 
(4) Erklärung der Funktionsweisen des nachhaltigen Lernens und Lehrens in Regio-
nen, Netzwerken und im sozialen Umfeld als Entwicklung konzeptioneller Gestal-
tungsansätze zur Förderung und Aktivierung der Selbststeuerung, eng verbunden 
mit der Bildung, Pflege und Nutzung von Drei-Sektoren-Allianzen. 
 
1.2 Aufbau der Arbeit 
Zur Erreichung der Zielsetzung der Arbeit sind fünf Teilaspekte erarbeitet worden 
o Kapitel 1 stellt die aktuellen Problemlagen und Krisen Erwachsener und Fami-
lien und der benötigten Kompetenzen und Kontexte dar.  
o Kapitel 2 wendet sich der einleitenden Vorstellung der Erwachsenen- und Fa-
milienbildungsarbeit und ihrer Rahmenbedingungen zu. Auf dem Hintergrund 
der geschichtlichen Entwicklung ist die spezifische Komplexität der heute ak-
tuellen Problematik zu profilieren. Es geht aber auch darum, Bildungseinrich-
tungen in ihrem Wesen inhaltlich zu erfassen um sie der Analyse zugänglich 
zu machen. 
o Kapitel 3 widmet sich den Erklärungsansätzen gesellschaftspolitischer Steue-
rung von Erwachsenenbildung und Sozialpolitik. Um die Problematik der ge-
meinnützigen Bildungsstätten transparent darzustellen und Gestaltungsansätze 
entwickeln zu können, werden bei der Vorstellung des Konzepts des Dritten 
Sektors wesentliche Aspekte gemeinnütziger Einrichtungen erläutert. Ihre Stel-
lung und Steuerungsprinzipien zwischen Markt, Staat und Gemeinschaft 
/Familie sollen dem Leser den bewussten und sensiblen Umgang und die Be-
deutung zivilgesellschaftlicher Zusammenhänge erleichtern. Zukünftige Her-
ausforderungen und Perspektiven stellen sich bei der Untersuchung der ‚Rolle 
des Sozialstaates’. Die neue Subsidiarität, der aktivierende Staat, neue Formen 
der Verantwortung und deren Bedeutung für Staat und Gesellschaft haben e-
 - 8 -
norme Auswirkungen auf die Arbeit und Perspektiven von Bildungseinrich-
tungen.      
o Kapitel 4 zeigt Gestaltungsansätze auf, mit denen auf kritischer Schwelle der 
bisherigen Entwicklung ein neuer Kurs versucht werden soll. Bei den hier zu 
untersuchenden Strategien von Krisenmanagement und Gegensteuerung geht 
es um die Beschreibung, Erklärung und Gestaltung interorganisationaler Ko-
operationen und Drei-Sektoren-Allianzen. Konzepte und Strategien zum nach-
haltigen aktivierenden Lernen in Regionen, Netzwerken und im sozialen Um-
feld eröffnet eine neue Sicht auf Lernkulturen, verbunden mit Erfordernissen 
der Partizipation und Nachhaltigkeit. Netzwerkarbeit und Bürgerschaftliches 
Engagement sind die Basis für Ressourcen-, Kompetenz- und Lerngemein-
schaften und stellen eine Möglichkeit dar, das grundlegende Dilemma zwi-
schen den sozialen und ökonomischen Herausforderungen zu bewältigen.  
o Kapitel 5 bleibt abschließenden Gedanken vorbehalten. 
 
1.3. Methodische und methodologische Aspekte der Arbeit 
Das wissenschaftliche Grundverständnis dieser Arbeit richtet sich an die anwen-
dungsorientierte Erziehungswissenschaft. Der Praxisbezug der Forschung ist konstitu-
tiv, weil sich die zu untersuchenden Probleme aus dem Praxiszusammenhang ergeben. 
Ziel ist es, Problemlagen aus der Praxis kritisch zu hinterfragen, theoretisch zu erfas-
sen, zu erklären und anschließend Gestaltungsempfehlungen abzuleiten. In Erwachse-
nen- und Familienbildungseinrichtungen blieben Netzwerke und bürgerschaftliches 
Engagement bislang weitgehend ungeachtet, obschon Kooperationsbeziehungen 
durchaus denkbar und zweckmäßig sind. Durch diese Arbeit soll der Praktiker für 
zivilgesellschaftliche Herausforderungen hinsichtlich der Lernallianzen sensibilisiert 
werden, d.h. ihm sollen ein sensibles Problembewusstsein als auch konkrete Lö-
sungsmöglichkeiten an die Hand gegeben werden. Zum anderen richtet sich die Arbeit 
auch an bürgerschaftlich und politisch Engagierte, an die unternehmerische Praxis 
aber auch an alle Vertreter des Dritten Sektors. Dies betrifft insbesondere die deskrip-
tive Ebene der Betrachtungen der Erklärungs- und Gestaltungsansätze.   
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Die wissenschaftliche Erkenntnisgewinnung beruht in erster Linie auf Züge theoreti-
scher (logischer) Methode, die zur Erklärung und Prognose bestimmter sozialer Ge-
schehen oder allgemeiner Handlungsbezüge wie Begriffsbildungen oder Thesengene-
rierungen dienen. Der präempirische Status ist durch den Rückgriff auf Sekundärana-
lysen gekennzeichnet. Das erste Kapitel stellt Problemlagen und Krisen  der Erwach-
senen und Familien in unserer Gesellschaft vor und fordert zu Lösungen  auf. Das 
zweite Kapitel wirft einen Blick auf die institutionelle Antwort der Erwachsenen- und 
Familienbildungsarbeit. Die Problemdimension wird durch die Beschreibung der 
Rahmenbedingungen unterstrichen. Sie sollen die beobachtbaren Veränderungen bil-
dungspolitischer, rechtlicher, kirchlicher, institutioneller, finanzieller und professio-
neller Bezüge herleiten und für diese Arbeit als Bezugsrahmen und gedanklicher Hin-
tergrund dienen. Aus den faktischen Veränderungen wird die These des Bedarfs lo-
gisch hergeleitet. Mit den im dritten Kapitel behandelten Themen des ‚Konzeptes des 
Dritten Sektors’ und der ‚Rolle des Sozialstaates’ werden zwei Erklärungsansätze 
vorgestellt, mit denen weitreichende inhaltliche Implikationen verbunden sind. Sie 
dienen als gedankliche Stützen und ermöglichen Orientierung. Kapitel vier stellt Ges-
taltungsansätze vor, die durch die in der Literatur vorgefundene Theorie als Hinter-
grund für weitere Ausführungen dienen und Funktionszusammenhänge erklären. The-
oretische, pädagogische und praxisorientierte Gedanken zum nachhaltigen, regionalen 
Lebenslangen Lernen bilden die Grundlage für die weiteren Ausführungen. Durch 
deduktive Verfahren wird aus dem Allgemeinen das Besondere abgeleitet, sodass aus 
den theoretischen Zusammenhängen logische Schlussfolgerungen entwickelt werden, 
die für Dritt-Sektor-Organisationen wie Erwachsenen- und Familienbildungseinrich-
tungen anwendbar sind. Insgesamt stützt sich die Arbeit auf die vorhandene Literatur. 
Ohne den Anspruch auf Vollständigkeit geben die Zitate einen umfassenden Einblick 
in die jeweilige Literatur. Soweit es um die Beschreibung, Analyse und mitunter auch 
um die Darstellung von Zusammenhängen geht, werden durch den Rahmen der All-
gemeinen Systemorientierung interdisziplinäre Erkenntnisse und verschiedene The-
men miteinander verwoben und integriert. Dabei gilt es, die Außenbezüge der Syste-
me als Handlungseinheiten zu erfassen, damit die  komplexe Umweltproblematik be-
wältigt, der Erhalt kirchlicher Erwachsenen- und Familienbildung in neuer Form ge-
währleistet und begründete optimale Entscheidungshilfen gegeben werden.  
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 II. Probleme und Krisen Erwachsener und Familien 
Erwachsenen- und Familienbildung agiert und reagiert in dieser Gesellschaft, gestaltet 
sie mit und wird im Zuge dieser Entwicklungen immer wieder auch selbst verändert. 
Eine Reihe populärer Etikettierungen für die moderne bzw. postmoderne Gesell-
schaft1 finden Verwendung. Keine dieser Bezeichnungen kann das ‚Ganze’ gesell-
schaftlicher Modernisierung fassen.2 Das Gemeinsame aller Veränderungen ist, dass 
sie nahezu alle gesellschaftlichen Bereiche mehr oder weniger stark erfasst und  un-
vermeidliche Anpassungserfordernisse zur Folge haben. Menschen müssen sich dar-
auf einstellen, sich aktiv den Herausforderungen stellen, denn es kommen nur diejeni-
gen zurecht, die bereit und in der Lage sind, lebenslang zu lernen. Hieraus ergeben 
sich Konsequenzen für die Bildungsarbeit.  
 
1. Anforderungen an Erwachsene 
Individuelle Anforderungen resultieren aus den tief greifenden strukturellen Wand-
lungsprozessen unserer Gesellschaft, deren Ausgangspunkt der rasante wissenschaftli-
che und technische Fortschritt ist. Im Zuge von Rationalisierungs- und Bürokratisie-
rungsprozessen setzt sich immer stärker die bloße Zweckorientierung durch, die zur 
Formalisierung öffentlicher Beziehungen führt. Bedürfnisse wie Wärme, Nähe, Sinn 
oder der Wunsch nach Orientierung werden in den privaten Bereich gedrängt. Durch 
die Erfindung neuer Technologien erhalten Individuen neue Zugangswege zu Kom-
munikation, Information und Bildung. Die Fülle verfügbarer Daten und die immens 
gewachsene Bedeutung von Wissen als Ressource und Grundlage sozialen Handelns 
benötigt neue Kompetenzen.  Dies gilt für die Teilhabe an Macht und Einfluss aber 
auch als Widerstand gegen die auf Expertenwissen gestützte und somit legitimierte 
Macht. Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit trägt dazu bei, „die in der Wissens-
                                                 
1wie Risikogesellschaft, Wissensgesellschaft, Arbeitsgesellschaft, Erlebnisgesellschaft, Informationsge-
sellschaft, Bürgergesellschaft, Transformationsgesellschaft, Reflexive Moderne, Multioptionsgesell-
schaft.   
2 Schäffter, O. (2001): „Ein Merkmal, so lässt sich auf einer Meta-Ebene gegenwärtiger Zeitdiagnosen 
konstatieren, besteht darin, dass sich aus der Binnenbeobachtung dieser Gesellschaft keine eindeutige 
Antwort finden lässt; nein, im Gegenteil, dass wir es geradezu als Charakteristikum ansehen müssen, 
dass es eine Vielzahl konkurrierender, einander widersprechender oder einander indifferenter Antwor-
ten auf diese Frage gibt. Die Unbestimmbarkeit gesellschaftlicher Realität ließe sich fraglos zur Unbe-
stimmbarkeit steigern. Jeder, der den Anspruch hat, eine allgemeingültige Deutung zu formulieren und 
verbindlich zu machen, liegt falsch. An und für sich bleibt die gegenwärtige Gesellschaft unbestimm-
bar.“ 
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gesellschaft3 angelegten Demokratisierungschancen zu vergrößern und auch nach wie 
vor bestehende Ungleichheiten in den Zugangsmöglichkeiten zum Wissen auszuglei-
chen.“4 Mit zunehmender Veralterungsrate nimmt der Zwang zum ‚up-daten’ von 
Wissen kontinuierlich zu.    
 
Menschen rücken virtuell näher zusammen. Durch Medien wie Internet, Fernsehen 
oder infrastrukturbezogene Technologien wie die der Luftfahrt sind sie sich oft global 
näher als im eigenen näheren Wohnbereich. Politik und Wirtschaft sind regional, nati-
onal, kontinental und global tätig. Konflikte in anderen Erdteilen lösen regionale 
Probleme aus. Unternehmen vernetzen sich und bauen auf der ganzen Welt riesige 
Konzerne. Vereinigungsprozesse wie das Vereinte Europa, die Entwicklung zur mul-
tikulturellen Gesellschaft, Internationalisierung und Globalisierung5 führen zu bis 
dahin unbekannte individuelle Bedarfe. Technisch vermittele Kommunikation ver-
stärkt die Konzentration auf die Sachdimension, führt zur Reduktion von unmittelba-
rer sinnlicher Erfahrung und gefährdet soziale Beziehungen. Parallel ist die Pädagogi-
                                                 
3 Im Gegensatz zum technizistischen Begriff der Informationsgesellschaft eröffnet sich nun eine Per-
spektive der Wissensgesellschaft, welche auf den Willen und die Befähigung der Menschen zur Selbst-
bestimmung setzt. Nicht die Rechnerleistungen werden die Qualität der künftigen Entwicklung 
bestimmen sondern die Auswahl des Nützlichen und die Fähigkeit zum Aushalten von Ambivalenzen 
und Unsicherheiten, die Gestaltung des Zugangs zu Wissen und der fehlerfreundliche Umgang mit dem 
Nichtwissen. Wissen wird zur Schlüsselressource und Bildung zur Bedingung für die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben. WWW.WISSENSGESELLSCHAFT.ORG#HEINRICH-BÖLL-STIFTUNG  
4 Nolda, S. (2001), S, 91-117. 
5 Die Globalisierung wird begleitet von der Verdichtung weltweiter Vernetzung und wachsender Inter-
dependenzen. Staatliche Ordnungen mit ihren wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
werden einem verstärkten internationalen Wettbewerb ausgesetzt. Unterschiedliche Kulturen und Wert-
vorstellungen bergen neben den Chancen gegenseitiger Bereicherung auch die Bedrohung durch neuar-
tige Konfrontationen. Unter Globalisierung sind jedoch in erster Linie folgende Entwicklungsstränge zu 
beobachten: 
o die Ablösung der Geldpolitik von nationaler Regulierung und die stärkere Internationalsierung der 
Geldmärkte, 
o die schnellere und dichtere Kommunikation über neue elektronische Medien sowie die größere Inten-
sität transnationaler Verkehrsströme, 
o der Abbau protektionistischer Instrumente und die stärkere internationale Lohn-Konkurrenz in be-
stimmten Branchen, 
o der Funktionswandel der Direktinvestition im Ausland von der Absicherung des Exports hin zu direk-
ter Erschließung ausländischer Märkte mit externen Produktionsstätten, auch zur Umgehung von 
Wechselkursrisiken, 
o das schnelle Wachstum internationaler Konzerne ohne nationale Zuordnung. 
Der Globalisierungsbegriff ist sehr unscharf und wird deshalb auch durch den Begriff der Denationali-
sierung ersetzt. „Gesellschaftliche Denationalisierung bezeichnet den Prozess, in dessen Verlauf sich 
Vedichtungsräume gesellschaftlicher Interaktionen über die staatlich definierten Grenzen der National-
gesellschaft hinaus ausweiten.“ Beisheim/Zürn (1999), S. 306.  
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sierung der Medien6 beispielsweise in typischen pädagogischen Settings in normalen 
Fernsehsendungen zu beobachten.7 „Die Gesellschaft wird zugleich vernetzt und – 
durch dazwischen geschaltete Instanzen -  auseinander gezogen.“8 Ulrich Becks zeit-
diagnostische Bestandaufnahme in den 80er Jahren prägte den Begriff der Risikoge-
sellschaft, mit dem sich die Gesellschaft schnell identifizierte. Begriffe wie Enttraditi-
onalisierung9, Pluralisierung10 und Individualisierung11 beschrieben das Wirtschafts-
wachstum der 50er Jahre und die gesamtgesellschaftlichen Veränderungsprozesse, 
welche bis heute nicht an Aussagekraft verloren haben. Aus soziologischer Sicht er-
höhen diese Entwicklungen den Entscheidungsspielraum von Menschen bei gleichzei-
tiger Entscheidungsunsicherheit. Weniger Vorentscheidungen komplizieren individu-
elle Entscheidungen und führen zu Entscheidungsdruck.  
 
Auch die Arbeitswelt ist von diesen strukturellen Veränderungen betroffen. Es werden 
immer mehr Arbeitsplätze freigesetzt.12 Auf dem Weg von der Industrie- zur Dienst-
                                                 
6 Diese Feststellung stammt ursprünglich von J. Kade und C. Lüders (1997), die Schlussfolgerungen für 
die Erwachsenenbildung bei: Brödel (2001), S. 6 ff.  
7 Dieser Tatbestand führt einerseits zu veränderten Ansprüchen an Weiterbildung und andererseits zu 
neuen Überlegungen, wie Weiterbildung spannender präsentiert werden kann.  
8 Zech, R. (1997), S. 14. 
9 Enttraditionalisierung beschreibt Wandlungsprozesse, die die Grundannahmen der bis dahin geltenden 
Gesellschaftsordnung erschüttern. Dies sind neben der jahrhundertealten Klassen- und Milieuzugehö-
rigkeit vor allem die Auflösung tradierter und ehemals verbindlicher Orientierungsmuster wie das der 
Normalbiographie, der traditionellen Klein- und Großfamilie, des Berufes, des Geschlechter- und Gene-
rationsverhältnisses sowie der gesellschaftlich gültigen Normen und Werte.  
10 Pluralisierung als eine Folgeerscheinung der Enttraditionalisierung beschreibt die entstandene Viel-
zahl und Ausdifferenzierung in Bezug auf die Optionen, das Leben individuell zu gestalten. Für Beck 
waren die soziale und geographische Mobilität, die Möglichkeit der individuellen Ausgestaltung des 
Lebensstils, der Wandel der Berufsstruktur und vor allem die Bildungsexpansion der späten 60er Jahre 
Indikatoren dieser gesellschaftlichen Pluralisierung.  
11 Individualisierung bedeutet nach Beck die Erschöpfung aller kollektiven Sinnquellen, was einerseits 
bedeutet, dass das Individuum neue Freiheitsgrade gewinnt, da es nicht länger in traditionellen Zwän-
gen verhaftet bleibt. Andererseits bedeuten diese Freiheitsgrade auch den Verlust von Orientierungs-
mustern, was dazu führt, dass Individuen ihr Leben aktiv handelnd und selbständig bewältigen müssen, 
wobei die damit verbundenen Chancen und Risiken der Lebensgestaltung allein beim Individuum 
verbleiben. Damit rücken die individuellen Leistungsmotivation und die Leistungsfähigkeit ins Zent-
rum der eigenen Biographiegestaltung. Individualisierung ist somit ein sozialstrukturierendes Merkmal 
und wird auf der gesellschaftlichen Ebene zu einer normativen Aufforderung an das Individuum. Das 
Individuum hat es somit zunehmend schwerer seinen Alltag gelingend und erfolgreich zu leben, wo 
sich die Gesellschaft immer mehr zerfasert, wo Strukturen und Orientierungsanker zunehmend verloren 
gehen und sich in globale Kontexte einfügen. 
12 Der US-Professor Jeremy Rifkin spricht von dem Ende der Arbeit. Während 1995 weltweit noch 800 
Millionen Menschen arbeitslos oder unterbeschäftigt waren sind es 2001 schon mehr als eine Milliarde. 
Nach der Staatsverschuldung ermöglichen nun Verbraucherkredite nur vorübergehend niedrige Arbeits-
losenquoten. Selbst im faszinierenden China sind in den vergangenen sieben Jahren 15 % aller Jobs 
verschwunden. Ursache dafür ist, dass selbst die billigste menschliche Arbeitskraft teuerer ist als die 
Maschine. Der Markt wird zum allergrößten Teil ohne menschliche Arbeitskraft funktionieren z.B. 
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leistungsgesellschaft fallen ganze Berufssparten weg. Flexibilität, Dynamik, Expansi-
on und Globalisierung sind die Orientierungsmaxime der Dienstleistungsgesellschaft. 
Leistungen der Arbeitnehmer werden an Bezugsgrößen wie Effektivität, Rentabilität 
und Effizienz gemessen. Die Dienstleistungsgesellschaft wird zur Konkurrenzgesell-
schaft, solidarisches Handeln tritt zunehmend in den Hintergrund. H. Keupp13 weißt 
in diesem Zusammenhang auf eine Reihe von Befindlichkeiten bzw. neuen Erfah-
rungskomplexen hin, die durchaus ambivalent zu bewerten sind. Sie zeigen das Ende 
bestimmter Gewohnheiten als auch das „Potential neuer und produktiver Formen der 
Lebensgestaltung und –bewältigung“ auf: 
o Die Erfahrung der ‚Einbettung’ der individuellen Lebensführung ist mit dem Wegfall verlässlicher Traditionen 
verbunden. Es gibt wenig Vorgaben für die individuelle Lebensführung, es müssen bzw. können eigene Lö-
sungswege gesucht werden. 
o Die Fragmentierung von Erfahrungen ist die Folge einer wachsenden Komplexität von Lebensverhältnissen, die 
eine ‚Fülle von Erlebnis- und Erfahrungsbezügen’ mit sich bringt, die allerdings nebeneinander stehende Einzel-
erfahrungen ohne geschlossenes Gesamtbild bleiben. 
o Die Pluralisierung von Lebensformen und Milieus beinhaltet eine Fülle von Alternativen sowohl die Chancen 
der freien Entscheidung als auch die Risiken des Zwangs zu eigener Entscheidung, die man dann auch selbst zu 
verantworten hat. 
o Mit den immer kürzer werdenden Zyklen für Neuerungen (‚Innovationsverdichtung’) wächst nicht nur die ‚Ver-
alterungsrate’ des Wissens, es verändert sich auch das Zeitempfinden der Menschen: H. Lübbe spricht in diesem 
Zusammenhang von ‚Gegenwartsschrumpfung’.14  
 
Der israelische Gesundheitsforscher A. Antonovsky hat das Modell der ‚Salutogenese’ 
entwickelt, welches die Frage nach den Ressourcen in den Mittelpunkt der Überle-
gungen stellt, die erforderlich sind, um trotz negativer Belastungen gesund zu bleiben. 
                                                                                                                                            
durch Internet, Satellitentechnik und Breitbandleitungen. Die drei politischen Pseudotheorien der ‚Stel-
lenverlagerung ins Ausland’, ‚zu schlechte Qualifizierung der Arbeitnehmer’ und ‚zu teure Stellen 
durch zu hohe Sozialabgaben’ treffen nicht die Realität. Gerade einmal ein Prozent der abgebauten 
Stellen wurden bisher ins Ausland verlagert. Auch werden nicht durch zusätzliche Qualifizierung der 
Arbeitslosen fünf Millionen neue Arbeitsplätze entstehen und Durchschnittsqualität kann ein Computer 
oder Roboter billiger liefern. Durch eine härtere Beschneidung der Sozialsysteme würden Probleme an 
anderer Stelle auftauchen wie beispielsweise eine schlechtere Gesundheit, größere Armut, weniger 
Sicherheit oder mehr Kriminalität. Im Endeffekt werden die Menschen nicht mehr für den Produktions-
prozess gebraucht. Auch Rifkin schlägt vor, dem Dritten Sektor z.B. bei den Aktivitäten Sozialarbeit, 
Wissenschaft, Kunst, Religion oder Sport mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Er schlägt eine Finanzie-
rung vor, die durch Steuerumschichtung von Arbeit und Kapital auf die stärkere Besteuerung von natür-
lichen Ressourcen gekennzeichnet ist. Auch eine Finanzierung über „Zeitgeld“ hält er für denkbar. 
Zudem fordert J. Rifkin die Reglobalisierung, bei der weniger die Gewinnspannen einer kleinen Min-
derheit sondern die Bedürfnisse der Mehrheit im Vordergrund stehen.[Stuttgarter Zeitung online 
(18.09.2005) www.stuttgarter-zeitung.de/stz/page/detail.php/916564 ]    
13 Keupp, H. (1999), S. 13 ff. 
14 Keupp, H. (1999), S. 15. 
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Dazu zählen körperliche, psychische, materielle und psychosoziale Ressourcen. Die 
Wirksamkeit dieser Faktoren ist abhängig von der zentralen subjektiven Kompetenz, 
dem Gefühl der Kohärenz und meint damit die eigene Handlungsfähigkeit und das 
Zutrauen in diese. Es ist das Gefühl, „…dass es einen Zusammenhang und Sinn im 
Leben gibt, dass das Leben nicht einem unbeeinflussbaren Schicksal unterworfen 
ist.“15 16 Fehlender Kohärenzsinn wirkt sich auf das Phänomen der ‚Demoralisierung’ 
aus. Die Anzeichen hierfür sind „Einstellungen der Grundhaltung, die durch ein ge-
ringes Selbstwertgefühl, Hilflosigkeit, Hoffnungslosigkeit, unbestimmte Zukunfts-
ängste und allgemein gedrückte Grundstimmung geprägt sind.“17      
 
Bildungspolitische und individuelle Herausforderungen des 21. Jahrhunderts sind von 
diesen Strukturwandlungsprozessen geprägt. Individuen, deren Lebenswelt von Dis-
kontinuitäten und fortlaufenden Umbrüchen geprägt ist, benötigen grundlegende 
Kompetenzen, um die zum Teil antizipierenden Anforderungen und Verunsicherun-
gen zu bewältigen. Es braucht Schlüsselqualifikationen, die die Entwicklung der Ge-
samtpersönlichkeit, die Berufsfähigkeit und die Fähigkeit zur Mitgestaltung der de-
mokratischen Gesellschaft bestärken.18 Diese Kompetenzen stellen für das Indivi-
duum die Basis für stabile Identität und nachhaltige Orientierungs- und Handlungsfä-
higkeit, immer bezogen auf die eigene Lebensgestaltung, den Beruf und die Partizipa-
tion an der Gesellschaft. Bildung ist in diesem Zusammenhang ein Sozialisationspro-
zess, an dem in Zeiten gesellschaftlicher Veränderungsdynamiken die Erwartungen 
                                                 
15 Keupp, H. (1999), S. 19 ff. 
16siehe auch: „Erwachsenenbildung als Sinnstiftung?“ (Barz, H./May, S.) www.die-
bonn.de/publikationen-texte/index.asp   
17 Keupp, H. (1999), S.20. 
18 Forum Bildung (2002): „Ohne eine vielseitig entwickelte Gesamtpersönlichkeit mit ausgeprägter 
Eigen- und Sozialkompetenz ist Beschäftigungsfähigkeit heute gar nicht mehr denkbar; umgekehrt ist 
die Fähigkeit, den eigenen Lebensunterhalt zu sichern, eine notwendige Voraussetzung für die Entfal-
tung der eigenen Person und für die Teilhabe an der Gesellschaft.“ Das Forum bezeichnet folgende 
Kompetenzen als Schlüsselqualifikation:  
o Eigenverantwortlichkeit, Urteilskraft, Orientierungsfähigkeit im Wandel 
o ‚Lernen des Lebens’ als grundlegende Kompetenz im Kontext eines lebenslangen Lernens 
o Gemeinschaftsfähigkeit als Teamfähigkeit, Toleranz, Konfliktlösungsfähigkeit, Demokratiefähigkeit 
o Interkulturelle und ethische Kompetenz 
o Verantwortlichkeit für nachhaltige Entwicklung als Verbindung von ökonomischer, ökologischer und 
sozialer Verantwortung 
o Gestaltungsfähigkeit einschließlich Kreativität und Innovationsfähigkeit 
o Fach- und Methodenkompetenz mit zunehmender Bedeutung von Methoden- und Orientierungswis-
sen bei gleichzeitiger Notwendigkeit von ständig erneuerbarem Spezialwissen 
o Sprachkompetenz (sowohl Muttersprache als auch Fremdsprachen betreffend) 
o Medienkompetenz  
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steigen. Beim Lebenslangen Lernen kommt der Weiterbildung innerhalb des Bil-
dungssystems, neben schulischer und beruflicher (Aus-) Bildung, diese bedeutende 
Aufgabe zu. Jedes einzelne Individuum hat das Recht auf selbstbestimmte Bildung. 
Das nicht-funktionale Lernen ist als Offenheit und Bereitschaft gegenüber Neuem, als 
Freude und Lust, sich auf Neues einzulassen und dieses zu gestalten, als Chance zur 
Herausbildung einer individuellen Persönlichkeit zu etablieren. Eine durch die Gesell-
schaft verantwortete Bildung hat den Auftrag, für soziale Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit auf allen gesellschaftlichen Ebenen in gleicher Weise zu sorgen und das 
gesamte Angebot an Weiterbildung für alle zugänglich zu machen. In der Wissensge-
sellschaft darf die immaterielle Ressource Bildung nicht zu einer innergesellschaftli-
chen Kluft zwischen Qualifizierten und Nicht-Qualifizierten führen.  
 
2. Anforderungen an Familien  
Früher war die Familie, die Kindererziehung, die Beziehungsstruktur in der Familie 
zwischen Eltern und Kindern, zwischen  Erziehenden oder zwischen den Generatio-
nen kein sehr großes Thema. Klare und selbstverständliche Regeln prägten den Alltag. 
Heute herrscht Unsicherheit über den Stellenwert der Familie. Familie ist heute nicht 
immer der Ort der Sicherheit und der Geborgenheit. Traditionelle Regeln bezüglich 
der Erziehung und Partnerschaft werden zunehmend in Frage gestellt.   
 
Auch aufgrund der immer größeren Vielfalt an Lebensformen19 sind Eltern  verunsi-
chert in Fragen des Zusammenlebens, der Kindererziehung, der praktischen Haus-
haltsführung und der sinnvollen Freizeitgestaltung. Oftmals fehlen die in der ‚Familie 
von früher’ vorhandenen persönlichen Vorbilder aus dem Familienkreis und die Wis-
sensvermittlung von Generation zu Generation. Stattdessen gibt es vielfältige, aber 
eher durch diese Vielfalt verwirrende Angebote in den Medien. Vorbilder werden 
nach kommerziellen Gesichtspunkten und schnellen Rezepten geschaffen. Sie sind für 
das tägliche Leben der Menschen nicht immer geeignet, und manchmal sogar ausge-
                                                 
19 z.B. Dreigenerationen-, Zweigenerationen-Familie, Ein-Eltern-Familie, Patch-Work-Familien, 
„Temporäre“ Familien (Kinder halten sich abwechselnd bei dem ein oder anderen Eltern- oder Großel-
ternteil auf), Wohngemeinschaften, generationsübergreifende Familienprojekte, gleichgeschlechtliche 
Partnerschaften, Paare ohne lebende Kinder, alleinerziehende Mütter und Väter, Restfamilien (Kinder 
sind aus dem Haus), Paare mit Adoptiv- und Pflegekindern, Frauen oder Paare, die ihr Kind zur Pflege 
oder Adoption frei gegeben haben u. a.  
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sprochene Negativvorbilder. Beunruhigend ist insbesondere auch das Wiedererwachen 
von rechtsradikalen Gesinnungen bei Jugendlichen, denen die Eltern offenbar nichts 
entgegenzusetzen haben.  
 
Familien mit mehr als zwei Kindern gelten der allgemein akzeptierten Vorstellung zu 
Folge als kinderreich und stellen eine Minorität dar. Diese Familien fühlen sich meist 
in einer Minderheitssituation und reagieren darauf entsprechend. Sie geraten unter 
Legitimationsdruck weil sie von den Idealvorstellungen wie auch von der Realität der 
‚Normalfamilie’ abweichen. Sie fühlen sich gegenüber Kinderlosen bzw. kleinen Fa-
milien benachteiligt. Die Familienphase kinderreicher Familien dauert länger, und die 
Elternpflichten enden, wie bei allen anderen Eltern, nicht mit der Volljährigkeit des 
Kindes, was auf eine höhere Bildungsaspiration als auch auf immer geringer werdende 
Entlastungen durch staatliche Zuschüsse zurückzuführen ist. Dieses Phänomen, das in 
der Forschungsliteratur aus der Sicht der Jugendlichen  als ‚finanzielle Unselbständig-
keit’ gesehen wird, trifft Kinderreiche besonders hart. Neben der ökonomischen Situa-
tion werden kinderreiche Familien mit besonderen Benachteiligungen bezüglich der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Verfügbarkeit von freier Zeit und Freizeitgestal-
tung als auch hinsichtlich der Wohnsituation oder der geleisteten (unbezahlten) Fami-
lienarbeit besonders getroffen. Kinderreichtum führt häufig zum sozialen Abstieg20, 
über alle Schichtgrenzen hinweg. Schon heute sind über eine Millionen Kinder und 
Jugendliche auf Sozialhilfe angewiesen21. Ein Fünftel aller Familien in den alten und 
ein Viertel in den neuen Bundesländern verfügen nur über geringfügige Einkünfte 
unterhalb der Steuergrenze. „Die „Hartz IV – Reform“ wird die Situationen für Fami-
lien zusätzlich verschärfen.“22  
                                                 
20 Ulrich Beck: „Hindernis im Individualisierungsprozess“.  
21 Alleinerziehende gehören zu den von materiellen Risiken besonders betroffenen Bevölkerungsgrup-
pen. Doch belegen aktuelle Studien (Schneider u.a. 2001), dass längst nicht alle Alleinerziehenden 
ökonomisch schlecht gestellt sind. So verfügen 27 % der Alleinerziehenden mit minderjährigen Kin-
dern mit maximal 2000 DM über ein geringes Einkommen. Doch steht diesen eine fast ebenso große 
Gruppe von 22 % mit einem Einkommen von mindestens 3500 DM entgegen. Alle übrigen verfügen 
über ein monatliches Budget von 2000 bis 3500 DM. Vergleichbar sind diese Zahlen auch mit dem 
Mikrozensus (1996), der besagt, dass 32 % der Alleinerziehenden bis zu 2000 DM und 28 % 3500 DM 
und mehr an monatlichem Einkommen erhalten. Die Einkommenssituation ist abhängig vom Alter und 
der Schul- und Berufsausbildung der Alleinerziehenden, dem Alter des jüngsten Kindes und der Anzahl 
der Kinder. 
22 Helga Spindler in ihrem Vortrag im Juli 2004 zu dem Thema „Hartz VI“ an der Universität Essen-
Duisburg, Campus Essen. 
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 In der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung allerdings führt die Kinderlosigkeit zum 
Arbeitskräftemangel und zu Finanzierungsproblemen bei den Sozialversicherungen. 
Einen weiteren wichtigen Aspekt stellt der einzelne Erwachsene dar, dem der Bezug 
zu Kindern fehlt. „In einer Welt zunehmender Beziehungsbeliebigkeit wird das Kind 
zum Hoffnungsträger, zur letzten verbliebenen, unaufkündbaren, unaustauschbaren 
Primärbeziehung. Partner kommen und gehen. Das Kind bleibt.“23 Die Einstellungen 
bei den Erwachsenen gegenüber ihren ein oder zwei Kindern pendeln zwischen Last 
und Lust. Gleichzeitig steigen die Heirats- und Scheidungsziffern24, die Zahl der Sin-
gles, die der Alleinerziehenden und Wohngemeinschaften, der Ehen ohne Trauschein 
und der nichtehelichen Kinder. Die Anzahl familialer Trennungen nimmt zu.25  
 
Während auf der einen Seite die Technisierung von Haushaltsvorgängen zunimmt, 
steigt die ‚Fast-food-Kultur’. Diese Tendenz entlastet die Familie von reproduktiven 
Aufgaben. Bedingt durch die Berufstätigkeit der Väter und Mütter sind diese weniger 
zuhause anwesend. Kinder erleben seltener Identifizierungsprozesse eines bedeu-
tungsvollen Miteinanders der Familienmitglieder. Hinzu tritt die gesteigerte Mobilität 
des Arbeitslebens in Form von Pendeln zwischen Berufs-, Freizeit- und Familienleben 
oder komplizierten Wechselschicht-Dienstplänen, was wiederum zu noch mehr Tren-
nungen führt. Hinzu tritt das Problem der Überforderung durch  Beziehungsdruck, der 
entstehen kann, wenn die verwandtschaftlich oder nachbarschaftlich isolierte Klein-
familie zum zentralen Ort emotionaler Geborgenheit und der Erfüllung von Liebesan-
sprüchen wird.  
 
                                                 
23 Beck, U., (1990). 
24 Wallerstein, J. (2001) belegt, dass für Kinder die Scheidung der Eltern nach dem Tod eines Eltern-
teils das Schlimmste ist, was sie sich vorstellen können. Wobei dies insbesondere für jüngere Kinder 
unter 16 Jahren gilt und bei Älteren diese Bewertung variiert.  
25 Ionka Senger 1995, In: Fachlexikon der sozialen Arbeit, S. 323: „Etwa jede zweite Ehescheidung ist 
zugleich eine Familienscheidung. Scheidungsgründe sind aber auch dort vor allem enttäuschte Erwar-
tungen der Ehepartnerbeziehungen. Diese Erwartungen sind in unserer Gesellschaft geprägt durch das 
Ideal der ‚Liebesheirat’. So gilt als eines der charakteristischen Merkmale moderner Ehen, dass sie mit 
immateriellen Erwartungen ‚überfrachtet’ werden, die deren tatsächliche Leistungsfähigkeit überfor-
dert, auch deshalb, weil diese Erwartungen z. T. nur schwer oder gar nicht zu vereinbaren sind. Ent-
täuschte Erwartungen sind nicht selten steter Nährboden für Spannungen und Konflikte, die nicht selten 
auch gewaltsam ausgetragen werden“. 
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Es hat sich die Beziehung zwischen Eltern und Kindern verändert. Eltern stellen häu-
fig das ‚Wie’ der Erziehung in Frage,  fragen sich, was, wann, warum und wo welche 
Werte sie vermitteln sollen. Sie wissen nicht, welche Anforderungen die Zukunft stel-
len wird und fühlen sich stets auf sich selbst zurückgeworfen. Bedingt durch den 
Zeitmangel der Eltern für ihre Kinder, und dem zunehmenden Qualifizierungsdruck, 
dem bereits Kleinkinder ausgesetzt werden, geben Eltern die Verantwortung für die 
Familie bzw. die Erziehung an andere Einrichtungen weiter. Immer früher gehen Kin-
der zu Tagesmütter, Krippen, Kindergärten, Sportvereine usw., nutzen Ganztagsange-
bote und betrachten das Zusammensein mit Gleichaltrigen unter professioneller Lei-
tung als Familienersatz, mit allem Für und Wider kollektiver Erziehungsformen. 
 
Dieser gesellschaftliche Wandel hat die Lebens- und Arbeitszusammenhänge der Kin-
der verändert und zu neuen Verhaltensmustern und anderem Lernverhalten geführt. So 
veränderte sich das Spielverhalten durch Fernsehen26, Unmengen kommerzieller 
Spielsachen, Horror- und Kriegsspielzeug, Computerspiele usw. Selbständige Natur-
erkundungen, Improvisation mit Alltagsgegenständen, spontane Spiele in den ver-
schiedensten Kindergruppen im Wohnumfeld werden immer weniger. Kinder halten 
sich heute mehr im Haus, an kindgerecht gestalteten Orten wie Spielplätzen, Kinder-
tageseinrichtungen, Familienbildungsstätten oder Musikschulen auf. Schlagworte wie 
Verhäuslichung, Verinselung, Organisiertheit und Verplantheit von Kindheit und 
Langeweile sind Kennzeichen der Entwicklung. Aus den strassensozialisierten Kin-
dern werden Hauskinder, die von der Mutter oder Freunden zur Kindereinrichtung 
gebracht werden und nach Terminkalendern leben. Insgesamt ist im Verlauf der letz-
ten Jahre die Qualität von Familienleben und Kindheit schlechter geworden. Eltern 
und Kinder haben es schwerer als früher.  
   
Heute sind Eltern und Kinder nicht mehr so aufeinander angewiesen wie früher. Wäh-
rend früher die Vererbung von Namen und Eigentum als auch die Arbeitskraft der 
                                                 
26 Zu beobachten ist eine Kommerzialisierung von Kindheit, die zu Haben-Mentalität und einer kon-
sumfixierten Lebenshaltung führt. Die Medienkindheit ist dadurch gekennzeichnet, dass vor allem 
kleinere Kinder mit hohem Medienkonsum häufig verängstigt, eine negative Sprach- und Sozialent-
wicklung vorweisen, ein falsches Weltbild erhalten, von der selbständigen Welterkundung abgehalten 
werden, sich zu früh mit Erwachsenenthemen wie Sex konfrontieren und durch Gewaltszenen zu ag-
gressiverem Verhalten finden. 
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Kinder für die Alterssicherung der Eltern im Vordergrund stand, wird in der heutigen 
Zeit die Sorge um den Arbeitsplatz, um eine Ausbildung oder um Kranken- und Ren-
tenversicherung größer. Kinder gelten als finanzielle und zeitliche Belastungen, die 
das berufliche Vorankommen, die Mobilität oder den materiellen Wohlstand behin-
dern. Arlie Russell Hochschild beschreibt in ihrem bezeichnenden Buch „Keine 
Zeit…, wenn die Firma zum Zuhause wird und zu Hause nur Arbeit wartet“ anhand 
von Fallstudien amerikanische gesellschaftliche Verhältnisse, die auch in Deutschland 
zu beobachten sind. „In diesem neuen Modell von Familie und Arbeitsleben flieht der 
müde Vater oder die müde Mutter aus der Welt der ungelösten Konflikte und ungewa-
schenen Wäsche in die verlässliche Ordnung, Harmonie und guten Laune der Ar-
beitswelt.“27 Der Wertewandel, der die emotionalen Pole von Arbeit28 und Familie29 
verschiebt, entsteht durch die neue Unternehmenskultur, die  Selbstverantwortung 
betont und Anerkennung vermittelt. Arbeit wird für viele Beschäftigte zum Zuhause, 
während die Familie zunehmend zum Arbeitsplatz wird. Eltern verbringen immer 
mehr Zeit am Arbeitsplatz während das Familienleben unter Zeitdruck gerät und tay-
lorisiert wird.30 Das Arbeitsleben verlangt Flexibilität und Mobilität. Besonders die 
Mobilität erfordert insbesondere von Familien Opfer. So sehen Berufspendler ihre 
Familien häufig nur am Wochenende. Mobilitätsinduzierte Belastungen bringen Prob-
leme mit sich wie den Verlust sozialer Kontakte, die Entfremdung vom Partner und 
der Familie oder psychischen Belastungen.  Veränderungen wie Ortswechsel oder 
Arbeitsplatzwechsel betreffen die ganze Familie31. Diskussion um die Vereinbarkeit 
                                                 
27 Hochschild, A. R. (2002), S. 56.  
28 Das Bild vom idealen Angestellten ist gekennzeichnet von Flexibilität, Bereitschaft, ohne Wider-
spruch andere Aufgaben der Firma zu übernehmen, in Notfällen die Arbeit anderer mit zu erledigen 
oder jederzeit umzuziehen. 
29 Hier wird Familie auf die Bereiche ‚quengelnden Kinder, Kochen und Putzen’ reduziert. Familie sei 
nur noch Treffpunkt von Personen mit unterschiedlichen Interessen und eigenen Zeitplänen, ein Ort 
zum Essen – immer seltener gemeinsam, zum Fernsehen – zumeist in getrennten Räumen – und zum 
Schlafen.  
30 Hochschild, A. R. (2002); Hochschild interviewte Mitarbeiter von Amerco, einem Fortune – 500-
Unternehmen. Dieser Betrieb gilt in den USA als besonders familienfreundlich; er bietet Job Sharing, 
Teilzeitarbeit ohne Abstriche bei Karriereaussichten, komprimierte und flexible Wochenarbeitszeiten 
usw. Trotzdem wurden die Angebote selten genutzt.  
31 Metzinger, A. (2002); beschreibt in seinem Buch „Kindsein heute: Zwischen zuviel und zu wenig 
und zuviel“ den Familienwandel, wobei er die Trends zur Kleinfamilie und zur Müttererwerbstätigkeit 
beschreibt, auf die Einzelkind-Situation eingeht, sowie die steigende Scheidungshäufigkeit und die 
zunehmende Zahl von Alleinerziehenden herausstellt. Er thematisiert die Krise der Familienerziehung, 
die sich auf die Verunsicherung der Eltern, eine durch Berufstätigkeit überlastete und unter Identitäts-
krisen leidende Mutter, einen am Rande stehenden Vater mit unklarer Rolle, häufig auftretende Ehe-
konflikte, Scheidung der Eltern und Leistungsdruck gesetzt und überfordert: Sie sollen ‚perfekte’ und 
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von Familie und Beruf und Angebote familienfreundlicher Unternehmen berücksich-
tigen diesen Wandel in der emotionalen Signifikanz der Lebenswelten von Familie 
und Beruf bisher noch nicht hinreichend. Bei amerikanischen Unternehmen wird be-
reits beobacht, dass sie für ihre hoch qualifizierten Angestellten soziale Freizeitange-
bote32 anbieten, die früher ehr mit Familienmitgliedern oder in der Gemeinde stattfan-
den. Hierbei handelt es sich um Angebote, die es dem Arbeitnehmer erleichtern, noch 
etwas länger am Arbeitsplatz zu verbleiben. Zusätzlich werden immer mehr Dienstlei-
tungen wie z.B. Banken oder Friseure für die Beschäftigten in die Unternehmen ge-
holt33. 
 
Durch das abnehmende Gefühl der Sicherheit in der Familie wird deutlich, dass Kin-
der, Kranke und Alte oder auch die Partner die Verlierer in diesem System sind. Er-
sichtlich wird der Trend, der zu einer Entwertung all dessen führt, was einmal das 
Wesen des Familienlebens ausmachte. Je mehr die Erwerbstätigen ihre Arbeit gegen 
Geld tun und je höher diese Arbeit im öffentlichen Bereich geschätzt und anerkannt 
wird, je mehr wird das Privatleben entwertet und desto mehr schrumpft sein Einfluss-
bereich. Hierbei ist die marktvermittelte Erwerbsarbeit eher kultureller Wandel als 
einfache ökonomische Tatsache. Es zeichnet sich ein Trend ab, bei dem das Erwach-
senenleben sich in die Arbeitswelt verlagert, besonders Kleinkinder leiden unter ein 
Zeitkorsett, Beziehungen zwischen Partnern und Kindern verändern sich, vereinsamte 
Schlüsselkinder fahren ins Ferienlager und nicht in den Familienurlaub, Erwachsene 
haben keine Zeit mehr, Einfluss auf Kindertagesstätten oder Schulen zu nehmen, sich 
kirchlich, politisch oder gewerkschaftlich zu engagieren oder Vereinen beizutreten.34  
 
Den meisten Erwachsenen ist das Familienleben vertraut. Familien durchlaufen Pha-
sen, in denen sie mit unterschiedlichsten Entwicklungsaufgaben konfrontiert werden. 
                                                                                                                                            
‚autonome’ Kinder sein. So würden sie schnell wie Erwachsene behandelt. Auch die zu früh beginnen-
de und zu lange dauernde Fremdbetreuung mit den Folgen wie Trennungsängsten, mangelnde Gebor-
genheit, Bildungsunsicherheit usw. Immer mehr Kinder würden von ihren Eltern emotional und sozial 
vernachlässigt, aber auch immer mehr Kinder würden ihre Eltern ‚terrorisieren’, nur noch sich selbst 
sehen (Narzissmus) und sich Rechte nehmen, die nicht altersgemäß seinen. 
32 z.B. Sport, Ausflüge, Ahnenforschungs- und Wohltätigkeitsclubs, Gruppen für Alleinerziehende  
33 Nur für qualifizierte Mitarbeiter, weniger für Arbeiter oder Beschäftigte im Niedriglohnbereich. 
34 Textor, M. R. (2002). 
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In der Gründungsphase, dem Beginn der Elternschaft35, werden Eltern mit familiären, 
partnerschaftlichen, finanziellen und beruflichen Veränderungen konfrontiert. Meist 
sind es die Frauen, die nach der Geburt des Kindes die Erwerbstätigkeit unterbrechen 
oder verringern. Es kommt in dieser Phase zu einer Umverteilung familialer, berufli-
cher und häuslicher Aufgaben zwischen den Partnern. Meist pendelt sich die traditio-
nelle Rollenverteilung ein, indem Mütter eigene Freizeitaktivitäten und Erholungszei-
ten reduzieren. Im Gegensatz dazu steigern Väter oft ihren Einsatz in ihrem Beruf.36 
Gleichzeitig belegt eine Studie aus dem Jahre 1999, dass ca. 20 % der deutschen 
Männer zu den familienorientierten ‚neuen Männern’ zählen, die sich durch eine er-
höhte Bereitschaft, Elternzeit zu nehmen, auszeichnen. Darüber hinaus unterstützen 
sie die Berufstätigkeit der Frau, indem sie sich an der Familienarbeit beteiligen. Das 
traditionelle Rollenbild des Mannes wird in Frage gestellt, sodass Männer und Väter 
Zielgruppe von Familienbildung werden, z.B. Angebote für Väter mit ihren Kindern. 
Die Familiengründungsphase ist eine der sensibelsten Phasen innerhalb der ‚Familien-
laufbahn’ und muss, damit diese Phase nicht zum Risiko für die Partnerschaft wird, 
von Familienbildungsangeboten zu dem Thema Erziehung- und Beziehungsalltag 
flankierend begleitet werden. Kommt es zu einer Trennung, werden Alleinerziehende 
in ihrer Lebensphase vor spezifischen Herausforderungen gestellt. Hierzu zählen die 
Bewältigung des Übergangs von der vorangegangenen Lebensform zur Ein-Eltern-
Familien, die Entwicklung eines neuen Selbstverständnisses von Familie und die Ges-
taltung der häufig dynamischen Beziehungskonstellationen im Verlauf des Alleiner-
ziehens. Eine Aufgabe von Familienbildung ist es, vor dem Hintergrund der Rollen-
vielfalt als charakteristisches Merkmal der Lebensform der Alleinerziehenden, einer 
chronischen Überforderung vorzubeugen. 
 
Hervorgerufen durch veränderte Bedingungen wie die Abnahme normativer Verbind-
lichkeiten und die Pluralisierung der Werteorientierung ist die Situation für Familien 
nicht leichter geworden37. Mit zunehmendem Alter der Kinder verändert sich die El-
                                                 
35 Familienwissenschaftliche Forschungsstelle (1998), S. 124 ff. 
36 LBS-Initiative Junge Familie (1998). 
37 Die bekannten traditionellen Werte verlieren an Normkraft und die vom Individuum gewählten Le-
bensstile sind individualistischer geworden. Die biographischen Optionen und damit die Lebensverläu-
fe werden vielfältiger, sind weniger prognostizierbar und verlieren ihre dauerhaften Perspektiven, so 
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tern-Kind-Beziehung. Gleichaltrige, Erzieher oder Lehrer in  Institutionen gewinnen 
an Bedeutung. Beim Übergang des Kindes in die Pubertät bzw. in das Jugendalter 
verändern sich die Regeln zwischen Eltern und Kindern. Verlassen Kinder das Eltern-
haus, beginnt die nachelterliche Phase oder Umorietierungsphase. Sie ist geprägt von 
der Suche nach neuen Kommunikations- und Beziehungsstrukturen zu den Kindern, 
mehr eigener Freizeit bzw. dem Übergang in den Ruhestand und einem gesteigerten 
Maß an Pflege älterer Menschen in der Familie.  Bedingt durch die Steigerung der 
Lebenserwartung, die verbunden ist mit einer relativen Abnahme der Kinder- und Fa-
milienphase bezogen auf die gesamte Lebenszeit (früher erlebten Mütter selten die 
Pubertät des letzten Kindes), beträgt heutzutage die durchschnittliche Nachkinderpha-
se rund dreißig bis vierzig Jahre. In Familie leben ist stärker als je zuvor zu einer tran-
sistorischen Lebensphase geworden. Mit dieser nachelterlichen Phase umzugehen und 
sie mit Inhalten zu füllen, gehört zunehmend zu den Herausforderungen der Erwach-
senen- und Familienbildung. Bedingt durch die längere Lebenserwartung entsteht eine 
vertikale Komplexität der Verwandtschaftssysteme, während die horizontale Komple-
xität der Verwandtschaftssysteme abnimmt.38  
 
Die heutige Zeit ist, im Gegensatz zu früher, von einem starken Geburtenrückgang 
gekennzeichnet, der vor allem zu einer Abnahme der Mehrkinderfamilien geführt hat 
(während Anfang des letzten Jahrhunderts noch etwa jede zweite Familie vier und 
mehr Kinder hatte, ist dies heute nicht einmal mehr in jeder zwanzigsten Familie der 
Fall). Die Ursachen dieses Geburtenrückgangs sind vielfältig. Zu den wichtigsten 
Gründen gehören die Veränderung von Rollenkonfigurationen, die gestiegenen beruf-
lichen Qualifikationen und die stärkere Erwerbsbeteiligung von Frauen, die Schwie-
rigkeit, Familie und Beruf zu vereinbaren und materielle Einschränkungen.  Eine Fa-
miliengründung ist heutzutage von einer Vielzahl von Faktoren abhängig wobei das 
Bildungsniveau der Eltern einen besonderen Stellenwert einnimmt. Wenn Kinder ge-
boren werden, erfolgt die Geburt zunehmend später. Das Alter der Mutter bei der Ge-
                                                                                                                                            
dass man sich einer wachsenden Wahl- und Entscheidungsbedarf gegenübersieht, seinen Lebensverlauf 
und damit verbunden seine Familienform eigenverantwortlich zu wählen, so Fthenakis W. (2000), S. 2.  
38 Vertikal akzentuierte Mehrgenerationenfamilie mit wenigen Seitenverwandten, engere Beziehungen 
zwischen Kindern und Großeltern bzw. Urgroßeltern, Großelternschaft als intensive Phase familialen 
Engagements.   
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burt des ersten Kindes stieg von 24,3 Jahren (1970) auf heute 28,2 Jahre (2000).39 Am 
weitesten verbreitet ist die Zwei-Kind-Familie. Eine aktuelle Studie zu den Stieffami-
lien in Deutschland besagt, „dass es sich bei 6% der Ehen um Stieffamilien handelt…, 
aber annähernd jede zweite nicht eheliche Lebensgemeinschaft mit Kindern eine Stief-
familie ist.“40  „Eine Stiefkonstellation ist folglich gegeben, wenn ein Kind bei einem 
leiblichen Elternteil lebt und mindestens einer der leiblichen Elternteile eine neue 
Partnerschaft eingegangen ist.“41 Damit werden die Grenzen zur allein erziehenden 
Lebensform fließend und mit den unterschiedlichsten komplexen und variablen Prob-
lemlagen verbunden. Die Lebensform des Alleinerziehenden42 ist meist das Ergebnis 
einer problem- und konfliktreichen Beziehung wie Scheidung, Trennung oder Tod des 
Partners43. Es knüpfen Probleme an wie die Bewältigung des Partnerverlustes, Dis-
kriminierung, bei Trennung die Neugestaltung des Kontaktes zum anderen Elternteil, 
Alleinverantwortlichkeit.44 Auch die Gruppe der allein Erziehenden45 ist sehr unter-
schiedlich z.B. je nach Alter der Kinder46, Dauer der Paarbeziehung oder Zeitpunkt 
der Trennung.   
 
Die gewollte und ungewollte Kinderlosigkeit und Kinderentfremdung nimmt zu. Etwa 
ein Drittel aller jungen Menschen bleibt heute lebenslang kinderlos. Gemessen an der 
Zusammensetzung der Haushalte bilden Eltern mit Kindern bereits heute eine Minori-
tät. Nicht selten werden sie als Störfaktor behandelt. Über Parteigrenzen hinweg do-
                                                 
39 Stutzer (10/2000), S. 7. 
40 Bien, Hartl, Teubner (2002), S.13.  
41 Bien, Hartl, Teubner (2002), S.11.  
42 Alleinerziehen ist eine typisch weibliche Erziehungsform. Nur in 15% aller Familien handelt es sich 
um einen Mann, der alleinerziehend ist. Die Dauerhaftigkeit der Lebensform beläuft sich nach Schnei-
der u. a.  2001 bei 34% der Frauen und 16 % der allein erziehenden Männer auf über 10 Jahre. Die 
meisten Alleinerziehenden (ca. 53%) sind zwischen 30 und 45 Jahre alt.   
43 Entsprechend der eigenen Schilderungen Betroffener wird die Entstehung des Alleinerziehens bei 
31% als freiwillige Entscheidung, bei 22% als bedingt freiwillige Entscheidung, bei 22% als zwangs-
läufige Entstehung und bei 25% als ungewollte Entstehung beschrieben. Schneider u.a. (2001), S. 35.  
44 Schneider, Krüger, Lasch u.a. (2001). 
45 Das statistische Bundesamt weist für die alten Bundesländer 1970 7,8 Mio. und für das Jahr 2000 
knapp 6,1 Mio. verheiratete Eltern mit minderjährigen Kindern aus. Die Anzahl der Alleinerziehenden 
mit minderjährigen Kindern beträgt 1970 in den alten Bundesländern 745 Tsd. und im Jahre 2000 1,423 
Mio. (1,075 Mio. in den alten-, 0,347 Mio. in den neuen Bundesländern).  Bei diesen Daten ist zu be-
rücksichtigen, dass auch nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern als Alleinerziehende gezählt 
werden, d.h. die Anzahl der Alleinerziehenden wird überschätzt. Aus der ifb-Studie (Schneider et al. 
2001) ist zu entnehmen, dass etwa ein Drittel der Alleinerziehenden einen neuen Partner hat, der nicht 
im gemeinsamen Haushalt lebt. 
46 Der Mikrozensus weist für Mai 2000 rund 2,8 Mio. minderjährige Kinder aus, die bei Alleinerzie-
henden leben. Dies entspricht einem Anteil von 18% aller minderjährigen Kinder. 
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minieren die Interessen der Älteren und der Handlungsspielraum nachfolgender Gene-
rationen wird mehr und mehr eingeengt. Trotzdem genießen Partnerschaft und Familie 
auf der normativen Ebene immer noch ein hohes ansehen.47 Das bedeutet, dass der 
Rückgang der Heiratsneigung und auch die hohen Scheidungszahlen nicht als Indika-
tor für die gesunkene Wertschätzung der Familie betrachtet werden kann.  
 
Migrationsbewegungen48 gehören bereits seit vielen Jahren zu einem festen Bestand-
teil der Bevölkerungsentwicklung in den Regionen, besonders im Hinblick auf  Fami-
lien ist der Anteil noch höher. Bereits heute sind in Stuttgart 40 % der Familien mit 
Migrationshintergrund. Wichtig für die Schätzung künftiger Bedarfe an familienunter-
stützenden Maßnahmen für ausländische Familien ist die Frage der weiteren zahlen-
mäßigen Entwicklung. Bei der Überlegung hinsichtlich der Angebote spielen die In-
tegration, die Migrationsphase, in welcher die Familie insgesamt oder der Einzelne 
sich befindet, die Migrationsmotive, an denen Erwartungen und Hoffnungen gebun-
den sind, die Vielfalt der kulturellen Unterschiede und Zugehörigkeiten, der aufent-
haltsrechtlichen Status, Abschätzungen, unterschiedliche Sprachen oder die Sozialisa-
tionen eine bedeutende Rolle. „Die soziale Platzierung der Migranten im deutschen 
Gesellschaftssystem läuft überwiegend über den Beschäftigungsstatus. Auch wenn in 
der neueren Migrationsgeschichte Zuwanderer generell auf die Unterschichtung der 
deutschen Sozialstruktur verwiesen wurden und das Beschäftigungssystem und die 
Migrationspolitik wenig Offenheit für Mobilitätsbewegungen von größeren Migran-
tengruppen zuließen, sind doch in der zweiten Generation auch Prozesse des sozialen 
Aufstiegs, Zuwachsraten in weiterführenden Schulabschlüssen usw. zu beobachten. 
                                                 
47 Weick (1999), S.14: 98% betrachten die Familie zumindest als wichtig für ihr Wohlbefinden und ihre 
Zufriedenheit. 
48 Bei der Betrachtung der Daten wird ersichtlich, dass es sich bei der Migration um ein Dauerphäno-
men handelt. Zwischen 1974 und 1994 sind 12,3 Mio. Ausländer nach Deutschland gezogen und 9,9 
Mio. fortgezogen. Diese Fluktuation macht also ein Mehrfaches des Bestandes aus und ist keineswegs 
nur auf solche Ausländer begrenzt, die aus EU-Mitgliedstaaten stammen und damit keinerlei Mobili-
tätsbarrieren unterliegen. So stehen in diesem Zeitraum bei den Italienern 1,1 Mio. Zuzügen 1,3 Mio. 
Fortzüge gegenüber, bei den Türken 1,9 Mio. Zuzügen 1,7 Mio. Fortzüge. Und ebenso wenig beschrän-
ken sich Fortzüge auf ältere Migranten: Zwischen 1974 und 1994 waren fast 40 % aller Rückkehrer 
türkischer Staatsangehörigkeit unter 18 Jahren. Insgesamt liegt der Anteil der Zu- und Fortzüge an der 
gesamten ausländischen Bevölkerung im Jahr bei 15 bis 20 % und damit deutlich über dem Durch-
schnitt der europäischen Nachbarstaaten. Rupp, M. (2002). 
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Dieser Prozess wird sich weiter fortsetzen und die Heterogenität der Migrantenbevöl-
kerung weiter erhöhen.“49 Hinzu tritt die Zunahme binationaler Ehen und Familien.  
 
Der Diskussion um die Pluralisierung der familialen Lebensformen würde wahr-
scheinlich nicht so viel Aufmerksamkeit gewidmet, wenn dabei nicht stets auch die 
Sorge hineinspielte, dass damit immer mehr Kinder50 Entwicklungsrisiken ausgesetzt 
sind.“51 Der Soziologe Rene` König52 hatte bereits Mitte der vierziger Jahre auf Ver-
änderungen im Familiensystem hingewiesen, und seit den siebziger Jahren werden 
diese Entwicklungen mit den Begriffen Deinstitutionalisierung53, Desintegration und 
Desorganisation umschrieben54. „Lebensläufe sind nicht mehr so klar vorgegeben wie  
früher, die Institution Ehe hat an normativer Verbindlichkeit verloren, gleichzeitig ist 
die Toleranz gegenüber anderen Lebensformen gestiegen.“55 „Damit steigen die An-
forderungen an die Gestaltung familialer Lebensformen – die individuelle Lebenspla-
nung bedarf mehr Überlegung, Begründung der Wahl – und mit dem Verlust von 
Selbständigkeiten wächst der Bedarf an Orientierungshilfen in Form von Familienbil-
dung.“56 Die familienpsychologische und familiensoziologische Forschung dokumen-
tiert seit geraumer Zeit einen tief greifenden Wandel im Familiensystem, der eine Ge-
schwindigkeit verzeichnet und alle Beteiligten mit strukturellen, qualitativen, prozes-
sualen und kontextuellen Veränderungen in der Familienentwicklung konfrontiert. 
Neben der Familie lösen sich auch weitere soziale Bindungssysteme wie Nachbar-
schaften- oder Verwandtensysteme auf, wodurch das Hilfepotential unterhöhlt wird. 
                                                 
49 Rupp, M. (2002). 
50 Der amtlichen Statistik zufolge waren 1998 rund 157.000 (das sind 1% aller Kinder unter 18 Jahren 
in Deutschland) von der Scheidung ihrer Eltern betroffen (Statistisches Jahrbuch 2000). 
51 Großmann (1998), S. 14. 
52 König, R. (1946), S. 55-87.  
53 Deinstitutionalisierungsthese, d.h. der Zerfall der Familie und ihres kompletten Bedeutungsverlustes 
wird in der heutigen sozialwissenschaftlichen Literatur in der Auseinandersetzung mit den Thesen des 
Soziologen Hans-Joachim Hoffmann-Nowotny diskutiert. Man versteht darunter, dass die Verbindlich-
keit der Handlungsausrichtung durch die Institution verloren gegangen ist. Die Ehe ist danach kein 
gesellschaftlich vorgegebenes und verpflichtendes Lebensmodell mehr, was zur Entwicklung einer 
Vielfalt instabiler Lebensformen führt. Für eine auf individualistische Selbstverwirklichung gerichtete 
Welt bringt Familie Nachteile: etwa finanzielle Einbußen durch hohe Kosten für Kinder, Beschränkun-
gen bei der eigenen individuellen Entfaltung bzw. bei der räumlichen oder sozialen Mobilität. Anstelle 
von Familie gewinnen andere Lebensformen an Attraktivität wie z.B. das Living-apart-together-
Modell, d.h. Partnerschaft bei getrennter Haushaltsführung.  
54 König, R. als auch Tyrell H. (1988). 
55 Beispiele hierfür sind z.B. die Entscheidung vieler, unverheiratet zusammenzuleben oder die rechtli-
chen Möglichkeiten homosexueller Lebensgemeinschaften (Lebenspartnerschaftsgesetz). 
56 Stutzer, (2000), S. 4. 
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Die deutliche Zunahme der Inanspruchnahme der Solidarsysteme geht u. a. auf die 
Entkräftung dieser sozialen Einheiten zurück.   
 
3. Zwischenbilanz: Die steigende Komplexität der Probleme von Erwachsenen 
und Familien werden zur Herausforderung von reflexiven Kompetenzen und 
Kontexte der Erwachsenen- und Familienbildung. 
Die aktuellen gesellschaftlichen Umbrüche werden zur Herausforderung für  Erwach-
sene und Familien. Der zunehmende Verlust der gesellschaftlichen Tragfähigkeit 
bringt erhebliche Konsequenzen für jetzige und heranwachsende Generationen mit 
sich. Niemand besitzt klare Vorstellungen darüber, wie sich die zukünftigen Entwick-
lungen darstellen und wie entsprechende Lernprozesse in der Erwachsenen- und Fami-
lienbildungsarbeit organisiert werden können. Deutlich wird jedoch, dass im Zentrum 
der Anforderungen die gelingende selbstbestimmte Lebensbewältigung stehen muss, 
mit der Förderung der Fähigkeiten zur Selbstorganisation, der Verknüpfung von An-
sprüchen auf ein gutes und authentisches Leben, eng verbunden mit der inneren 
Selbstschöpfung von Lebenssinn. Nicht die Fähigkeit zur Übernahme eines vorgefer-
tigten Bildungspaketes ist wichtig für die Lebensbewältigung, sondern die Bildung der 
Fähigkeit zur Selbstorganisation, zum Selbsttätigwerden oder zur Selbsteinbettung. 
Menschen benötigen in ihrer Lebenswelt Freiräume um sich selbst zu entwerfen und 
kreativ und gestaltend ihren Alltag und ihr Leben zu entwickeln. Dabei geht es um die 
eigene individuell von Innen gestützte Authentizität und durch die von Außen för-
dernde Anerkennung. Gefragt sind biographisches Selbstmanagement, neue Flexibili-
tät und das Bewusstsein für eigene Ressourcen. Die fortschreitende Individualisierung 
der Gesellschaft fordert stärker die Mobilisierung persönlicher Ressourcen mit neuen 
Herausforderungen an das Innere. 
RESOURCING: Persönliche Ressourcen werden zentral 
Die fortschreitende Individualisierung der Gesellschaft geht mit neuen Herausforderungen an das Innere einher. 
Man muss mehr aus sich selber schöpfen 
Mobilisierung persönlicher Ressourcen – in Bauch, Herz und Hirn 
Sowohl sozialer Erfolg, als auch persönliche Erfüllung sind zunehmend an das Aktivieren und Einsetzen individu-
eller Potentiale gebunden: geistige, körperliche, emotionale und soziale. 
o Eigenverantwortliche Selbstpflege und Selbstoptimierung 
in jeder Hinsicht wird ein vitales Thema. 
 
o Empowerment: Unterstützung bei der Erschließung und 
o Permanente Humankapitalbildung durch Lebenslanges 
Lernen. 
o Präventives Gesundheitsmanagement 
o Selbstachtsamkeit und bewusste Seelenpflege 
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Steigerung eigener Ressourcen und Energiequellen ist sehr 
gefragt. 
 
o Aufwertung intuitiver Kräfte als Lebenskompass. 
o Berater- und Coaching-Boom in vielen Bereichen 
o Soft-skills wie Emotionale Intelligenz, Instinkt und Kreati-
vität gewinnen wesentliche Bedeutung. 
o Weisheit und Intuition kompensieren das zunehmende 
Nichtwissen in der Informationsgesellschaft.  
Neue Werte, neue Wünsche. Future Values [Barz, H., Kamplik, W., Singer, T.Teuber, S. (2001). In: Keupp, H. 
(2003)] 
NEUES SOZIALBEWUSSTSEIN: Leben im Netzwerk 
In der fluiden Netzwerk-Gesellschaft stellt sich Sozialität zunehmend als Lebensgrundlage heraus, die gestaltet und 
gepflegt werden muss (Netz-Werk) 
Wachsende Aufmerksamkeit für Soziales Kapital – sei es in Form tragender persönlicher Beziehungen, in Gestalt von sozialen 
Projekten oder in Form von Connections, strategischen Allianzen und Seilschaften, sei es privat oder beruflich.  
o Beziehungen und Kommunikationen treten in den 
Vordergrund. 
o Umorientierung auf soziale Werte, auch als Gegenpol 
zu neoliberaler Verunsicherung und Vereinsamungsge-
fahr.  
o Bedürfnis nach punktueller Gesellung mit Gleichge-
sinnten (Vermittlung von Teilhabe, Bestätigung, Syner-
gie) – aber autonom, offen und unverbindlich 
 
 
o Organisationen bemühen sich um ihre Kommunikationskultur. 
o Soziale Kompetenzen sind Karriereschlüssel. 
o Projekte bürgerschaftlichen Engagements als Chance zur 
Gestaltung und Teilhabe. 
o Hoher Stellenwert von Freundschaft, Vertrauen, Geborgenheit 
und Familie. 
o Partnerschaftliches Beziehungsideal: Sich gegenseitig den 
Rücken frei halten, damit jeder sein Lebensprojekt verwirkli-
chen kann. 
o Settings gefragt: Clubs, Salons, Lounges, Events, Online-Foren 
etc. 
o Wahlverwandtschaften: Interessengruppen, Szenen, Online-
Communities, Selbsthilfegruppen 
 Neue Werte, neue Wünsche. Future Values. [Verändert nach: Barz, H., Kampik, W., Singer, T. & Teuber, S. 
(2001). In: Keupp, H. 2003)  
Einen zusätzlichen zentralen Stellenwert erhält, neben weiteren Grundthemen, auch 
das neue Sozialbewusstsein, welches im Geflecht sozialer Beziehungen der Menschen 
und durch aktive Beziehungsarbeit eingebunden ist. Im Sinne des Sozialen Kapitals ist 
damit der Bereich des ‚Lebens im Netzwerk’ gemeint. 
 
Erwachsene und Familien benötigen um selbst bestimmt und selbstwirksam ihren in-
dividuellen Weg in dieser komplexen Gesellschaft zu gehen Ressourcen: 
o Sie müssen ihre eigene Lebenserzählung finden, die für sie einen kohärenten Sinnzusammenhang stiftet. 
o Sie müssen in einer Welt der universellen Grenzüberschreitungen ihr eigenes „boundary management“ in Bezug 
auf Identität, Wertehorizont und Optionsvielfalt vornehmen. 
o Sie brauchen die „einbettende Kultur“ sozialer Netzwerke und die soziale Kompetenz, um diese auch immer 
wieder zu erzeugen. 
o Sie benötigen die erforderliche materielle Basissicherung, die eine Zugangsvoraussetzung für die Verteilung von 
Lebenschancen bildet. 
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o Sie benötigen die Erfahrung der Zugehörigkeit zu der Gesellschaft, in der sie ihr Lebensprojekt verwirklichen 
wollen. 
o Sie brauchen Kontexte der Anerkennung, die die basale Voraussetzung für eine gelingende Identitätsarbeit sind. 
o Sie brauchen Voraussetzungen für den alltäglichen interkulturellen Diskurs, der in der Einwanderungsgesell-
schaft alle Erfahrungsbereiche durchdringt. 
o Sie müssen die Chance haben, in Projekten des bürgerschaftlichen Engagements zivilgesellschaftliche Basis-
kompetenzen zu erwerben.57   
 
 
III. Institutionelle Antworten der Erwachsenen- und Familienbildung  
 
1. Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit 
Zunächst sollen grundlegende Information zum Thema Erwachsenen- und Familien-
bildungsarbeit gegeben werden. Familienbildung versteht sich dabei als ein klassi-
scher Ausschnitt aus dem Bereich der Erwachsenenbildung, wobei die nach wie vor 
herrschende Begriffsverwirrung zu einer mangelnden Perationalisierung oder Operati-
onalisierbarkeit der später aufgeführten Gestaltungsansätze führt. Der Begriff Famili-
enbildung und die Entwicklung58 der Familienbildungsarbeit werden deshalb im An-
schluss an die Begriffsklärung der Erwachsenenbildung dargestellt.  
 
1.1 Begriffsklärung Erwachsenenbildungsarbeit 
In keinem Bereich des Bildungswesens ist das Chaos der Begriffe und die Vielfalt der 
Formen so groß wie in der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung59. Die Tatsache, dass 
der Begriff „wegrutscht“60 deutet darauf hin, dass eine ‚Art von Mündigkeit’ bei Qua-
lifikationen, Training, Coaching etc. nicht mehr geübt wird. Die Herausforderungen 
und das Tempo des technischen und sozialen Wandels führen immer mehr dazu, dass 
sich die Anforderungen an die Beschäftigungsfähigkeit61  zunehmend in Bereiche 
ausdehnen, die traditionell eher dem Bereich der Gesamtpersönlichkeit zugerechnet 
                                                 
57 Keupp, H. (2003) 
58 Der Begriff ‚Entwicklung’ wird lt. Brockhaus (1968) als „Aufeinanderfolge verschiedener Formen 
und Zustände (verstanden), die sich von bloßen Veränderungen dadurch unterscheidet, dass die späte-
ren aus den früheren mit einer inneren Notwendigkeit hervorgehen und dass ihre Abfolge eine durchge-
hende Richtung einhält….“ Jede Aussage über die Entwicklung ist daher eine Deutung der Zusammen-
hänge zwischen vergangenen Zuständen, gegenwärtigen Veränderungen und zukünftigen Möglichkei-
ten. 
59 vgl. auch Münch, R. (1999). 
60 Faulstich, P. 
61 Qualifizierung für den Arbeitsmarkt 
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wurden. So umfasst Persönlichkeitsbildung die individuelle Selbstentfaltung und die 
Fähigkeit, für andere bzw. für die Gesellschaft Verantwortung zu tragen. Bürger benö-
tigen heutzutage eine vielseitig entwickelte Gesamtpersönlichkeit62 mit ausgeprägten 
Kompetenzen63 hinsichtlich ihrem persönlichem und sozialem Handeln.  
 
Die Erwachsenenbildung lehnt sich an dem Konzept des ‚Lebenslangen Lernens’64 an, 
welches Lernen ‚von der Wiege bis zum Grab’ folgendermaßen definiert:  
„Jede zielgerichtete Lernaktivität, ob formal oder informal durchgeführt, mit dem Ziel der Verbesserung von Wis-
sen, Fähigkeiten und Kompetenzen. Es enthält formale und informelle Aktivitäten in verschiedenen Lernsettings 
(Lehrlingsausbildung, Schulen, am Arbeitsplatz oder extern etc.) nach der Pflichtschule, unabhängig vom Beschäf-
tigungsstatus der Lernenden, unabhängig von der Finanzierungsquelle (privater oder öffentlicher Sektor oder Indi-
viduum) und der Durchführung (traditionell oder modern, z.B. ICT), legt Wert auf die essentiellen Elemente des 
einfachen Zugangs und der Anerkennung der erworbenen Qualifikationen und Kompetenzen.“65
 
Der Begriff ‚Erwachsenenbildung’ wird in der Praxis und in der wissenschaftlichen 
Literatur sehr häufig verwendet, ohne dass eine eindeutige Definition vorliegt. Kade, 
Nittel und Seitter verstehen unter Erwachsenenbildung zum einen „die Wissenschaft 
vom (institutionalisierten) Lernen Erwachsener, dann die entsprechende soziale Reali-
tät, in deren Mittelpunkt das Praxisfeld für Erwachsenenbildner liegt, und schließlich 
das darauf bezogene universitäre Studium.“66   
 
                                                 
62 Als notwendige Voraussetzung für die Entfaltung der Persönlichkeit müssen sie in der Lage sein, den 
eigenen Lebensunterhalt zu sichern. Im Zusammenhang mit den Begriffen Bildung und Qualifikation 
können die drei Definitionen ‚Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit’, ‚Teilhabe an der Gesellschaft’ 
und ‚Beschäftigungsfähigkeit’ nicht voneinander getrennt werden. 
63 Für die vorliegende Arbeit  liegt ein Kompetenzbegriff zugrunde, in dessen Zentrum das Konzept der 
Fähigkeit zur Selbstorganisation steht. Kompetenzen kennzeichnen „…Anlagen, Fähigkeiten, Bereit-
schaften, kurz: Disposition zu selbstorganisiertem Denken und Handeln, sind Selbstorganisationsdispo-
sitionen in zieloffenen Entscheidungssituationen…“ Erpenbeck (2004), S. 58. 
64 Kraus, K (2001); Die Reformen im Bildungssystem wurden u. a. durch die konzeptionellen Vorstel-
lungen eines Lebenslangen Lernens stimuliert. Dieses wurde bereits frühzeitig durch internationale 
Organisationen wie die UNESCO und die OECD propagiert, sodass Lebenslanges Lernen mittlerweile 
zum europäischen Thema geworden ist, wobei die Mitgliedstaaten damit die Bildungspolitik deutlich in 
die Richtung einer Wachstums- und Beschäftigungsstrategie gerückt und somit immer deutlicher den 
beruflichen Akzent herausgestellt haben. Zu diesen Akzenten zählen die Ziele der ‚individuellen Be-
schäftigungsfähigkeit’ und die Entwicklung zu einer ‚wissensbasierten Ökonomie’. 
65 EU, Council (1999). 
66 Kade, J., Nittel, D., Seittler, W. (1999), S. 13. 
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Auch Weinberg67 stellt fest, dass die Begriffe ‚Erwachsenbildung’ und ‚Weiterbil-




Weiterbildung Nichtinstitutionalisierte EB 
i








Quelle: Weinberg (2000), S. 39. Die erweiterte Begriffssystematik zur Erwachsenenbildung. 
 
Hierbei wird deutlich, dass Weinberg die Erwachsenenbildung in zwei große Bereiche 
unterteilt. Zum einen die Weiterbildung als Bestandteil des institutionalisierten Wei-
terbildungswesens und auf der anderen Seite die nicht-institutionalisierte Erwachse-
nenbildung, dem ‚informellen Erwachsenenlernen’68, das zunehmend in den Blick-
punkt der erwachsenenbildnerischen Forschung und Tätigkeit rückt. Weinberg 
schließt bei der nicht institutionalisierten Erwachsenenbildung die ‚neue soziale Be-
                                                 
67 Weinberg, J. (2000), S. 9.: Für ihn hat Erwachsenenbildung eine umfassendere Bedeutung. Er kommt 
über eine begriffsgeschichtliche Betrachtung zu seinem Urteil und begründet sie folgendermaßen: Be-
reits in den 20er und 30er Jahren des 20. Jahrhunderts wurde der Begriff der Erwachsenenbildung ne-
ben der ‚Volksbildung’ und der ‚Arbeiterbildung’ zunehmend verwendet, weil er alle Institutionen, 
Organisationsformen und Bildungsvorstellungen umfasste. So erfuhr der Begriff ‚Erwachsenenbildung’ 
im Verlauf der 50er Jahre seine allgemeine Anerkennung und wurde 1960 vom Deutschen Ausschuss 
für das Erziehungs- und Bildungswesen in die öffentliche Debatte eingebracht. Anfang der 70er Jahre 
wurde der Begriff ‚Erwachsenenbildung’ durch den Bildungssystembegriff ‚Weiterbildung’ ersetzt, 
wodurch sich sein Stellenwert in der Öffentlichkeit erheblich veränderte. Mit dem Begriff ‚Weiterbil-
dung’ wurde versucht, das Lernen nach der Schulbildung als Bestandteil des Bildungswesens politisch 
als auch verwaltungsmäßig hervorzuheben und handhabbar zu machen. Seit dieser Zeit hat sich der 
Begriff ‚Weiterbildung’ gehalten. „Der Begriff Weiterbildung umfasst alle Bildungsveranstaltungen im 
Weiterbildungssystem.“ Für Weinberg ist der Begriff Erwachsenenbildung umfassender, da er nicht an 
ein bestimmtes Bildungssystemdenken gebunden ist, unabhängig vom Rechtsstatus und bildungspoliti-
schen Stellenwert ist und alle Organisationsformen umfasst, die der Bildung Erwachsener dienen.     
68 „Informelles Lernen unterscheidet sich von Alltagswahrnehmungen und allgemeiner Sozialisierung 
insofern, dass die Lernenden selbst ihre Aktivität bewusst als signifikanten Wissenserwerb einstufen. 
Wesensmerkmal des informellen Lernens ist die selbständige Aneignung neuer signifikanter Erkennt-
nisse oder Fähigkeiten, die lange genug Bestand haben, um im Nachhinein noch als solche erkannt zu 
werden.“ [zit. Nach Erpenbeck, J. (2003), S. 30]. Informelles Lernen kann ohne professionelle Anlei-
tung zur notwendigen Kompetenzentwicklung führen. Hilfreich sind dabei die Entwicklung lernförder-
licher Umwelten wie z.B. ‚lernende Organisationen oder Unternehmen’ und einer ‚Lerngesellschaft’ 
[Dohmen, G. (1996), S. 31]. In den USA haben sich Weiterbildungseinrichtungen weitgehend darauf 
konzentriert, die ‚everyday cognition’ als natürliche Grundlage alles Lernens aufzunehmen und ihre 
Weiterentwicklung durch eigene weiterführende Anregung zu fördern. Dohmen, G. (1996), S.33.  
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wegung’69, Vereine und ehrenamtliche Träger als auch die Selbsthilfegruppen mit ein. 
Gemeinsames Kennzeichen sind die Lernsituationen einzelner oder mehrerer Personen 
für eine bestimmte Dauer und ohne eine Form der Institutionalisierung70.   
 
Die UNESCO spricht von einem Erwachsenenbildungsbegriff, welcher  
„must not considered as an entity, it is a sub-devision, and an integral part of, a global scheme for life-long educa-
tion and learning; the term „life-long education and learning“, for its part, denotes an overall scheme aimed both at 
restructuring the existing education system and developing the entire educational potential outside the education 
system...”71
 
Eine klare Abgrenzung zum Begriff ‚Weiterbildung’ wird meist nicht vorgenom-
men72, obwohl sich die Begriffe inhaltlich sehr wohl unterscheiden.73 Das moderne 
Verständnis von Weiterbildung entspricht dem ganzheitlichen Weiterbildungsbegriff, 
der allgemeine, berufliche und politische Bildung sowie die Familienbildung ein-
schließt. Ebenso findet auch außerhalb institutionalisierter Formen Erwachsenenbil-
dung und Erwachsenenlernen als nicht-institutionalisierte Erwachsenenbildung oder 
‚informelles Lernen’74 statt. Dieser Bereich rückt verstärkt ins öffentliche Interesse 
                                                 
69 Meffert, H. / Steinbrück, P. (2005), S.30 f.: „Diese Bewegung wird heute meist mit dem Wortunge-
tüm ‚Nichtregierungsorganisationen’ bezeichnet.“ 
70 Weinberg, J. (2000), S. 46; Hiermit meint Weinberg ‚selbst organisiertes Lernen’ und betrachtet 
diese für ihn wichtige Form des Lernens als ‚tätigkeitsbegleitendes Lernen’.    
71 UNESCO (1976), S.2. 
72 Die Trennlinie zwischen ‚beruflicher’ und ‚allgemeiner’ Weiterbildung wirft Zuständigkeitsprobleme 
auf und schreibt eine Hierarchieebene zwischen Bund und Ländern fest.  
73 Weinberg, J. (2000), S. 9. 
74 Anforderungen an ‚informelles Lernen’ [BM für Bildung und Forschung (2004), S. 135 ff.]: 
1. „Die Vermittlung eines Grundlagen-, Orientierungs- und Ordnungswissens, an das sich das offene 
Weiterlernen anschließen und in das es sich grob einordnen kann, das sich aber selbst in laufenden 
Auseinandersetzungen immer wieder ändert, 
2. die Anerkennung und Einbeziehung der Ergebnisse frühen informellen Lernens durch unabhängige 
Kompetenzprüfungen, 
3. mehr praktisches Lernen an konkreten Aufgaben, Fällen, Projekten, Lebenssituationen, 
4. mehr Hinausgehen aus der Schule (Einrichtung) zu Erkundungen der unmittelbaren Umwelt, und 
Einüben von erkundendem, erschließendem, recherchiertem, exploriertem Lernen, 
5. mehr Hereinholen von Experten, Praktikern für Informationen, Diskussion, Beratung in problemlö-
sungsbezogenen Lernprozessen, 
6. das Vertrautmachen mit einem zunehmend selbstgesteuerten Lernen, bei dem die Lernenden zuneh-
mend selbst Informationen beschaffen, recherchieren, sammeln, ordnen, argumentieren, präsentieren 
und stringent aufgaben- und zielbezogen die Materialien und Hilfsmittel für eine angemessene Wis-
senskonstruktion auswählen, 
7. das Einüben des kooperativen Lernens in zunehmend selbstverantwortlichen Lern-Teams, 
8. Entwicklung von mehr individuell maßgeschneiderten Lernmöglichkeiten, z.B. durch Lernverträge 
9. systematische Einbeziehung der neuen Technologien (CD-ROM, PC, Internet) in alle Phasen des 
Lebens, 
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und in die wissenschaftliche Diskussion. Weinberg räumt diesen Lernformen, neben 
dem Bereich der Weiterbildung, unterteilt in berufliche Weiterbildung75 und allge-
meine Erwachsenenbildung, einen eigenen Wirkungsbereich unter dem Oberbegriff 
Erwachsenenbildung ein. Schäffter76 weißt hinsichtlich der unterschiedlichen Reakti-
onsweisen auf den gesellschaftlichen Wandel darauf hin, dass in einer Zeit vieler Ver-
änderungen ein vereinfachter Begriff „Erwachsenenbildung“ zu undifferenziert und 
ein Sammelbegriff für sehr Unterschiedliches sei. Er schlägt vor, ein weites Spektrum 
in den Blick zu nehmen das 
o anfängt bei beruflichem Qualifikationslernen und arbeitsbezogenem Training, 
o Persönlichkeitswachstum weiterreicht zu sozialpolitische begründeten Bildungshilfen für Zielgruppen in sehr 
unterschiedlichen Lebenslagen, 
o sich fortsetzt in Konzepten der humanistischen Pädagogik mit der Betonung von Körperarbeit und Sensibilität 
für soziale Interaktionen, 
o sozialpädagogisch erweitert wird durch dezentrale Kulturarbeit, lebenssituationsbezogene Bildungshilfen, bio-
graphische Ansätze, stadtteilorientierte Bildungskonzepte, 
o eine politische Dimension erhält durch friedenspolitisch engagierte Bildungsarbeit, Umweltbildung, Familienbil-
dung – und das 
o schließlich kurative Dimensionen erschließt durch integrative Konzepte der Gesundheitsbildung, Bildungshilfen 
zur Resozialisierung und Rehabilitation.  
 
1.2 Entwicklung der Erwachsenenbildungsarbeit in Deutschland 
Wenn in der Erwachsenenbildung das Stadium der Reflexion bevorsteht, fragt man 
nicht nur nach Sinn und Ziel, sondern auch nach ihrer geschichtlichen Herkunft. Die 
historische Entwicklung der Erwachsenenbildung ist geprägt durch die Vierdimensio-
nalität der Erwachsenenbildung und die Besonderheit der Länder. Es ergeben sich 
dadurch Einsichten auf Vergangenheit und Gegenwart, Theorie und Praxis, Struktur-
wandel und Bildung, Erwachsenenbildung, Politik u. v. m. Die Erwachsenenbildung 
ist in vielerlei Hinsicht mit anderen gesellschaftlichen Entwicklungen verknüpft, wie 
mit der Geschichte des Bildungswesens, mit der Geistes-, Sozial- und Kulturgeschich-
te oder mit der allgemeinen Geschichte und der öffentlichen Meinung. Im Rahmen 
                                                                                                                                            
10. die Motivierung für freiwilliges Weiterlernen aus eigener Einsicht und Initiative und aus Freu-
de am sinnvollen Lernen.“  www.deutschland.dasvonmorgen.de/pub/das_informelle_lernen.pdf  
75 Es geht hierbei nicht nur um die Bildung in der Erwerbsarbeit sondern auch um die Bildung im Be-
reich der Reproduktionsarbeit.  
76 Schäffter, O. (12./13.6.2002), Dokumentation der KBE-Fachtagung „Up to date“, S.4  
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dieser Arbeit sollen die einzelnen Epochen kurz vorgestellt werden, die eine Bedeu-
tung für die Abläufe der Institutionalisierung der Erwachsenenbildung haben.  
 
Der Beginn der Zeit der Erwachsenenbildung ist kaum festzumachen. Die meisten 
Übersichten beginnen mit der Zeit der Aufklärung. In dieser Epoche fand das Postulat 
zur Erziehung des Menschen zum Menschen in der Gesellschaft große Beachtung. Es 
wurde ein Bewusstsein angestrebt, das über die Kraft der Selbstbestimmung und das 
Streben nach Vernunft und Tugend zur Erhöhung des Gemeinwohls beitragen sollte. 
Das war der Ansatzpunkt für das Lernen und Lehren auch der erwachsenen Bevölke-
rung. Die Anfänge wurden durch die einsetzende ‚Leserevolution’77 begünstigt, wo-
durch die Anzahl der Bucherscheinungen als auch die der Leser und Abnehmer dras-
tisch anstieg. Das Leseverhalten änderte sich. Das Lesen ein und desselben Buches 
wie z.B. der Bibel veränderte sich zugunsten eines interessierten Lesens immer neue-
rer Bücher und Texte. Die Menschen wollten sich Neues aneignen und ihr Wissen 
erweitern. Es entstanden Leihbibliotheken und Lesegesellschaften, „die als frühe Insti-
tutionalform der Erwachsenenbildung bezeichnet werden kann.“78 Hier konnten sie 
Informationen austauschen und diskutieren, in erster Linie über aktuelle Themenge-
biete. Besonders expandierte in dieser Zeit das Zeitschriftenwesen. Leihbibliotheken 
und Lesegesellschaften waren „Orte einer ständeübergreifenden, egalitären Kommu-
nikation, an denen Implikation des tief greifenden gesellschaftlichen Wandels disku-
tiert wurden, an denen sich die neuen bürgerlichen Schichten ihrer Lebensform als 
Bürger vergewisserten und an denen angenehme Unterhaltung und wechselseitige 
Belehrung mit der aktiven Beteiligung an der Entwicklung des Gemeinwesens durch 
praktisch – nützliche Aufklärungsarbeit kombiniert wurden.“79 An den entsprechen-
den Veranstaltungen nahmen in erster Linie das mittlere und gehobene Bürgertum teil. 
Frauen waren von diesen Gesellschaften ausgeschlossen.    
 
Neben diesen Entwicklungen der bürgerlichen Selbstbildung entstanden auch für 
Handwerker und Arbeiter Weiterbildungsmöglichkeiten in den Bereichen der allge-
meinen Kulturtechniken und technischen Ausbildung. Ausgelöst von der einsetzende 
                                                 
77 Tietgens, H., (1999), S. 28. 
78 Tietgens, H., (1999), S. 28. 
79 Kade, J. u. a., (1999), S. 35. 
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Industrialisierung bzw. den neuen maschinellen Produktionsformen wurden neue und 
weiterführende Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten erforderlich, die durch das reine 
Zunftwesen nicht mehr abgedeckt wurden.80 Arbeitnehmer waren durch Fortbildun-
gen in der Lage, ihre Situation zu verbessern und zu mehr Mitbestimmung und 
Wohlstand zu gelangen. Im Laufe der Zeit bildete sich der eigenständige Bereich der 
Arbeiterbildung, aus dem die gewerkschaftliche Bildung hervorging. 
 
Die Volksaufklärung des bäuerlichen Standes und des Gesindes war der dritte Bil-
dungszweig in den ländlichen Gebieten. Die Hebung des bäuerlichen Standes und 
Gesindes erfolgte über die Verbreitung von Volksschriften, Periodika, volksaufkläre-
rischen Kalendern, problemorientierter Sachliteratur und unterhaltsamer Aufklärungs-
schriften, die neben allgemeiner Belehrung und Moralisierung praktisch nutzbare 
Ratschläge sowohl in katechistisch – dialogischer als auch in erzählerischer Form ent-
hielten.81 Die örtlichen Pfarrer leisteten wichtige aufklärerische Arbeit. Durch ihre 
direkte Nähe zu den Menschen und ihren Lebenssituationen hatten sie einen besonders 
guten Zugang. 
 
Die Ziele der Volksbildung um 1800 waren zum einen die Anpassung der Bildungs-
angebote an lokale Anforderungen und Lebenssituationen der Menschen als auch die 
Anpassung am allgemeinen gesellschaftlichen Wandel der ständischen zur bürger-
schaftlichen Gesellschaft. Durch institutionelle und personelle Träger der Volksauf-
klärung bestand auch eine Kommunikation über die lokalen Gegebenheiten hinaus.82 
Arbeiter- und Bauernklassen erhielten mehr Selbstbestimmung, Wissenszuwachs und 
Abkehr von abergläubischen Annahmen in dem Maße, dass die gesellschaftliche Ord-
nung nicht gefährdet und der soziale Friede gewahrt wurde.83 Gesellschaftspolitisches 
Ziel der Volksbildung waren die Ermöglichung der Teilhabe an Bildung, Wissen-
schaft und Kultur und die damit verbundene Integration aller Schichten, vor allem der 
Arbeiter, in die Gesellschaft.84 Zur Jahrhundertwende fand ein Institutionsschub der 
Volksbildung statt, der den Ausbau einer institutionellen Infrastruktur und dem Ent-
                                                 
80 Kade, J. u. a., (1999), S. 36. 
81 Kade, J. u. a., (1999), S. 37. 
82 Kade, J. u. a., (1999), S. 38. 
83 Tietgens, H., (1999), S. 36. 
84 Kade, J. u. a., (1999), S. 51. 
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stehen zahlreicher überregionaler Verbände, wie beispielsweise der ‚Gesellschaft für 
Verbreitung der Volksbildung’ 1871 führte. Die steigende Institutionsdichte brachte 
eine zunehmende Organisation und Reflexion85 der Arbeitsweisen der Volksbildner 
mit sich. Es entstanden Möglichkeiten des Austausches und der Reflexion über die 
eigene Arbeit oder Gelegenheiten, sie bildungspolitisch transparent und durchset-
zungsfähig zu entwickeln, denn „gerade mit der Steigerung des hauptberuflichen Per-
sonals entstand ein Aktivistenpool, der in der Lage war, die erwachsenenbildnerische 
Kommunikation über die unmittelbaren Tagesbedürfnisse hinaus anzuregen und pro-
grammatische Überlegungen zur Weiterentwicklung der Volksbildung aufzustellen.“86 
Es entstanden drei Formen, über die die reflexiven volksbildnerischen Diskussionen 
stattfanden: das Tagungs- und Zeitschriftenwesen, die praktischen und akademischen 
Fortbildungsmaßnahmen (…) sowie erste Institutionalisierungsformen erwachsenen-
bildnerischer Forschung.87       
 
Die Möglichkeiten der Integration durch Erwachsenenbildung nahmen nach dem ers-
ten Weltkrieg eine wichtige Rolle ein, obschon der Krieg einen großen Einschnitt für 
die Erwachsenenbildung bedeutete. Die Kriegswirren brachten vielen Menschen den 
Verlust traditioneller Bindungen und Orientierungsmuster. Hinzu trat der hohe An-
spruch an Eigeninitiative und gesellschaftliches Engagement zum Aufbau der Demo-
kratie.88 Es wurden vermehrt Volkshochschulen gegründet. Auch andere Träger und 
Anbieter von Bildungsangeboten trugen zur Bearbeitung der geistigen und kulturellen 
Krise bei. In Artikel 148 der Weimarer Verfassung wurde konstitutionell bestimmt: 
„Das Volksbildungswesen, einschließlich der Volkshochschulen, soll von Reich, Län-
dern und Gemeinden gefördert werden. Bereits zu diesem Zeitpunkt haben sich die 
                                                 
85 ‚Reflexion’ meint, dass die an einer Entwicklung beteiligten Akteure die einzelnen Veränderungs-
schritte in einen größeren Erkenntniszusammenhang stellen, sie in diesem Kontext bewerten und dabei 
Entscheidungen in Bezug auf die folgenden Entwicklungsschritte treffen. Je planvoller Entwicklungen 
als Lernprozess gedeutet und als Schrittfolge strukturiert werden, umso deutlicher folgen sie dem Ideal-
typus einer ‚vollständigen’ Handlungsstruktur (Initiierung, Operationalisierung, Umsetzung, Auswer-
tung, Initiierung…). Erst durch Deutung und reflexiver Reorganisation von evolutionärem Struktur-
wandel als kollektivem Lernprozess wird dieser durch seine beteiligten Akteure einer reflexiven Eigen-
steuerung zugänglich. Schäfter, O. (2003).  
86 Tietgens, H., (1999), S. 43. 
87 Tietgend, H., (1999), S. 41. 
88 Tietgens, H., (1999), S. 36. 
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volksbildnerischen Akteure89, trotz des gesellschaftlichen und politischen Bedeu-
tungszuwachses der Volksbildung, in erster Linie auf ihre didaktisch – methodische 
Arbeit konzentriert. Sie versäumten es, sich mit den Aspekten der Qualifizierung, der 
gesellschaftlichen Legitimation und Verankerung der Volksbildung auseinander zu 
setzen. Die Mitarbeiter begründeten ihre Haltung mit dem ‚missionarischen Auftrag’, 
der „Neuen Richtung mit dem Ziel der kulturellen Integration des einzelnen Arbeiters 
in den bürgerlichen Mittelstand, der individuellen Teilhabe des Arbeiters an der bür-
gerlichen Kultur (…).“90 Sie betrachteten ihre Tätigkeit nicht als gesellschaftliche 
Aufgabe sondern als kurzfristige Lösungsmöglichkeit für spezielle geistige, politische 
oder soziale Probleme. Sie hatten „an pragmatischen Formen der beruflichen Selbst-
organisation nur wenig Interesse“91 und betrachteten bereits den mit der Vergrößerung 
ihrer Einrichtung verbundene Einsatz der Bürokratie als einen Widerspruch zu ihrem 
‚missionarischen Auftrag’.        
 
Die Zeit zwischen 1933 und 1945 wird in der Literatur als ‚blinder Fleck’ ausgespart. 
Die Erwachsenenbildung der Arbeiterbewegung, die wie es traditionell hieß – „Arbei-
terbildung“92 wurde 1933 zerschlagen. Für die evangelische und die katholische Er-
wachsenenbildung begann 1933 „ein Verdrängungswettbewerb, die die frühen Wir-
kungsmöglichkeiten erheblich verengte.“93 Die Erwachsenenbildung wurde jedoch als 
wichtige Instanz zur Stabilisierung der Herrschaft und zur Erziehung und Sozialisation 
des Volkes eingesetzt.94 Einrichtungen der Erwachsenenbildung verloren während 
dieser Zeit zunehmend an Autonomie. Das Volkshochschulwesen wurde 1934 zentra-
lisiert und die einzelnen Einrichtungen hatten sich nach nationalsozialistischen Ge-
sichtspunkten, d.h. nach dem Führerprinzip zu organisieren. Die Volkshochschulen 
und der gesamte Bereich der Erwachsenenbildung erhielten den Namen Volksbil-
dungsstätten und das Reichsinnenministerium legte in einem Runderlass 1939 die al-
                                                 
89 Als ‚Akteure’ werden in dieser Arbeit sowohl Personen als auch Organisationen bezeichnet. Einzel-
personen bzw. natürliche Personen können in ihrer Rolle als Repräsentant ihrer Einrichtung oder auch 
als bloße Rollen- und Funktionsträger verstanden werden. 
90 Dräger, H., (1984), S. 82. 
91 Nittel, D., (2000), S. 94. 
92 Dies gilt für die Bildungsarbeit von SPD und KPD wie für die Gewerkschaften. 
93 Langewiesche, D., (1989), S. 336-370. 
94 Feidel – Mertz, H., (1999), S. 42. 
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leinige Zuständigkeit der NSDAP für die weltanschauliche Schulung fest.95 Alle Ein-
richtungen wurden somit gleichgeschaltet, dem Amt Volksbildungswerk in der NS-
Gemeinschaft ‚Kraft durch Freude’ unterstellt und der Deutschen Arbeitsfront, zuge-
ordnet.96 Die Erwachsenenbildung wurde somit zur Stabilisierung der Herrschaft in-
strumentalisiert. 
 
Nach 1945 förderten die Besatzungsmächte die Erwachsenenbildung. Sie gingen dazu 
über, die in der Zwischenkriegszeit entstandene institutionelle und diskursive Struktur 
der zweckfreien Bildung in Form eines Erwachsenenbildungsgesetzes zu kodifizie-
ren97 und dabei die Unterscheidung zwischen öffentlichen und freien98 Trägern der 
Erwachsenenbildung zu schaffen. Mit diesen Gründungen von Erwachsenenbildungs-
einrichtungen wurden nicht die Erwachsenenbildner beauftragt, die im Dritten Reich 
eine Rolle gespielt haben. Das Erwachsenenbildungssystem wurde erneut pluralisiert. 
Die 1933 verbotenen Einrichtungen wie die gewerkschaftliche Bildungsarbeit wurden 
– teilweise modifiziert – wieder aufgebaut.99 Angestrebt wurde die demokratische 
‚Re-education’ der Bevölkerung, die verstärkt ab den 1960er Jahren betrieben wurde.  
 
Hinzu trat das Gefühl des technologischen und gesellschaftlich-sozialen Rückstands 
aufgrund mangelnder Bildungsoptionen. Der Ruf nach einer Modernisierung des Bil-
dungswesens wurde immer lauter. Verschiedenste Gremien wie z. B. der Deutsche 
Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen definierten die ‚institutionelle Er-
möglichung von Bildung’ als Aufgabe des Staates, „die als besonders zu schützende 
Ressource im öffentlichen Raum nach gesetzlicher Absicherung verlangt.“100 Beson-
ders von der beruflichen und der allgemeinen Weiterbildung wurden weitgehende 
Einflussmöglichkeiten auf den Arbeitsmark erhofft.   
 
                                                 
95 Feidel – Mertz, H., (1999), S. 50. 
96 Libertz, N. (2004), S.16. 
97 Gesetz über die Zuschussgewährung an Volkshochschulen und entsprechende Volksbildungseinrich-
tungen von 1953 
98 Dieser im alltäglichen Sprachgebrauch eingebürgerte Begriff der ‚freien Träger’ war in den 70er 
Jahren umstritten und wurde durch den der ‚anderen Träger’ ersetzt. Der Sprachgebrauch wird hier 
nicht übernommen, sondern es wird der Begriff des ‚freien Trägers’ benutzt. 
99 Faulenbach, B. (2003), S. 80. 
100 Nittel, D., (2000), S. 108. 
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In den 1970er Jahren wurde die Erwachsenenbildung als zentrales Politikfeld der 
Länder definiert. Institutionalisierung und gesetzliche Absicherung der Erwachsenen-
bildung wurden vorangetrieben da „in gesellschafts-, bildungs- und wissenschaftspoli-
tischer Hinsicht nahezu ein komplementärer Gleichklang der Interessen, Ziele und 
Anliegen festzustellen war. Der Ausbau der Weiterbildung zu einem festen quartären 
Bereich des Bildungssystems wurde vor allem vom Deutschen Bildungsrat gefordert 
und in einem Strukturplan für das Bildungswesen 1970 mit weiteren Empfehlungen 
gefasst und weiterentwickelt. Der Deutsche Bildungsrat legte die Definition der Wei-
terbildung als „Fortsetzung oder Wiederaufnahme organisierten Lernens nach Ab-
schluss einer unterschiedlich ausgedehnten ersten Bildungsphase“ fest.101 „Diese 
funktionale Definition kann als Ausgangspunkt für die so genannte realistische Wende 
in der Erwachsenenbildung betrachtet werden.“102 Es begann „…so etwas wie eine 
Weiterbildungspolitik und damit der Versuch…, das weite Feld der Bildungsangebote 
für Erwachsene zu systematisieren und in einen primär bildungs- und beschäftigungs-
politischen Zusammenhang zu bringen.“103 Praktisch wurden schwerpunktmäßig ‚in-
termediäre Einrichtungen’ gegründet, die die Funktion innehatten, zwischen Berufs-
praxis und Politik zu vermitteln. Angetrieben von der öffentlich anerkannten hohen 
Bedeutung der Erwachsenenbildung förderte der Staat die fortstrebende Expansion der 
Einrichtungen und des Personals. Die Qualifizierung dessen wurde allerdings selten 
betrachtet. Hinzu trat bereits frühzeitig das Problem zwischen „einer aufklärenden 
Bildungsarbeit einerseits, die von den Interessen der Menschen ausgeht und einer 
vermittelnden Bildungsarbeit andererseits, für welche die Ziele der Einrichtung Richt-
schnur sind.104   
 
Seit den 1980er Jahren zieht sich der Staat aus seiner Verantwortung für die Erwach-
senenbildung kontinuierlich zurück. Seitdem sucht die Erwachsenenbildung immer 
wieder neue Betätigungsfelder und versucht, in bisher ungewohnte Segmente des ge-
sellschaftlichen Produktions- und Reproduktionszusammenhangs zu gelangen. Sie 
konzentrierte sich beispielsweise auf Zielgruppen, wodurch besonders die berufliche 
                                                 
101 Deutscher Bildungsrat, (1972), S 197. 
102 Weisser, J., (2002), S. 29. 
103 Weisser, J., (2002), S. 58. 
104 Rein, A. v., (2000), S. 18. 
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Weiterbildung neuen Aufwind erlangte. ‚Lebenslanges Lernen’105  trug zur weiteren 
inhaltlichen und auch institutionellen Ausdifferenzierung der Weiterbildung bei. Wirt-
schaft und Gesellschaft riefen zur kontinuierlichen Lern- und Veränderungsbereit-
schaft auf, was zu einer breiten Angebotspalette von beruflicher, biographischer, iden-
titätsentwickelnder oder auch freizeitorientierter Erwachsenenbildung führte. In dieser 
Zeit zeichnete sich die Tendenz ab, dass für jeden Bedarf ein entsprechendes pädago-
gisches Angebot entwickelt wurde. Unter ‚kultureller Welle’ wird seitdem die Er-
schütterung sowohl des beruflichen Selbstverständnisses als auch des institutionellen 
Selbstbildes durch die Erosion der bisher unangefochtenen gültigen bildungspoliti-
schen Legitimationsmuster und Ziele verstanden.106 Die Ausrichtung an universalisti-
schen Werten oder dem humanistischen Bildungsideal verwischte zunehmend. Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung verstanden sich immer mehr als Dienstleistungs-
anbieter.  
 
Auch nach der deutschen Wiedervereinigung sinken die staatlichen Fördermittel ste-
tig. Ständige soziale und gesellschaftliche Veränderungen steigerten die Wichtigkeit 
der Erwachsenenbildung weiterhin. In pädagogischer Hinsicht veränderte die Bedeu-
tungszunahme der selbstorganisierten oder selbstgesteuerten Lernformen den pädago-
gischen Alltag. Versucht wurde, trotz des Mangels, die Unterrichtsstunden und die 
Teilnehmerzahlen zu erhöhen und gewisse qualitative Standards zu gewährleisten. In 
den 1990er Jahren setzte die ‚organisationsbezogene Wende’107 ein.  Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung übernahmen wirtschaftliche Instrumente und Konzepte wie 
Qualitätsmanagement, Marketing, Corporate Identity108, Budgetierung, kaufmänni-
schem Rechnungswesen oder das der Organisationsentwicklung. Änderungen und 
Verbesserungen sollten über neue Steuerungsmodelle oder einer Änderung der 
Rechtsform erreicht werden. Mit dem diffusen Begriff des Sozialmanagements ver-
band sich die Vorstellung, die sozialen Orientierungen der weltanschaulich gebunde-
                                                 
105 Dieses weitreichende Programm besitzt beispielsweise Implikationen wie ‚Zertifizierung informel-
len Lernens’, Etablierung von ‚regionalen (Lern-)Netzwerken’, Enträumlichung des Lernens durch 
‚virtuelle Lernräume’, ‚individuelle Lernkonten’ und ‚neue Finanzierungsmodelle’.  
106 Nittel, D., (2000), S. 134. 
107 Schäffter, O. (2001). 
108 Mit Corporate Identity sind alle Aktivitäten, die Außendarstellung, interne formelle und informelle 
Strukturen eines Unternehmens gemeint, welche sich an einem von allen Mitarbeitern akzeptierten 
Leitbild für das Unternehmen orientieren. In den Blick gerät das Unternehmen demnach als Arbeitszu-
sammenhang als auch kultureller und sozialer Lebenszusammenhang.   
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nen Bildungsstätten planvoll mit den ökonomischen Notwendigkeiten eines leistungs-
fähigen Dienstleistungsunternehmens zu verbinden.    
 
Zunehmend zogen betriebswirtschaftliche Aufgaben und Tätigkeiten in den pädagogi-
schen Alltag ein. Damit einher ging die Konzentration auf lukrative Aktivitätsfelder. 
Bildungsangebote wurden dort nicht mehr angeboten, wo sie unrentabel waren. Die 
Mitarbeiter mussten die hohen und meist steigenden Nachfragen mit kontinuierlich 
sinkenden Kapazitäten und Ressourcen bewältigen. Erlebt wird die sich ausweitende 
Potentialität als Überforderung. Verantwortliche müssen sich in immer kürzeren Zeit-
abschnitten zwischen den erkennbaren Gestaltungsmöglichkeiten und den tatsächli-
chen Möglichkeiten, die realisierbar wären, entscheiden. Das notwendige ‚Downsi-
zing’ wird häufig auf Personalabbau reduziert. Bildungsstätten laufen dabei Gefahr, 
sich zu Tode zu sparen und durchleben gleichzeitig einen Veränderungsprozess, der 
fatale Auswirkungen auf die Moral und die Kultur der Bildungsstätte nach sich zieht. 
 
Heute ist der Konkurrenzdruck kommerzieller Anbieter zumindest in sektoralen Bil-
dungsbereichen wie Sprachen, Studienfahrten, EDV, Management und Gesundheit so 
stark geworden, dass Organisationen ohne marktwirtschaftliche Orientierungen nicht 
mehr überlebensfähig sind. Eine zunehmende Angleichung der Angebote und Marke-
tingstrategien von öffentlich finanzierten und kommerziellen Anbietern ist zu beo-
bachten. Dieser Trend ist auch darauf zurückzuführen, dass der ‚Nationalstaat’109 eu-
ropäischen Musters sich in den letzten zwanzig Jahren verändert hat. Viele seiner tra-
ditionellen Aufgaben hat er abgegeben und privatisiert wie z.B. Bahn, Post, Strom- 
und Wasserversorgung oder frühere Aufgaben der Polizei übernehmen heute Sicher-
heitsdienste. Im Bildungsbereich ist die Rolle des Staates von Enthaltsamkeit geprägt. 
Es kann von einer öffentlichen Unterfinanzierung der Bildung insgesamt gesprochen 
werden, besonders in den Sektoren, die sich privat nicht tragen und niemals tragen 
werden wie z.B. die Alphabetisierung oder der Eltern-Kind-Bereich. Hinzu tritt das 
Phänomen, dass Sinn und Zweck von Bildungsbemühungen zunehmend angezweifelt 
                                                 
109 Zu den politischen Konzepten, die durch Globalisierungsprozesse transportiert werden, zählt das des 
Nationalstaates. Er wurde im Verlauf des 19. Jahrhunderts von Angehörigen der Bürgerschaftlichen 
Gesellschaft geprägt und soll, so die Theorie, im Zuge der Globalisierung irgendwann in von der ‚eine 
Weltgesellschaft’ abgelöst werden. Bis dahin ist er jedoch die einzige Form der staatlichen Organisati-
on, die auf globaler Ebene als modern und adäquat gilt.  
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werden. Der Glaube an das Gute im technischen Fortschritt, das Gute am Steigern des 
materiellen Wohlstands hat vielfältige Einbußen erlitten.110 Auch der Glaube daran, 
dass es sich lohnt, einer alternativen (zur bestehenden Realität) gesellschaftlichen Per-
spektive Engagement zu widmen, ist weitgehend geschwunden.  
 
Seit 1979 wächst der Bereich der Weiterbildung kontinuierlich und hat sich in der 
Zwischenzeit verdoppelt. Bedingt durch die technisch-ökonomische Entwicklung ist 
er mit 20 Millionen Teilnehmern der größte Bildungsbereich. Millionen von Arbeits-
losen erhoffen sich, trotz der geringen Zahl der vorhandenen Arbeitsplätze, durch die 
Teilnahme an einer Weiterbildung eine Widerbeschäftigung. Durch die Hartz-Gesetze 
wird außerdem ausdrücklich die „Neuausrichtung der beruflichen Weiterbildung“ in 
Form einer Förderung verfolgt.111 Diese neuen Entwicklungen in der Weiterbildung 
zeigen bereits heute negative Folgen. Im Hinblick auf Teilnehmer, Kurse und Bedarfe 
besteht hohe Planungsunsicherheit, welche eine mittelfristige Personalentwicklung 
kaum ermöglicht. Diese Probleme werden begleitet von zurückgehenden staatlichen 
und kirchlichen Finanzmittel, Insolvenzen, Konkursen und Entlassungen des Perso-
nals.     
 
1.3 Begriffsklärung: Familienbildungsarbeit 
Allgemein formuliert ist Familienbildungsarbeit ‚Bildungsarbeit zu familienrelevanten 
Themen’. Sie vermittelt Kompetenzen für privates Alltagsleben und bezieht sich in 
erster Linie auf Schwerpunkte, die sich aus dem Zusammenleben von Frauen und 
Männern, Erwachsenen und Kindern, jungen und alten Menschen oder Gesunden und 
Kranken ergeben.112  
 
„Nach § 16 Abs. 2 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJHG) umfasst Familienbildung Angebote, die auf die 
Bedürfnisse und Interessen sowie auf Erfahrungen von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und Erziehungs-
situationen eingehen, die Familien zur Mitarbeit in Erziehungseinrichtungen und in Formen der Selbst- und Nach-
barschaftshilfen besser befähigen sowie junge Menschen auf Ehe und Partnerschaft sowie auf das Zusammenleben 
mit Kindern vorbereiten. Die Familienbildung geht nicht mehr alleine davon aus, dass Eltern eine bestimmte Men-
                                                 
110 Der Verlust der Systemalternative mit dem Zusammenbruch des Ostblocks und die immanenten 
Wandlungsprozesse im kommunistischen China zeigen, dass das kapitalistische Wirtschaftssystem und 
die marktwirtschaftliche Ordnung der Gesellschaft zum weltweit dominanten Prinzip geworden sind. 
111 Die Weiterbildung bis 2003 wurde von der Bundesagentur für Arbeit bezahlt und jetzt vom Staat 
112 Gilles-Bacciu, G. (1995), S. 23 / Familienwissenschaftliche Forschungsstelle (1998), S. 561-588. 
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ge an Informationen über die Erziehung ihrer Kinder benötigen, um sie für ein glückliches Leben in der Gesell-
schaft vorzubereiten, sondern dass gesellschaftliche Bedingungen als wesentliche Bestimmungsfaktoren bei der 
Arbeit mit Eltern von Einfluss sind. Eltern werden nicht mehr nur in ihrer Rolle als Eltern betrachtet. Familienbil-
dung richtet ihr Augenmerk auf die Familien in ihrer Gesamtheit, sie erfasst die Familienmitglieder  in ihren unter-
schiedlichen Rollen und Funktionen und befasst sich mit all den Problemen, die sich unmittelbar im Spannungsfeld 
der Familie und der Familie zur Umwelt ergeben. Trotz dieses individuellen Ansatzes ist die Familienbildungsar-
beit gemeinwesen- und gesellschaftsbezogen, da es sich nicht um Hilfeleistungen für die einzelne Familie han-
delt.“113  
 
Entsprechend breit gefasst sind die Themen: Ehevorbereitung und Partnerschaft, Ge-
burtsvor- und –nachbereitung, Eltern-Kind-Gruppen, Pädagogik, Erziehung und Ent-
wicklungspsychologie, Leben in der Familie, Hauswirtschaft und Ernährung, textiles -
, kreatives und musisches Gestalten, religiöse Themen und Glaubensfragen, Selbster-
fahrung, gesellschaftliche und politische Bildung, Ökologie, Gesundheitsbildung, be-
rufliche Bildung u.v.m. Familienbildung orientiert sich mit ihren Angeboten an den 
Bedürfnissen der Familien. Familie stellt die Basis unserer Gesellschaft dar. Familie 
ist für jeden Menschen der zentrale Ort des Aufwachsens und der Identitätsbildung. 
Mit der Gründung einer Familie übernehmen Frauen und Männer für die Gesellschaft 
eine wesentliche Aufgabe. Kinder erfahren in der Familie ihre Prägungen und Stärken 
für ihr gesamtes Leben. Erwachsenen bietet die Familie Privatsphäre und gleichzeitig 
Ort zur Aufarbeitung beruflicher und sozialer Erfahrungen, aber auch Schutz bei der 
Bewältigung von Lebenskrisen und Risiken. Familienbildung stärkt die Erziehungs-
kraft der Familie, fördert die Erziehungsfähigkeiten der Eltern und stärkt die Entwick-
lung der Elternkompetenz. Familienbildung hat eine ausgeprägte präventive Funktion, 
fördert die Hilfe zur Selbsthilfe und stärkt dabei die Familienmitglieder im Umgang 
mit Konflikten.    
Den Lebensabschnitt „Elternzeit“ beschreibt V. Satir wie folgt: „Selbst im günstigsten Fall ist die Erfüllung der 
Elternrolle alles andere als leicht. Eltern lehren in der härtesten Schule der Welt: Die Schule des Menschenma-
chens. In der Schule sind sie gleichzeitig Erziehungsminister, Direktor, Klassenlehrer und Hausmeister – all diese 
Rollen müssen sie als Eltern übernehmen. Von ihnen wird erwartet, dass sie in allen Lebensbereichen Experten 
sind. Und die Zahl der Einzelbereiche wächst mit der Familie. Außerdem gibt es kaum Schulen, in denen sie sich 
auf ihre Arbeit vorbereiten können und es existieren keine allgemeinverbindlichen Vorstellungen über den Lehr-
plan. Sie müssen ihn selbst zusammenstellen. In ihrer Schule gibt es keine Ferien, keine Gewerkschaft, keine au-
tomatische Beförderung und keine Gehaltserhöhung. Sie sind 24 Stunden täglich im Dienst oder zumindest in 
                                                 
113 Schmitt-Wenkelbach, B. (1993), S.327. 
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Bereitschaft, 365 Tage im Jahr und mindestens 18 Jahre lang – und das bei jedem Kind. Außerdem müssen sie über 
alle Vorfälle mit einer Verwaltung abstimmen, die zwei Chefs hat.“ 
Quelle: V. Satir (1990), S. 274.  
 
Heutzutage werden, wie die Zeilen von Frau Satir verdeutlichen, an Eltern zahlreiche 
Anforderungen gestellt. Eltern werden zuvor nicht ausgebildet, um sich notwendige 
Kompetenzen und Fertigkeiten anzueignen. Die fehlende Ausbildung bzw. Qualifizie-
rung steht im Widerspruch zu den Anforderungen, die den Eltern in unserer Gesell-
schaft beigemessen werden. Aus der PISA – Diskussion der letzten Jahre ging hervor, 
dass das in den Familien vermittelte und angeeignete Humanvermögen die wirksamste 
Grundlage eines lebenslangen Bildungsprozesses darstellt. „Man fand bei dieser Stu-
die heraus, dass die Wirkungen der informellen Kontexte in den Herkunftsfamilien der 
Kinder und Jugendlichen wichtiger sind, als die vermuteten Wirkungen institutioneller 
Kontexte. Das heißt, die Qualität der Bildungsprozesse in den Familien hat neben an-
deren Faktoren einen ganz entscheidenden Einfluss auf die späteren schulischen Leis-
tungen:“114 Eltern ist es völlig selbst überlassen, wie sie sich ihre Familien- und El-
ternkompetenzen aneignen. Manche sind dabei erfolgreich, anderer weniger. Wurden 
in der Vergangenheit diese Kompetenzen durch traditionelle Unterstützungssysteme 
wie z.B. durch die Großeltern oder gleichaltrige Bekannte gesichert, sind Eltern heute 
weitestgehend auf sich gestellt.115  
 
Traditionelle Anbieter von Familienbildung sind die Familienbildungsstätten und –
werke. Des weiteren sind Volkshochschulen, Erwachsenenbildungsstätten und –
werke, Kindertageseinrichtungen, Schulen, die Familienselbsthilfe, Pfarrgemeinden 
und kirchliche Gruppierungen, Jugendämter usw. Ebenso gibt es informelle und medi-
ale Möglichkeiten der Familienbildung. Dazu zählen z.B. Elterninitiativen oder –
Vereinigungen, in denen sich Eltern ohne professionelle Hilfe oder Anleitung austau-
schen können. Hinzu kommen zahlreiche Zeitschriften, Bücher oder Internetportale. 
Die Vielfalt der Anbieter färbt auch die Formen, Methoden und Inhalte der Familien-
bildung. „Sie dienen in der Regel nicht nur der Wissensvermittlung, sondern auch der 
Selbsterfahrung, der Analyse relevanter individueller, familialer oder gesellschaftli-
cher Probleme, der Suche nach Lösungsmöglichkeiten, der konkreten Hilfe, der Ent-
                                                 
114 Braun, M., (08.2004), S. 4. 
115 Bedingt durch verschiedenste Transistorenfaktoren wie z.B. berufliche Mobilität. 
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wicklung von in der Ehe und Familie benötigten Kompetenzen sowie der Förderung 
von Solidarität zwischen den Teilnehmern.“116 Das Angebot orientiert sich dabei an 
Interessen, Bedürfnissen und Erfahrungen der Familien in unterschiedlichen Lebens-
lagen und Erziehungssituationen. Das in der Erwachsenenbildung anerkannte Prinzip 
des Lebenslangen Lernens gilt auch für die Familienbildung. Vor diesem Hintergrund 
ist die klassische Formel, mit der der Deutsche Ausschuss für das Erziehungs- und 
Bildungswesen ‚Bildung’ definiert, als Leitziel immer noch aktuell: „Gebildet im Sin-
ne der Erwachsenenbildung wird jeder, der in der ständigen Bemühung lebt, sich 
selbst, die Gesellschaft und die Welt zu verstehen und diesem Verständnis gemäß zu 
handeln.“117  
 
1.4 Entwicklung der Familienbildungsarbeit in Deutschland 
Familienbildung ist ein Bereich der Erwachsenenbildung der, u. a. bedingt durch den 
demographischen Wandel,  zunehmend an Bedeutung gewinnt. Die Entwicklung der 
Familienbildung orientierte sich in der Vergangenheit immer an der Situation der 
Mütter, später an die der Familien und heute zunehmend an die Region.  
 
Friedrich Fröbel, der ‚Vater’ des heutigen Kindergartens spielte bereits 1840 eine Rol-
le in der Mütterbildung.118 Die von ihm ganzheitlich verstandene Erziehung der Kin-
der, die Bewahrung der Kinder der arbeitenden Bevölkerung vor Verwahrlosung, 
schloss immer auch die Mütter und das Bemühen um eine bessere Bildung ein. Ein 
besonderes Kennzeichen stellte die starke Funktionalisierung im Sinne einer Verbes-
serung der Kindererziehung dar. Im Fröbelschen Sinne umfasste die Arbeit der Spiel-, 
Beschäftigungs- und Gemeinschaftseinrichtung für die Kinder auch eine Bildungsstät-
te für die Mütter. Er verstand Mütterbildung als Anleitung von Müttern zur richtigen 
Kindererziehung, als Vorbereitung junger Mädchen auf ihre Mutterpflichten und als 
Ausbildungsstätte für Kinderpflegerinnen. Fröbel prägte die Entwicklung der Mütter-
bildung langfristig. Viele leitende Frauen der Mütterschulen-Bewegung kamen aus der 
                                                 
116 Textor (2001), S. 5. 
117 Deutscher Ausschuss (1960), S. 20. 
118 Pettinger, R. (2001), S. 3-7. 
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Fröbelschen Tradition der Kindererzieherinnen und prägten dadurch diesen Ansatz 
langfristig.119  
 
Organisierte Hilfen zur Unterstützung von Familien im Lebensalltag gibt es seit den 
Anfängen der Industrialisierung. Mangelnde Hygiene und Verwahrlosung führten 
damals zu hoher Sterblichkeit bei Kindern und Müttern, besonders bei den armen und 
arbeitenden Bevölkerungsgruppen. Hauswirtschaftliche Kenntnisse und Fähigkeiten 
wurden kaum noch weitervermittelt. Frauen und Männer arbeiteten in den Zeiten der 
Industrialisierung oftmals 12 – 16 Stunden täglich. So führten gesellschaftliche Ent-
wicklungen wie die Entfaltung der industriellen Lebensformen, die Urbanisierung und 
ihre Auflösungstendenzen für großfamiliäre Lebensformen und die Entwicklung der 
Frauenerwerbstätigkeit zu Versuchen der gesellschaftlichen Emazipationserziehung 
durch Frauenbildungsvereine und Mütterschulen, in denen die Situation der Frauen 
und Mütter einen besonderen Stellenwert erhielten.  
 
So verzeichnet die Chronik120 bereits 1867 die Einrichtung der ersten Beratungsstellen 
für stillende Mütter. 1882 wurden auf der Insel Mainau im Bodensee die ersten Koch-
kurse durchgeführt. 1885 führte der Badische Frauenverein Wanderkurse zu hauswirt-
schaftlichen und pflegerischen Themen durch. Neben Tageskursen wurden auch A-
bendveranstaltungen für Fabrikarbeiterinnen angeboten. 1903 gab das Bayrische Rote 
Kreuz ein Faltblatt über die Pflege des Kindes im ersten Lebensjahr heraus. Bereits im 
Jahre 1909 weist die Chronik des heutigen Niedersachsens 41 Mütterschulen, 59 Wo-
chenschulen, 140 Handarbeitsschulen und 70 Kochschulen aus. 
 
Die Anfänge einer Mütterbildung liegen noch vor den Aufzeichnungen über die ersten 
Mütterschulen ab 1917, geleitet von Luise Lampert in Stuttgart. Luise Lampert ver-
fügte über eigene Erlebnisse als Kindergärtnerin, sie wurde mit der hohen Säuglings-
sterblichkeit und der Situation der Soldatenfrauen konfrontiert.  Das Ziel der damali-
gen Entwicklung einer Mütterbildung lag in der Unterweisung der Frauen, Kenntnisse 
über Schwangerschaft und Geburt sowie Pflege und Erziehung des Säuglings und des 
                                                 
119 Schymroch, H. (1989). 
120 Rollik, Herbert; Fachtagung „Familienbildung in Sachsen. Tendenzen und Perspektiven“ Chemnitz, 
02. April 2003. 
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Kleinkindes zu erlangen. Die Art der Mütterbildung sollte die „Mütterlichkeit der Frau 
stärken“. Ziel war es u. a., dass es sich um eine Bildungsarbeit handelte, die keine 
fürsorgliche Funktion hatte, wie z.B. die um die Jahrhundertwende entstandenen 
Säuglings- und Mütterberatungsstellen. Nach Ende des 1. Weltkrieges formte die Zeit 
der Weimarer Republik kein eigenes und neues Bild der Frau und Mutter. Neben der 
Erwerbstätigkeit der Frau als preiswerter Arbeitskraft in Industrie und Handel, nahm 
die Berufstätigkeit von Frauen auch im gesundheitlichen und sozialpädagogischen 
Bereich zu. In dieser Zeit hatten die Mütterschulen auch die Funktion zur Ausbildung 
als Kinderpflegerin. In den 20er Jahren wurde das Bildungsangebot der Mütterschule 
ständig erweitert. Luise Lampert intensivierte in die Öffentlichkeitsarbeit, sodass sich 
die Idee verbreitete und weitere Mütterschulen entstanden. Eine einheitliche Rechts-
grundlage für die Jugendhilfe und –pflege schaffte 1922 erstmals das Reichsjugend-
wohlfahrtsgesetz. Hier schlugen sich reformpädagogische Ideen wie ‚Gemeinschaft’, 
‚Volk’ und ‚vom Kinde aus’ in den Angeboten nieder. Die Mütterbildung wurde er-
gänzt um die staatsbürgerliche Bildung, die die Pflichten der Frauen, entstanden aus 
der ‚Mutterschaft’, umfassten.   
 
Um 1930 wurden weitere Kurse in den Bereichen Erziehung, häusliche Krankenpfle-
ge, Diätküchen oder Gymnastik angeboten. Dabei fanden auch die Wünsche der Frau-
en Berücksichtigung. Um den Zeitaufwand und die Fahrtkosten für die Mütter zu re-
duzieren, dezentralisierte sich die Arbeit der Mütterschulen. Es wurden u. a. Wander-
kochkurse zur Säuglingspflege zunehmend um Beschäftigungs- und Erziehungsbei-
träge für das Kleinkind ergänzt. 
 
Während des Nationalsozialismus erhielten die Mütterschulen vor dem Hintergrund 
der Frauen- und Mütterideologie dieser Zeit eine besondere Stellung. Die Mütterschu-
len wurden in das Deutsche Frauenwerk e. V. überführt und materiell sogar ausgebaut. 
In dieser Zeit wurden alleine rund 400 neue Einrichtungen gegründet. Es stand aller-
dings nicht mehr die seelische und geistige Förderung des Menschen im Vordergrund. 
Staatliche Organisationen übernahmen die Erziehungsfunktion. Das Deutsche Frau-
enwerk wurde als Instrument genutzt, das Frauen- und Mutterbild der nationalsozialis-
tischen Ideologie zu verbreiten. Die Leiterinnen in dieser Zeit hatten den Nachweis zu 
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erbringen, dass sie dem ideologischen Bild der Nationalsozialisten entsprechend treu 
sind. Frauen wurden in erster Linie als Gebärende und als Arbeitskraft betrachtet. Um 
das ‚Soll der Volkserhaltungsziffer’ zu erfüllen, hatte eine Familie mindestens vier 
Kinder vorzuweisen. Das silberne oder goldene Mütterkreuz erhielten Mütter mit vie-
len Kindern. Die ersten Richtlinien für die einheitliche Durchführung von Mütterschu-
len wurden 1934 erlassen. Hiermit hob man die besondere Bedeutung der Mütter für 
das Volk und den Staat hervor. Aus nationalsozialistischer Sicht galten die Rollenkli-
schees vom Mann als Kämpfer und der Frau als Gebärende und der Hüterin des Hau-
ses. In dieser Zeit erhielten alle Angebote eine große Bedeutung, die der Förderung 
der hauswirtschaftlichen Kenntnisse diente. Nach dem 2. Weltkrieg wurden die Müt-
terschulen aufgelöst, weil sie als NS-Bildungsstätten mit entsprechender Zielsetzung 
galten.  
 
Unmittelbar nach dem Zusammenbruch des 3. Reiches leitete sich dann eine Neuori-
entierung der Mütterschulen ein. Eine neue zweite intensive Gründungswelle in 
Deutschland begann. Die ersten Mütterschulen entstanden in evangelischer und kom-
munaler Verantwortung. Die erste katholische Mütterschule wurde erst 1954 gegrün-
det. Eine deutliche Verlagerung des Alters der Teilnehmerinnen  zeichnete sich ab. Es 
stand nicht mehr die Ehe- und Familienvorbereitung Lediger an sondern es waren ehe- 
und familienbegleitende Programme im pädagogischen Sinne für verheiratete Mütter 
gefragt. Diese Tendenz war allerdings auch darauf zurückzuführen, dass in den Müt-
terschulen ausschließlich Mitarbeiterinnen arbeiteten, die verstärkt aus sozialpädago-
gischen und pflegerischen Berufen stammten.121 Diese zweite Mütterschulbewegung 
war somit gekennzeichnet durch typisch zeitspezifische Angebote wie Kurse für Stop-
fen und Nähen, die Pflege und Erziehung des Kleinkindes und Gesprächskreise für 
allein erziehende Mütter (viele Männer waren gefallen oder noch in Gefangenschaft). 
Der erste ‚Väterabend’122 fand 1952 nach dem Abschluss eines Säuglingspflegekurses 
statt. Somit war die Öffnung der Mütterschulen für Männer nach etwa 50 Jahren er-
folgt. 
 
                                                 
121 Schymroch, H. (1989). 
122 Bericht der Arbeitsgemeinschaft der Mütterschulen 1952. 
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In der ersten Zeit nach dem Krieg hatte die Arbeit der Mütterschulen eher einen star-
ken sozialpädagogischen und sozialarbeiterischen als einen erwachsenenbildnerischen 
Charakter. Mit der Besserung der allgemeinen Lebensbedingungen in den 50er Jahren 
erfuhr auch die Sozialarbeit bzw. Sozialpädagogik ein anderes Verständnis. Die Müt-
terschulen veränderten ihre konzeptionellen Grundlagen von der Fremdhilfe zur 
Selbsthilfe, was sich besonders bei der methodischen Gestaltung bemerkbar machte.  
 
Mütterschulen arbeiteten nun unter dem Motto ‚Hilfe zur Selbsthilfe’. Sie betrachteten 
Haushaltsführung und Heimgestaltung als Möglichkeit der Existenzsicherung und 
Mittel gegen den Zerfall von Familien. Zu den Schlagworten zählten ‚Stärkung der 
Leistungsfähigkeit’ und die ‚Erziehung zur Familienfähigkeit’. Im Mittelpunkt der 
Betrachtung stand die Frau und Mutter. Sie verkörperte das Herzstück und den Mittel-
punkt der Familie und sollte durch verschiedene Angebote das „Klischee und Bild der 
heilen Familie retten“.123 Die neuen Mütterschulen definierten ihre Arbeit folgender-
maßen: „Wir vermitteln hausfrauliche und mütterliche Kenntnisse; wir schaffen frau-
liche Gemeinschaften und bilden eine Stätte der Besinnung und des Weckens innerer 
Kräfte“124 Die Mütterschulen verstanden sich als ein Stück vorbeugende Fürsorge. 
Darunter war präventive Bildungsarbeit, um die Fürsorge im Rahmen der Jugendhilfe 
vorzubeugen, zu verstehen. Es sollten damit fürsorgliche Maßnahmen im Sinne des 
Jugendwohlfahrtsgesetzes wie beispielsweise der Entzug der elterlichen Sorge ver-
mieden werden.  
  
Zudem wurde die Nachkriegszeit geprägt durch gesellschaftliches Aufbegehren, stu-
dentischen Protesten, durch neue gesellschaftliche Bewegungen (z.B. Vietnam-
Bewegung, Kinderladenbewegung) und politische und sozial eingeleitete Reformen. 
Es gab aber auch dominante Paradigmen wie z.B. die institutionelle Kritik an Familie, 
insbesondere in ihrer Bedeutung für die sozialschichtsgebundene Erziehung und ge-
sellschaftliche Reproduktion, die gesellschaftliche Stellung von Ehe, die geschlechts-
spezifische Arbeitsteilung und die häufig daraus resultierende Benachteiligung von 
Frauen. Neue Leitbilder entstanden wie etwa das der partnerschaftlichen Rollenteilung 
von Männern und Frauen. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist seit den 68er 
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Jahren ein Dauerthema.125 Die Kinderladenbewegung setzte sich u. a. für die Verbes-
serung der sozialen Stellung der Mütter, eine gerechtere Arbeitsteilung in der Famili-
enarbeit und Kindererziehung, für die Veränderung der Autoritätsstrukturen zwischen 
Kindern und Erwachsenen und in der Sexualerziehung ein.126 Der Focus wurde nun 
auf die Gesamtfamilie und nicht mehr nur auf die Mutter oder die Kinder gelegt. In 
dieser Phase, in der sich eine vehemente Institutionskritik an die Familie entwickelte 
und ein offener Familienbegriff noch nicht geprägt war, wurden die Mütterschulen 
1969 in ‚Einrichtungen der Familienbildung’ oder ‚Haus der Familie’ umbenannt. 
Dieser neue Leitbegriff sollte eine neue konzeptionelle Perspektive eröffnen, und zwar 
von der Familienmitgliederperspektive hin zur Gesamtfamilie. Damit rückten auch 
andere Zielgruppen z.B. Väter, Kinder oder Senioren ins Blickfeld. Es sollte auch die 
inhaltliche Perspektive, wie die Kindererziehung im Familienkontext, einbezogen 
werden. Das Angebot von praktisch orientierten Kursen um gruppen- und personen-
bezogene Themen wurde erweitert. In den 80er-Jahren kamen weitere Themen wie 
beispielsweise Ökologie, Umweltschutz, Aufgabenteilung in der Familie oder die Rol-
le der Väter und Arbeitslosigkeit hinzu. Neben der Zielgruppe haben sich auch die 
Inhalte und Methoden der Familienbildung in den letzten 40 Jahren gewandelt. Die 
Entwicklung von der Mütterbildung zur Familienbildung kann somit als eine themati-
sche und programmatische Ausdifferenzierung betrachtet werden – von einer Mütter-
bildung, die ihren Schwerpunkt in der Verbesserung der Kindererziehung sah, hin zu 
einer, die sich an die Familie als soziales System richtet, um die Verbesserung einer 
bestimmten Lebensphase z.B. die Ehe- oder Kleinkindphase zu unterstützen.  
 
In den 70er Jahren beabsichtigte die Familienbildung ein möglichst ausdifferenziertes 
Angebot vorzuhalten, um Teilnehmern gesellschaftliche Zusammenhänge und ihre 
Auswirkungen bewusst zu machen. Das Bildungsziel, Frauen und Männer zur partner-
schaftlichen gegenseitigen Ergänzung in den verschiedenen Bereichen des Lebens zu 
befähigen, stand im Vordergrund. Dieser Anspruch ging über Ehe und Familie hinaus, 
hin zu Staat, Gesellschaft und Kirche. Die Familienbildung ging somit über den häus-
lichen Bereich in den außerfamiliären Lebensbereich hinaus. Familienbildungsstätten 
wollten Familien ermöglichen, sich über die jeweiligen gesellschaftlichen Situationen 
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126 Pettinger, R. , Deutsches Jugendinstitut zur Jahresfachtagung 1995. 
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ein Bild zu verschaffen, ihnen die Möglichkeiten eröffnen, sich aus ihrer jeweiligen 
sozialen Isolation heraus auch ihre eigenen Interessen wahrzunehmen. Diese Entwick-
lung zeichnet sich bis heute ab. In den Konzepten der Familienbildung steht der 
Mensch in seiner Gesamtheit und in seinen gesamten Lebensbezügen im Vordergrund.  
 
2. Rechtliche und bildungspolitische Rahmenbedingungen127
2.1 Rechtlichen Rahmenbedingungen 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Steuerung bzw. Förderung der Erwach-
senen- und Familienbildungsarbeit sind außerordentlich komplex. Fragen des öffentli-
chen Zuwendungsrechts sind vielfältig verwoben mit steuerrechtlichen, arbeitsrechtli-
chen, sozialrechtlichen sowie haushaltsrechtlichen Fragestellungen. Die Rechtsord-
nung in Deutschland ist zudem durch eine hohe Regelungsdichte gekennzeichnet. Zu 
beobachten ist ein Ineinandergreifen von bundes-, landes- und kommunalrechtlichen 
Reglements, die teilweise durch europarechtliche Regelungen ergänzt werden. Allein 
der Umgang mit diesen rechtlichen Rahmenbedingungen und Steuerungsinstrumenten 
erfordert faktisch ein hohes Maß an Professionalität.  
 
Augenblicklich lehnt sich der Auftrag der Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit 
in erster Linie von den in dieser Untersuchung vorgestellten Rechtsquellen ab. Prinzi-
piell aber werden Erwachsenen- und Familienbildner in den unterschiedlichsten Fel-
dern tätig wie z.B. Gesundheit, Soziales, Kultur, Umwelt, Arbeit und Sport. Somit 
müssten für jedes dieser Felder spezifische Rahmenbedingungen gelten, insbesondere 
im Sozial- und Gesundheitsbereich. Gerade dieser wird sich unter rechtlichen Ge-
sichtspunkten mit dem Trend zur Ökonomisierung und der vertraglichen Feinsteue-
rung verändern. Grundsätzlich anerkannt ist die Reformbedürftigkeit der rechtlichen 
Rahmenbedingungen im Dritten Sektor insgesamt, insbesondere in Anbetracht der 




                                                 
127 Insbesondere die politischen Anforderungen sind angelehnt an Inhalten des Seminars: Gesellschaft-
liche Vorraussetzungen pädagogischen Handelns; Universität Regensburg, Lehrstuhl für Pädagogik, SS 
2004 / 05.07.2004. 
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2.1.1 Europäisches Gemeinschaftsrecht128
In der Charta der Europäischen Union, die im Dezember 2000 in Nizza verabschiedet 
wurde, ist das Recht auf Bildung verankert.129 Dort ist in Art. 14 nachzulesen: „Jede 
Person hat das Recht auf Bildung, sowie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung und 
Weiterbildung.“ Die Charta der Grundrechte ist vorerst lediglich eine feierliche De-
klaration und somit kein unmittelbar geltendes und einklagbares Recht. Die Charta-
rechte definieren aber einen Grundrechtstandard der EU-Mitgliedstaaten, der für die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs maßgeblich ist. Es gibt im Rahmen 
der Rechtssetzung keine klare Kompetenzverteilung zwischen Union und Mitglied-
staaten. In Art. 3 q EU-Vertrag wird festgehalten, dass ein Beitrag zu einer qualitativ 
hoch stehenden allgemeinen und beruflichen Bildung zu leisten sei. Es fehlt der EU 
jedoch an inhaltlichen Gestaltungskompetenzen, sie darf Bildung lediglich ‚fördern’. 
Zusätzlich beeinflusst sie durch ihre Förderpolitik bzw. durch ihre Harmonisierungs-




Nach dem Grundgesetz liegt die Zuständigkeit für die Inhalte und die Gestaltung des 
Bildungssystems in der Bundesrepublik Deutschland bei den Ländern und in Teilen 
beim Bund. Für die Erwachsenen- und Familienbildungsstätten sind die Länder zu-
ständig. Abgesehen von dieser verfassungsrechtlichen Zuständigkeit besteht große 
Einigkeit über die Ziele, die die Erwachsenen- und Familienbildung im Hinblick auf 
die schnellen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und technischen 
Wandlungsprozesse anstreben muss.  
 
Art. 6 Grundgesetz stellt Ehe und Familie unter den besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung. Als wertentscheidende Grundsatznorm wird der Staat verpflichtet, die Fami-
                                                 
128 Seit der Gründung der Bundesrepublik hat sich der nationale und internationale Aktionsrahmen der 
politischen und administrativen Akteure auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene dramatisch 
verändert. Während wirtschaftliche Produktionsprozesse dem global organisierten Marktwettbewerb 
gehorchen, übernehmen die vereinten Nationen und die Europäische Union zentralesupranationale 
Steuerungs- und Entscheidungsfunktionen. Entsprechend nehmen die nationalstaatliche Souveränität 
und somit der Einfluss der Parlamente und letztlich die Mitgestaltungstiefe der einzelnen Bürger ab. 
129 Nagel (2002), S. 4ff. 
130 Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen Lernens 2002. 
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liengemeinschaft sowohl im Innenverhältnis als auch im außerfamilialen Bereich zu 
respektieren, zu fördern und zu schützen und dem Spannungsverhältnis zwischen ver-
fassungsrechtlichem Anspruch und sozialer Wirklichkeit Rechnung zu tragen. Das 
Schutz- und Förderangebot, dass sich aus dem Grundgesetz ableiten lässt, bindet Ge-
setzgeber und Rechtsprechung. Es gibt dem Gesetzgeber einen sehr weit gefassten 
Auftrag, der nur in Bezug auf die Schutzfunktion relativ genau zu umschreiben ist. 
Die fördernden Aufgaben des Staates bleiben unbestimmt, da es sich hierbei um ein 
‚Förderungsgebot mit unbestimmtem Pflichtgehalt’ handelt.  
 
2.1.3 Weiterbildungsgesetz 
Auf der Länderebene sind an erster Stelle die Landesverfassungen zu nennen, die oh-
ne Ausnahme Bildung als staatliche Aufgabe beschreiben. Hierbei handelt es sich um 
programmatische Aussagen, aus denen sich keine Individualansprüche ableiten lassen. 
Eine Grundversorgung ist lediglich nach den Gesetzen von Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Nordrhein-Westfahlen möglich. Die anderen Länder sehen 
eine solche Selbstverpflichtung nicht vor. Dennoch bestehen, mit Ausnahme Ham-
burgs, entsprechende Richtlinien, die eine Pflicht zur Förderung der Weiterbildung 
bestimmen. Die Weiterbildungsgesetze der Länder, mit Ausnahme von Hamburg und 
Berlin, stellen die wichtigsten Ordnungsgrundsätze in den Weiterbildungsgesetzen der 
Länder bei der Finanzierung von Weiterbildungsträgern dar. Diese lauten: 
o Eine institutionelle Grundstruktur der Weiterbildung ist durch öffentliche Förderung zu sichern. 
o Die Weiterbildung soll organisatorisch selbständig, also unabhängig von Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften 
und Kirchen sein. 
o Die Weiterbildungseinrichtungen sollen mit anderen Bildungseinrichtungen kooperieren. 
o Der Zugang soll für alle Personen und Personengruppen offen sein. Das setzt eine öffentliche Bekanntgabe des 
Angebots voraus. 
 
Nicht überall konsequent aber generell gehen die ordnungspolitischen Regelungs- und 
Gestaltungsgrundsätze in Deutschland von zwei Grundsätzen aus:  
o Prinzip der Pluralität, nach dem der Staat die Existenz der bestehenden pluralen Weiterbildung (konfessioneller, 
betrieblicher, gewerkschaftlicher und kommunaler Einrichtungen) anerkennt und unterstützt; 
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o Prinzip der Subsidiarität, wonach der Staat nur diejenigen Felder (etwa bezüglich bestimmter Zielgruppen, zu 
bestimmten Inhaltsbereichen oder in bestimmten Regionen) behandelt, bei denen von der staatlichen bildungspo-
litischen Zielsetzung her ein Defizit besteht.131 
 
Mit dem ‚Strukturplan für das Bildungswesen’ hat der Deutsche Bildungsrat 1970 den 
traditionellen Begriff ‚Erwachsenenbildung’ in eine heute noch gültige Definition 
‚Weiterbildung’ eingebunden. Demnach stellt die institutionalisierte Weiterbildung 
einen „ergänzenden nachschulischen, umfassenden Bildungsbereich“132 dar, in dem 
die „Fortsetzung oder Wiederaufnahme früheren organisationalen Lernens nach Ab-
schluss einer unterschiedlich ausgedehnten ersten Bildungsphase“ stattfinden und sich 
dabei auf „alle Lebensbereiche“ beziehen soll. Ziel ist es, die auf Entfaltung der Per-
son ausgerichtete Erwachsenenbildung zu fördern. Die Forderung, der Erwachsenen-
bildung eine institutionelle Basis zu verschaffen und diese als gleichberechtigten Teil 
des Bildungswesens der öffentlichen Verantwortung zu unterstellen, bildet die logi-
sche Konsequenz aus der im Strukturplan vorgenommenen Bestimmung zweier bil-
dungspolitischer Gestaltungsziele. Diese sind die öffentliche Anerkennung der indivi-
duellen Bedeutung und des biographischen Wertes der Erwachsenenbildung als auch 
der programmatische Übergang von einer eher unverbindlichen Ermessensstruktur hin 
zu einem gesellschaftlich legitimierten Bereich, in dem Bund, Länder und Gemeinden 
die rechtlichen und ordnungspolitischen Prioritäten finanziell fördern sollen.133  
 
Schwerpunkt der jüngsten Novellierung des Weiterbildungsbereichs insgesamt ist 
jedoch faktisch, aufgrund knapper Haushaltsmittel, die Konzentration der Förderung 
auf wirtschaftlich bzw. gesellschaftlich relevante Bereiche und damit die Fokussie-
rung auf eine berufsbezogene und politische Bildung. So ist ab dem 01.01.2000 auch 
die arbeits- und berufsweltbezogene Weiterbildung Bestandteil der nach dem WBG 
                                                 
131 Nuissl, E. (2000), S. 120. 
132 Das WBG sieht vor, dass bei der Anrechnung von Personen im Rahmen der zu fördernden Unter-
richtsstunden und Teilnehmertagen Teilnehmer berücksichtigt werden, die ihre Vollzeitschulpflicht 
erfüllt haben, also in der Regel mindestens 16 Jahre alt sind. Ausnahme: Im Rahmen der außerhalb des 
WBG stattfindenden Projektförderung werden im Einzelfall auch Maßnahmen bezuschusst, die sich an 
jüngere Teilnehmer wenden. 
133 Erwachsenenbildung/Weiterbildung auf der Homepage der Landesregierung NRW www.nrw.de  
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finanzierten Grundversorgung. Diese Entwicklungsrichtung umschreibt Lisop kri-
tisch:134  
„Seitdem zu Beginn der neunziger Jahre durch das Land Nordrhein-Westfalen das erste Gutachten zur Rationalisie-
rung des Bildungswesens an eine ökonomische Consulting-Gesellschaft in Auftrag gegeben wurde, steht die so 
genannte Luxus- oder Verschwendungslüge im Raum. Sie deklariert indirekt all jenes Lehren und Lernen als Lu-
xus und Verschwendung, das nicht nach pseudo-ökonomischen -, weil paradoxen Gesetzen, der Maximierung des 
Outputs durch Minimierung des Inputs funktioniert.“  
 
Das Recht auf individuelle Weiterbildung sowie die Aufgaben von Weiterbildungsein-
richtungen als Teil eines Systems ‚Lebensbegleitenden Lernens’135 ist in den Paragra-
phen 1-5 WbG geregelt. Hier ist festgelegt, dass die nach dem WbG geförderten Ein-
richtungen für alle zugänglich sind und dass sich das Angebot nicht nur auf die Be-
diensteten und Mitglieder eines Träger oder auf ein inhaltlich eng begrenztes Angebot 
in freizeitorientierten oder die Kreativität fördernden Bereichen  konzentrieren darf. 
Im § 4 WbG betont die Landesregierung besonders die dort verankerte selbständige 
Lehrplangestaltung und die den Einrichtungen der Weiterbildung gesetzlich garantier-
te Freiheit der Lehre. Der § 5 WbG fordert den Aufbau eines Systems lebensbeglei-
tenden Lernens, die vorgesehene Zusammenarbeit der Einrichtungen der Weiterbil-
dung, der Schulen, insbesondere der Schulen des Zweiten Bildungswegs, der Hoch-
schulen und der Einrichtungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung. Die §§ 4, 5 
WbG sind darauf ausgerichtet, ein flächendeckendes, bedarfsgerechtes und plurales 
Angebot durch Einrichtungen in kommunaler und anderer Trägerschaft sowie durch 
Zusammenarbeit zu sichern. In der demokratischen Gesellschaftsordnung umfasst der 
Pluralitätsbegriff, dass gesellschaftliche Akteure selbst entscheiden können, ob sie 
eine Einrichtung der Weiterbildung betreiben und an welchen Orten sie welche Ange-
bote vorhalten. Dies ist abhängig von der eigenen Zielsetzung, von der Nachfrage und 
den organisatorischen bzw. finanziellen Voraussetzungen. Es ist aber in allen Städten 
und Gemeinden die Grundversorgung durch das quantitativ und qualitativ definierte 
Mindestangebot der kommunalen Volkshochschulen zu gewährleisten.  
 
                                                 
134 Lisop, (1999), S. 16. 
135 § 5 WbG. 
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Im § 3 Abs. 1 WBG NRW136 werden Inhalte von Weiterbildung und Tätigkeitsrahmen 
beschrieben. Diese sollen von ‚besonderem öffentlichen Interesse’ sein und der 
Grundversorgung dienen. Die Vorschrift geht über den § 11 WbG, der den Kernbe-
reich der Weiterbildung regelt, hinaus und bezieht Familienbildung in einem weiten 
Sinn ein. Es zählen auch Angebote dazu, die nicht der Jugendhilfe zuzuordnen sind, 
wie z.B. Bildungsangebote zu pflegerischen Aufgaben in der Familie gegenüber Fami-
lienangehörigen. Dieser weite Begriff von Familienbildung wird auch der Anerken-
nung nach § 15 WbG sowie der Zuordnung der Einrichtungen als Familienbildungs-
stätten nach § 19 WbG zu Grunde gelegt.137  
 
Im § 8 WbG138 sind die Finanzierung der Stellen, die Unterrichtsstunden und die Teil-
nehmertage geregelt. In den §§ 15 und 19 WbG sind Besonderheiten bei Anerkennung 
und Bezuschussung der Familienbildung geregelt. Zuständig hierfür sind die Landes-
jugendämter. Familienbildungsstätten sind demnach „Einrichtungen der Weiterbil-
dung, die nach ihrer Bezeichnung dem Bereich der Eltern- und Familienbildung ange-
hören und zumindest Dreiviertel des Lehrprogramms in diesem Bereich tätig sind“.139 
                                                 
136 § 3 (1) WBG „Das Bildungsangebot der Einrichtung der Weiterbildung umfasst Inhalte, die die 
Entfaltung der Persönlichkeit fördern, die Fähigkeit zur Mitgestaltung des demokratischen Gemeinwe-
sens stärken und die Anforderungen der Arbeitswelt bewältigen helfen. Es umfasst die Bereiche der 
allgemeinen, politischen, beruflichen und kulturellen Weiterbildung und schließt den Erwerb von 
Schulabschlüssen und Eltern- und Familienbildung ein.“ 
137 Landesjugendamt 2000. 
(1) 138 § 8 WBG Die Beteiligung des Landes an den Kosten für das hauptamtliche bzw. hauptbe-
rufliche pädagogische Personal bemisst sich nach Stellen. Eine Stelle gilt als besetzt, wenn auf ihr eine 
vollzeitlich beschäftigte Person oder in entsprechendem Umfang mehrere teilzeitbeschäftigte Personen 
geführt werden. 
(2) Eine Unterrichtsstunde ist eine Lehrveranstaltung von 45 Minuten Dauer. 
(3) Bei mehrtägigen Lehrveranstaltungen mit einer Mindestdauer von zwölf Unterrichtsstunden 
bilden sechs Unterrichtsstunden bezogen auf eine teilnehmende Person einen Teilnehmertag. Je Tag 
kann ein Teilnehmertag berechnet werden. 
(4) An den geförderten Unterrichtsstunden müssen im Jahresdurchschnitt mindestens zehn Perso-
nen teilnehmen, die in Nordrhein-Westfalen wohnen oder arbeiten. Bei den geförderten Teilnehmerta-
gen darf der Anteil der Personen, die nicht in Nordrhein-Westfahlen wohnen oder arbeiten, jährlich 15 
vom Hundert der geförderten Teilnehmertage nicht übersteigen. 
139 Kennzeichen einer anerkannten Familienbildungseinrichtung ist, im Gegensatz zu anderen Einrich-
tungen der allgemeinen Weiterbildung, dass das Gesamtangebot der Einrichtung zu Dreiviertel aus 
Familienbildung besteht, wobei noch ungeklärt ist, ob dieser Anteil nach dem Programmangebot oder 
den durchgeführten Unterrichtsstunden berechnet wird. Nach dem Gesetz kann daraus geschlossen 
werden, dass der Gesetzgeber „die disponierenden Funktionen in den Vordergrund stellt und damit die 
Aufgabe gerade in der Planung und der Erstellung des Angebots sieht. (…) es geht dabei darum, pro-
spektiv auf die Qualität des Angebotes einzuwirken, also nicht erst im Nachhinein durch Rücknahme 
der Förderung korrigierend einzugreifen, sondern bereits im Planungsstadium darauf hinzuwirken, dass 
Weiterbildung, die im öffentlichen Interesse liegt, angeboten wird.“ [MGSFF, (2003), S. 54.]  
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Den beiden Paragraphen liegt die Bezeichnung ‚Eltern- und Familienbildung’140 
zugrunde, d.h. der Gesetzgeber hat ausdrücklich nicht die das KJHG einschränkende 
Formulierung des § 11 (2) WbG verwandt. Somit können im Rahmen der Anerken-
nung sämtliche Angebote i.S.v. § 3 WbG berücksichtigt werden, also auch diejenigen, 
die neben der Jugendhilfe (§11 WbG) zu den Angeboten der Familienbildung zählen, 
wie z.B. andere Felder der Weiterbildung, wie die Seniorenbildung. Dass bedeutet, 
dass in den §§ 11(2) und 16(2) des Gesetzes zur Modernisierung der Weiterbildung 
nur die förderungsfähigen Bereiche aufgezählt werden. Eine Bestimmung um welche 
Inhalte es in den einzelnen Bereichen geht, ist nicht definiert und bedürfen als ‚unbe-
stimmte Rechtsbegriffe’ der inhaltlichen Interpretation. Dabei ist darauf zu achten, 
dass Angebote der freizeitorientierten, die Kreativität fördernde Bildung und Angebo-
te der personenbezogenen Bildung, die weder einen Bezug zur Arbeitswelt haben 
noch gesellschaftlich relevant sind, auszuschließen sind. So wird z.B. ein Kurs zur 
Gesundheitsbildung förderungsfähig, wenn er sich an Beschäftigte richtet, von volks-
wirtschaftlichem Interesse ist, sich mit den gesellschaftlichen Bedingungen von Ge-
sundheit und Krankheit beschäftigt oder dem bürgerschaftlichen Engagement dient. 
Des weitern können die freizeitorientierte, die kreativitätfördernde sowie die perso-
nenbezogene Bildung förderungsfähig sein, wenn sie Bestandteil eines didaktischen 
Gesamtkonzepts niedrigschwelliger Angebote in den Bereichen Arbeitswelt oder Ge-
sellschaft sind.141
 
Der § 5 WbG fordert die ‚Zusammenarbeit’ zum Aufbau eines Systems lebensbeglei-
tenden Lernens der Einrichtungen der Weiterbildung, Schulen, Schulen des zweiten 
Bildungsweges, Hochschulen und Einrichtungen der beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung. Am 17.06.2002 hatte die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung beschlossen, eine Strategie zu erarbeiten, die in den einzelnen 
Bildungsbereichen (Kindergarten, vorschulische Erziehung, Schule, berufliche Bil-
dung, Hochschule, Weiterbildung)142 notwendig ist, um lebensbegleitendes oder le-
                                                 
140 § 3 WbG. 
141 Kruse, J. (06/2003). 
142 Für Kindergärten, vorschulische Erziehung, Schulen einschließlich des schulischen Teils der berufli-
chen Ausbildung, Familienbildungsstätten, den überwiegenden Teil des Hochschulwesens, ferner für 
die allgemeine und kulturelle sowie Teile der beruflichen Weiterbildung sind die Länder zuständig. Der 
Bund hat die Rahmenkompetenz für Hochschulen inne und ist zuständig für Ausbildungsförderung 
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benslanges Lernen zu einer Selbstverständlichkeit in jeder Bildungsbiographie werden 
zu lassen. Ziel dieser Strategie ist es darzustellen, wie das Lernen 
o aller Bürger in allen Lebensphasen,  
o an verschiedenen Lernorten und vielfältigen Lernformen  
o angeregt und unterstützt werden kann.143 , 
o Entwicklungsschwerpunkte sind die Einbeziehung informellen Lernens,  
o Selbststeuerung, Kompetenzentwicklung, Vernetzung, Modularisierung144,  
o Lernberatung,  
o neue Lernkultur bzw. Popularisierung des Lernens  
o und einen chancengerechten Zugang.  
 
Diese acht Entwicklungsschwerpunkte haben nicht in jeder Lebensphase, in jedem 
Lernumfeld und nicht bei Jedem die gleiche Bedeutung. Es bestehen zwischen den 
Lebensphasen fließende Übergänge und zwischen den Entwicklungsschwerpunkten 
Überlappungsmöglichkeiten, die „das Prinzip der Kontinuität des Lebenslangen Ler-
nens betont und einer ‚Versäulung’ der Bildungsbereiche entgegenwirkt.“145  Das ge-
forderte ‚Lebenslange Lernen’146 meint die Hinführung der Menschen zu lebenslan-
gem Lernen, die Schaffung von Voraussetzungen für Lebenslanges Lernen und eine 
Bildungsstruktur, welche erfolgreiches Lernen ermöglicht.  
 
Somit ist Lebenslanges Lernen sowohl Leitlinie als auch Ziel der Bildungspolitik. Die 
Strategie orientiert sich an der Biographie des Menschen. Menschen lernen in jeder 





                                                                                                                                            
sowie den außerschulischen Teil der beruflichen Ausbildung. Außerdem ist er für die berufliche Wei-
terbildung im Rahmen seiner Zuständigkeit für das Wirtschafts- und Arbeitsrecht verantwortlich. Diese 
Zuständigkeiten können u. a. Netzwerkarbeit fördern oder behindern.  
143 Erweitertes Lernverständnis und Entwicklung einer breiten Lernkultur und einer Lerngesellschaft. 
144 Lernangebote in modularer Form und Lernmaterialien, die auf lernanregende Fragen, Themen und 
Probleme zielen, erleichtern den Lernenden die Ausrichtung der Lernprozesse nach ihnen Bedürfnissen. 
145 Bund-Länderkommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 2004. 
146 Definition: Lebenslanges Lernen umfasst alles formale, nicht-formale und informelle Lernen an 
verschiedenen Lernorten von der frühen Kindheit bis einschließlich der Phase des Ruhestands. Dabei 
wird ‚Lernen’ verstanden als konstruktives Verarbeiten von Informationen und Erfahrungen zu Kennt-
nissen, Einsichten und Kompetenzen (Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungs-
förderung (BLK) (2004). 








Ziele 1. Ebene 
o Emanzipation / persönliche Entfaltung 
o Förderung von Innovationsfähigkeit 
o Anpassung an gesellschaftliche Veränderungen 
Ziele 2. Ebene 
o Verhinderung von Arbeitslosigkeit 
o Integration von Personen mit Benachteiligungen etc. 
Ziele 3. Ebene 
o Abschluss einer Maßnahme 
o Bildungsbeteiligung bestimmter Zielgruppen 
o Lernzuwachs 
 
Zieldimensionen lebenslangen Lernens 
 
Formales oder nicht-formales, freiwilliges oder unfreiwilliges Lernen findet nicht nur 
in Institutionen statt sondern in verschiedenen Lernsituationen und Lernorten (Fami-
lie, Beruf, Freizeit usw.). Lernen wird weitgehend vom Einzelnen selbst bestimmt, 
wobei Lernende das Lernen durch ein vielfältiges Netzwerk von Lernangeboten und 
Lernmöglichkeiten selbst steuern. Das beginnt bereits in früher Kindheit, in der die 
Eltern weitgehend den Bildungsweg prägen. Selbstgesteuertes Lernen bedarf fremd-
organisierter und selbstorganisierter Lernanteile, gerechter Zugangsmöglichkeiten als 






Der Bereich der Erwachsenenbildung ist nach über 30 Jahren öffentlicher Verantwor-
tung, den Ansprüchen nicht gerecht geworden, die sich der Bildungsrat 1970 wünsch-
te, nämlich einen „gleichberechtigten, integrierten Teil des Bildungswesens“ zu ent-
wickeln. Ein Grund dafür ist die Tatsache, dass die Aufwendungen des Landes 1997 
real nur noch knapp die Hälfte der entsprechenden Zuschüsse des Jahres 1981 betru-
gen.147 Träger und Einrichtungen der Erwachsenen- und Familienbildung wurden und 
werden vor allem durch die Kirchen, kirchennahen Verbänden, Organisationen der 
Wohlfahrtspflege, Kommunen mit ständig steigendem finanziellen Eigenanteil kom-
pensiert. Eine solche Umschichtung der öffentlichen Lasten verdeutlicht, dass Kom-
munen, Kirchen, Kreise usw. im Zeichen eines steigenden Ausgaben- und Schulden-
                                                 
147 Erwachsenenbildung / Weiterbildung: www.nrw.de  
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drucks faktisch einen dosierten Rückbau ihres Engagements praktizieren und über 
ökonomisch angestoßene Eigenbetriebsmodelle nachdenken.    
 
Zu bedenken ist, dass es auch Strukturprobleme der Weiterbildung gibt, die nicht auf 
eine zu geringe Förderung zurück zu führen sind. Die Förderung kleinteiliger Struktu-
ren148 führte zu einer Expansion der Anzahl anerkannter Einrichtungen149. Die poli-
tisch gewollte Vielfalt der Trägerlandschaft wurde dadurch immer unübersichtlicher. 
Eine Qualitätsverbesserung des Angebotes oder eine bessere Berücksichtigung der 
Nutzerinteressen konnte damit nicht erreicht werden. So ist es ein Anliegen des novel-
lierten WbG, Kooperationen vor Ort, in der Region und auf Landesebene zu stärken, 
wobei gleichzeitig die Pluralität des Angebotes erhalten bleiben soll (§§ 4,5 WbG). 
Auch hier muss bedacht werden, ob sich damit tatsächlich das verfolgte Ziel einer 
Stärkung regionaler Bildungslandschaften erreichen lässt. Anders als bei der berufs-
weltorientierten Erwachsenenbildung, die  sinnvoller Weise in regionalen Verbünden 
angeboten werden kann, wird die lebensweltorientierte Familienbildung eher auf loka-
ler Ebene in Netzwerken kooperieren müssen.     
 
In NRW sollen der regionale Wirksamkeitsdialog und die Regionalkonferenzen (§ 21 
WbG)150 Transparenz, Koordinationsvorteile und Synergieeffekte des gesamten Wei-
terbildungsgeschehens in NRW ermöglichen. Sie stellen ein generell neues Verständ-
nis staatlicher Steuerung im Bildungssektor dar. Neben neuen Verfahren und Instru-
menten unmittelbarer staatlicher Steuerung zur Stärkung der ‚regionalen Ebene’151, 
                                                 
148 Gieseke u.a., (1997), S. 169 f.: Es wurde vorgeschlagen, dass im Zuge des Anerkennungsverfahrens 
künftig „eine betriebliche Mindestgröße der Einrichtung“ vorauszusetzen ist; man erhofft sich davon, 
dass dadurch auch ein „heilsamer Zwang zu Zusammenschlüssen und Kooperationen“ auf Einrichtun-
gen ausgeübt wird. 
149 Schlutz, E. (1999), S. 14: „Man darf also annehmen, dass die Zersplitterung der Förderung und die 
in vieler Hinsicht kleinteilige Arbeitsweise Nordrhein-Westfahlen um eine mögliche größere Breiten-
wirkung bringt!“  
150 Regionalkonferenzen sind als dezentrale Steuerungsebene auf der Ebene der Bezirksregierungen 
angesiedelt. Sie sollen dazu beitragen, Antworten auf die sich örtlich und regional aus den Neustruktu-
rierung ergebenden Fragen zu finden. Sie gelten als Arbeitsinstrument zur Förderung von  Austausch, 
Verständigung, Impulsgebung und Transparenz aller Beteiligten. 
151 Bei der Definition bzw. Operationalisierung des ‚Regionsbegriffs’ muss dieser den vorhandenen 
Strukturen entsprechend ‚von unten’ her definiert werden, so die Bezirksregierung Arnsberg. Detmold 
und Düsseldorf orientieren sich am kleinräumigen Regionsbegriff, der vor allem an gewachsene Regi-
onsstrukturen ansetzt. Im Regierungsbezirk Münster wird die Bezirksebene nicht als Arbeitsebene ge-
nutzt, sondern es gibt untergliederte Treffen in ‚Subregionalkonferenzen’, die sich an den vorhandenen 
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treten Elemente zentraler Steuerung als materielle Anreizstrukturen, insbesondere 
durch die Vergabe von öffentlichen Fördermitteln. Hinzu kommt eine dezentrale 
Steuerungsebene mit Entscheidungs- und Definitionskompetenzen. Ziel ist es hierbei, 
die knapper werdenden Ressourcen des Landes wirksamer, sinnvoller und bedarfsge-
rechter einzusetzen. Ergänzend sollen innovative Weiterbildungsprojekte vor Ort ge-
fördert werden.  
o Inhaltliche Schwerpunkte der Regionalkonferenzen152 
o (Selbst-) Verständigungsprozess: wechselseitiges Kennenlernen, Intensivierung der Zusammenarbeit, Verbesse-
rung der Diskussionskultur 
o Vorbereitung von Kooperationen153 und Fusionen: Bereinigung der Trägerlandschaft 
o Gemeinsame Diskussion und inhaltliche Ausgestaltung neuer Bildungsziele: Umsetzung des § 11 (2) 
o Arbeitswelt- und Berufsbezug der allgemeinen Weiterbildung: Schwerpunktverlagerung 
 
Die Steuerungsmöglichkeiten des Landes erstrecken sich auf die Finanzierung, Festle-
gung und Überprüfung von Qualitätsmaßstäben. Beide Faktoren sind im WbG neu 
justiert worden. Hierbei ist es nicht angedacht, eine Finanzierung nach geleisteten 
Unterrichtsstunden bzw. Teilnehmertagen vorzunehmen. Als Qualitätsgarantie gelten 
vor allem die Professionalität des hauptberuflichen Personals und überdies die Verfah-
ren der Qualitätssicherung.154 Es sollen Qualitätsstandards gesetzt und der Teilneh-
merschutz gesichert werden. Hinzu tritt die jährlich stattfindende Weiterbildungskon-
ferenz, zu der die an der Ausführung des WbG Beteiligten eingeladen werden, um die 
bisherigen Entwicklungen auszuwerten und Empfehlungen für die künftige Arbeit zu 
entwickeln.155 Die Weiterbildungskonferenz gilt unter Experten als eine im Vergleich 
zu anderen Bundesländern ‚weichere Regelung’ zur kontinuierlichen Evaluation der 
Bildungsarbeit.156   
 
                                                                                                                                            
Kreis-Strukturen z.B. Steinfurt, Coesfeld, Recklinghausen orientieren. Landesinstitut für Qualifizie-
rung. (2004). 
152 Landesinstitut für Qualifizierung, (2004), S. 22. 
153 Was unter ‚Kooperation’ zu verstehen ist, ist im Gesetz nicht weiter konkretisiert. Das Ziel der Ko-
operationen sei überwiegend die Einsparung von Personalkosten im Verwaltungsbereich – nur noch 
eine abrechnende Stelle – bei kleineren Einrichtungen gilt das Erreichen des nunmehr geforderten Min-
destumfangs von 2800 Unterrichtsstunden, um weiterhin nach dem WbG förderungsfähig zu bleiben. 
Im Regierungsbezirk Detmold sind bereits ‚Zwangskooperationen’ zu erkennen, die auf Insolvenzen 
beruhen bzw. darauf abzielen, Insolvenzen abzuwenden. 
154 Evaluationsgutachten von 1997. 
155 § 20 WbG. 
156 Kuhlenkamp, D. (2003), S. 130. 
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2.1.4 Kinder- und Jugendschutzgesetz (KJHG) 
Durch das novellierte Weiterbildungsgesetz kommt der Familienbildung ein besonde-
rer Auftrag zu. In § 11 Abs. 2 WbG werden insbesondere die Anforderungen des 
KJHG als Kernbereich der Familienbildung in der öffentlich verantworteten Weiter-
bildung als förderungswürdig bezeichnet. Über einen langen Zeitraum wurde die ‚Ju-
gendhilfe in Deutschland’157 in den ‚staatlichen Jugendgesetzen’158 beschrieben. Sie 
wurde als kontrollierende und eingreifende Maßnahme verstanden, die sich an auffäl-
lig gewordene Kinder und Jugendliche richtete. Die im Jugendwohlfahrtsgesetz 
(JWG)159 geforderten Hilfen für Familien blieben weitestgehend auf das Kind be-
schränkt. Die kindliche soziale und famliale Einbindung blieb außer Acht. In den 
sechziger- und achtziger Jahre kam es immer wieder zu Reformbemühungen. 1991 
trat das neue reformierte Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) in Kraft. Der 
Wechsel von einem „reaktiv eingreifenden Handeln nach ordnungsrechtlichen Rege-
lungen hin zu einem Ausbau vorbeugender Arbeit und präventiver Maßnahmen“160 
wurde vollzogen. Nun war die Familienbildung im Leistungskatalog der Kinder- und 
Jugendhilfe festgeschrieben und bekam dadurch eine bundeseinheitliche gesetzliche 
Grundlage. Ihre Ziele und Aufgaben lassen sich aus dem Gesetz ableiten. So heißt es 
gleich im ersten Absatz: „Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner 
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit“161 Eltern und Erziehungsberechtigte sollen bei ihren Erzie-
hungsaufgaben Beratung und Unterstützung erhalten. Die Jugendhilfe sollte passende 
Angebote zur Förderung und Erziehung in der Familie, wie Bildungsangebote und 
Beratung bis hin zur Betreuung in Notsituationen vorhalten. 
 
                                                 
157 John, B. u. a., (2003), S.25 – 43.   
158 Vgl. Der Bundesminiester für Jugend, Familien Frauen und Gesundheit (1986), S. 28. 
159 Das Jugendwohlfahrtsgesetz JWG (1953) war dem Reichswohlfahrtsgesetz (1922) sehr ähnlich, 
wurde aber modernisiert. 1961 wurde es aufgrund der veränderten Lebenssituation der Jugend und der 
Gesellschaft als auch wegen der neuen sozialwissenschaftlichen Erkenntnisse novelliert. Diese Fassung 
behielt bis 1991 ihre Gültigkeit. 
160 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII), Kinder und Jugendhilfe. In diesem Zusammenhang sei 
darauf hingewiesen, dass hier lediglich die gesetzlich verankerte Neuorientierung dargestellt wird. Die 
praktische Arbeit war in vielen Familienbildungsstätten schon lange zuvor nicht mehr an den Grund-
aussagen des Jugendwohlfahrtsgesetzes gekoppelt. 
161 § 1 SGB VIII. 
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Familienbildung als Leistung der Jugendhilfe unterliegt dabei zunächst den allgemei-
nen Vorschriften des KJHG162. Zentrale Rechtsgrundlage für die Familienbildung – 
und einzige Rechtsgrundlage auf Bundesebene – ist § 16 SGB VIII163. Das Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes beschreibt die Familienbildung als Leistung der Jugendhilfe 
im Rahmen einer Soll-Vorschrift.  
 
 
Wie in § 16 Abs. 3 SGB VIII deutlich wird, regeln die jeweiligen Ländergesetze  Nä-
heres. Augenblicklich existieren in 16 Bundesländer Gesetze zum Kinder- und Ju-
gendhilferecht. Häufig werden die Leistungen und Aufgaben nur sehr allgemein be-
schrieben oder die Familienbildung findet nicht in allen Ländervorschriften Erwäh-
nung. In verschiedenen Ländern, so auch in Nordrhein-Westfahlen, kommt das Er-
wachsenen- und Weiterbildungsgesetz zum Tragen. Zudem bestehen in manchen Län-
dern Richtlinien zur Familienbildung wie z.B. in Hamburg oder in Sachsen-Anhalt. 
Die Finanzierung durch die Länder ist gekoppelt am jeweiligen Haushaltsplan. Aktu-
ell sinken die Länderförderungen auf Grund der Konjunkturschwankungen.   
 
                                                 
o 162  § 1 KJHG: Unterstützung der Eltern bei der Erziehung sowie Herstellung positiver Lebensbedin-
gungen für junge Menschen und ihre Familien sowie einer kinder- und familienfreundlichen Umwelt. 
o §§ 3, 4 KJHG: Trägerpluralität und Zusammenarbeit der öffentlichen und freien Jugendhilfe. 
o § 5 KJHG: Wunsch- und Wahlrecht. 
o § 9 KJHG: Beachtung der Grundrichtung der Erziehung, Förderung der Gleichberechtigung von 
Jungen und Mädchen. 
o § 14 KJHG: Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz, Befähigung der Eltern, ihre Kinder vor ge-
fährdenden Einflüssen zu schützen. 
163 § 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie (SGB VIII) 
(1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen sollen163 Leistungen 
der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie angeboten werden. Sie sollen dazu 
beitragen, dass Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte ihre Erziehungsverantwortung 
besser wahrnehmen können. 
(2) Leistungen163 zur Förderung der Erziehung in der Familie sind insbesondere 
1. Angebote der Familienbildung, die auf Bedürfnisse und Interessen sowie auf Erfahrungen 
von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und Erziehungssituationen eingehen, die Fa-
milie zur Mitarbeit in Erziehungseinrichtungen und in Formen der Selbst- und Nachbar-
schaftshilfe besser befähigen sowie Menschen auf Ehe, Partnerschaft und das Zusammenle-
ben mit Kindern vorbereiten, 
2. Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und Entwicklung junger Men-
schen, 
3. Angebote der Familienfreizeit und der Familienerholung, insbesondere in belastenden Fami-
liensituationen, die bei Bedarf die erzieherische Betreuung der Kinder einschließen. 
(3) Das Nähere über Inhalt und Aufgaben regelt das Landesgesetz.   
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Die allgemeine Förderung der Familie nach § 16 Abs. 1 SGB VIII werden für alle 
Eltern, Erziehungsberechtigten und für alle jungen Menschen unter 27 Jahren164 , für 
alle Lebensphasen und alle Lebensformen bereitgestellt. Die benannten Leistungen 
sind unabhängig von spezifischen Notlagen zu gewähren und können in Angebote der 
Familienbildung, Familienberatung und Familienfreizeit unterteilt werden. 
 
Der Auftrag der Familienbildung beinhaltet somit, Menschen auf das Zusammenleben 
mit einem Partner, auf die Erziehung von Kindern und auf den familiären Alltag vor-
zubereiten. Konkret bedeutet das, dass die Angebote vorbereiten sollen auf  „… die 
erfolgreiche Ausgestaltung späterer Partner-, Ehegatten- Elternrollen…, Kompeten-
zen, Einstellungen, Werte, Leitbilder …. Hierzu gehören z.B. soziale, kommunikative 
und Konfliktlösefertigkeiten, Haltungen gegenüber dem anderen Geschlecht, die Fä-
higkeit zu Intimität und ein entwicklungspsychologisches Grundwissen.“165 Die Fami-
lienbildung setzt somit nicht an akute Problemlagen an, sondern wirkt präventiv. Sie 
trägt zu stabilen Verhältnissen bei und federt Problemsituationen ab. Der besondere 
Schwerpunkt bei der Zielgruppe der jungen Menschen deutet zusätzlich auf den prä-
ventiven Charakter der Leistungen des § 16 KJHG hin und ist Chance der Jugendhilfe 
zu sehen, die so mit ihren Angeboten viele Familien unabhängig von bedrängenden 
Problem- und Krisensituationen erreichen können. Die Jugendhilfe kann ihren Zugang 
zu Familien verbessern und zugleich ihr gesellschaftliches Image ändern.  
 
Zudem unterstützt die Familienbildung Mitarbeiter, Verantwortliche und Eltern in 
Erziehungseinrichtungen wie z.B. Kindergärten, Schulen, Kindertagesstätten, Verant-
wortliche in der Selbst- und Nachbarschaftshilfe wie z.B. Elterninitiativen, Eltern-
Kind-Gruppen. Sie stimmt ihr Angebot auf die Bedürfnisse und Interessen aller Fami-
lien ab, wobei sie auf die unterschiedlichen Erfahrungshintergründe, die bedingt durch 
verschiedene Lebens- und Erziehungssituationen geprägt sind, achtet. 
 
                                                 
164 § 7 Abs. 1 SGB VIII definiert den Erziehungsberechtigt und den jungen Menschen.  
165 Textor, M. R. (1996), S.24. 
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Die Leistungen der Jugendhilfe können erbracht werden von Trägern der freien und  
der öffentlichen Jugendhilfe.166 Nach dem KJHG sind Kirchen und Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts als auch Verbände der freien Wohlfahrt anerkannte 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Ausdrücklich gewünscht ist die Zusammenarbeit 
vieler öffentlicher und freier Träger unterschiedlicher Werteorientierung. Die Vielfalt 
von Inhalten, Methoden und Arbeitsformen wird im KJHG ausdrücklich gewünscht. 
Das bedeutet, dass Familienbildung in öffentlicher, freier und kirchlicher Trägerschaft 
in Familienbildungsstätten, Volkshochschulen, Familien- und Mütterzentren, Selbst-
hilfegruppen, Schulen und Kindergärten  und vielen anderen Zusammenhängen statt-
finden kann. 
  
Die Aufgaben der Familienbildung umfassen die Beachtung der unterschiedlichen 
Lebenslagen und die Gleichberechtigung der Geschlechter. Sie verfolgen das Ziel, 
Benachteiligungen aufzuheben. Sie fördert Eltern dahingehend, Kinder und Jugendli-
che vor gefährlichen Einflüssen zu bewahren. Gleichzeitig  soll auf eine gute Vernet-
zung geachtet werden, d.h. Träger sollen vor Ort ihre Angebote abstimmen und sich 
gegenseitig ergänzen.167 Um die Inanspruchnahme der Angebote der Familienbildung 
für alle zu ermöglichen, ist sie möglichst niederschwellig anzusetzen. Nach dem 
KJHG wird eine breite Palette an Familienbildung gefördert und vorgehalten wie z.B. 
Förderung von Selbsthilfemaßnahmen, Nachbarschaftshilfen, Elterninitiativen, die 
Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Kinderbetreuung, Schulen oder die Initiierung 
von Ferienfreizeiten oder Freizeitgestaltung. Der Auftrag der Familienbildung wird im 
KJHG mit dem Zielen: Prävention, Bedarfsgerechtigkeit und Einbindung von Famili-
en in Nachbarschafts- und Selbsthilfe beschrieben.168 Im achten Jugendbericht aus 
dem Jahre 1990 die sind fünf Strukturmaxime Prävention, Regionalisierung, Alltags-
orientierung, Partizipation und Integration als mögliche Ziele der Familienbildung 
festgelegt.169   
 
                                                 
166 Nach dem Subsidiartätsprinzip soll die öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen, 
wenn anerkannte freie Träger sie Leistungen erbringen (§ 4 SGB VIII). 
167 Textor, M. R. (1996), S. 66. 
168 John, B. (2003). 
169 Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (1990), S. 85. 
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Ein weiteres Ziel ist es, Familien in ihrem Alltag zu erreichen und Angebote am Fami-
lienalltag auszurichten. Dabei ist von der Ganzheitlichkeit der Familie auszugehen, 
d.h. von den verschiedensten Lebensphasen, Lebenssituationen und Funktionen aller 
Familienmitglieder. Die Verbindung zwischen den Generationen zu erhalten bzw. 
wieder herzustellen, sollte eine genuine Aufgabe der Familienbildung sein.  Familien-
angebote müssen für alle gut zu erreichen sein, d.h. dass möglichst alle Hindernisse 
für Familien abgebaut sein sollten. Am sinnvollsten sind Angebote, die direkt an be-
stehende Systeme anknüpfen wie z.B. Schule, Kindergarten, Krankenhaus, Sozialsta-
tionen oder Kirchengemeinden. Je vertrauter die Zugänglichkeit zu den Angeboten ist, 
umso besser.  „Für ein lebensweltnahes und bedarfsgerechtes Angebot ist es zudem 
wichtig, dass es Rücksicht nimmt auf die regionalen Besonderheiten, in denen Famili-
en leben. Beispiele hierfür sind die strukturelle Ausstattung wie z.B. Kinderbetreuung 
und Freizeitmöglichkeiten oder soziale Bedingungen wie etwa Verwandtschafts- und 
Nachbarschaftsbeziehungen. Die Berücksichtigung des familiären Umfelds, d.h. die 
Gemeinwesenorientierung der Familienbildungsarbeit, hat zum Ziel, Handlungsmög-
lichkeiten im sozialen Nahraum zu erkennen und wahrzunehmen.“170 Von hohem 
Stellenwert ist deshalb die gute regionale Kooperation und Vernetzung. Familienbil-
dung spricht mit ihrem Programm alle Familien an und bereichert bzw. ermöglicht 
durch gemeinsames Lernen und Begegnung das Gemeinschaftsleben, z.B. für ver-
schiedene Generationen oder Kulturen.171 Dass heißt:172
 
o Sie soll sich im Ergebnis an der gesellschaftlichen Entwicklung orientieren. 
o Sie soll sich an Familie als Ganzes wie an einzelne Familienmitglieder wenden. 
o Sie soll sich mit der Gesamtheit der Anforderungen an die Aufgaben der Familie beschäftigen. 
o Sie soll einen Beitrag zu Förderung der sozialen Einbindung der Familie in das Gemeinwesen leisten. 
o Sie soll ein besonderes Augenmerk auf Familien in besonderen Problemlagen legen. 
 
Familienbildung ist einerseits Bestandteil der ganzheitlichen Jugendhilfe und muss 
dementsprechend mit anderen Leistungsbereichen verknüpft werden, andererseits soll 
Familienbildung als Präventionsangebot dazu beitragen, Jugendhilfeleistungen zu 
vermeiden durch: 
                                                 
170 John, B. (2003). 
171 Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (1990), S. 86-88. 
172 Weiske, U. (2000). In: Netzwerk für örtliche und regionale Familienpolitik. 
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o Entlastung durch praktische Hilfen. 
o Thematisierung verschiedener Lebensbereiche und familiärer Aufgaben. 
o Stärkung und Förderung sozialer Systeme. 
o Unterstützung bei der Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Realitäten. 
 
Regelungen über Inhalte und Umfang der Familienbildung hat der Bundesgesetzgeber 
den einzelnen Ländern übertragen (§ 16; 3 SGB VIII). In den einzelnen Ländern sind 
unterschiedliche Ministerien wie Kultur, Sozial oder Frauenministerien zuständig. Nur 
wenige Länder wie Hessen, Rheinland-Pfalz oder Nordrhein-Westfalen haben bisher 
Ausführungsbestimmungen erlassen. In Nordrhein-Westfalen wird Eltern- und Fami-
lienbildung im Weiterbildungsgesetz geregelt. Die Verankerung der Familienbildung 
im KJHG und ihrer weiteren Institutionalisierung ist allerdings noch  nicht verbessert 
oder weiterentwickelt worden. 
 
Auch die Abgrenzung von Erwachsenenbildung und Jugendhilfe ist bisher nicht hin-
reichend definiert worden, obschon die Trennung von erwachsenbezogenen und kind- 
oder jugendbezogenen Angeboten vorgenommen werden kann. Das Dilemma ist, dass 
die Förderung in den meisten Bundesländern an dieser Trennung festhält. Daraus re-
sultieren inhaltliche und methodische Konsequenzen: Die Familienbildungsangebote 
müssen sich an der Bezuschussung orientieren, d.h. sie müssen auf die Arbeit und die 
Lernziele für die Eltern ausgerichtet werden und es muss die Mindestteilnehmerzahl 
der Erwachsenenbildung erreicht werden. Offene Treffpunkte, selbst gestaltete Maß-
nahmen der Teilnehmer oder Angebote, die sich ausschließlich an Kinder richtet wer-
den nicht gefördert.173 So wird in (Eltern-)Kind-Gruppen die gleichberechtigte und 
direkte Ausrichtung bei der Programmausschreibung auf Kinder vermieden oder ver-
schleiert. Ziele sind auf  Eltern abzustimmen und schwerpunktmäßig am volkswirt-
schaftlichen Nutzen auszurichten.174
 
Mit dem § 16 SGB III hat Familienbildung eine ausdrückliche Grundlage als Angebot 
der Jugendhilfe bekommen. Prinzipiell werden damit alle Familien mit einbezogen,  
                                                 
173 Auch Nordrhein-Westfalen erlaubt in seinem Weiterbildungsgesetz nur Maßnahmen mit Kindern 
und Jugendlichen, wenn es dem Zweck der Erwachsenenbildung dient. (BMFSFJ 1996).   
174 Pettinger, R. (03.2001).   
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jeder junge Mensch erhält einen Anspruch auf Förderung seiner Entwicklung und Er-
ziehung und seine Eltern auf Unterstützung und Beratung bei ihren Erziehungsfragen 
(§ 1 SGB VIII). Leider sieht die Praxis anders aus. In vielen Ländern fehlen die län-
derrechtlichen Ausführungsbestimmungen. In vielen Kommunen steht die Jugendhil-
feplanung (§ 80 SGB VIII) noch aus. Die Jugendhilfeplanung ist jedoch das wesentli-
che Instrument, das die Soll-Vorschrift durch Bestimmung des Bedarfs im Sinne einer 
Pflichtaufgabe für den öffentlichen Jugendhilfeträger vorgibt. Auch wird bei den Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe häufig nach der gegebenen Haushaltslage im Sinne 
von freiwilligen Leistungen entschieden. Die Planung von Angeboten erfolgt somit, 
wenn überhaupt, recht kurzfristig.175 Zu bedenken ist, dass aufgrund der einge-
schränkten organisatorischen und personellen Ressourcen, der vielfachen Gefährdung 
des Bestandes und der kurzfristigen Planungssicherheit kaum zu erwartet ist, dass Bil-
dungsstätten genügend Kraft und Möglichkeiten zur Weiterentwicklung ihres Angebo-
tes in diesem Bereich besitzen. Sie sind zu sehr mit der Absicherung ihres erreichten 
Status befasst. Zudem fehlt es weitgehend an Reformimpulsen wie Projekte, als auch 
an der breiten Institutionalisierung der Familienbildung in der pädagogischen Lehre 
und Forschung. 
 
2.2 Bildungspolitische Rahmenbedingungen 
Bildungs- und Weiterbildungspolitik war, wie bereits eingangs erwähnt, bislang im-
mer auch ein ‚Kampf um die Köpfe’, eine ‚Mentalitätenpolitik’ mit der Auseinander-
setzung darüber, was für wichtig gehalten wird, und um die Leistungen, die man bereit 
ist, dafür zu erbringen. Es geht langfristig darum, die Bedeutung der Bildung und be-
sonders die der Weiterbildung für die Gesellschaftsentwicklung, ‚in die Köpfe’ festzu-
setzen und nicht um den Versuch, Weiterbildung auf eine ‚Lückenbüßerfunktion’ zu 
reduzieren. 176
 
                                                 
175 Die Stadt München hat gezeigt, welchen positiven Effekt einer längerfristigen Anerkennung von 
Familienbildung haben kann. Sie ist von den jährlichen Haushaltsverhandlungen mit den Familienbil-
dungsstätten von drei freien Trägern übergegangen zu dreijährigen Leistungsverträgen mit einer Budge-
tierung: in der Folgezeit konnte sich das Leitungspersonal wieder stärker mit pädagogischen Aufgaben 
befassen. Die Einrichtungen konnten sich in der personellen, programmatischen Planung als auch in der 
organisatorischen Sicherheit auf einen längeren Zeitraum einstellen. Pettinger, R. (03/2001).  
176 Faulstich, P. (2004). 
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Die neuen Handlungsspielräume in der bildungspolitischen Programmatik sind das 
Ergebnis eines Abbaus dominanter Ordnungsstrukturen. Durch ein gewisses Maß an 
Unbestimmtheit entstehen neue, vorher kaum denkbare Alternativen für neue Sicht-
weisen, Deutungen und Gestaltungsvarianten, z.B. für die Individualisierung von Le-
bensläufen oder für die Freisetzung gesellschaftlicher Normierungen. Lernende erhal-
ten neue Handlungsspielräume des lebensbegleitenden Lernens durch den reflexiven 
Umgang mit neuerworbener Unbestimmtheit. Der notwendige neue Umgang mit ‚Po-
litischer Unbestimmtheit’, häufig umschrieben als das ‚Ende des ideologischen Zeital-
ters’, benötigt eine pragmatische Handlungslogik, die weder dem zielvorwegnehmen-
den noch dem wertgebundenem Politikverständnis entspricht. Bildungspolitik hat den 
Auftrag, eine gesellschaftlich gültige Zielbestimmung stellvertretend durch eine poli-
tische Entscheidungsinstanz zu treffen, entsprechend durchzusetzen und danach poli-
tisch zu handeln. Ähnlich einem Supervisionsstaat entsteht ein neues Verständnis 
staatlichen Handelns, welches sich als klärende, aushandelnde Moderation zwischen 
der Gesellschaft und den Akteursgruppen darstellt. „Politische Vorgaben müssen in 
diesem Zusammenhang als ‚Deutungsangebote’ verstanden werden, die nicht als ope-
rationalisierte Zielsetzung im Sinne von messbaren Sollwerten misszuverstehen sind.“ 
Das bedeutet, dass die aktuellen bildungspolitischen Diskussionen von inhaltlich 
weitgehend unbestimmter Programmatik ausgehen, insbesondere hinsichtlich der 
Zielvorgaben nach Selbstlernkompetenz und selbstorganisiertem Lernen.177
 
Die Weiterbildungspolitik befindet sich im Wandel. Die aktuelle Situation in der Wei-
terbildung zeigt einerseits eine viel versprechende Zukunft, andererseits auch Einbrü-
che bezüglich der Finanzierung.  Für bestimmte Zwecke sind die Finanzen der Euro-
päischen Union verdoppelt worden. Schwerpunktmäßig zeichnet sich ein qualitativer 
Wandel ab, indem bestimmte Programme zunehmend mehr bezuschusst werden und 
die strukturelle Förderung abnimmt. Der Unterschied zwischen öffentlicher bzw. öf-
fentlich geförderter Weiterbildung und der privaten Weiterbildung wird zunehmend 
minimiert. Die Trennung zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung verliert an 
Bedeutung. Angesichts knapper gewordener öffentlicher Mittel wird der Bereich der 
förderfähigen Maßnahmen enger eingegrenzt (z.B. auf abschlussbezogene Angebote) 
                                                 
177 Schäffter, O. (2003), S.1 ff. 
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und gleichzeitig der Zwang erhöht, Angebote möglichst kostendeckend anzubieten 
bzw. Teilnehmergebühren entsprechend zu kalkulieren. Mit diesen Vorgaben steuern 
die Einrichtungen hin zu markt- und gewinnorientierter Planung und Erschließung von 
neuen, finanziell ertragreichen Marktsegmenten. Problematisch dabei ist u. a. die Tat-
sache, dass sich bestimmte Menschen die dringend notwendige Bildung nicht mehr 
leisten können und die Chancengleichheit nicht gegeben ist.   
 
2.2.1. Ziele, Maßnahmen und Instrumente der Weiterbildungspolitik 
Die heutige Weiterbildungspolitik verfolgt die vier Kategorien Flexibilität, Motivati-
on, Lernen und Fördern. Bedingt durch demokratische und ökonomische Ziele der 
‚gesellschaftlichen Teilhabe und Partizipation’ und ‚mehr berufliche Qualifikation und 
Kompetenzen’178 reagiert die Weiterbildungspolitik auf den beschleunigten Fortgang 
technischer, ökonomischer und gesellschaftlicher Prozesse. Sie setzt mehr auf Flexibi-
lität als auf Kontinuität. „Der Mensch verschwindet aus der bildungspolitischen Dis-
kussion. Es gibt keine ‚Zielgruppen’ mehr, sondern nur noch Prinzipien.“179 Zentrale 
Kategorie heutiger Weiterbbildungspolitik ist die Motivation. Motivation der Men-
schen, sich zu bilden, sich zu qualifizieren, flexibel auf Anforderungen zu reagieren 
und ihre Kompetenzen in den Dienst der gesellschaftlichen und ökonomischen Ent-
wicklung zu stellen.  
 
Zu beobachten ist die Zunahme normativer Kampagnen wie z.B. „Adult Learners 
Week“ mit folgenden Merkmalen: 
 
                                                 
178 Der Kompetenzbegriff ergänzt und erweitert den Qualifikationsbegriff und wird auch als Gegenbeg-
riff verwandt [Arnold, R. /Steinbach; S. (1998), S. 22]: 
o „Kompetenz sei ein subjektbezogener Begriff, während der Qualifikationsbegriff sich auf die konkre-
te Anforderung und Nachfrage beschränke. 
o Kompetenz verfolge einen ganzheitlichen, auf die ganze Person bezogenen, Anspruch. Demgegen-
über verenge sich Qualifikation auf unmittelbar tätigkeitsbezogene Kenntnisse, Fertigkeiten und Fä-
higkeiten. 
o Mit dem Begriff Kompetenz werde die Selbstorganisationsfähigkeit der Lernenden anerkannt und 
betont, wohingegen der Qualifikationsbegriff an der Fremdorganisation festhalte. 
o Durch das Kompetenzlernen ergäben sich neue Ansatzmöglichkeiten einer notwendigen Wertever-
mittlung gegenüber dem auf Sachverhalte zentrierten Qualifikationslernen. 
o Mit dem Kompetenzbegriff werde die Vielfalt der unbegrenzten individuellen Handlungsdispositio-
nen erfasst, während Qualifikation sich ausschließlich auf die zertifizierbaren Elemente individueller 
Fähigkeiten beziehe.“  
179 Gieseke, W. (2005). 
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o Werbung für den Bildungsgedanken mit staatlicher und privatwirtschaftlicher Unterstützung. 
o Botschaft der Lernfeste: Bildung hat nicht nur einen Nutzen sondern macht auch Spaß.  
o Normative Kampagnen besitzen unzureichende Bodenhaftung. 
 
Normative Kampagnen finden durch Memoranden180 auf unterschiedlichen Ebenen 
des gesellschaftlichen Systems statt, z. B. das Memorandum der Europäischen Union 
zum Lebenslangen Lernen. Zusätzlich gibt es einen nationalen Workshop mit interna-
tionaler Beteiligung. Durch diese Vorgehensweise wird sich die Debatte um Weiter-
bildung und Notwendigkeit der Bildung intensivieren, mit der Folge, dass sich ent-
sprechende Aktionen entwickeln. Die Vorgehensweise zeichnet sich dadurch aus, dass 
nicht die Anwendung des einmal Gelernten der Normalzustand sein soll, sondern das 
Erlernen neuer, anderer, weitergehender Wissensbestände und Kompetenzen. Im Mit-
telpunkt der Aktion steht der Lernende selbst. Lernen ist eine Kompetenz, die eigen-
ständig erlernt werden muss. Lernen ist autonom, selbst gesteuert, informell, selbst 
organisiert und vielfältig variiert. Lernen gilt als Strukturkategorie und ist individuell.   
 
Ein weiteres Ziel der Weiterbildungspolitik ist das Fördern. Anstelle von Regeln soll 
eine mobile Dynamik entstehen. Der Staat kennt zwei instrumentelle Kategorien: 
o Ordnungspolitik: Zulassung, Zertifizierung, Verbot, Sanktion, Strafe. Beispiele sind die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen wie KJHG, WBG.    
o Förderpolitik: Finanzierung, Erlass von Steuern und Kosten, Zuschüsse. Beispiel: Gebührenerlass für Menschen 
mit besonderen Problemlagen. 
 
Diese beiden Systeme interagieren trotz der verschiedenen Schwerpunkte miteinander. 
Die Förderpolitik fördert unter Verzicht von ordnungspolitischen Maßnahmen  Flexi-
bilität, Motivation und Lernen. Sie trägt zu einem ‚lernfördernden Umfeld’ bei, in 
dem sie Bereitschaft und Kompetenz zum Lernen so unterstützt, dass sich die lernende 
Gesellschaft entwickeln kann. Einen Schwerpunkt stellt die Förderung von Kompe-
tenzen, die verändern sollen, dar, weniger die der Qualifikationen, die sich an Zustän-
den orientieren. Der Lernende und die erhöhte Lernmotivation stehen im Mittelpunkt 
der Betrachtung. Die Förderung von Bildungseinrichtungen, Bildungsangeboten, Ko-
operationen oder Netzwerken dient der Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Lernprozesse. 
                                                 
180 Verlautbarungen, die auf wichtiges hinweisen wollen. 
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 Ziele der Weiterbildungspolitik sind ‚Beweglichkeit, Autonomie und Selbstverantwor-
tung’. Die Finanzierung kann nicht mehr nur durch staatliche Mittel alleine befriedigt 
werden, sondern ist auf die Förderung durch Verbände, Organisationen, Unternehmen 
und Individuen angewiesen. Die Folge ist, dass der Staat zunehmend an Einfluss auf 
die Weiterbildung verliert. Es tritt das Problem der festgefahrenen staatlichen Struktu-
ren zutage, wobei ordnungspolitische Maßnahmen und Regulierungen dem Ziel der 
wachsenden Flexibilität und Eigenverantwortlichkeit widersprechen. An die Stelle 
steuernder staatlicher Vorgaben treten zunehmend den Markt regulierende Standards 
und Gütesiegel.  
 
Ein Grundzug staatlichen Handelns in der Sozial- und Bildungspolitik ist es seit eini-
ger Zeit, die ausufernden Finanzströme zu kanalisieren bei gleichzeitiger Kontrolle. 
Immer seltener werden Regulationen durch direkten Zugriff auf Ressourcen und Per-
sonal oder durch bürokratische Genehmigungsverfahren versucht. Diese unterkomple-
xen Strategien haben sich gegenüber dem nicht-trivialen System des Bildungswesens 
als ungünstig erwiesen. Hier setzt der ‚aktivierende Staat’ auf Selbststeuerungspoten-
tiale des Bildungssystems und etabliert eine ‚Herrschaft zweiter Ordnung’.181       
 
Ziele, Maßnahmen und Instrumente der Weiterbildungspolitik verändern sich und es 
kommt zu Widersprüchen im Wandlungsprozess. Institutionelle Strukturen richten 
sich häufig gegen Innovation, Lernbereitschaft und Flexibilität – meist fehlt es an in-
nerer Harmonie. Hinzu tritt die Bildungsbenachteiligung mit dem Verständnis, dass 
formales und verwertungsorientiertes Lernen nur den besser Gebildeten -, und dem 
Rest nur informelles Lernen zur Verfügung steht. Qualitätskontrollen richten sich le-
diglich auf Angebote und Institution und nicht auf das selbst gesteuerte und selbst 
organisierte Lernen. Zielgerichtetes Lernen ist nach wie vor schwierig. Verfahren des 
offenen Lernens können lediglich den Weg öffnen, nicht aber das Ziel erreichen. Zu 
erwerbende Qualifikationsprofile sind nach wie vor festgelegt, die Rolle des Lehren-
den bzw. die Beziehung zwischen Lehrende und Lernende jedoch nur selten. 
 
                                                 
181 Faulstich, P. (2004). 
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Seit dem Förderprogramm „Lernende Regionen – Förderung von Netzwerken“ des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung182 ist das Netzwerkprogramm zu ei-
ner Hauptstrategie zur Entsäulung der Strukturen und zum „Aufbruch in eine lernende 
Gesellschaft“183 geworden. Die Leitgedanken184 des Aktionsprogramms sind: 
o Stärkere Eigenverantwortung, Selbststeuerung der Lernenden und Abbau von Chancenungleichheiten. 
o Kooperationsverbesserung der Bildungsangebote und –nachfrage sowie Verzahnung der Bildungsbereiche unter-
einander. 
 
Die politischen Anforderungen kommen im Wesentlichen auch auf die Landesebenen 
zu. Die Bundesländer haben aufgrund ihrer traditionellen Kulturhoheit große Mög-
lichkeiten, die Weiterbildung zu gestalten. In jedem Land haben sich landesspezifi-
sche Weiterbildungsszenen entwickelt. Gemeinsames Merkmal ist die Schwierigkeit, 
eine angemessene Übersicht zu erhalten. Statistiken, Informationen und Materialien 
sind unvollständig, diffus, kaum vergleichbar und oft gar nicht vorhanden.185 Diese 
Situation ist durch die historische Entwicklung zu erklären. Problematisch dabei ist, 
dass die Weiterbildungspolitik der Länder den fortbestehenden Politikverzicht des 
Bundes nicht aufhebt sondern verlängert. So wurden rechtliche Regelungen der Län-
dergesetze zunächst in ihren positiven Effekten zurückgenommen. Weiterhin nehmen 
die juristischen und finanziellen Potentiale der strukturierenden Impulse wie Kontinui-
tät und Absicherung der finanziellen Ressourcen oder auch die Freistellungsgesetze 
der Länder ab. Die Länder sind heute gekennzeichnet von finanzieller Zurückhaltung, 
Kürzungspolitik und Rückzug aus der öffentlichen Verantwortung. Auf der einen Sei-
te werden neue Konzepte entworfen und neue Modelle angepriesen, während auf der 
anderen Seite die Angst besteht, die Initiativen könnten ausgabewirksam werden. Es 
findet ein Wandel im Detail statt, ohne das die Struktur der Erwachsenenbildung sys-
tematisiert wird, was letztendlich zur Instabilität führt. Die Bildungslandschaft ist ge-
prägt von Entstaatlichung, Kommerzialisierung, Diversifizierung186 und Ökonomisie-
rung. 
 
                                                 
182 veröffentlicht am 18.10.2000. 
183 BMBF (2000), S. 2. 
184 BMBF (2000), S. 4. 
185 Faulstich / Vespermann (2002). 
186 Die Mittel fließen an eine Vielzahl von Trägern, die partiellen Interessen dienen. Die Konzentration 
auf öffentlich anerkannte Träger der Weiterbildung lösen sich auf. 
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Trotz dieses Dilemmas müssen Strategien entwickelt werden, deren Ziel es ist, ein 
zukunftsfähiges System ‚lebensentfaltender Bildung’ zu schaffen. Es muss an den 
Defiziten der Erwachsenenbildungslandschaft ansetzen und nach Lösungen suchen, 
die den Kompetenzentwicklungspfad187 offen halten.188. Welche Handlungsinstru-
mentarien im Spektrum von Recht und Geld zu einer ‚personenbezogenen Entwick-
lungspolitik’ führen wird, bleibt abzuwarten und wird nicht von heute auf morgen 
umzusetzen sein. Kurzfristig ist es wichtig, die Weiterbildung nicht auf eine Lücken-
büßerfunktion zu reduzieren. Langfristiges Ziel ist es, die Einsicht in den intensiven 
Charakter von Human-Kapital bzw. sozialem Kapital und somit die neue Bedeutung 
der Weiterbildung zu stärken.            
 
3. Rahmenbedingungen kirchlicher Erwachsenen- und Familienbildung 
Religion stärkt den persönlichen Charakter, fördert ressourcenschonendes Verhalten 
und Offenheit gegenüber Fremden.189 Selbst die Soziale Marktwirtschaft benötigt 
moralische Grundwerte als Fundament. Die erbrachte Wertschöpfung der kirchlichen 
Erwachsenen- und Familienbildung in Bezug zum Nutzen für Volkswirtschaft, Be-
triebswirtschaft und privatem Haushalte kann nicht über den Preis ermittelt werden. 
Die regionale Bedeutung für Kirche, Politik, Wirtschaft und Gesellschaft wird meist 
unterschätzt. Kirchliche Bildungsstätten sind nicht nur Auftraggeber für die Wirtschaft 
sondern auch wichtige Arbeitgeber der Region. Die Vielfalt der Berufe der Mitarbeiter 
trägt dazu bei, dass unterschiedlich qualifizierte Menschen vor Ort eine Beschäftigung 
finden. Die relative Stabilität dieses Beschäftigungsmarktes stützt und stärkt die Stabi-
lität der Familien und regionaler sozialer Netzwerke. Erwachsenen- und Familienbil-
dungsstätten fühlen sich dem ‚altruistischen Motiv’190 zu helfen verpflichtet, tragen 
                                                 
187 Die so genannte ‚Modernisierung der Sozialpolitik’, die durch das Hartz-Konzept und seine Umset-
zung vehement vorangetrieben wird [Däubler, W. (2002)], verlässt den Kompetenzentwicklungspfad. 
Verfolgt wird eine grundlegende Umsteuerung der deutschen Arbeitsmarktpolitik, welche durch An-
spruchabbau bei den Beschäftigten und durch verstärkten Druck auf Erwerbslose, der vermehrte Ar-
beitszwang und die unmittelbare und andauernde Nützlichkeit in Erwerbstätigkeit erzeugen soll (Fau-
lenzerdebatte bei fehlenden Arbeitsplätzen). Diese Entwicklung führt zu einer grundlegenden Verände-
rung des Sozialstaates hin zu einem Workfare-Staat, der nur noch das gelten lässt und fördert, was Ar-
beitsplätze im Ersten Arbeitsmarkt schafft oder auf langfristige verwertbare Erwerbsarbeit zentriert ist. 
Direkte Vermittlung ersetzt somit die Kompetenzentwicklung.  
188 Faulstich P. (2004). 
189 Puch, H.-J. (2003), S. 1. 
190 Aus ethischer Sicht liegt ein altruistisches Motiv bzw. Verhalten vor, wenn sich der Handelnde aus 
einem Gefühl der Selbstverpflichtung heraus um jeden Bedürftigen persönlich annimmt, d.h. auch ge-
genüber völlig unbekannten Personen und ihren individuellen jeweiligen Bedürfnissen. ‚Unechte’ Alt-
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zur Werterhaltung bei und fördern zunehmend freiwilliges soziales Engagement im 
Rahmen des Ehrenamts. Die Grundlage dafür liefern Werte wie Sozialverantwortung 
und Eigenverantwortung, wie sie auf der Basis philosophischer Überlegungen der 
katholischen Soziallehre formuliert worden sind. „Die Verinnerlichung und die Pflege 
solcher Verhaltensweisen und Wertvorstellungen ist die Grundvoraussetzung für die 
Wahrung des sozialen Friedens und der Stabilität der Gesellschaft.“191 Diese umfas-
sende volkswirtschaftliche, beschäftigungspolitische und gesellschaftliche Bedeutung 
wird noch nicht von allen Mitgliedern der Gesellschaft gleichermaßen geschätzt.  
 
3.1 Religion und Bildung 
Wie die Religion die Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit beeinflusst, ist u. a. 
von der Säkularisierungsproblematik abhängig. Heinrich Heine bemerkte, dass „auch 
die Götter nicht ewig regieren“ und beschrieb damit die aktuelle Krise der (christli-
chen) Religion und der Säkularisierung. Immer mehr Menschen scheinen ihre eigene 
Existenz auch ohne Gottes Segen zu leben und zu erklären. Religiöse Sinndeutungen 
stehen unter erhöhtem Plausibilitätsdruck bzw. –verlust.  Religion ist im Zeichen von 
Säkularisierung und Pluralisierung als individuelle Entscheidung und Entschließung 
persönlich zu verantworten und Teil der persönlichen Lebensentscheidung, unabhän-
gig von Einkommen oder Sozialstatus. Religion wird immer mehr auf die Privatheit -, 
zum privaten Hobby verkürzt, mit der Folge, dass die traditionellen religiösen Institu-
tionen reduziert werden. Trotzdem war das religiöse Leben noch nie so bunt, vielge-
staltig und breit wie heute. Zahlreiche Religionen und Kulturen nebeneinander beglei-
ten das Leben der Menschen, die durch ihre Mobilität und Majorität mit einer Vielzahl 
religiöser Überzeugungen, verschiedener Kulturen oder Weltanschauungen konfron-
tiert werden. Verschiedene Religionen mit ihren Offerten, Weltanschauungen und 
Ideologien stehen in Konkurrenz um die angemessenste Interpretation der Realität auf 
dem  unübersichtlichen Großmarkt der Sinngebungen und Lebensführungskonzepten. 
Die Logik des Marktes dominiert auch immer stärker die Arbeit der Kirchen und Re-
ligionsgemeinschaften mit dem Ergebnis, dass es kein Monopol der Sinnkonstruktio-
                                                                                                                                            
ruisten erhalten im Gegensatz zu den ‚echten Altruisten’ durch den Akt des Gebens selbst eine Nutzen-
erhöhung (warm glow). Das Motiv ist dann allerdings die persönliche Befriedigung, die durch die 
Handlung erfolgt. Eine exakte Abgrenzung zwischen Egoismus und Altruismus ist schwierig.  
191 Puch, H.-J., (2003). 
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nen mehr gibt und sich religiöse Unsicherheit ausbreitet. Traditionelle und neue An-
bieter stehen zunehmend in Konkurrenz. Neue Marketingstrategien, Produktprofile, 
Dienstleistungsdiskurse oder auch die Produkttreue stehen im Mittelpunkt der Diskus-
sionen.  
 
Religionen können als langfristige Ansammlung menschlicher Erfahrungen betrachtet 
werden, die das Sein reflektieren, bearbeiten und kritisieren. Der Religion wird in die-
sem Zusammenhang eine aufklärerische Intention zugetraut. Bildung trägt durch Re-
flexion von Religion zum Verstehen von Kultur und damit zur Übernahme von Ver-
antwortung für Kultur bei. Religion, unabhängig von einer konkreten (Offenbarungs-
)Religion, leitet sich von Vernunft, nicht von kurzfristigen Zielen ab, und fordert zur 
Bildung von Selbstreflexivität auf. Umgekehrt zerfällt eine Religion ohne Bildung und 
Vernunft hinsichtlich ihrer kulturellen und religiösen Entwicklungen. Religion braucht 
Bildung um die rationale Reflexion und Verantwortung der Menschen zu stärken. 
Zieht sie sich zurück, droht die Gefahr des primär instrumentellen Gebrauchs oder der 
funktionalen Nutzung durch andere Gruppen.    
 
3.2 Die kirchliche (katholische) Erwachsenen- und Familienbildung 
Heute werden die wegweisenden Aussagen des Zweiten Vatikanischen Konzils z. B. 
‚Lumen gentium’ und ‚Gaudium es spes’ als auch die gemeinsame Synode der Bistü-
mer in ihrem Beschluss „Schwerpunkte kirchlicher Verantwortung im Bildungsbe-
reich“ als unüberholte, weitgehend noch nicht eingeholte theologische Grundlagen der 
Erwachsenenbildung in Trägerschaft der Kirche betrachtet. In Folge von Konzil und 
Synode wurde Erwachsenen- und Familienbildung flächendeckend aufgebaut. Sie 
wird von der Kirche verstanden als Zeichen und Werkzeug des Heils für Welt und 
Menschen in einer weitgehend nichtchristlichen Gesellschaft.192 Durch die Erwachse-
nen- und Familienbildung erhielt die Kirche im öffentlichen Weiterbildungssystem 
Präsenz und wurde mit ca. 1000 Einrichtungen zum zweitgrößten Träger der Erwach-
senenbildung. In über 190.000 Veranstaltungen pro Jahr erreicht sie ca. 6 Millionen 
Teilnehmer. Über 3000 Hauptamtliche und ca. 50.000 Referenten arbeiteten an den 
Programmen. Die Erwachsenenbildung erreicht Menschen, zu denen die Kirche kei-
                                                 
192 Blum, B., (2004). 
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nen Zugang mehr hat.193 „Kirchliche Erwachsenenbildung (…) fördert die Fähigkei-
ten und Kompetenzen des Einzelnen, das eigene Leben in den verschiedenen privaten 
und öffentlichen Bereichen der Wirklichkeit im Sinnhorizont des christlichen Glau-
bens selbstbewusst, verantwortlich und erfüllend zu gestalten.“194  
 
Für Bildungseinrichtungen in kirchlicher Trägerschaft sind Veränderungsimpulse, die 
sich durch die fortschreitende Modernisierung für Religion und Kirche ergeben, rele-
vant. So hat sich die Individualisierung195 auch auf ‚traditionsmächtige gesellschaftli-
che Institutionen’ wie Kirchen übertragen: sie verlieren das Monopol auf Religion und 
Sinn.196 „Die großen Deutungssysteme, deren Anspruch ja auf nichts geringeres zielte 
als auf die Erklärung dessen, was die Welt im Innersten zusammenhält, (…) ziehen 
sich bescheidender werdend zurück. Die Menschen suchen selbst als individualisierte 
Sinn-Bastler ihre Deutungen.“197 Hinzu tritt der Wegfall des ‚relativ geschlossenen 
Großmilieus bzw. der Versäulung’198 mit den weitgehend einheitlichen Denk- und 
                                                 
193 Übersehen wird häufig, dass die katholische Kirche, neben der Wirtschaftskrise, eine massive 
Glaubwürdigkeitskrise und eine dramatische Abbruchbewegung vorweist. Nach einer aktuellen reprä-
sentativen Befragung von McKinsey, T-Online, dem Stern und dem ZDF vertraut nur noch jeder zehnte 
von 360.000 Befragten der Institution. 45 % aller befragten Deutschen haben kein Vertrauen mehr in 
die Institution Kirche. 26 % der Katholiken misstrauen der eigenen Kirche – Tendenz steigend. In den 
vergangenen 10 Jahren verlor allein die katholische Kirche in Deutschland 1,7 Millionen Mitglieder, 
vergleichbar der Größe der Erzdiözese Köln, davon alleine 1,4 Millionen durch Kirchenaustritte. Die 
Gemeindepastoral erreicht nur noch 16 – 17% der Katholiken mit abnehmender Tendenz. (vgl. die 
Veröffentlichung der Umfrage-Ergebnisse: McKinsey & Co, Institution Kirche in der Vertrauenskrise? 
Perspektive Deutschland, Berlin 2003)     
194 Generalvikar Paderborn, (06.2004). 
195 Die Individualisierung gehört, seit den Arbeiten von Ulrich Beck, zu einem der umstrittensten Kon-
zepten der Gegenwartssoziologie [Junge (1996), S. 728 ff.]; der Begriff trägt eine so große Bedeu-
tungsvielfalt mit sich, dass er ohne weitere inhaltliche Präzisierung kaum verwendet werden kann, denn 
er ist ein „überbedeutungsvoller, missverständlicher, vielleicht sogar ein Unbegriff“ [Beck, (1987), S. 
205]. Der Begriff findet sich allerdings schon bei Tocqueville, Marx, Weber und Durkheim in vielfälti-
ger Variation wieder (Müller, 1992, S. 33); Beck ignorierte diese Traditionen, mit dem Ergebnis, unter 
das Niveau der anderen abzufallen. [Kritiken: Joas (1988); Lau (1988), S.217 ff.]. 
196 Neuhold, L. (1992), S. 553. Zu den Themen Säkularisierung, Entchristlichung und Entkirchlichung 
vgl. Schmidtchen (1979), S.17 ff. Parallel zum Rückgang der traditionellen Kirchlichkeit nimmt die 
gesellschaftliche Relevanz konfessioneller und weltanschaulicher Unterschiede zugunsten zahlreicher 
Dimensionen nicht-institutionalisierter religiöser Orientierungen ab.  
197 Keupp, H. (1999), S. 17 f. 
198 Der Begriff ‚Versäulung’ (verzuiling) wurde in der niederländischen Soziologie in den 1950er Jah-
ren geprägt und bezeichnet dnen sozialen Prozess, bei dem sich eine durch weltanschaulich-religiösen 
Pluralismus gekennzeichnete Gesellschaft in voneinander abgrenzende soziale Blöcke (Katholiken, 
Protestanten, Sozialisten, Liberale) aufteilt. Diese sozialen Blöcke oder Säulen (zuil) basieren auf un-
terschiedliche lebensanschauliche Grundlagen und besitzen jeweils eigene hoch differenzierte Organi-
sationsstrukturen. Die jeweilige Säule ermöglicht den Mitgliedern ein Leben unter Gleichen von der 
Wiege bis zur Bahre. Die Säulen wurden zum Lebensprinzip und Kennzeichen der  politischen Kultur 
der niederländischen Gesellschaft. Sie standen sinnbildlich für Stabilität und Ordnung. Jede Säule un-
terhielt eigene Organisationen wie z.B. Schulen, Universitäten, Presse, Rundfunk, politische Parteien 
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Wahrnehmungsmustern. „Religiös zeigte sich dies als Zusammenbruch einer Pastoral 
der Angst. … Kirche kann weder mehr mit dem Nachbarn noch mit dem Jenseits dro-
hen.“199 Hier werden traditionelle ‚Krisenbewältigungsstrategien’ gegenüber einer 
Modernisierung brüchig. Bisher haben die Kirchen in Österreich oder Deutschland auf 
die absehbare Auflösung des geschlossenen Milieus mit einer Doppelstrategie rea-
giert: Auf der einen Seite wertete sie die Gemeinden vor allem theologisch und sozial-
psychologisch auf, differenzierte aber parallel dazu immer mehr ihre eigene Funktion 
aus sich heraus. So entwickelten sich professionell gut ausgestattete und relativ unab-
hängige kirchliche Dienstleistungsanbieter für die verschiedensten Dienste wie z.B. 
die kirchlichen Wohlfahrtsverbände oder die Jugendarbeit. Auch die Erwachsenen- 
und Familienbildung versteht sich heute „als weitgehend gemeinde- unabgängiger, 
weitgehend professionalisierter und weitgehend entklerikalisierter Handlungsort der 
Kirche“.200 „Je schwieriger es angesichts der Entwicklungen in den immer kleiner 
(räumlich größer) werdenden Gemeinden wird, gemeindenah zu arbeiten, umso stär-
ker wird dies (vor allem in den Kirchenleitungen) als Desintegrationsproblem wahr-
genommen, mit der Folge eines zunehmenden Legitimationsdruckes für die katholi-
sche Erwachsenenbildung.“201 R. Bucher schlägt der katholischen Erwachsenenbil-
dung vor, „die Herausforderung anzunehmen und sich zu profilieren als kirchlicher 
Anbieter und pastoraler Handlungsort der Kirche an der Schnittstelle von Innen- und 
Außenperspektive des Glaubens, wobei diese Schnittstelle nicht mehr entlang institu-
tioneller Grenzen, sondern in den Köpfen der Individuen selbst verläuft.“202  
 
„Die katholische Erwachsenenbildung ist bundesweit der zweitgrößte Träger im vierten Bildungssektor. Sie wirkt 
maßgeblich an der Weiterentwicklung des deutschen Bildungswesens mit. Als Element der demokratischen Struk-
                                                                                                                                            
oder Gewerkschaften. In den 1960er Jahren nahm die Abhängigkeit der Bevölkerung zu den Säulen ab. 
Gründe hierfür waren die Auflösung traditioneller Werte und gesellschaftlicher Strukturen, der stetig 
steigende Wohlstand, die höhere Bildung, die Einführung neuer staatlicher Sozialversicherungssysteme 
mit dem Wachstum an sozialer Sicherheit und die Zunahme des Selbstbewusstseins der Bevölkerung. 
Obschon es zu einer ‚Entsäulung’ kam, blieben gewisse Spieleregeln erhalten, die bis heute die politi-
sche Kultur des Landes prägen. „Die großen politischen Traditionen der Anerkennung pluralischer 
Strukturen in der Gesellschaft, die Berücksichtigung von Minderheiten auch in Entscheidungs- und 
Gestaltungsprozessen, die ihnen gegenüber praktizierte Toleranz sowie ein ungebrochenes, historisch 
begründetes nationales Selbstbewusstsein bei gleichzeitiger regionaler Diversität wirken bis heute fort 
und sind tief in einem nationalen Konsenz begründet.“ [Lepszy, N. (2003), S. 364 f.)]   
199 Bucher, R. (2001), S. 189. 
200 Bucher, R. (2001), S. 189 f. 
201 Eckstein, J.  (2002), S. 11. 
202 Bucher, R. (2001), S. 191 ff. 
 - 78 -
tur leistet sie einen werteorientierten öffentlichen Beitrag zum Lebenslangen Lernen, das immer mehr zur Voraus-
setzung gelingenden gesellschaftlichen Zusammenlebens in einer Epoche der Beschleunigung und Beliebigkeit 
wird. (…) Katholische Erwachsenenbildung bildet gleichsam eine Verzahnung zwischen Kirche und Welt. Sie 
hilft, ein wichtiges Anliegen der katholischen Kirche zu verwirklichen: Dass die Christen „(…)durch ihre Kompe-
tenz in den weltlichen Bereichen und durch ihre innerlich von der Gnade Christi erhöhte Tätigkeit einen gültigen 
Beitrag leisten (…), damit die Sendung der Kirche den besonderen Verhältnissen der heutigen Welt voller entspre-
chen kann. Die Katholische Erwachsenenbildung vollzieht derzeit einen Bedeutungswandel. Neben verschiedenen 
soziokulturellen Faktoren ist dieser mit bedingt durch die Entwicklung neuer pastoraler Strukturen, d.h. eine struk-
turell vorgegebene Kooperation mehrerer Gemeinden /Pfarreien in einem Verbund. Dieses Konzept, das den ver-
änderten Lebensbedingungen des heutigen Menschen (erhöhte Mobilität bei gleichzeitiger Lebensraumorientie-
rung) Rechnung tragen will, bringt auch für die gemeindliche Erwachsenenbildung203 und die ihr zugeordneten 
überörtlichen Bildungswerke neue Aufgaben mit sich. (…).“204  
 
Am 28. Januar 2004 wurde der Kommission für Wirtschaft und Kultur der Deutschen 
Bischofskonferenz ein Perspektivenpapier vorgelegt, welches als Standortbestimmung 
der Bischöflichen Beauftragten zur Erwachsenenbildung in der Gemeinde der Zukunft 
ausdrücklich begrüßt wird. Diese neuen Perspektiven werden viele Veränderungen für 
die Bildungsstätten nach sich ziehen. Sie werden sich aktiver und mitgestaltender auf 
die ‚Chancen der neuen pastoralen Räume’ auswirken. Die ehrenamtliche Erwachse-
nen- und Familienbildung soll gestärkt und neu strukturiert werden. Zudem werden 
für die mittlere ortskirchliche Ebene neue Kommunikationsstrukturen entwickelt.  
Dieses Papier hält insgesamt neun Perspektiven vor: 
                                                 
203 ‚Gemeindliche Erwachsenenbildung’ ist der Oberbegriff für jegliche erwachsenenbildnerischen 
Programme und Angebote einer Gemeinde/Pfarrei oder Seelsorgeeinheit, die von gemeindlichen Er-
wachsenenbildungsverantwortlichen (siehe nächste Fußnote) im offiziellen strukturellen Rahmen eben 
dieser Gemeinde/Pfarrei oder Seelsorgeeinheit durchgeführt werden. Der Terminus „gemeindlich“ 
betont im Sinne der nach konziliaren Kirchenreform die Dignität der Kirchen ‚je an ihrem Ort’“ und 
unterstreicht somit den Vorrang des ekkoseiologisch-ereignishaften Aspektes vor dem institutionell-
juristischen Aspekt. 
‚Gemeindlicher Erwachsenenbildungsverantwortlicher’ ist Oberbegriff für alle Personen, die – meist 
ehrenamtlich – innerhalb der offiziellen Institution ‚Seelsorgeeinheit’ im Auftrag eines Interessenkol-
lektivs von Gemeindemitgliedern (Rat, Gremium, Verband, Gruppe, Initiativkreis etc.) regelmäßig 
erwachsenenbildnerische Veranstaltungen organisieren und durchführen. Damit fallen unter diesen 
Oberbegriff die hauptverantwortlichen Erwachsenenbildner von Verbänden und/oder gemeindlichen 
Gruppen sowie die Erwachsenenbildungsbeauftragten der ‚Pastoralen Räte / Pastoralem Leitungsgre-
mien’. 
‚Pastoraler Rat / Pastorales Leitungsgremium’ meint im Sinne der Gemeinsamen Synode der Bistümer 
in der Bundesrepublik Deutschland (Beschluss „Räte und Verbände“ III 1.1-1.16 vom 11.05.1975) den 
auf Pfarrebene obligatorisch zu bildenden Seelsorgerat, der in Deutschland überdies auch als Organ des 
Laienpastorals wirkt. Zusammenfassend sind damit die nachstehend aufgeführten Organe erfasst: Ge-
samtpfarrgemeinderat, Pfarrverbandskonferenz, Pastoralrat der Seelsorgeeinheit, Pfarr-
/Kirchengemeinderat, Pfarrkirchenrat etc. 
204 Konferenz der Bischöflichen Beauftragten für Erwachsenenbildung (2003). 
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1. „Erwachsenenbildung ist ein ureigenes Handlungsfeld gemeindlichen Lebens und gibt Impulse für eine zu-
kunftsfähige Gemeindetheologie. Ganzheitlich-werteorientierte Bildung ist auch im Erwachsenenalter auf or-
ganisiertes ‚Soziales Lernen’205 angewiesen. 
2. Katholische Erwachsenenbildung ist Sachverwalter eines offenen, kritischen Diskurses zu wichtigen Zeit- und 
Lebensfragen. Sie kann sogar dort, wo Menschen den Kontakt zur Kerngemeinde ablehnen, behutsame neue 
Wege des Austauschs bahnen. 
3. Erwachsenenbildung in der Gemeinde steht und fällt mit der erwachsenenbildnerischen Vorbildung 
der pastoral Verantwortlichen. Deshalb sind in der theologischen und pastoralen Hauptberuflichen-
Ausbildung erwachsenenbildnerische Grundkenntnisse zu vermitteln. 
4. Im Einbringen ihrer individuellen Charismen und Kompetenzen prägen und stützen Ehrenamtliche in der 
Erwachsenenbildung die Gemeindepastoral. Gemeindliche Erwachsenenbildung ist eine wichtige Säule des 
kirchlichen Ehrenamtes und bedarf intensiver Förderung durch die pastoral Verantwortlichen. 
5. Gemeindliche Erwachsenenbildung und Erwachsenenkatechese sind komplementäre Größen im produktiven 
Spannungsfeld von Sammlung und Sendung. 
6. Gemeindliche Erwachsenenbildung verliert durch die Entwicklung neuer pastoraler Strukturen nicht ihre 
Existenzgrundlage, sondern gewinnt vielmehr eine Erweiterung ihres Potentials. 
7. Gemeindliche Erwachsenenbildung ruft nach Erweiterung des Repertoires an Lernformen: Selbstgesteuertes, 
identitätsorientiertes und ästhetisches Lernen muss als Ergänzung traditioneller Lernformen noch mehr als 
bisher praktiziert werden. 
o Gelingende Zusammenarbeit von überörtlicher und gemeindlicher Erwachsenenbildung fußt auf einer klaren 
Profilbeschreibung und Kommunikationsstruktur beider Ebenen. 
o Überörtliche Bildungswerke sind Moderatoren der gemeindlichen Erwachsenenbildungsarbeit. Die mitt-
lere ortskirchliche Strukturebene (Dekanat, Kreis, Bezirk, Region) gewinnt als Kommunikations- und 
Planungsplattform zwischen diözesaner und gemeindlicher Erwachsenenbildung an Bedeutung.“ 
 
3.3 Strukturen kirchlicher Erwachsenen- und Familienbildung 
Bildung galt Anfang der 70er Jahre noch als wichtiges Staatsziel. Es wurden neue 
Ländergesetze zur Erwachsenenbildung bzw. zur Weiterbildung erlassen. Diese er-
möglichten, neben den Volkshochschulen auch andere wichtige und einflussreiche 
Verbände und Körperschaften und so auch die Kirchen in ihrer Bildungsarbeit anteilig 
zu finanzieren. So konnten sich Kirchen nach den Volkshochschulen als zweitstärkster 
Anbieter öffentlich geförderter Erwachsenenbildung entwickeln. Die Kirchen beteili-
                                                 
205 Zwischen ‚sozialem Lernen’ und ‚bürgerschaftlichem Engagement’  gibt es eine enge Verbindung.   
‚Soziales Lernen’ ist ein komplexes Phänomen und umfasst die soziale Dimension in Erziehung, Päda-
gogik und Bildung und ihre Wechselwirkungen zueinander. ‚Soziales Lernen’ vollzieht sich durch 
Handeln. Über Imitation, Identifikation und Internalisierung durch den Lernenden selbst werden soziale 
Normen, Werte und Verhaltensweisen schrittweise angenommen und verinnerlicht. ‚Soziales Lernen’ 
ist aber auch intentional betriebenes Lernarrangement mit spezifischen Lernorten, Zielen und Methoden 
(civic education). ‚Soziales Lernen’ führt zu Sozialkompetenz, Kooperationsbereitschaft und Solidarität 
– Eigenschaften, die in erster Linie wichtig sind für die Erzeugung und Vermehrung des sozialen Kapi-
tals, des bürgerschaftlichen Engagements und zivilgesellschaftlicher Handlungsdispositionen.  
  
 - 80 -
gen sich in erster Linie an der Finanzierung der Erwachsenen- und Familienbildung 
aus institutionellen Interessen, wie dem Gemeindeaufbau und –erhalt, Verkündigung 
mit anderen Mitteln oder der Präsenz innerhalb der Gesellschaft. 
 
Ein Kennzeichen kirchlicher Erwachsenen- und Familienbildung ist ihre dezentrale 
Struktur und der didaktische Erfindungsreichtum der örtlichen Bildungsstätten. Sie 
formulieren für wechselnde Zielgruppen und gemeindliche Kreise, die formal offen 
stehen, Lernangebote. Zumeist finden sich in Bildungsstätten auch ‚Kirchenferne’ ein. 
Die kirchliche Erwachsenen- und Familienbildung hat sich stets aus Erfahrungen der 
sozialen und methodischen Praxis und der Fortbildung der Mitarbeiter entwickelt. 
Eine allgemein akzeptierte Theorie kirchlicher Erwachsenen- und Familienbildung, 
bestehend aus amtskirchlich-theologische Theorie und pädagogischer sowie sozial-
wissenschaftlicher Praxis, hat sich bis heute nicht entwickelt.     
 
In der Vergangenheit konnte zumindest die katholische Kirche weitgehend das zu-
nehmende Defizit abdecken, welches aus zurückgehenden EB/WB-Mitteln entstand. 
Die Möglichkeiten der Kirchen, Zuschüsse zu geben, ist eng an das Kirchensteuerauf-
kommen und den entsprechenden Kirchenausgaben gekoppelt, welches wiederum 
abhängig ist von der allgemeinen Lohn- und Einkommensentwicklung, der Demogra-
phie, einem deutlichen Mitgliederschwund der Kirchen und die von der Bundesregie-
rung beschlossene Steuerreform. Diese Entwicklungen treffen die Kirchen hart. Es 
muss entschieden werden, ob das Arbeitsfeld der kirchlichen Bildungseinrichtungen 
wie die Bildungswerke, kirchliche Verbände, Werke und Häuser als wichtig für das 
institutionelle Selbstkonzept erachtet wird oder ob die traditionellen Arbeitszweige 
wie Gottesdienste, Diakonie usw. der Kirche wichtiger sein werden. Bistumsleitungen 
versuchen in diversen Projekten aus den Mindereinnahmen Konsequenzen für das 
gesamte kirchliche Handeln zu ziehen. Der Ist-Stand der katholischen Erwachsenen-
bildung wird dabei kritisch überprüft, vor allem mit dem Ziel, durch den Abbau ver-
zichtbarer (Doppel-)Strukturen zu vergleichsweise geringen Veränderungen für die 
Programmarbeit zu kommen. Damit verbunden sind Einsparungen durch Personal- 
und Stellenabbau. Durch Kooperationen wird versucht, bei ursprünglichen Einrich-
tungen die Geschäftsprozesse und die programmatischen Abläufe zu integrieren, dabei 
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aber weiterhin die z.B. in NRW ministeriell getrennten Förderungen von Familienbil-
dung und Erwachsenenbildung zu erhalten und entsprechend den ordnungspolitisch 
getrennten Mitteleinsatz zu verantworten. Die Entwicklungen der katholischen Er-
wachsenenbildung werden begleitet von recht defensiv verlaufenden Diskussionen 
gegen die finanziellen Zwänge und zu einer innovativen Strategie, die sich wieder 
darauf konzentriert, welche inhaltliche Ressource benötigt werden, um Erwachsenen-
bildung im Kontext der Kirche zu veranstalten.206 207
 
Hinzu kommt, dass sich die fundamentalen theologischen Themen als nicht sehr pub-
likumswirksam erweisen.  
„Die Kirche wird aber diese Arbeit weiterhin als kirchliche Aufgabe definieren, um mit interessanten Bildungsan-
geboten vor allem randständige Mitglieder mit der Tendenz zum Kirchenaustritt zu erreichen. Um sich auf dem 
von einer Metapher zur Realität gewordenen Bildungsmarkt behaupten zu können, müssen sich die Kirchen vom 
Selbstverständnis einer ‚lehrenden Kirche’ verabschieden. Wollen sie die von ihnen angesprochenen Subjekte ernst 
nehmen, müssen sie akzeptieren, dass diese selbst den Sinn des Lebens bestimmen, dass sie sich selbst bilden und 
dass sie es ablehnen, irgendwelche vorgegebenen christlichen Grundmuster des Denkens, Fühlens, Wollens und 
Handelns einfach nur zu übernehmen. Die Kirchen müssen sich darüber klar werden, ob sie verantwortlich einen 
Teil des öffentlichen Bildungsauftrags realisieren oder nur ihren institutionellen Erhalt sichern wollen. Immer noch 
sind sie im Hader mit den kritischen Prinzipien der Aufklärung (I. Kant: ‚Aufklärung ist der Ausgang des Men-
schen aus seiner selbst verschuldeten Unmündigkeit. Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes 
ohne Leitung eines anderen zu bedienen’) und der ihr verpflichteten demokratischen Moderne. Mit dem Anspruch, 
eine für alle Menschen gültige und Lebenssinn stiftende Wahrheit zu verkündigen, Bildungsziele vorweg festzule-
gen und die Angesprochenen kirchlich binden zu wollen, geraten sie in ein institutionelles Dilemma: Soll z.B. die 
katholische Kirche, um wirklich nachgefragte Bildungsveranstaltungen zu ermöglichen, auf den Vorrang der von 
ihr theologisch als unabdingbar gesetzten Inhalte ‚religiöser Bildung’ verzichten und gänzlich auf die Lernbedürf-
nisse der Teilnehmer und ihre offenen Suchbewegungen einlassen? Was geschieht, wenn beispielsweise die Betei-
ligten die Aufhebung des Zölibats, mehr innerkirchliche Demokratie und das Priesteramt für Frauen fordern?“.208
 
Die Tendenz der Kirchen ist absehbar. Sie wollen sich als Institution so erhalten wie 
bisher. Das Dilemma ist, dass die ‚missionarische Aufgabe’ der Erwachsenen- und 
Familienbildung mit der Parteilichkeit der Praktiker für die Interessen und Bedürfnisse 
                                                 
206 Bucher, R. (2001); S. 191. 
207 Nachteile und Risiken der anstehenden institutionellen Entwicklungen werden im Folgenden be-
wusst vernachlässigt – nicht aus Leichtfertigkeit oder um sich vorauseilend den Sparzwängen zu beu-
gen, sondern um die Aufmerksamkeit in erster Linie auf die inhaltliche und strategische Programmpla-
nung zu lenken. 
208 Meueler, E. Professor für Erwachsenenbildung am Pädagogischen Institut der Johann-Gutenberg-
Universität Mainz. In: Zeitung für die Beschäftigten in der Weiterbildung Ausgabe 6 (Frühjahr 2002). 
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ihrer immer selbstbewusster werdenden Teilnehmer, die selbst Ziele, Inhalte und So-
zialformen der gemeinsamen Bildungsarbeit bestimmen wollen, aufeinander stoßen.   
 
 
3.4 Die Steuerung der Organisation Kirche 
Die Steuerung der Kirche ist gekennzeichnet durch den Charakter einer ‚passiven Or-
ganisation’209 als auch der Orientierung an Nachfragen und Bedürfnissen.210 Alle Re-
aktionen der Organisation ergeben sich aus den Entwicklungen der Gesellschaft und 
werden zu Forderungen umgestaltet. Das kirchliche Leitungshandeln ist dementspre-
chend reaktiv und dadurch bedingt nicht zeitnah. Bislang gelang es der Kirche, sich so 
auf neue Problemlagen in der Gesellschaft einzustellen bzw. neue Gruppierungen zu 
integrieren. Eine Zielorientierung, für die Gesellschaft etwas durchzusetzen, gelang 
der Kirche kaum. Anstelle von Kampagnen wurden Denkschriften veröffentlicht, die 
gelesen werden sollten, um durch Einsicht Veränderungen anzustoßen. Diese Steue-
rung wurde bestärkt durch den konstanten Finanzfluss, der allerdings immer geringer 
wurde. Der Erfolg dieses Systems war gleichzeitig der Grund für seine Schwäche. 
„Auf Dauer wird Kirche so zum Opfer gesellschaftlicher Entwicklungen…“.211
 
Mit dieser Grundhaltung verband sich die Nachfrageorientierung der Kirche. Es wur-
de ein beachtliches sozialwissenschaftlich-empirisches Instrumentarium212 entwickelt, 
um die gesellschaftliche Nachfrage- und Bedürfnissituation mit dem Ziel zu erfassen, 
kirchliche Angebote darauf sinnvoll beziehen zu können. Dieses Verhalten verführte 
zu einer Steuerung, in der ein entscheidungs- und zielorientiertes Handeln zugunsten 
von Selbstreflexion in den Hintergrund trat. Vermieden wurden theologische Formu-
lierungen und Forderungen zugunsten eines sozialwissenschaftlichen Sprach-
gebrauchs. Der Selbstanspruch der Kirche wurde auf diese Weise herabgestuft und die 
                                                 
209 Unter passivem Organisationshandeln wird die klassische Mentalität der Kirchenleitungen verstan-
den, die im Sinne der passiven Organisation eine organisatorische Struktur der Kirchen entwickelt und 
genutzt haben, sie aber nicht zur Umsetzung bestimmter Ziele in der Gesellschaft eingesetzt und deren 
Zielerreichung evaluiert haben. 
210 Wegner, G. (04.2005): Vortrag im Projekt „Evangelisch in Nürnberg“ am 25. April 2005 vor der 
Pfarrkonferenz und bei der Evangelischen Stadtakademie. 
211 Wegner, G. (2003), S. 12. 
212 z.B. die große Kirchenmitgliedschaftsuntersuchungen der EKD  
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kirchliche Arbeit den Nachfragern ‚ausgeliefert’. Bereits in den neunziger Jahren war 
das kirchliche Profil in bestimmten Arbeitsbereichen nicht mehr erkennbar.  
 
Hinter diesen beiden Steuerungsmentalitäten steht keine Willkür sondern das klare 
kirchliche Selbstverständnis, dass nicht durch organisatorische oder inhaltliche Art 
beeinflussbar sein darf. Organisatorisch bedeutet das, dass die Organisation Kirche 
nur passiv sein darf - sie muss zwar aktiv Mittel bereitstellen, damit sich das Grundge-
schehen der Verkündigung in der Gemeinde vollziehen kann, ansonsten hat sie zu 
warten, was sich aus der Freiheit des Wortes Gottes ergibt. Dabei geht es der Kirche 
nicht um die positive Förderung von besonderen Zielen oder Projekten, sondern nega-
tiv um das Abwehren des Bösen, damit das Gute einen Raum haben kann. Damit läuft 
die Kirche aus voller inhaltlicher Überzeugung Menschen und  Entwicklungen hinter-
her. Die logische Konsequenz ist, dass Ressourcen verschwendet werden, da Arbeits-
bereiche nicht zielorientiert gestaltet oder gar evaluiert werden. Auch ist nicht beab-
sichtigt, festzustellen, was mit dem eingesetzten Geld erreicht wurde. Erschwerend 
tritt die Kameralistik hinzu, sodass die Kirche nicht erkennen kann, ob die angestreb-
ten Ziele erreicht werden oder nicht.  
„Es ist dies, so seltsam das vielleicht auch klingt, keine schwache organisatorische Position, sondern im Gegenteil 
eine sehr starke. Man kann in großer Gelassenheit die Dinge auf sich zukommen lassen, weil man genau weiß, dass 
sie den Kern des eigenen Handelns gar nicht berühren können. Im Grunde genommen geht es hier nicht um Orga-
nisation im modernen Sinne. Was sich hier zeigt, ist das Handeln einer klassischen Institution.“213  
 
Die Steuerung des Bildungsangebots der Kirche ist bereits in den neunziger Jahren an 
seine Grenzen gestoßen. Neben der angeschlagenen finanziellen Situation hat sich die 
gesellschaftliche Rolle der Kirchen verändert. Um die Aufstellung der Kirchen als 
Institution zu garantieren, muss die gesellschaftliche Anerkennung vorausgesetzt wer-
den. Verändert sich dies, müssen andere Instrumente einer eher aktiven Einflussnahme 
entwickelt werden.  
 
Seit den 1990er Jahren wurde auch die Unzufriedenheit der Mitarbeiter immer deutli-
cher. Fehlende klare Strukturen und Zielvorgaben führten zu Überforderung und ge-
                                                 
213 Wegner, G. (2005), S. 15. 
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sundheitlichen Problemen. Immer häufiger verselbständigten sich kirchliche Arbeits-
bereiche, ohne dass sie mit der Kirchenleitung abgesprochen waren.  
„Besonders die Arbeitsbereiche, die stark mit säkularen gesellschaftlichen Bereichen, wie der Wissenschaft oder 
der Wirtschaft zu kooperieren hatten, drifteten aus der Kirchlichkeit weg und verloren kirchliches Profil. Solange 
jedoch kein finanzieller Druck vorhanden war, konnte die Kirchenleitung in diesen Bereichen wenig machen, da 
sich immer wieder eine genügend große Lobby fand, um solche Arbeitsbereiche in den Synoden genügend Unter-
stützung zukommen zu lassen.“214  
 
Seit den 1990er Jahren ist auch ein stärker nach vorne orientiertes, bewusst bewerten-
des, und Entscheidungen herbeiführendes Organisationskonzept im Sinne von ‚Kir-
chen als Unternehmen’ bei den Kirchen zu beobachten. Hierzu zählt die Übernahme 
von bestimmten Managementtechniken aus der Wirtschaft, die mit einem veränderten 
Verständnis von Führung und Leitung, aktiver Zielorientierung, Qualitätsentwicklung 
und Personalentwicklung einhergehen. Mit dieser Umformatierung des gesamten 
kirchlichen Aufbaus durch eine gezielte Stärkung der mittleren kirchlichen Leitungs-
ebene und der relativen Autonomie der Kirchengemeinden gewinnen die Gemeinden 
immer mehr an Bedeutung. Dies ist in erster Linie damit verbunden, dass Gemeinden 
zusammengelegt, Arbeitsfelder und andere Konzentrationsprozesse unter der Maßga-
be knapperer Mittel auf dieser Ebene vollzogen werden.  
„Die mittleren Führungskräfte werden in Zukunft die Führungselite der Kirche sein, mit Kontakten nach ‚oben’ 
und ‚unten’. An ihnen kann kein kirchenleitendes Handeln vorüber gehen.“215    
 
Hierdurch wird sich deutlicher als bisher eine kirchliche Leitungshierarchie entwi-
ckeln, die vergleichbar mit der Wirtschaft einen überschaubaren Leitungsbereich be-
trifft, indem der Leitende sich für seine Mitarbeiter verantwortlich fühlen kann. Mit-
tels Jahres- und Personalentwicklungsgesprächen werden erreichte Ziele evaluiert 
bzw. formuliert. Zielorientierung ist aber nicht gleichzusetzen mit Aktivismus. Ge-
meint ist damit die Reflexion auf den geistlichen Kern, aus dem professionelles Han-
deln resultiert. In diesem Sinne soll  Kirche so als Organisation zielbewusster und 
handlungsfähiger werden und gleichzeitig einen besseren Kontakt zu den Mitgliedern 
und Menschen aufbauen. Ziel ist nicht nur die Nachfrageorientierung sondern auch  
die stärkere Herausstellung der kirchlichen Interessen. Kirche muss allerdings auch 
                                                 
214 Wegner, G. (2005), S. 16. 
215 Wegner, G. (2005), S. 17. 
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klar definieren, welche Ziele sie anstrebt. So kann der Nutzen216 für die Menschen 
durch aktives Handeln der Kirche geweckt, herausgefordert und geformt werden. 
 
4. Institutionelle und professionelle Rahmenbedingungen 
Bereits in den 1980er Jahren vergrößerte sich erkennbar der institutionelle Bereich der 
Erwachsenen- und Familienbildung und führte zu einer erheblichen Aufgabenerweite-
rung bei unverändertem oder reduziertem Personalbestand. Gleichzeitig wandelten 
sich das Umfeld und die Rahmenbedingungen erheblich. „Neben der wachsenden 
Konkurrenz auf dem so genannten Weiterbildungsmarkt, sowie den sich ausdifferen-
zierenden Teilnehmerbedürfnissen und gesellschaftlichen Anforderungen, ist dabei 
auch die dramatische Defizitlage der kommunalen Haushalte ins Blickfeld zu rü-
cken“.217 Bereits in den 1990er Jahren traten, neben die öffentliche Finanzknappheit, 
starke Kürzungen auf Trägerseite hinzu, so dass die bis dahin abgesicherten gewerk-
schaftlichen, kommunalen und kirchlichen Einrichtungen eine drastische Veränderung 
erfuhren. Die öffentliche Verwaltung erzeugte durch Konzepte neuer Steuerung und 
dezentraler Ressourcenverwaltung einen enormen Veränderungsdruck. Ziel war es, 
das eigenverantwortliche und flexible Wirtschaften der Einrichtungen zu ermögli-
chen.218  
 
4.1 Die institutionelle219 Struktur  
Nach Nuissl220 ist die institutionelle Struktur der Erwachsenenbildung in Deutschland 
außerordentlich differenziert. Eine übersichtliche und systematische Strukturierung ist 
kaum möglich weil: 
o Die Zahl der Institutionen ist sehr groß. 
o Vorhandene Institutionen haben unterschiedliche Strukturen. 
o Manche sind ausschließlich für die Weiterbildung zuständig, manche bieten sie unter anderem an. 
o Manche sind offen, andere geschlossen. 
                                                 
216 Nach dem alten pietistischen Belehrungsschema wurde den Menschen früher zunächst ihre Sündhaf-
tigkeit vorgehalten. Somit erzeugte Kirche Angst, schafft also selbst das Problem, das dann durch den 
Glauben wieder reduziert wurde. 
217 Meisel, K. (1994), S. 8. 
218 Meisel, K. (1994), S. 8. 
219 Bereits in dem ersten Teil dieser Arbeit ist deutlich geworden, dass die Begriffe Institution, Instituti-
onalisierung, Organisation oder (Bildungs- / Gesellschafts-) System nicht klar voneinander abgegrenzt 
werden oder auch in ähnlichen oder sogar synonymen Bedeutungen Anwendung finden. Die Herausar-
beitung der definitorischen Unterschiede ist schwer. 
220 Nuissl, E. (1996), S.13. 
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o Manche sind Teil einer gesellschaftlichen Großorganisation (Kirchen, Gewerkschaften), andere nicht. 
o Sie realisieren unterschiedliche Interessen wie z.B. erwerbswirtschaftliche, gesellschaftliche, öffentliche... 
o Sie haben einen privaten, öffentlich-rechtlichen oder staatlichen Rechtsstatus. 
o Sie Angebote zum gesamten Bereich der Erwachsenenbildung machen oder sich auf bestimmte inhaltliche 
Angebotsfelder konzentriert sind. 
o Die sie über verschiedene Träger rechtlich und politisch abgesichert sind. 
 
 
Volkshochschulen gelten z. B. als traditionelle Einrichtung der öffentlich geförderten 
Weiterbildung.221 Des Weiteren gibt es zahlreiche Einrichtungen und Anbieter, die 
sich durch die Bildungsreform der 60er Jahre kontinuierlich zahlenmäßig erweitert 
und ausdifferenziert haben. Die wichtigsten Erwachsenenbildungseinrichtungen und 
nicht-institutionalisierte Weiterbildungsmöglichkeiten und Zusammenschlüsse sind: 
Volkshochschulen, gewerkschaftliche -, betriebliche -, konfessionelle – und kommer-
zielle Einrichtungen der Erwachsenenbildung, Fernlehrinstitute, Arbeitsgemeinschaf-
ten (z.B. Gewerkschaften und Volkshochschulen), Heimvolkshochschulen, staatliche 
Weiterbildungs-Einrichtungen, Bildungswerke der Wirtschaft und seit Ende der Sieb-
ziger Jahre die Initiativen und Alternativen, Hochschulen, Stiftungen der politischen 
Parteien, Medien. 
 
Anbieter mit Familienbildungsangeboten sind dabei222: 
o Bildungseinrichtungen: unterschieden zwischen Einrichtungen, deren Bildungsangebote sich ganz überwiegend 
auf die Zielgruppe ‚Familie’ konzentriert (z.B. Familienbildungsstätte, Haus der Familie) und Einrichtungen der 
allgemeinen Erwachsenenbildung, die Veranstaltungen der Familienbildung bereitstellen (z.B. Volkshochschu-
len, Bildungswerke) 
o Institutionen, Organisationen und Vereine: Einrichtungen, in denen die Bildungsangebote für Familien einen 
Schwerpunkt neben anderen Aktivitäten (z.B. Beratung, Seelsorge, Interessenvertretung) darstellen. Gemeint 
sind Einrichtungen der Wohlfahrtspflege, Vereine und Verbände (z.B. Dt. Frauenring, Dt. Kinderschutzbund, 
Dt. Familienverband), kirchliche Einrichtungen und Einrichtungen aus dem Bereich der Gesundheit (z.B. El-
ternschulen an Kliniken, Hebammenpraxen). 
 
                                                 
221 Kade, J., Nittel, D., Seittler, W. (1999), S. 67. 
222 John, B. (2003), S. 7 f. 
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Bislang fehlen Unterscheidungen zwischen Einrichtungen und Träger223. Dieses für 
die Erwachsenenbildung spezifische Gefüge der ‚institutionellen Staffelung’224 bedeu-
tet in der Praxis, dass Einrichtungen die organisierenden und durchführenden Aufga-
ben, die für die Teilnehmer in der Form der Veranstaltungen erkennbar sind, über-
nehmen. Die Verhältnisformen zwischen Einrichtungen und Trägern sind sehr unter-
schiedlich, wobei Zuständigkeiten, Leitprinzipien und Handlungsweisen sich immer 
auch auf die Arbeitsweisen- und Arbeitsmöglichkeiten der Einrichtungen niederschla-
gen. Bedingt durch die zunehmende Verrechtlichung der Erwachsenenbildung in den 
1970er Jahren ist der Handlungsspielraum der Träger gewachsen. „Damit wirkt der 
Einfluss auf die Lernorganisation und auch auf die Lernprozesse selbst, dass heißt auf 
die Veranstaltungen und die Angebotsstruktur. Dies ist insofern problematisch, als die 
Träger im Unterschied zu den Einrichtungen nicht lernprozessbezogen, sondern von 
ihrem Interesse her denken.“225 Auf Strukturierungsversuche der Erwachsenenbildung 
wirkt sich die ‚institutionelle Staffelung’ erschwerend aus, weil sie bei der Transpa-
renz der Zuständigkeiten und der Verbesserung der Effizienz der Handlungsabläufe 
positive Entwicklungen behindern.  
 
Aufgrund der Tatsache, dass das Spektrum der Erwachsenen- und Familienbildung 
sehr weit gestreut ist, ist auch die Trägerstruktur außerordentlich breit. Darunter be-
finden sich einige wenige stark nachgefragte Träger und eine Vielzahl von Einrich-
tungen, die den Status eines ‚Nischenplayers’ einnehmen. Familienbildungsstätten, 
Volkshochschulen, Betriebe, Arbeitgeber und private Institute nehmen dabei die do-
minanteren Rollen ein. Der bestehende Trägerschaftspluralismus entspricht dem eines 
modernen (ökonomischen) Dienstleistungssektors, wobei dieser Pluralismus für die 
(deutsche) Bildungslandschaft eher untypisch ist. Früher wurde die Pluralität von Trä-
gern bewusst nur selten problematisiert, da die Angst vor staatlicher Intervention sehr 
                                                 
223 Zur Differenzierung einzelner Weiterbildungssegmente eignet sich das Kriterium der institutionellen 
Trägerschaft der Weiterbildung weniger. Vielmehr ist die (hauptsächliche) Finanzierungsquelle als 
entscheidendes Abgrenzungsmerkmal zwischen  AFG/SGB III-geförderter Weiterbildung, der betrieb-
lichen Weiterbildung sowie der individuellen Weiterbildung zu betrachten. Behringer (1999), Sauter 
(1989); (1995); Alt u.a. (1994)  
224 Tiegens, H., (1984), S. 293. 
225 Tietgens, H., (1984); S. 297. 
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groß war.226 Heute verändert und erweitert sich die pluralistische Träger- und Ange-
botsstruktur durch zunehmende Privatisierung bzw. private Institutionen rapide. Öko-
nomische, insbesondere betriebswirtschaftliche Interessen und die Bedingungen der 
Individualisierung227 unterstützen diese Entwicklung. Hinzu kommen  Annäherungs-
prozesse und Gemeinsamkeiten zwischen Bildungseinrichtungen, die sich zuvor von-
einander abgrenzten. Innerhalb der Institutionen entstand durch Tendenzen der Plura-
lität und Individualität der Verlust an Homogenität.228 Die Grenzen zwischen Weiter-
bildungseinrichtungen und kulturellen oder Freizeiteinrichtungen wie z.B. Senioren-
freizeitstätten verwischen zunehmend. Angebote sind dann meist nicht mehr als Bil-
dungs- oder Lernangebote zu erkennen.229 Als so genannte ‚weiche Formen der Wei-
terbildung’ werden Fachmessen, Kongresse, Vorträge oder die betriebliche Lernförde-
rung am Arbeitsplatz bezeichnet.230
 
Träger sind Organisationen und Institutionen, die ihren Einrichtungen Rechtsbasis und 
Unterhaltssicherung bieten. Träger ‚tragen’ quasi die Verantwortung für die organisa-
                                                 
226 vgl. Tippelt: Die Trägerproblematik zwischen traditioneller Statik und pluraler Dynamik. In: Hessi-
sche Blätter für Volksbildung (2000), S. 4; 292. 
227 Durch vermehrte Ausrichtung des Angebotes an ‚neue Zielgruppen’. 
228 vgl. ebd. S. 109: Eine Berliner Studie belegt, dass Volkshochschulen dort nicht mehr dem Muster 
einer segmentären, sondern dem einer funktionalen Differenzierung folgen. Demnach ist die Berliner 
Volkshochschule nicht mehr ‚die Summe aller Einrichtungen’, sondern ein funktionales Gesamtsystem, 
indem sich die Volkshochschule hinsichtlich ihres Angebotes nicht mehr am eigenen Bezirk orientierte, 
sondern ihren Blick auf die gesamte Stadt richtete.  
229 Kade / Nittel / Seitter (1999), S. 77. 
230 Diese weite Sicht im Weiterbildungsbereich wird bei der Erhebung zum Weiterbildungsverhalten 
vom Ministerium für Bildung und Forschung berücksichtigt, wobei allerdings die Intention dieses Vor-
gehens offen bleibt. 
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torischen, rechtlichen und vor allem finanziellen Angelegenheiten der Einrichtungen. 
Weiterbildung 
Geschlossene Weiterbildung Offene Weiterbildung 
Öffentlicher Dienst 
Betriebe / Verbände 
Sonstige Institutionen 








Träger der Weiterbildung, geordnet nach der Rechtsform. Quelle(überarbeitet): Weinheim 2000, S. 14.  
 
Wittpoth231 unterteilt die Berufliche Bildung wie folgt in: 
o Betriebliche Weiterbildung 
o Öffentlich-rechtliche Träger (Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Landwirtschaftskammern / 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien) 
o Partikular orientierte Träger (gewerkschaftsnah: Berufsförderungswerk des DGB, Deutsche Angestellten Aka-
demie des DAG / wirtschaftsnah: Berufs- und Wirtschaftsverbände) 
o Private / kommerzielle / gewerbliche Träger 
 
Die wittpothsche Trägertypologie orientiert sich u.a. an der Kompatibilität mit gängi-
gen organisationssoziologischen Unterscheidungen und der Anlehnung an ordnungs-
politische und juristische Kategorien  
 
4.2  Finanzierung232 und Qualitätsmanagement  
Der Charakter der Erwachsenen- und Familienbildung ist gekennzeichnet durch die 
Vielfältigkeit ihrer Träger, Einrichtungen, Konzepte und Strategien. Entsprechend 
heterogen sind auch die Finanzsituationen, selbst bei gleichartigen Einrichtungen.233  
                                                 
231 Wittpoth, J. (1997).  
232 Unter den Begriff ‚Finanzierung’ wird allgemein die Beschaffung oder Bereitstellung von Geldmit-
teln für bestimmte Zwecke verstanden. 
233 John, B. (2003), S. 112. Die Anteile der Gesamtfinanzierung z.B. bei den baden-württembergischen 
evangelischen Familienbildungsstätten im Jahr 2001 stellten sich wie folgt dar: Teilnahmebeiträge von 
8 – 74% , kirchliche Zuschüsse von 0 – 68%, Zuschüsse durch das Weiterbildungsgesetz von 5 – 45%, 
Zuschüsse durch die Kommunen von 0 – 41%, sonstige Einnahmen von 4 – 39%. 
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Teilnahmebeiträge stellen hinsichtlich des Anteils an den Gesamthaushalt die wich-
tigste Finanzierungsquelle der Einrichtungen dar.234 Weitere Gebührenerhöhungen 
sind allerdings nur bis zu einem gewissen Grad möglich, da sonst mit einem Rück-
gang der Teilnehmer zu rechnen ist, was wiederum zu einer finanziellen Schlechter-
stellung der Institution führen würde. Zudem besteht die Gefahr, dass Angebote zu 
stark an Bedarfe zahlungskräftiger Klientel ausgerichtet werden und insbesondere 
sozial schwache Bürger ausschließen.235 Auch hinsichtlich der Umstellung auf das 
Lebenslange Lernen236, dessen wichtigster Baustein die Weiterbildung ist, muss die 
Finanzierung,  die bestehenden Finanzierungsinstrumente und die Beschaffung zusätz-
licher Ressourcen durch neue Finanzierungsmodelle neu diskutiert werden. Die au-
genblicklich favorisierte ‚nachfrageorientierte Finanzierung’ würde bei gleichzeitigem 
Rückzug öffentlicher Verantwortung eine drastische Ungleichbehandlung nach sich 
ziehen, stärker noch als die der angebotsorientierte Finanzierung.237    
 
Vor den wirtschaftlichen Hintergründen konkurrierender Bildungssysteme nimmt die 
Bedeutung von Bildungsqualität zu. Die immer größer werdende Autonomisierung der 
Einrichtungen (abnehmende Außensteuerung durch weniger Vorschriften und zweck-
gebundenen Ressourcenzuteilungen) verbunden mit steigender Selbststeuerung im 
Sinne von ‚lernenden Organisation’238 fordern neue Steuerungsinstrumente. Qualitäts-
entwicklung hilft, die richtige Passung zwischen den äußeren und inneren Rahmenan-
forderungen und dem individuell ausgestaltetem Angebot, d.h. dem Herstellen eines 
                                                 
234 Die Finanzstruktur der Weiterbildungseinrichtungen in BRD: 35,1% Teilnahmegebühren, 26,4% 
Öffentliche Mittel (ohne kommunale Zuschüsse bei VHS), 22,8% Eigenmittel Träger/Einrichtungen 
(kommunale Zuschüsse VHS), 8% Sonstige Einnahmen, 6,9% Eigenmittel Träger / Einrichtung (ohne 
kommunale Zuschüsse VHS), 0,7% Nicht-öffentliche Mittel für Veranstaltungen. Das Gesamtvolumen 
betrug hochgerechnet bei Berücksichtigung trägerspezifischer Erfassungsquoten 1.455 Mill. €. (Pehl, 
K. / Reitz, G. 2005 – DIE Weiterbildungsstatistik im Verbund, S. 23). 
235 Schiersmann Christiane u. a. (1998). 
236 Dabei werden die Ziele der Chancengleichheit mit dem Ziel, einen möglichst geringen verwaltungs-
technischen Aufwand bei der nachfrageorientierten Finanzierung betreiben zu müssen, verbunden. 
Deshalb kann die Entscheidung über die Gestaltung der Weiterbildungsfinanzierung nur politisch und 
nicht vor ökonomischen Überlegungen begründet werden. Hinzu kommt, dass wenn es um eine gerech-
te Verteilung der Finanzen geht, das gesamte Bildungssystem betrachtet werden sollte und nicht nur die 
Weiterbildung.   
237 Balzer, C. (2001), S. 6. 
238 Waren früher vorwiegend die pädagogischen Prozesse im Blick der Qualitätsentwicklung, so tritt in 
den letzten Jahren zunehmend die Gesamtorganisation, als Voraussetzung von Bildung in den Vorder-
grund. Qualitätsentwicklung bezieht ihre Anstöße von außen aus anderen Referenzsystemen der Wirt-
schaft (EFQM, DIN ISO, Qualitätsmanagement in Familienbildungsstätten - 
QuiF).Qualitätsentwicklung zielt darauf ab, dass die Bildungseinrichtung wird, was sie lehrt: Eine ler-
nende Organisation. KAW (2001), S. 4.  
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besonderen Einrichtungsprofils zu finden.239 Die gesicherte Qualität ist ein wesentli-
cher Werbe- und Wettbewerbsfaktor in der pluralen Weiterbildungslandschaft.240 Der-
zeit existieren Qualitätsinstrumente für die Weiterbildung, die noch der Weiterent-
wicklung bedürfen und für alle Förderbereiche verbindlich eingerichtet werden. Hier-
zu zählen z.B. die Modelle ‚LQW 1 und 2’241 der Bund-Länder Kommission für Bil-
dungsplanung, ‚ISO 9000 ff.’  als prozessorientierte internationale Normenreihe, 
‚EFQM’242 als Selbstevaluationselement und der ‚Gütesiegelverbund Weiterbildung 
NRW’243 als ein von der Weiterbildungslandschaft selbst organisiertes Leitprojekt. 
Zurzeit244 befinden sich in NRW 46 Einrichtungen im Testierverfahren LQW245. Da-
von ist eine nach LQW 1 testiert und zwei nach LQW 2, 30 Einrichtungen werden das 
Verfahren im Frühjahr 2005 abgeschlossen haben, der Rest im Verlauf des Jahres 
2005. Bisher wurden ca. 50 Einrichtungen nach DIN EN ISO 9001:2000 zertifiziert. 
Insgesamt 40 institutionelle Mitglieder befinden sich in pluraler Trägerstruktur des 
Vereins Gütesiegelverbund NRW e.V., als ein von der Weiterbildungslandschaft 
selbstorganisiertes Leitprojekt.246  
 
Im Rahmen des SGB III trat am 1. Juli 2004 die Anerkennungs- und Zulassungsver-
ordnung Weiterbildung (AZWV) in Kraft. Sie soll mehr Transparenz unter den Anbie-
tern schaffen und zur Sicherstellung der gleich bleibenden Qualität der beruflichen 
Weiterbildung beitragen. Sie versteht sich als Instrument zur Vergleichbarkeit der 
Angebote für Kunden, das nach einheitlichen und offen gelegten Kriterien eine zeit-
lich begrenzte Zertifizierung fordert.247 Zur qualitativen Vergleichbarkeit und Gleich-
wertigkeit der meist beruflichen und schulischen Abschlüsse sieht das Weiterbil-
                                                 
239 siehe hierzu auch Rogge, Klaus I. (8.2003): Organisations- und Qualitätsentwicklung im Weiterbil-
dungsbereich: Von der Projektarchitektur zum Beratungsdesign. 
www.rogge_oe_und_qualitaee_in_weiterbildung.pdf  
240 siehe auch Wolff, Reinhart (2004): Dialogische Qualitätsentwicklung – auf dem Weg zur lernenden 
Organisation. www.2004010_Wolff_Dialog_Qualitätsentwicklung.pdf  
241 Lernorientierte Qualitätstestierung in der Weiterbildung. 
242 European Foundation Quality Management. 
243 Hierbei haben sich unterschiedliche Trägerbereiche gemeinsam auf Standards verständigt und ein 
QM-system passend zu den Anforderungen von Einrichtungen entworfen. 
244 Januar 2005. 
245 Gegenwärtig begleitet Nordrhein-Westfahlen das von der Bund-Länder-Kommission für Bildungs-
planung und Forschungsförderung betriebene Verbundprojekt ‚Lernorientierte Qualitätstestierung in 
der Weiterbildung (LQW)’. 
246 Landtag Nordrhein-Westfahlen, Drucksache 13/6619 vom 18.02.05; S. 108. 
247 Aufgrund der kurzen Geltungsdauer lassen sich die Auswirkungen der Verordnung noch nicht beur-
teilen.  
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dungsgesetz vor, dass Einrichtungen das Recht haben, staatliche Prüfungen durchzu-
führen, wenn die vorbereitenden Lehrgänge den der staatlichen Bildungsgängen 
gleichwertig sind. Insbesondere gilt dies für Prüfungen von Schulabschlüssen, die in 
der Verordnung über die Prüfungen zum nachträglichen Erwerb schulischer Abschlüs-
se der Sekundarstufe I geregelt ist.248 Das WBG fordert folgende Qualitätsmerkmale: 
o Planung und Durchführung der Lehrveranstaltungen unabhängig vom Wechsel des pädagogischen Personals 
und Gewähr auf Dauer.249 
o Ausschluss von Einrichtungen, die überwiegend der Weiterbildung der Mitglieder des Trägers im Bereich der 
freizeitorientierten u. d. Kreativität fördernden Bildung od. d. überwiegend der Weiterbildung der Bediensteten 
des Trägers dienen oder überwiegend Lehrveranstaltungen in einem Spezialgebiet planen und durchführen. 
o Einrichtungen der Weiterbildung müssen ausschließlich dem Zweck der Weiterbildung und nicht vorrangig 
Zwecken einzelner Betriebe dienen250. 
o Allgemeine Zugänglichkeit der Lehrveranstaltungen. 
o Planung und Organisation des Bildungsangebots nach dem Grundsatz der Einheit der Bildung. 
o Recht auf selbständige Lehrplangestaltung und Gewährleistung der Freiheit der Lehre. 
o Mitwirkungsrecht der Mitarbeiter und Teilnehmer zur Sicherung einer bedarfsgerechten Planung und Durchfüh-
rung von Lehrveranstaltungen. 
o Verpflichtung zur Kooperation mit anderen Bildungseinrichtungen zum Aufbau eines Systems lebensbegleiten-
den Lernens. 
o Sicherung der Gleichwertigkeit der abschlussbezogenen mit den entsprechenden staatlichen Bildungsgängen. 
o Grundausstattung mit hauptamtlichen oder hauptberuflichen pädagogischen Mitarbeitern zur Planung und 
Durchführung von Lehrveranstaltungen. Die Volkshochschule wird von einem hauptamtlichen pädagogischen 
Mitarbeiter geleitet. 
o Vorhalten eines Grundangebotes von Lehrveranstaltungen, an denen ein besonderes gesellschaftliches Interesse 
besteht. Das sind Angebote, die sich auf die Arbeitswelt beziehen oder von gesellschaftlicher Relevanz sind. 
Einrichtungen der Weiterbildung in anderer Trägerschaft müssen darüber hinaus weitere Anerkennungsvorausset-
zungen erfüllen, wie z.B. Mindestumfang d. Angebots von 2800 Unterrichtsstunden jährlich in NRW, Angebot 
darf nicht der Gewinnerzielung dienen, Gewährleistung der ordnungsgemäßen Verwendung der Fördermittel,  
 
Die Weiterbildungsförderung wird sukzessive auf eine immer stärkere Subjektförde-
rung umgestellt. Ziel dabei ist, die Nachfragemacht der Teilnehmer zu verbessern. 
Durch diese Umstellung entsteht ein Qualitätswettbewerb um das beste Angebot. Die 
entscheidende Fördervoraussetzung dabei ist die Zielerreichung einer Maßnahme. 
                                                 
248Landtag Nordrhein-Westfahlen, Drucksache 13/6619 vom 18.02.05; S. 106. 
249 Nach dem Weiterbildungsgesetz kann die Durchführung von Lernveranstaltungen sowohl von 
hauptamtlichen oder hauptberuflichen pädagogischen Mitarbeitern als auch entsprechend vorgebildeten 
nebenamtlich oder nebenberuflich tätigen Mitarbeitern übertragen werden. Die Qualität der Lehrtätig-
keit der Dozenten hängt nicht von ihrem arbeits- bzw. dienstrechtlichen Status, sondern von ihrer fach-
lichen Qualifikation und ihrem Engagement ab. 
250 In der beruflichen Weiterbildung gibt es das Qualitätskriterium der Vermittlungen nach erfolgreicher 
Umschulung und der Verbleiberquote an der neu aufgenommenen Arbeitsstelle.  
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Parallel dazu soll die kleinteilige Detailsteuerung und Regelungsdichte und die damit 
verbundene Bürokratie abgebaut werden. Die Förderung privater Weiterbildungsalter-
nativen bei gleichen oder besseren Qualitätsergebnissen oder Effizienzrelationen stei-
gert den Wettbewerb. Ziele, die durch Qualitätsmanagement erreicht werden können 
sind: 
o Nachweis der Erfolgswirksamkeit der Angebote. 
o Ganzheitliches Bildungscontrolling251 liefert entscheidungserhebliche Informationen. 
o Darstellung einer profilgenauen Wettbewerbslandschaft des Lebenslangen Lernens durch Markttransparenz auf 
Angebotsseite. 
o Verbesserung des Weiterbildungsmarketings. 
o Gezielte Steigerung der Weiterbildungsbereitschaft bei bildungsfernen Bevölkerungsteilen. 
o Verbesserung der Rahmenbedingungen zur Erhöhung der Weiterbildungsmotivation (z.B. wohnortnahe Angebo-
te, arbeitsbegleitendes Lernen). 
o Genaue Berücksichtigung individueller Bedürfnisse (z.B. Lernzeiten, Lerngewohnheiten). 
o Ergebnisorientierte Outputsteuerung. 
 
Der Begriff des Controllings wird in unterschiedlicher Ausprägung und in unter-
schiedlicher Weise in Einrichtungen verwendet. Meist wird ‚Controlling’ ökonomisch 
verstanden und auf eine Kosten-Leistungsrechnung mit quantitativen Kennzahlen aus-
gerichtet252. Die ganzheitliche Sicht des Controllings betrachtet neben der ökonomi-
schen auch die pädagogische Dimension, die zudem soziodemographisch abgesicherte 
Bedarfserhebungen berücksichtigt und ebenfalls in qualitativen Kennziffern auszudrü-
cken sind. Dieses ganzheitliche Verständnis des Weiterbildungscontrollings ist noch 
nicht entwickelt, wobei einzelne Elemente in den verschiedenen Zertifizierungsver-
fahren enthalten sind. Es ist davon auszugehen, dass in den Regional- und Weiterbil-
dungskonferenzen verstärkt die Themen der eigenverantwortlichen Qualitätssicherung 
und der Telnehmerschutz bearbeitet werden.    
 
                                                 
251 ‚Controlling’ kann als Datenerhebungstechnik bezeichnet werden. Erhoben werden jene Daten, die 
für die Einrichtung steuerungsrelevant sind. Die Daten erhalten diejenigen, die für die Steuerung der 
Einrichtung zuständig sind, d.h. die Führungskräfte (Management, Führung, Leitung) 
252 Hierbei bezieht sich Controlling u.a. auch auf den effizienten und effektiven Einsatz der Landesmit-
tel und auf das Ziel der Sicherung der zweckentsprechenden Verwendung der Landesmittel und darüber 
hinaus. Dabei werden allgemeine Grundsätze der Verwaltungsmodernisierung, wie z.B. die Kosten- 
und Leistungsrechnung als auch fachspezifische Gesichtspunkte einzubeziehen sein. Innerhalb des 
Gutachtens „Evaluation der Wirksamkeit des Weiterbildungsgesetzes NRW (2004)“ wird empfohlen, 
ein quantitatives Kennzahlensystem zu entwickeln, das sich an der konkreten Zielsetzung der Struktur-
entwicklung im Kontext lebensbegleitenden Lernens und den damit verbundenen landesspezifischen 
Förderungs- und Steuerungsmöglichkeiten ausrichtet.   
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Der interne und externe Wirksamkeitsdialog „Innovation in der Weiterbildung“ soll 
die Arbeit in der Weiterbildung unterstützen, fördern und innovative Ansätze für die 
Qualitätsentwicklung vorgeben. Es wird vorgeschlagen:253
o Eine möglichst breit angelegte Ausweitung der einrichtungsbezogenen Qualitätsentwicklung. 
o Ein kontinuierlicher, einrichtungsübergreifender Qualitäts- und Innovationsdialog. 
o Die Entwicklung eines Prozesses zur Differenzierung und Strukturierung eines selbst organisierten Qualitätsent-
wicklungs- und Qualitätssteuerungsprozesses. 
o Eine fundierte politische Kommunikation über die Wirksamkeit von Familienbildung. 
o Ein Praxisbeitrag für die Erörterung der Auswirkungen gesetzlicher Neustrukturierung und zur Jugendhilfe 
 
4.3 Die Professionalität der Mitarbeiter 
Bei der Literaturrecherche254 sticht die quantitative, nicht die qualitative Bestimmung 
des Personals ins Auge. Hinweise zum organisationsspezifischen Umgang mit Perso-
nal finden sich kaum, obschon dem Personal regelmäßig der Charakter eines strategi-
schen Erfolgsfaktors zugeschrieben wird. Erwachsenen- und Familienbildungsstätten 
verfügen über ein breites Spektrum an haupt-, nebenberuflichen, weniger an ehren-
amtlichen Arbeitskräften. 9% der Weiterbildner bezeichnen sich als hauptberufliche 
Honorarkräfte, 4% als Ehrenämtler, 6% als Angestellte und 81% als nebenberufliche 
Honorkräfte. 45% aller Lehrenden in der Weiterbildung sind für mehrere Einrichtun-
gen zuständig. Das Einkommen aus der Tätigkeit hat für 38% der Befragten nur eine 
geringe Bedeutung, für 28% eine gewisse Bedeutung und für ein knappes Drittel ist es 
von großer bzw. existenzieller Bedeutung. Diese Weiterbildner sind durch die aktuel-
len Mittelkürzungen im Weiterbildungsbereich (besonders in der beruflichen Weiter-
                                                 
253 Vgl. http://www.ies.uni-hannover.de/netzwerk/netzwerkc1.html; Stand Februar 2003 ; Kon-
takt :Paritätisches Bildungswerk Nordrhein-Westfalen – Loher Straße 7 – 42283 Wuppertal – Telefon: 
0202/2822-0 – Email: bildung@paritaet-nrw.org   
254Pehl, K. / Reitz, G. (2005): DIE Weiterbildungsstatistik im Verbund, Zahlen für das Berichtsjahr 
2003, hochgerechnet auf der Basis verbandsspezifischer Erfassungsquoten (insgesamt 79%) S. 5: „We-
gen der trägerspezifisch unterschiedlich großen Erfassungsquoten sind bei gleichzeitig fehleranfälligen 
Schätzungen der Gesamtheit aller beteiligbaren Weiterbildungseinrichtungen (…) nur grobe Hochrech-
nungen möglich“: Die ca. 2.450 Einrichtungen führten 1,1 Mio. Weiterbildungsveranstaltungen durch 
(2002: 1,3 Mio.). Das Zeitvolumen der durchgeführten Veranstaltungen beträgt insgesamt, wie schon 
im Vorjahr, 25 Millionen Unterrichtsstunden. Die Teilnahme umfasst auch 2003 20 Millionen Fälle. 
Die eingesetzte Personalkapazität beträgt bei den hauptberuflichen Mitarbeitenden 22,9 Tausend Perso-
nenjahre (2002: 23.1 Tsd.). Darüber hinaus sind bei den Einrichtungen 310 Tausend Menschen ehren-
amtlich, neben- oder freiberuflich tätig (2002: 317 Tausend). Das Finanzvolumen liegt, wie schon 
2002, insgesamt bei 1,5 Milliarden €. Es wird zu 29% von den Trägern der Einrichtungen aufgebracht 
und mit zusätzlich 28% durch öffentliche Mittel unterstützt. Die Teilnehmenden tragen 34%. Die Ein-
richtungen werben 10% Drittmittel ein. Verschiebungen im Vergleich zu 2002 bewegen sich im Ein-
Prozentpunktbereich.  
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bildung) besonders betroffen.255 Bei der Betrachtung der Zahlen fällt auch auf, dass 
die Masse der Unterrichtsstunden von Kursleitern abgedeckt werden, die in unge-
schützten, prekären Beschäftigungsverhältnissen arbeiten.256 Strukturell ergeben sich 
dadurch negative Konsequenzen aus folgenden Gründen:257
o Fehlende Kündigungsfristen und mangelnde Arbeitsplatzsicherung verhindern und erschweren zumindest eine 
Identifikation mit der auftraggebenden Einrichtung. 
o Die juristische Konstruktion schließt die Einbindung in Organisationsstrukturen und internes Engagement aus. 
o Erzwungen wird eine Mehrfachbeschäftigung bei verschiedenen Auftraggebern. Es resultieren zersplitterte 
Arbeitszeiten und Terminstress. 
o Da nur der gehaltene Unterricht bezahlt wird, werden Vor- und Nachbereitung eingeschränkt. Die Betreuung 
der Teilnehmenden über das Kursgeschehen hinaus wird nicht honoriert. 
o Aus der fehlenden Arbeitsplatzsicherheit ergibt sich eine hohe Personalfluktuation. Häufiger Personalwechsel 
bedeutet Vergeudung von Kompetenz für die Einrichtungen und für die Teilnehmenden unabgesicherte Lernsi-
tuationen bis hin zum Kursabbruch.258 
o ‚Selbständigkeit’ bedeutet für das Honorarpersonal, dass die Sicherung und Weiterentwicklung der eigenen 
Kompetenz ihnen zeitlich und finanziell selbst überlassen bleibt. 
 
 
Neben dem hauptamtlichen pädagogischen Personal, das durchschnittlich ca. zwei 
Drittel der fest angestellten Mitarbeiter einer Einrichtung darstellt, sind Beschäftigte 
in der Verwaltung, der Raumpflege, der Hausmeisterei und zunehmend Projektmitar-
beiter beschäftigt. Meist arbeiten Frauen259 in den Familienbildungsstätten.260         
 
4.3.1 Berufsbilder pädagogischer Mitarbeiter 
Bezeichnungen wie hauptberufliche, hauptamtliche pädagogische Mitarbeiter (HPM), 
Referenten, Fachbereichsleiter, wissenschaftlicher Mitarbeiter, Kursleiter, Referenten, 
Dozenten, Trainer usw. werden nicht gleichbedeutend genutzt und sind stark vom 
                                                 
255 Kraft, S. (07.2005), S. 2. 
256 Diese Entwicklung deutet hin auf den Trend zum ‚dualen Arbeitsmarkt’, der dadurch gekennzeich-
net ist, dass sich das Erwerbspotential aufspaltet in eine kleiner werdende Stammbelegschaft mit dauer-
haften Beschäftigungsverhältnissen und in wachsende Randbelegschaften, die mit Zeitverträgen, Pro-
bearbeitsverträgen, geringfügiger Beschäftigung, Jobber, freie Mitarbeiter auf Honorarbasis oder als 
Ein-Euro-Kraft arbeiten. So spielen Honorarkräfte meist die unfreiwillige Vorreiterrolle in die ‚neue 
Selbständigkeit’ als Ich-AGs und bilden einen Beschäftigungspuffer, der den flexiblen Personaleinsatz 
ermöglicht. 
257 Helfrich, R. (2003) im Jahrbuch Arbeit, Bildung, Kultur, Bd. 21 S. 20. 
258 Siegel / Erdogan (2002), S. 43 -52. 
259 siehe auch Personalgruppen und Gender 2003 (Pehl, K. / Reitz, G. (2005) – DIE Weiterbildungssta-
tistik im Verbund, S. 20). 
260 John, B. (2003), S. 110 f.: Der Männeranteil liegt bei ca. 16 %. 81 % der Leitungspositionen werden 
von Frauen wahrgenommen.  
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Selbstverständnis der Akteure geprägt. Bereits seit der Weimarer Republik hat sich ein 
elementares Rollenprofil des Erwachsenenpädagogen herausgebildet, das sich aus den 
vier Elementen des hauptberuflichen Leiters, des hauptberuflichen Mitarbeiter mit 
planend - disponierenden Aufgaben, dem hauptberuflich Lehrenden und den ehren-
amtlichen oder nebenamtlich tätigen Erwachsenenpädagogen ergibt.261 Aufgrund der 
nicht genau zu bestimmenden Zahl der Einrichtungen der Erwachsenen- und Famili-
enbildung gibt es kaum verlässliche Zahlen über die Anzahl der in der Erwachsenen-
bildung tätigen Personen262. Auch das Verhältnis zwischen Haupt263- und nebenbe-
ruflichen264 pädagogischen Mitarbeitern kann nur ungenau bewertet werden.  
 
Die pädagogischen Mitarbeiter kommen aus den unterschiedlichsten Berufszweigen 
und Berufsbiographien. Der Beruf des Diplom Erziehungswissenschaftlers ist nicht 
der ‚akademische Königsweg’, um in der Erwachsenenbildung beruflich aktiv zu wer-
den.265 266 Viele kommen aus fremden und geringer bezahlten Fachgebieten und Fach-
disziplinen wie beispielsweise Oekotrophologen, Schneider oder Erzieher. Zwar lässt 
sich eine zunehmende Tendenz zur Akademisierung feststellen, aber auch diese finden 
dann oftmals in anderen Disziplinen statt.267  
 
                                                 
261 Nittel, D. (2000), S. 186 f. 
262 Die Personalstruktur der aller anerkannten Weiterbildungseinrichtungen sah am 31.12.2003 folgen-
dermaßen aus: 48,6% Verwaltungspersonal, 34,1% Pädagogisches Personal, 9,7% Leitungspersonal, 
5,1% Wirtschaftspersonal, 2,5% sonstiges Personal. Die Gesamtkapazität des hauptberuflichen Perso-
nals betrug hochgerechnet bei der Berücksichtigung trägerspezifischer Erfassungsquoten 22,9 Tausend 
Personenjahre. [Pehl, K. / Reitz, G. (2005) – DIE Weiterbildungsstatistik im Verbund, S. 19]. 
263 Die Personalstellenstruktur nach Voll- und Teilzeitbeschäftigten aller anerkannten Weiterbildungs-
einrichtungen BRD betrug am 31.12.2003 in Vollzeit und Teilzeit: Leitungspersonal (1612/138), Päda-
gogisches Personal (950/645), Verwaltungspersonal (700/434), Wirtschaftspersonal (483/434), sonsti-
ges Personal (329/118). Pehl, K. / Reitz, G. (2005) – DIE Weiterbildungsstatistik im Verbund, S. 21. 
264 Freiberufliches, nebenberufliches, ehrenamtlich tätige Personen aller Weiterbildungseinrichtungen 
nach Ländern: Baden-Württemberg 38 000, Bayern: 48 000, Berlin: 5 000, Brandenburg: 3 000, Bre-
men: 1 500, Hamburg: 2 500, Hessen: 17 000, Mecklenburg-Vorpommern: 4 000, Niedersachsen: 28 
000, NRW: 58 000, Rheinland-Pfalz: 13 500, Saarland: 5 000, Sachsen-Anhalt: 4 000, Schleswig-
Holstein 10 000, Thüringen: 5 000 (ungefähre Angaben nach  Pehl, K. / Reitz, G. 2005 – DIE Weiter-
bildungsstatistik im Verbund, S. 22). 
265 Kade, J. u. a. (1999), S. 178.: „Von Anfang an ist die Studienrichtung Erwachsenenbildung auf er-
hebliche Vorbehalte gestoßen und als ‚akademisch’, ‚praxisfern’ und ‚realitätsfremd’ kritisiert worden. 
Es wurde vor allem skeptisch eingewandt, dass sowohl Praxisbezug im Hinblick auf anfallende Funkti-
onen fraglich sei, als auch die Fachkompetenz für lehrende Tätigkeiten fehle.“ 
266 Faulstich, P. (1996), S. 9. 
267 Faulstich, P. (1996), S.8. 
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Zunehmend verändert sich das Berufsbild der Erwachsenen- und Familienbildner. 
Bedingt durch die Finanzknappheit wird allgemeine Bildung reduziert und diversifi-
ziert. Ehemalige Kernbereiche werden zurückgefahren und neue Lernfelder gesucht. 
Die klassische Weiterbildung nimmt ab und die trendgerechte Qualifikation wird aus-
gebaut. „Mit wenigen Mitteln soll mehr geleistet werden.“268 Das Lebenslange Lernen 
soll mit kleinem Geld realisiert werden, denn nicht mehr die Bildungsidee bestimmt 
die Erwachsenen- und Familienbildung sondern die Auftragslage. Die Rolle des Er-
wachsenenbildners entwickelt sich schleichend zu der eines Weiterbildungsbetriebs-
wirts. Nittel u.a. sprechen in diesem Zusammenhang von „Jongleuren der Wissensge-
sellschaft“269 und deuten auf die jederzeitige Absturzgefahr der Jongleure. Arbeits-
plätze werden zunehmend unsicherer, Profile von Einrichtungen oder Träger weichen 
immer weiter auf. Erwachsenenbildner spüren die zunehmende Zurückhaltung der 
Teilnehmer nicht zuletzt auf Grund der sozialen Lage, wissen, dass die Kursgebühren 
angehoben werden müssen, kennen die Not der arbeitslosen ‚freiberuflichen’ Referen-
ten und Kursleiter bei gleichzeitiger gesteigerter Qualitätsanforderung. Sie überneh-
men zunehmend Verwaltungstätigkeiten bei eigenen gesenkten Einstellungstarifen. 
Durch Sparmaßnahmen fehlen Mittel für erforderliche Neuanschaffungen oder Reno-
vierungsarbeiten, obschon die heutige Erlebnisgesellschaft andere Ansprüche mit-
bringt als die jeweiligen Organisationen mit ihrem Stil der 1960er oder 1970er anbie-
ten. Sie spüren die Konkurrenz der Privatanbieter und müssen gleichzeitig Einsparun-
gen vornehmen. Erwachsenenbildner fühlen sich meist durch die Ökonomie fremdge-
steuert, weniger durch die Gemeinschaft, die Profession oder erwachsenenbildungs-
theoretische Themen.270
 
Mitarbeiter müssen nicht nur vertrautes Terrain verlassen, sondern sie stehen auch, 
hinsichtlich der neuen organisatorischen und individuellen Herausforderungen, vor 
veränderten Karrierefeldern. Bedeutender werden neue Instrumente der Koordination 
und Kontrolle in der sich ständig verändernden ‚flüssigen’ Organisation, in der die 
Bedeutung von Wissen als zentrale Ressource und Wettbewerbsvorteil rasant zu-
nimmt. Neue Finanzierungs- und Steuerungsmechanismen, die Verflachung der Hie-
                                                 
268 Gieseke, W. (2005), S. 10. 
269 Nittel, D. Völzke, R. 2002. Hier werden Erwachsenenbildner auch „knowledge worker“ genannt. 
270 Hufer, K.-P. (2/2005), S. 86 ff. 
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rarchien, neue Organisationsformen oder steigende ökonomische Zwänge bezüglich 
der Effektivität und Kapitalrentabilität führen zu veränderten Organisationen und Be-
rufsfeldern. Die ganzjährige, räumlich definierte Vollzeitbeschäftigung als ‚in-house-
Karriere’ ist bereits heute kaum noch anzutreffen.  
 
Insbesondere für hoch qualifizierte, flexible Spezialisten zeichnen sich im Rahmen der 
neuen ‚Selbständigkeit’271 interessante Karrieren bzw. ‚Patchwork-Karrieren’272 bei 
gleichzeitig mehreren Arbeitgebern in mehreren Projekten ab. Durch loser werdende 
Kopplungen zwischen verschiedenen Akteuren von ‚Staat, Markt und Gemein-
schaft’273 entstehen neue organisationale Verpflichtungen, die eine Karriere deutlich 
komplizieren und die Beziehung zwischen dem einzelnen Mitarbeiter und der Organi-
sation abschwächen. Zu den Folgen zählen die Reduzierung gegenseitig belohnender 
Transaktionen und stärkere Ansprüche an die Ambiguitäts- und Unsicherheitstoleranz 
der Beteiligten. Mitarbeiter können zwar aufgrund geringerer externer Vorgaben ihre 
individuelle Karriere besser selber gestalten, benötigt dazu aber ein erhebliches Maß 
an Energie, Wissen, Kreativität usw., um dieses erst einmal kurz- und mittelfristig zu 
ermöglichen. Zu der geringen Vorhersehbarkeit und Planbarkeit der Karriere, die aus 
der Heterogenität der Beteiligten entstehen, treten Probleme der organisationalen und 
individuellen Karriereplanung. Auch die Karriereausrichtung am Einrichtungsbedarf  
hinsichtlich der beschriebenen neuen Anforderungen an die Professionalität bei 
gleichzeitiger treuer Verbundenheit mit der Mission der Einrichtung ist nur schwerlich 
möglich. Hinzu tritt, dass es keine systematische Handhabe von Karriere und Lauf-
bahnplanung mehr geben wird. Formalisierte Positionen und auf hierarchische Positi-
onssysteme aufbauende Karrieresysteme, die den Beteiligten Orientierungsleistungen 
                                                 
271 „’Selbständigkeit’ als die dritte idealtypische Ausprägung von Karrierefeldern ist, neben der engen 
Kopplung (z.B. große Organisationen und stabiles Umfeld) und der instabilen Konfiguration (‚frei-
schwebender Professionalismus’ z.B. IT-Branche), durch eine lose Kopplung zwischen den Akteuren 
und eine stabile Akteurskonfiguration gekennzeichnet. Beispiel dafür ist etwa das klassische Feld der 
Steuerberatung, wo selbständige Steuerexperten eine Vielzahl von Kunden haben (und so etwa auch die 
Entscheidung eines Kunden für einen anderen Steuerberater keine gravierenden Folgen für weiteren 
Entscheidungen hat – lose Entkopplung).“ Mayrhofer, W. (2001), S.151 f.     
272 ‚Patchwork-Karrieren’ sind Karrieren, bei denen aufgrund von Entscheidungen oder durch Umwelt-
erfordernisse die Betroffenen nicht nur zwischen verschiedenen Positionen in einem Karrierefeld, son-
dern auch zwischen Karrierefeldern wachsen (müssen). Mayrhofer, W. (2001), S. 153. 
273 Die drei Grundformen gesellschaftlicher Steuerung sind Markt, Hierarchie (politische Steuerung) 
und sozio-emotionale Vereinigungen (associations). Die Literatur hat diese Trias unterschiedlich be-
zeichnet: Markt, Hierarchie und Netzwerke; oder Markt, Bürokratie und Clans; oder: Preis, Autorität 
und Vertrauen; oder: Markt, Staat und Gemeinschaft. Lowndes / Skelcher (1998), S. 318.  
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und  Anreizwirkungen boten, werden kaum durch alternative nicht-mönetäre Anreiz-
systeme zur Förderung der persönlichen Entwicklung ersetzt. Ist bei hauptamtlichen 
Mitarbeitern meist die langfristige Arbeitsplatzsicherung der zentrale Karrierewunsch, 
so erhofft sich der Ehrenamtliche Kompetenzzuwachs für seine subjektive Karriere. 
Das bedeutet, dass bei hauptamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeitern Faktoren wie 
Berufsorientierung (soziale Dimension), mikropolitische Taktiken oder die Bildung 
von Netzwerken (Objektdimension) unterschiedlich ausgerichtet sind.  Für den einzel-
nen Mitarbeiter und für die Einrichtung bedeuten die Veränderungen vielfach Kon-
flikt- und Bedrohungspotential. Jede Umstrukturierung hat ihren Preis, der frühzeitig 
eingeplant werden sollte.274
 
a. Hauptamtliche pädagogische Mitarbeiter (HPM) 
Hauptamtlich Beschäftigte vertreten die verschiedensten Themenbereiche in vielfälti-
gen Tätigkeitsformen mit steigender Tendenz. Mit der Ausweitung der Aufgaben ist 
die Vernachlässigung von Stellenbeschreibungen und Abgrenzungen der Tätigkeiten 
verbunden. Unklare Aufgabenkonstellation, überhöhte arbeitstechnische und humane 
Anforderungen an Mitarbeiter führen z.B. zu Burn-out-Syndrom oder innerer Kündi-
gung. Vorstände der Bildungseinrichtungen zeigen eine hohe Bereitschaft, sich für das 
vorhandene Personal einzusetzen und es zu pflegen. Manchmal werden Fach- oder 
Tätigkeitsbereiche in Bildungseinrichtungen sogar aufrechterhalten, um ausgebrannte 
oder nicht hinreichend qualifizierte Mitarbeiter nicht zu entlassen. Auch die Weiterbe-
schäftigung von Mitarbeitern trotz verminderter Nachfrage oder fehlender Finanzie-
rung erfolgt, was insgesamt das angestrebte Qualitätsniveau der Bildungsarbeit ge-
fährdet. Trotzdem werden Kündigungen von Mitarbeitern als unmoralisch oder kont-
rär der sozialen Ausrichtung betrachtet und deshalb vermieden. In den meisten Bistü-
mern besteht Einstellungsstopp. Frei gewordene Stellen werden aufgrund der wirt-
schaftlichen Lage nicht mehr neu besetzt und die entstandenen Lücken werden ‚be-
helfsmäßig’ durch Kollegen geschlossen oder nicht.   
 
Viele der pädagogischen Mitarbeiter sind älter und verfügen über keinen pädagogi-
schen Abschluss. Die Vielfalt der Aus- und Fortbildungen der Mitarbeiter wurde bis-
                                                 
274 Mayrhofer, W. (2001). 
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lang nicht systematisch erfasst. Fortbildungsangebote finden eher unsystematisch statt 
und werden von den unterschiedlichsten Verbänden, Arbeitsgemeinschaften, Trägern, 
Universitäten oder konfessionellen Anbietern vorgehalten. Es gibt keine Vorgaben, 
keine standardisierte und verbindliche Qualifizierung oder gesetzliche Vorgabe hin-
sichtlich der Mindestanforderung an Erwachsenen- und Familienbildner. Darüber hin-
aus existiert eine Vielzahl von Zertifikaten, die von Außenstehenden häufig als min-
derwertig eingeschätzt werden. Möchten Bildungsstätten allerdings eine systematische 
Personalentwicklung mit einer effektiven Professionalisierung verbinden, benötigen 
sie, neben der Entwicklung systematischer Fortbildungswege, auch ein transparentes 
Angebot über Fortbildungsmöglichkeiten in der Erwachsnen- und Familienbildungs-
arbeit. Das Betätigungsfeld der Erwachsenen- und Familienbildner besteht in erster 
Linie in der Organisation und dem Management der Angebote in den jeweiligen 
Fachbereichen, für die sie zuständig sind, in der Durchführung von eigenen Unter-
richtsstunden und zunehmend auch in Bereichen wie Public Relations, Beratung, Pla-
nung, Evaluation, und Moderation. Zukünftiger Fortbildungsbedarf wird bei der Ent-
wicklung neuer Lehrkulturen275 als auch bei betriebswirtschaftlichen Kostenrechnun-
gen gesehen.276  
 
Obschon die meisten Milieus bzw. die verbandsspezifischen Charakterzüge der jewei-
ligen Anbieter von Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit kaum noch zu unter-
scheiden sind, werden traditionell gegebene Rigiditäten disfunktional verstärkt. Bei-
spielsweise führt der weit gestreckte Tendenzschutz dazu, dass besonders in kirchli-
chen Einrichtungen nur Mitglieder christlicher Kirchen beschäftigt werden. Personen, 
die die offiziellen katholischen Moralvorstellungen nicht einhalten, erhalten die Kün-
digung. Hinzu tritt das Problem der Besetzung der Spitzenpositionen mit männlichen 
Theologen, die meist über keine zusätzliche fachspezifische Ausbildung zur Leitung 
großer betrieblicher Zusammenhänge verfügen. Gleichzeitig schließt, insbesondere 
die katholische Kirche, Frauen aus Führungspositionen aus, obschon sie den überwie-
                                                 
275 Hierzu zählen Theorien zum selbstgesteuerten Lernen, erwachsenenpädagogische Prinzipien, Lehr-
verhalten und Lernmotivation, Theorien zur Berufs- und Weiterbildungsentwicklung, Öffentlichkeits-
arbeit/Marketing, Organisationsentwicklung, Moderation/Präsentation, Erweiterung der Methoden-
kenntnisse, Personalentwicklung, Selbst- und Fremdevaluation im Rahmen von Qualitätsmanagement. 
Gieseke / Reich (2004); Kraft, S. (07.2005). 
276 Kraft, S. (07.2005). 
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genden Anteil der Basisarbeit umsetzen. Diese Vorgehensweisen stehen im Wider-
spruch zum realen Akzeptanzverlust derartiger Vorgehensweisen in der Gesellschaft.    
 
80 – 90 % der Ausgaben im sozialen Bereich sind Personalkosten.277 Die meisten Trä-
ger der Erwachsenen- und Familienbildung sparen deshalb zunächst am angestellten 
Personal und untergraben damit ihre wichtigste Ressource. Personalverantwortliche 
haben wenig Einfluss auf die Rahmenbedingungen und suchen vorwiegend Lösungen 
hinsichtlich der Flexibilisierung der Arbeitszeiten, der Arbeitsinhalte und Arbeitsver-
dichtung, der Einsatzorte, der Vergütungssysteme und der Beschäftigungsformen. 
Immer mehr Träger stellen Mitarbeiter nur befristet ein. Zu beobachten ist auch die 
Vergabe von Mini-Jobs auch für qualifizierte Fachkräfte, was zu einer weiteren Aus-
dehnung prekärer Beschäftigungsverhältnissen führen wird. Für die vorwiegend weib-
lichen Mitarbeiter ist ein existenzsicherndes Einkommen kaum noch gewährleistet. 
Daraus ergeben sich Diskontinuitäten der kollegialen Bezüge und qualitative Einbu-
ßen. Durch das veränderte Verhältnis des Staates zu den Einrichtungen der Erwachse-
nen- und Familienbildung verändern sich auch die Anforderungen an das Personal 
z.B. durch zunehmende Spezialisierung, Arbeitsverdichtung, mehr Projektarbeit oder 
regelmäßige Umorientierung auf neue Aufgaben. Neben Sparmaßnahmen stellen neue 
Kostenträger zusätzliche ungewohnte Anforderungen. Mitarbeiter sind gefordert, neue 
‚Geschäftsideen’ zu finden und zu realisieren, ihre ausführende Tätigkeit, z.B. päda-
gogisch zu denken hinsichtlich der vorhandenen Klienten, in einem größeren Zusam-
menhang begreifen und sich nicht nur mit der Vergangenheit und der Gegenwart, son-
dern auch um zukünftige Bedarfe kümmern müssen. Mitarbeiter müssen so qualifi-
ziert werden, dass sie mit den Anbietern des Privatsektors konkurrieren können.  
 
b. Nebenamtliche (freie) pädagogische Mitarbeiter 
Nebenamtliche freie, meist weiblichen Mitarbeiter übernehmen als Referenten oder 
Kursleiter ca. 90% der Kursarbeit. Ihr Engagement, das sie aus ihren jeweiligen pro-
fessionsnahen Bereichen mitbringen, soll für eine bedarfsnahe, qualifizierte und spe-
zialisierte Behandlung der Thematik und die unmittelbare Beziehung und Verbindung 
zur Zielgruppe und zur Region bürgen. Wünschenswert ist die Gewinnung möglichst 
                                                 
277 Karges / Lehner (2003), S. 346 f. 
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vieler Referenten aus vielen verschiedenen Bereichen und Berufen. Hierdurch wird 
die umgehende Reaktion der Erwachsenen- und Familienbildung auf die sich stets 
verändernden Bedarfe und Anforderungsprofile möglich. Demnach entscheiden die 
Gewinnung, das Halten und die Bezahlung qualifizierter Kursleiter über die Qualität 
und die Zukunft der Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtung. Kursleiter 
bestimmen somit deutlich über Erfolg, Wirkung, Repräsentation und Image der Bil-
dungsarbeit vor Ort.  
 
Selbstbestimmung und Vielseitigkeit der Erwachsenen- und Familienbildung verbie-
ten die Einstellung der Kursleiter nach formalen oder schematischen Kriterien und 
allgemeingültigen Zulassungsbedingungen, wobei die Einstellung innerhalb der vom 
Träger bestimmten Grundsätze erfolgt.278 Die Auswahl der Kursleiter trifft der für den 
Fachbereich zuständige hauptberuflich pädagogische Mitarbeiter (HPM) der Einrich-
tung. Entscheidend über die Einstellung eines Kursleiters ist, wie glaubhaft er seine 
Qualifizierung im Gespräch darstellt. Dieses Vorgehen lässt eine systematische Refle-
xion hinsichtlich der Qualifizierung und Eignung kaum zu.  
 
Gründe und Motive für die Arbeit als nebenamtlicher Mitarbeiter sind vielfältig. Wis-
sensweitergabe, weltanschaulich geprägte Antriebe, Spaß an der Zusammenarbeit mit 
Menschen, Arbeit an der eigenen Professionalität, Steigerung und Marketing des eige-
nen Images, der Einsatz für die gute Sache, Wunsch nach sozialer Anerkennung und 
natürlich auch das Erzielen eines Honorars stehen im Vordergrund. Die bewussten 
und heimlichen Motivationen wirken sich (positiv oder auch negativ) auf den Lern-
prozess aus. Nebenberufliche Kursleiter sollten sich regelmäßig selbstkritisch reflexiv 
mit ihrer eigenen Person und ihren Motiven auseinandersetzen und die Möglichkeit 
z.B. zur Supervision oder Mediation erhalten.   
 
Die Bezahlung der nebenberuflichen Mitarbeiter ist sehr unzureichend. In der jeweili-
gen Einrichtung gibt es ‚Honorarordnungen für freie Mitarbeiter’279. Mit den geringen 
                                                 
 
279 Im Haus der Familie, Emmerich am Rhein erhalten Referenten beispielsweise zwischen 11,- und 
15,- € pro 45 min. plus evt. Fahrtkosten – Tendenz sinkend. Vor- und Nachbereitung werden nicht 
finanziert. 
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Bezügen lässt sich, selbst bei der Übernahme vieler Unterrichtsstunden, kaum eine 
freiberufliche Existenz finanzieren. Im Hinblick auf die Marktorientierung der Er-
wachsenen- und Familienbildungsstätten und die damit verbundene Beziehung zwi-
schen Rentabilität und Kursleiter wird die einheitliche niedrige Vergütung kaum noch 
dauerhaft zu halten sein. Klassische Nebenberufler hingegen sind meist stärker von 
ideellen Motiven geleitet.       
 
Nur ein intensiver Kontakt zwischen Kursleiter und Einrichtung ermöglicht die grund-
legenden Prinzipien der Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit in Form der Frei-
heit der Unterrichtsgestaltung, der Lehrfreiheit, der Absprachen über Inhalte, Quanti-
tät und Qualität der Arbeit. Hauptberufliche Mitarbeiter führen Gespräche, überneh-
men die kollegiale Beratung mit freien Mitarbeitern und beschäftigen sich intensiv mit 
deren Kursangeboten. Gelegentlich überzeugen sie sich persönlich durch Unterrichts-
besuche. Die spezifische Begleitkompetenz als auch das Zeitkontingent des Hauptbe-
ruflichen ist Garant für Qualität, Quantität und Aktualität des Programms.  
 
5. Zwischenbilanz: Geeignete programmatische Reformen und Transformatio-
nen für reflexive Kompetenzen und Kontexte der Erwachsenen- und Familien-
bildung können mit den bestehenden Rahmenbedingungen nicht umgesetzt wer-
den. 
Die steigende Komplexität der Probleme Erwachsener und Familien, die Idee der 
Bürgergesellschaft280, die Herausforderungen des Lebenslangen Lernens u.v.m. for-
dern eine aktivierende Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit. Ziel muss es sein, 
die Freiheiten, Fähigkeiten und Möglichkeiten der einzelnen und einzigartigen Men-
schen weiter zu entwickeln, selbst die Fähigkeiten, die ihnen (noch) nicht bewusst 
sind. Ebenso ist dafür Sorge zu tragen, dass möglichst viele Menschen die bestmögli-
                                                 
280 Grob dargestellt bietet das Konzept der Bürgergesellschaft eine Reformperspektive, die eine neue 
Sicht der Dinge, ein neues Denken, eine andere politische Logik in sämtlichen Bereichen (Staat, Wirt-
schaft, Gesellschaft) des öffentlichen Handelns bringt. Dahinter steht die einfache Überzeugung, dass 
es den Menschen und der Gesellschaft besser geht, wenn die Menschen aktiv sind und etwas unterneh-
men, wenn sie teilhaben und einbezogen sind, wenn sie für sich und mit anderen möglichst viel verant-
worten und in eigener Regie unternehmen. Es geht davon aus, dass sich die großen sozialen Probleme 
der Zeit wie Arbeitslosigkeit, Armut, Krankheit und Ungerechtigkeit nur bekämpfen lassen, wenn es 
gelingt, Menschen zu aktivieren, ihr Verhalten zu ändern, sie zu Koproduzenten und Mitakteuren ge-
meinsamer Anstrengungen zu machen um somit das soziale Kapital einer (lokalen) Gesellschaft zu 
aktivieren. (Dettling, W. 2004) 
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chen Chancen in ihrem Leben zu erhalten, dass ihnen Zugänge und insbesondere jun-
gen Menschen die Entwicklung hin zu einer starken Persönlichkeit ermöglicht wird, 
damit starke Menschen in einer starken Gesellschaft solidarisch sein können und sich 
nicht als schwache Mitglieder nur mit sich selbst beschäftigen müssen. Dieser bil-
dungspolitische Ansatz benötigt institutionelle Voraussetzungen, die von Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft abhängen. Sie entscheiden letztendlich, ob Bildungsanstren-
gungen ihre Ziele hinsichtlich der Qualität und hinsichtlich der sozialen Gerechtigkeit 
erreichen.  
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten mit den dargestellten Rahmenbedingungen 
werden nicht den geforderten Ansprüchen gerecht. Auch mehr Geld würde daran 
nichts ändern. Es sind vielmehr die institutionellen Ursachen und institutionell beding-
ten Fehlanreize, die zu dem doppelten Versagen bezüglich der Qualität und der feh-
lenden sozialen Gerechtigkeit führen. Dieser Umstand ist auch auf fehlendes Ver-
ständnis hinsichtlich der Aktivierung und der damit verbundenen Chancen des persön-
lichen und gesellschaftlichen Wachstums bzw. des fehlenden Verständnisse für Pro-
zesse und Übergänge zurückzuführen. Aber auch das Denken in Besitzständen, sozia-
len Territorien, politisch und konfessionell versäulten281 Revieren, die voneinander 
getrennt dynamische Prozesse und Synergien hinsichtlich gemeinsamer Ziele verhin-
dern. Auch werden die gegenwärtigen institutionellen Problemlösungen eher vor dem 
Hintergrund der Vergangenheit und dem individuellen oder Gruppenbesitzstand ent-
wickelt als von den zukünftigen Erfordernissen und Dynamiken der Gesellschaft oder 
der Wirtschaft abgeleitet. Die fällige Kurskorrektur fordert eine Neuorientierung und 
ein Denken nicht in Territorien und Zuständigkeiten sondern in Prozessen und Ent-
wicklungen rund um Ziele und der Suche nach geeigneten Rahmenbedingungen. Eng 
verbunden damit ist die Aufforderung, wieder mehr Vertrauen in die Gemeinschaft, 
die Familie und dem Bürger als nur in den Staat oder den Markt zu investieren.       
                                                 
281 In Deutschland sind z.B. Sozial- und Bildungspolitik voneinander getrennte und in sich eigenständi-
ge, versäulte und undurchdringliche Bereiche. Was die mangelhafte Bildungspolitik versäumt, wird die 
Sozialpolitik niemals auffangen oder beseitigen können. Alleine schon aus sozialen Gründen ist die 
partielle Umverteilung vom Sozial- in den Bildungsbereich sinnvoll. Bildungsarbeit ist nur dann sinn-
voll, wenn sie von Anfang an soziale Zusammenhänge mitberücksichtigt. Ebenso ist die berufliche 
Bildung beinahe sinnlos, wenn sie nicht unternehmerisch organisiert und die Logik der Aktivierung und 
Beschäftigung unter der Leitung eines unternehmerisch denkenden Verantwortlichen vertritt. Diese 
Probleme können nicht durch mehr Geld, sondern nur durch richtige Programmierung und neue optima-
le Rahmenbedingungen angegangen werden.    
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 Nicht Geld, sondern die richtigen institutionellen Rahmenbedingungen fehlen. Institu-
tionen der Erwachsenen- und Familienbildung sind durch ihre strukturellen Rahmen-
bedingungen keine ‚sozialen Räume’ sondern ‚Ein-Zweck-Anstalten’. Sie sind Ein-
richtungen mit klaren Grenzen zwischen sich selbst und der sozialen Umwelt. Er-
schwerend kommt hinzu, dass es in den Bildungseinrichtungen zwei voneinander ver-
schiedene, klar getrennte Gruppen von Menschen gibt, die Profis und die User, die 
Lehrenden und die Unterrichteten, die Aktiven und die Passiven.  
 
Auch sind es Einrichtungen, die keinen eindeutigen und ursprünglichen Zweck ver-
folgen und diesem Zweck alles unterordnen.  
„Soziologisch betrachtet arbeiten viele Institutionen suboptimal gerade deshalb, weil sie die latenten Funktionen 
sozialer Strukturen systematisch ausblenden. Sie sind nicht gestaltet als Lebensräume mit und für leibhaftige(n) 
und komplexe(n) Menschen, die in Konflikt und Kooperation und Missverständnissen, mit Interessen und Leiden-
schaften, in (ihnen)… leben und arbeiten, sondern als staatliche Ein-Zweck-Anstalten mit dazu passenden Funkti-
ons- und Rollenträgern.“282   
 
Im Wesentlichen kommt es darauf an, aus Erwachsenen- und Familienbildungsein-
richtungen, wie sie sich heute darstellen eine gemeinsame Angelegenheit („nostra res 
agitur“) der betroffenen und beteiligten Akteure zu entwickeln. Bildungsstätten müs-
sen auf allen Ebenen menschen- und familienfreundlicher und somit leistungsfähiger 
werden. Dazu müssen sie sich der sozialen Umwelt öffnen, ihre Grenzen und Versäu-
lungen entfernen, alle Menschen von Anfang an als eigenwillige und kompetente 
Menschen ernst nehmen und nicht als Mängelwesen. Erwachsenen- und Familienein-
richtungen müssen zu Institutionen werden, die allen Menschen, auch in unterschied-
lichsten Situationen, mit Respekt begegnen. Sie benötigen eine klare Botschaft, die 
aktive Mitarbeit voraussetzt. Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit wird dann 
nicht mehr ‚geliefert’ sondern gemeinsam von allen erarbeitet.    
 
IV. Erklärungsansätze: 
Das Konzept des Dritten Sektors und die Rolle des Sozialstaates 
                                                 
282 Dettling, W. auf der Bildungskonferenz „Selbständig lernen – Bildung stärkt Zivilgesellschaft“ (Ber-
lin. 04./ 05. Juni 2004) www.boell.de/de/01_event/2772.html  
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Das Verständnis für das ‚Konzept des Dritten Sektors’ und für die ‚Rolle der Sozial-
staates’ sind die Voraussetzung dafür, dass Entwicklungen der in dieser Arbeit darge-
stellten Gestaltungsansätze in Gang gesetzt werden können, die der Vielfältigkeit der 
Erwachsenen- und Familienbildung gerecht werden.       
 
1. Das Konzept des Dritten Sektors 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten verstehen sich als Einrichtungen des Drit-
ten Sektors. Die Ressourcen des Dritten Sektors und seine Bedeutung für zukünftige 
Entwicklungen sollen nun beleuchtet werden.  
 
1.1. Begriffsklärung in der Literatur 
Die Bestimmung, was zum Dritten Sektor dazugehört, präsentiert sich in der Literatur 
nicht einheitlich. Es bestehen Abweichungen durch länderspezifische historische Ent-
wicklungen283. Der Begriff ‚Dritter Sektor’ umfasst alle Organisationen, die sich zwi-
schen den gesellschaftlichen Teilbereichen Staat (erster Sektor), Markt (zweiter Sek-
tor) und dem primären Gemeinschaften (Familie, Freundeskreis) herausgebildet ha-
ben. In der Realität besteht keine exakte Trennung der Sektoren. Kennzeichen der 
Dritten-Sektor-Organisationen ist die Orientierung am nonprofit-constaint. In 
Deutschland zählen deshalb steuerrechtlich alle gemeinnützigen284 Organisationen 
zum Dritten Sektor.285  
 
Der US-Soziologe Amitai Etzioni machte erstmalig auf das gesellschaftliche Reform- 
und Innovationspotential aufmerksam, und stellte die besonderen Fähigkeiten dieser 
Organisationen in den Mittelpunkt. Er verwies auf deren Fähigkeiten, die Effizienz 
der Unternehmen des Marktes mit der Gemeinwohlorientierung des Staates zu verbin-
                                                 
283 Anheier, H. (1990), S. 163-180. 
284 Gemeinnützigkeit ist im Steuerrecht verankert und eine klar umrissene, formale Variante gemein-
wirtschaftlicher Verhaltensweisen; die synonym verwendeten Attribute gemeinwirtschaftlich und ge-
meinnützig sind unpräzise. Gemeinnützige Körperschaften sind von der Körperschafts-, Gewerbe, 
Grund- und Erbschaftssteuer befreit; die Umsätze werden nur mit dem halben Satz besteuert. Sie haben 
das Recht, steuerbegünstigte Spenden entgegen zu nehmen. (Priester, H.-J., 1999, 149-157)  
285 Im Rahmen dieser Arbeit ist damit nicht der Ausschluss der Erwirtschaftung von Überschüssen 
gemeint, wie sie beispielsweise im NPO-Ansatz beschrieben wird, sondern ihre gesellschaftliche An-
eignung. 
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den. Auch Max Weber286 setzte sich mit ihrer besonderen Bedeutung auseinander, 
welche sich über den Mechanismus der unmittelbar an Sachzwängen orientierten, 
freien Vereinigungen konstituierte.287 Sein Augenmerk richtete er auf ihre besondere 
Rationalität im Zusammenhang mit gesellschaftlichen Funktionen und sozialem Han-
deln sowie die Rolle der freien Vereinigungen hinsichtlich ihres Beitrags zur gesell-
schaftlichen Integration.  
 
Während der Begriff ‚Dritter Sektor’ noch relativ neu ist, sind die Organisationen be-
reits seit langem Gegenstand wissenschaftlicher Forschungen.288 Neu an dem For-
schungsthema ist die Betrachtung der Gesamtheit des ‚Dritten Sektors’. Besonders 
hervorzuheben ist die erste international vergleichenden Studie, das Johns-Hopkins-
Projekt.289   
                                                 
286 Weber, M. (1924), S. 442, S. 217 untersuchte Sekten als Urtypus allen Vereinswesens und Prototy-
pus voluntaristischer Verbände.  
287 Wex, T. (2004). 
288 Burla, S. (1989): Es lassen sich zwei grobe Richtungen von Forschungsansätzen aufzeigen, wobei 
die eine versucht, NPO funktional als Objektbereich den jeweiligen betriebswirtschaftlichen Funktions-
lehren wie z.B. dem Rechnungswesen oder dem Marketing zuzuordnen und zu integrieren. Die andere 
betrachtet institutionell bestimmte Probleme einzelner Typen wie z.B. Bildungsstätten, Altenheime 
oder Museen. „Auffallend ist, dass es sich in beiden Fällen oft um praxisorientierte Einzelfallstudien 
handelt, die meist allzu rezepthaft erscheinen, insbesondere wenn sie auf „guten Beispielen“ statt auf 
schlüssige Erklärungen aufbauen. Im Vordergrund stehen Praktikerregeln und Checklisten anstelle 
eines terminologischen und konzeptionellen Bezugsrahmens. Erst seit jüngster Zeit existieren auch 
theoriegeleitete Versuche integrativer, abstrakter Ansätze, die zu allgemeingültigen und damit über-
tragbaren Aussagen kommen wollen. (z.B. Eichhorn, Peter 2001)“. Pankau, E. (2002), S. 83. 
289 „Das Johns-Hopkins-Projekt ist eines der wenigen Projekte, auf die man sich deshalb auch im euro-
päischen Vergleich immer wieder bezieht. Es ist Anfang der 90er Jahre aus der Situation heraus ent-
standen, dass Politik und Wissenschaft den Dritten Sektor vernachlässigten und er deshalb ein weißer 
Fleck auf der Landkarte moderner Gesellschaften war. Die Grundidee des unter der Leitung der Johns 
Hopkins Universität entwickelten international vergleichenden Projekts bestand darin, den ökonomi-
schen Stellenwert des Dritten Sektors als Ausgangspunkt für seine analytische Betrachtung zu wählen. 
Mit einem soliden statistischen Überblick und mit der qualitativen Erfassung sollte die Eigenständigkeit 
des Sektors belegt werden. Dabei den Schwerpunkt auf die wirtschaftlichen Aspekte zu legen, ent-
sprach der simplen Logik der wirtschaftsgläubigen Neuzeit. Während in der ersten Phase des Johns-
Hopkins-Projektes (bis 1994) acht Länder involviert waren, liegen inzwischen weltweit Angaben aus 
35 Ländern vor. Die Daten zu den meisten Ländern stammen allerdings noch aus den 1990er Jahren. 
Für Europa kann zurzeit auf Angaben aus 17 Ländern zurückgegriffen werden. Eine dritte Phase zur 
Aktualisierung der Datenbasis ist gegenwärtig in Vorbereitung. Das Projekt stellte sich die Aufgabe, 
die Erfassung des Dritten Sektors auf Länderebene, und zwar in quantitativer Hinsicht vorzunehmen – 
d.h. der Sektor wurde vor allem in seinen ökonomischen Dimensionen und hierbei hinsichtlich seiner 
Arbeitsplätze, des finanziellen Umsatzes und dessen Quellen sowie der von ihm erbrachten Leistungen 
vermessen. Doch auch die besondere Qualität des Sektors, seine Einbettung in historische Traditionen, 
seine Verbindungen zur Politik, seine rechtlichen Rahmenbedingungen, seine zivilgesellschaftliche 
Bedeutung und der Umfang des bürgerschaftlichen Engagements wurden jeweils auf Ländereben unter-
sucht.“ Priller, E. (2004), S. 35. Auf dem Weltkongress der ISTR in Toronto im Sommer 2004 wurde 
festgestellt, dass das Klassifikationssystem des Johns-Hopkins-Projekts an entscheidenden Punkten so 
etwas wie die universale Überdehnung eines regionalen kulturellen Konzepts ist. Insbesondere erwies 
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Viele der heute etablierten NPOs wurden im 18./19. Jahrhundert als Selbsthilfeverei-
nigung gegründet.290 Sie gründeten sich weder aus unternehmerischem Kalkül (Pro-
fitstreben) noch auf Staatstätigkeit hin sondern sind Antwort auf Markt- oder Staats-
versagen bzw. eine Kombination aus beidem.291 Aus mikroökonomischer Sicht eröff-
nen Dritt-Sektor-Organisationen dem Staat den kostengünstigen Weg zur Entlastung 
von Legitimationsdefiziten292, dienen ihm im Verständnis einer vergesellschafteten 
oder bürgernahen Politik als soziale Dienstleistungsanbieter im Welfare-Mix. Aus 
strukturfunktionalistischer Sicht wird die Einbindung von Dritt-Sektor-Organisationen 
bei der Politikimplementierung entweder als Nachweis von Steuerungsvorteilen 
(third-party-government, welfare-mix) oder als Erklärung von Steuerungsnachteilen 
bzw. Steuerungsversagen293 genutzt.294 Hinzu tritt die besondere Qualität der Dritt-
Sektor-Leistungen, die meistens von bürgerschaftlichem Engagement maßgeblich 
getragen wird und so als Ausdruck der Selbstorganisation einer modernen Gesell-
schaft wirkt.295 NPOs sind Bindeglied zwischen Individuum und Gesellschaft und 
stellen sich wesentlichen Integrations- und Sozialisationsaufgaben. Sie sind der ‚Dritte 
Weg’ in der Sozialdemokratie296 und aus christlich-konsevativer Sicht297 die ‚Mana-
ger gesellschaftlichen Wandels298, die verändernd auf die Kontextbedingungen Ein-
fluss nehmen und somit gesellschaftliche Innovationen kreieren.  
 
1.2 Dritter Sektor als Teilsystem neben Staat und Markt 
Der gemeinnützige Sektor weist Charakterzüge auf wie die Verbindung zu lokaler 
Verankerung, ideelles Engagement, meist verbandlich verfasste weltanschauliche Plu-
                                                                                                                                            
sich das an der Ausschlusswirkung eines der fünf zentralen Klassifikationskriterien (non-profit-
distributing-principle). Es wurden die Organisationen, die Überschüsse aus ihren Operationen an Lei-
tungsgremien oder Mitgesellschafter zurück überweisen nicht als Teil des Dritten Sektors betrachtet. 
Dieser reformwirtschaftlich Bereich wie z.B. Genossenschaften, Kooperativen, mutuals, Versiche-
rungsorganisationen auf Gegenseitigkeit oder gemeinwirtschaftliche Betrieben wurde aus dem Auf-
merksamkeitsfeld ausgeklammert. Evers, A. (2004), S. 2.  
290 z.B. Genossenschaftsbewegung, Versicherungsvereine, Wohlfahrtsverbände. 
291 Zimmer, A. (1996). 
292 Seibel, W. (1992). 
293 Seibel, W. (1991) (funktionaler Dilettantismus).  
294 Zimmer, A. (2002), S. 9. 
295 Pankoke, E. 2000. 
296 Giddens, W. (1995). 
297 Dettling, W. (1995). 
298 Zimmer, A. (2002), S. 10. 
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ralität, dichte Einbeziehung in gesellschaftliche Strukturen, eine enge Beziehung zu 
den politischen Entscheidungsstrukturen und –milieus auf Gemeinde-, Landes- und 
Bundesebene. Er vertritt soziale Interessen als Sozialanwalt und Arbeitgeber. Nach 
Seibel299 sind NPOs zweckspezifisch und unterliegen dem typischen Phänomen funk-
tional ausdifferenzierter Gesellschaftssysteme300, d.h. der Dritte Sektor übernimmt, im 
Sinne einer gesellschaftlichen Arbeitsteilung zwischen den Sektoren, unterschiedliche 
spezielle Aufgaben und Funktionen. Er erfüllt unterschiedliche Bedürfnisse für das 
Gesamtsystem.  
„Vor allem die Bedeutung des weit ausgebauten, hochdifferenzierten und weiterhin wachsenden Nonprofit-
Bereichs wird allenthalben betont; denn die große Zahl der NPOs in Deutschland stellt mittlerweile einen wichti-
gen Wirtschaftsfaktor mit einem beträchtlichen Anteil am Bruttoinlandsprodukt und einem hohen Beschäftigungs-
anteil dar.“301  
 
Hinzu tritt die zunehmende Bedeutung seiner sozialen Dienstleistungen für die indivi-
duelle Lebensgestaltung als auch die Unterstützung der Produktivität und Lebensqua-
lität vieler Menschen, die in einer modernen Gesellschaft mit einem hohen ökonomi-
schen Einkommens- und Wohlstandsniveau leben.302  
 
Der Dritte Sektor wird häufig als Residualkategorie, eben als der ‚dritte’ Sektor in der 
Rangfolge nach dem ersten, dem pro-profit Sektor (Markt) und dem staatlichen, dem 
zweiten Sektor (Staat) gewertet, obschon er als eigenständige Kraft in und mit der 
Vielzahl seiner Unternehmen umfangreiche Leistungen erbringt. Grund dafür ist das 
fehlende tiefere Verständnis für die Ressourcen und Potentiale des Dritten Sektors, die 
                                                 
299 Seibel, W. (1992). 
300 Moderne Gesellschaften entwickeln sich von unabhängigen homogenen Einheiten zu größeren von-
einander abhängigen und heterogenen Einheiten. Die damit einhergehende Spezialisierung führt zu 
Effizienzgewinn und damit zu wachsendem Wohlstand, der wiederum die materielle Basis für eine 
individuelle Selbstbestimmung der Gesellschaftsmitglieder schafft. Doch in hochgradig arbeitsteilig 
organisierten Gesellschaften ist Selbstbestimmung nicht voraussetzungslos möglich: Die zunehmende 
funktionale Differenzierung stellt die Individuen in eine wachsende Abhängigkeit von den Leistungen 
der gesellschaftlichen Teilsysteme. Diese Abhängigkeit ist verbunden mit der horizontalen Funktions-
beziehung, die nicht mehr durch Hierarchien bzw. Macht strukturiert sondern durch den entsprechenden 
Nutzen dominiert wird. Somit wandelt sich die häufig mit der vertikalen Interpretation verbundene 
Konfliktperspektive zu einer Kooperationsperspektive. Verbunden ist damit ein steigender Koordinie-
rungsbedarf. (Zoerner, Andreas (21.07.05): www.sowi-onlinejournal.de      
301 Im Dritten Sektor liegt die geschätzte Bruttowertschöpfung bei ca. 50 Mrd. Euro bzw. knapp 4% des 
Bruttoinlandsprodukts. Mit ca. 3,7 % Beschäftigungsanteil an der Gesamtwirtschaft entspricht die Be-
deutung des Dritten Sektors in etwa derjenigen des Banken- und Dienstleistungsgewerbes (Daten von 
1990, bezogen auf Westdeutschland). Anheier, H. u.a. (1995). 
302 Pankau, E. (2002), S.51. 
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besser hergestellt und ausgeschöpft werden könnten, wenn förderliche Rahmenbedin-
gungen gewährleistet wären. Dabei entwickelt sich das moderne Staats- und Gemein-
wesen erst über die Ausbildung des zivilen Unterbaus. Der Prozess der Modernisie-
rung erfolgt weitestgehend über zivilgesellschaftlich verankerte Organisationen, in der 
sich Individuen in Gruppen vereinigen, um gemeinsame Interessen zu verwirklichen. 
Er ist eine eigenständige Kraft, der in einer Vielzahl von social-profit Unternehmen 
einen beträchtlichen Umfang an Leistungen erbringt.  
 
Der Dritte Sektor ist nicht nur abhängige Variable von Markt, Staat und Gemein-
schaft, sondern er hat auch das Potential, gestaltend und verändernd auf Kontextbe-
dingungen einzuwirken. Damit wird der Sektor zum handelnden Akteur und bestimmt 
Richtung und Tendenz der Veränderungsprozesse in den anderen Sektoren maßgeb-
lich. Aufgrund der jeweiligen Handlungslogiken von Markt, Staat und Gemeinschaft 
haben die Dritt-Sektor-Organisationen Zuordnungsprobleme.303 Jeder der Sektoren 
nimmt in der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung eine bedeutende Rolle ein. Sie 
existieren trotz unterschiedlicher Daseinsvoraussetzungen und Gegensätzlichkeiten 
nebeneinander und ergänzen sich.  
 
Der Dritte Sektor ist auf besondere Weise mit dem politisch-administrativen System 
verbunden. Gemeinsam erarbeiten sie gesellschaftlich relevante Vorstellungen z.B. 
über die Geltung sozialer Gerechtigkeitsvorstellungen und transformieren sie in kon-
krete Entscheidungen und fixieren sie in Gesetze.304 Diese Vorgehensweise hat unmit-
telbare Folgen für die Verteilung von Ressourcen für den Dritten Sektor. Der politi-
sche Sektor sichert so mittelfristig seine Legitimation, denn nur so können die drän-
genden gesellschaftlichen Probleme behoben oder zumindest bearbeitet werden. Das 
bedeutet, dass der politische Sektor von den Prozessen in den anderen Teilsystemen 
abhängig ist. Wenn es dem Dritten Sektor gelingt, seine Problemlösungskompetenz305 
                                                 
303 Seibel, W. (1992). 
304 Diese Aufgabe erfüllt der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge seit 125 Jahren. 
305 Als Beispiel für Bedeutung sozialer Problemlösungskompetenz kann die Diskussion um die nachhal-
tige Entwicklung der Gesellschaft dienen. Mit dem Konzept der Nachhaltigkeit ist der konzeptionelle 
Grundsatz verbunden, dass nachhaltige Entwicklungen nur dann möglich sind, wenn Wirtschaft, Um-
welt und Soziales zusammen gedacht und aus der Kombination der damit verbundenen unterschiedli-
chen Perspektiven intelligentere Problemlösungen entwickelt werden können als mit den bisherigen 
Strategien. So müssen z.B. in Frankreich größere Unternehmen neben ökonomischen auch ökologische 
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bei den komplexen gesellschaftlichen Problemen darzustellen, gewinnt er als Partner 
der anderen Sektoren. Die derzeitigen ‚reflexiven’ Prozesse in der Gesellschaft bieten 
Chancen für seine weitreichende Neupositionierungen.  
 
Der Dritte Sektor kann seine Position, sein Profil und Wertigkeit in der Gesellschaft 
grundlegend verändern, wenn er sich als Sektor verstünde, dessen Expertise in Bezug 
auf die zentralen gesellschaftlichen Probleme relevant ist. Die eigenen Konstruktio-
nen, die realen Fähigkeiten und das reale Wissen innerhalb des Dritten Sektors sind 
ein entscheidender Faktor für die Richtung, die seine Entwicklung nehmen wird. Dazu 
bedarf es Selbstbewusstsein, Kommunikationsfähigkeit, gesteigerte Problemlösungs-
kapazität und eine neue Wissenskultur306, die den Zugang zu den Wissensressourcen 
und Kompetenzen der anderen Sektoren ermöglicht. Das bedeutet auch, dass herge-
brachte Lösungswege optimiert und nach neuen Optionen und Partnern zu suchen sein 
wird, die bislang nicht vorstellbar waren.     
 
1.3. Formen und Merkmale hybrider Dritt-Sektor-Organisationen 
Zum Dritten Sektor zählen in modernen Industriestaaten307 zahlreiche Organisatio-
nen308. In Deutschland sind dies große Körperschaften wie Kirchen,  Wohlfahrtsver-
bände, Gewerkschaften sowie eine vielfältige und markante Vereins- und Stiftungs-
landschaft, selbst organisierte bzw. gering formalisierte Initiativen und Projekte. Sie 
treten auf als nichtkommerzielle Organisationen309, gemeinwohlorientier-
te/gemeinwirtschaftlichen Unternehmen310, non-governmantel311, intermediäre Orga-
                                                                                                                                            
und soziale Bilanzen erstellen und prüfen lassen. Ebenso finden auf der EU-Ebene solche Überlegun-
gen statt.  
306 Pankoke, E. (2002); Dennert, C. (2002). 
307 Verschiedene länderspezifische historische Entwicklungsverläufe des NPO-Sektors zeigt Anheier 
(1990), S. 165, siehe auch Hall (1987), S. 3ff (Historical Overview). 
308 Die genaue Anzahl gemeinnütziger Organisationen in Deutschland kann nicht genau definiert wer-
den. Aufgrund einer bundesweiten Erhebung bei den 600 örtlichen Vereinsregistern konnten im Som-
mer 2003  574 359 eingetragene Vereine ermittelt werden, die fast alle von den Finanzämtern als ge-
meinnützig anerkannt sind. (V&M Service GmbH Konstanz, 2003). Der Bundesverband Deutscher 
Stiftungen (2005) veröffentlicht vor dem Hintergrund der Stiftungsbehörden Ende 2004 einen Bestand 
von 12940 rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts. Daneben existieren zahlreiche gemeinnüt-
zige GmbHs, gemeinnützige Aktiengesellschaften und Genossenschaften. 
309 Cooper, K. (1994), S.11. 
310 Bellen v. d. A. (1977), S.11; Engelhardt W. (1995), S. 9-18. 
311 Teuber, G. M. (1992), S. 4. 
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nisationen oder freiwillige Vereinigungen und freigemeinnützige, nicht-kommerzielle 
Organisationen u.v.m.  
 
Dritt-Sektor-Organisationen entstanden und entstehen meist durch Solidarität und 
weisen starke Unterschiede hinsichtlich der Lebensdauer auf. Bis in die späten 60er 
Jahre waren sie von einer gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Um-
weltsituation umgeben, die es ihnen ermöglichte, ihren Einfluss zu festigen und aus-
zubauen. Sie repräsentierten bestimmte weltanschaulichen Grundpositionen und die 
Vielfalt gesellschaftlicher Interessen und Lebenslagen.  
 
Trägerschaft Zweck, Aufgabe Arten, Typen 
Gemeinwirtschaftliche 
NPOs 
Erfüllung demokratisch festgelegter 
öffentlicher Aufgaben (auf Bundes- 
Landes, Gemeindeebene) Erbringung 
konkreter Leistungen für die Bürger 
o Öffentliche Verwaltungen 
o Öffentliche Betriebe 
- Verkehr, Energie 
- Krankenhaus, Heim 
- Anstalt, Gefängnis 
- Schule, Universität 




Förderung und Vertretung der wirt-







Soziokulturelle NPOs Gemeinsame Aktivitäten im Rahmen 
kultureller, gesellschaftlicher Interes-
sen, Bedürfnisse der Mitglieder 
o Sportvereine 
o Freizeitvereine 
o Kirche, religiöse Vereinigung 
o Privatclub 
Politische NPOs o Politische Partei Gemeinsame Aktivitäten zur Bearbei-
tung und Durchsetzung politischer 
(ideeller) Interessen und Wertvorstel-
lungen 
o Natur-, Heimat-, Umweltschutz-
organisation 
o Politisch orientierter Verein 
o Organisierte Bürgerinitiative 
o Hilfsorganisation für Betagte, 
Behinderte, Geschädigte, Süchti-
ge, Arme, Benachteiligte 
Erbringung karitativer Unterstützungs-





o Selbsthilfegruppen mit sozialen 
Zwecken 
 NPO-Systematik nach Schwarz, P. (1996) 
 
Sie bilden als intermediäre Organisation das Scharnier zwischen Staat und Gesell-
schaft und erhalten durch dieses korporatistische Beziehungsgefüge312 u. a. eine „ein-
flussreiche, gesellschaftspolitisch stabilisierende, integrierende und staatsfördernde 
                                                 
312 Unter Korporatismus wird die wechselseitige Durchdringung und Verflechtung von organisierten 
Interessen und staatlichen Organen verstanden. Von Neokorporatismus ist die Rede, wenn es darum 
geht, eine kurzschlüssige Verbindung mit ständestaatlichen oder sogar faschistischen Formen des Kor-
poratismus zu verhindern. 
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Rolle.“313 Aus Sicht der Dritt-Sektor-Forschung314 stellen besonders die kleineren, 
weniger formalisierten Gruppierungen und Initiativen das Hauptpotential künftiger 
gesellschaftlicher Innovationen.315 Sie gelten mit ihrem Engagement als gesellschaft-
liches Sozialkapital316 und – in demokratischen Zusammenhängen – als Infrastruktur 
der aktiven Bürger- und Zivilgesellschaft. Für Dritt-Sektor-Organisationen wurde im 
Rahmen des internationalen Johns Hopkins Comparative Nonprofit Sector Projekt317 
eine strukturell-operative Definition erarbeitet, die aus fünf Grundelementen besteht. 
Es werden Organisationen dazu gerechnet,  
o „die formal organisiert sind im Sinne einer feststellbaren institutionellen Dauerhaftigkeit,  
o selbst verwaltet sind,  
o nicht gewinnorientiert arbeiten, und  
o nicht formal-rechtlichen Teil der Hoheitsverwaltung und staatlicher Anstalten bilden, 
o in deren organisatorischem Verhalten ihrer Mitgliedschaft dem Prinzip der Freiwilligkeit eine entscheidende 
Rolle zugewiesen wird“.318  
 
NPOs sind gemeinnützig319 anerkannte hybride Organisationen. Während der Staat 
seine finanziellen Mittel aus Steuern generiert, der Markt über Wettbewerbsprozesse 
seine Gewinne erwirtschaftet, sind sie auf eine Mischung aus öffentlichen320, kirchli-
chen Mitteln, Teilnehmergebühren und Mittel Dritter angewiesen. Sie erbringen 
Dienstleitungen ‚ohne Gewinnerzielungsabsicht’321 und betrachten sich als Akteure, 
                                                 
313 Pankau, E. (2002), S. 66 ff. 
314 Die Dritt-Sektor-Forschung wird maßgeblich von drei sozialwissenschaftlichen Disziplinen be-
stimmt: die soziologisch orientierte -, die verwaltungs- und politikwissenschaftliche – und die wirt-
schaftswissenschaftlich orientierte Dritt-Sektor-Forschung. 
315 Heinelt (1997). 
316 Habisch, A. (1999), S. 95. 
317 Dieses Projekt wurde seit 1990 unter der Leistung von L. M. Salamon und H. K. Anheier durchge-
führt. In der ersten Projektphase zwischen 1990 und 1995 waren sieben Industrieländer und fünf Ent-
wicklungsländer beteiligt. Später in der zweiten Projektphase beteiligten sich 22 Länder. Das Projekt 
gehört zu den größten internationalen Forschungsvorhaben in den Sozialwissenschaften (Zimmer, A., 
2002).  
318 Anheier, H. K. / Salamon, L. M. (1992), S. 45. 
319 Die Gemeinnützigkeit ist nicht nur ein steuerliches Privileg für besondere Organisationen, die auf 
einem immer größer werdenden europäischen Markt konkurrieren, sondern ist auch ein Gestaltungs-
element der Zivilgesellschaft. Sie steht allen offen, die in gemeinwohlorientierten Bereichen handeln 
und entspricht den Bestimmungen des EU-Vertrages. Gegenwärtig wird das deutsche Gemeinnützig-
keitsrecht überprüft um es entsprechend europarechtlicher Vorgaben zu reformieren. 
320 Der Staat gewährt ihnen zudem im Rahmen der Gemeinnützigkeit steuerliche Vorteile wie die Be-
freiung von der Körperschafts-, Gewerbe-, Grund- und Erbschaftssteuer. Bildungseinrichtungen stellen 
Zuwendungsbestätigungen aus, die sich bei Zuwendungsgebern, neben der persönlichen Anerkennung, 
steuermindernd auf das zu versteuernde Jahreseinkommen auswirken.  
321 Der Überschuss einer NPO darf nur für die Erfüllung der Organisationszwecke verwendet werden., 
d.h. dass ein evtl. monetärer Überschuss ausgegeben werden kann z.B. für zusätzliche Leistungsange-
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um Foren für gemeinsame Anliegen zu organisieren, Missstände aufzuzeigen oder 
Alternativen zu Angeboten traditioneller öffentlich-rechtlicher Organisationen zu 
schaffen. Der zunehmende Druck der leeren Kassen, der Rückzug des Staates aus im-
mer mehr Bereichen und die Unzufriedenheit der Bürger bewirken, dass NPOs mit 
ihren sozialen Zielen an zivilgesellschaftlicher Bedeutung gewinnen.  
 
Ihre gewinnbringenden Angebote stehen im Wettbewerb mit gewinnorientierten Un-
ternehmen.322 Die zunehmend breiter geführte öffentliche Diskussion um den Stel-
lenwert privatrechtlich verfasster NPOs hat zur Folge, dass jede NPO sehr grundle-
gende Überlegungen bezüglich ihres Selbstverständnisses, ihrer Ziele, der Struktur 
und ihrer Aufgaben treffen muss – und ihre Strategien den sozialpolitischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen anpassen sollte.323  
 
1.4. Steuerungsprinzipien des Dritten Sektors 
NPOs besitzen die Fähigkeit, die Effizienz der Wirtschaftsunternehmen mit der Ge-
meinwohlorientierung des Staates zu verbinden und verfolgen idealtypisch wirtschaft-
liche und soziale Ziele. Ein herausragendes Merkmal und Charakteristikum der NPOs 
ist, dass sie im Gegensatz zum staatlichen Sektor, gemeinsam für und mit Bürgern 
oder Personengruppen mit gemeinsamen Interessen zusammenarbeiten. Primär leiten-
de Handlungsprinzipien sind Freiwilligkeit und Kommunikation. Im Gegensatz dazu 
steuern im staatlichen Sektor Hierarchie und Recht, im wirtschaftlichen Sektor Wett-
                                                                                                                                            
bote, Verbilligung der Leistung, Erhöhung der Aufwandsentschädigung, zusätzliche Mitarbeiterschu-
lungen, Investitionen in die Verbesserung der Räumlichkeiten oder Durchführung eines Betriebsaus-
flugs. Sie sind auf Überschüsse angewiesen und bieten deshalb auch bewusst gewinnbringende Produk-
te an.  
322 Staat und Wirtschaft beobachten, inwiefern NPOs als zielorientierte Unternehmen gewinnorientierte 
Tätigkeiten durchführen. Steuerpflichtige Wirtschaftsunternehmen monieren, dass Wettbewerber glei-
che Leistungen anbieten und honoriert bekommen, ohne entsprechende Gewinne zu versteuern. Ebenso 
besteht Erklärungsbedarf, ob Erwachsenen- und Familienbildungsstätten grundsätzlich marktgängige 
Produkte oder Dienstleistungen, die auch durch privatgewerbliche Wettbewerber angeboten werden, 
vor dem Hintergrund ihrer besonderen Finanzierung abrechnen dürfen. Es ist grundsätzlich bei allen 
NPOs legitim und notwendiger denn je, Gewinne aus wirtschaftlicher Tätigkeit als Einnahmen für ihre 
gemeinnützige Tätigkeit zu verwenden. So werden z.B. in den Erwachsenen- und Familienbildungsstät-
ten die Einnahmen des gewinnträchtigen Gesundheitsbereichs für die Subventionierung anderer defizi-
tärer Bereiche verwendet. Vor diesem Hintergrund stehen viele Bildungsstätten vor schwierigen Ent-
flechtungsprozessen. 
323 Die Sektoren sind untereinander nicht abgeschottet oder abgeschlossen, sondern eher als ‚durchläs-
sig’ zu charakterisiert. Angebote von Bildungsstätten werden z.B. zu staatlichen Angeboten  z.B. bei 
Bildungsangeboten für Randgruppen oder privatwirtschaftlich z.B. als Gesundheitskurse für gewinnori-
entierte Unternehmen. Diese Durchlässigkeit der Sektoren lässt eine systematische Erfassung der ein-
zelnen Sektoren problematisch werden.  
 - 115 -
bewerb und Geld und in der Familie /Gemeinschaft persönliche Zuwendung und Be-
wahrung von Identität. Diese Leitprinzipien finden sich im öffentlichen Raum als 
konkurrierende Prinzipien wieder und werden dort relativiert als Prinzip der Koopera-
tion, Solidarität und Hilfsbereitschaft. Das analytische Konzept der Gesellschaft als 
prekärem Gefüge aus verschiedenen Teilsystemen mit unterschiedlichsten konkurrie-
renden und rivalisierenden Ordnungsprinzipien bedeutet für NPOs, dass sie diese 
Prinzipien miteinander ausbalancieren, relativieren, verschränken und sich dadurch 
von den anderen Sektoren absetzen. Demnach liegen im Dritten Sektor ethisch und 
sozial begründete Sinnsetzungen, und die damit verbundene Aktivierung von Motiva-
tionspotentialen als wesentliche identitätsstiftende Faktoren.  
„Dieses zentrale Moment stellt für die Steuerung von Dritt-Sektor-Organisationen eine wesentliche Richtgröße dar 
– nicht zuletzt dadurch, dass sich damit zusätzliche Beschäftigungs- und Leistungsreserven entfalten, die von Mit-
gliedern, Mitarbeitern und Bürgern als normativ sinn- und qualitätsvolle Angebote erlebt und in Anspruch genom-
men werden.“324  
 
Werte und Normen sind dabei wichtige Handlungsbausteine bei der Zusammenarbeit 
und ein geschätztes und erwünschtes Gut. Sie bieten den Maßstab und beeinflussen 
die Einstellung zum Objekt, lenken die Handlung und beeinflussen Entscheidungen. 
Als explizit gemachte Verhaltensregeln ermöglichen Normen Standardisierungen, 
Handlungserwartungen Handlungswiederholungen. Das bedeutet, dass Werte bei der 
Wahl des Eingangs einer sozialen Beziehung, Normen hingegen als Verhaltensregeln 
bei Beziehungen mit anderen Akteuren eine wichtige Rolle spielen. Insbesondere bei 
der Zusammenarbeit mit staatlichen Akteuren bilden Werte einen zentralen Verhand-
lungsgegenstand. Durch das Vordringen marktrationaler Konzepte und staatlichem 
Managerialismus verwandelt sich ein Teil der NPOs und lässt die Organisationsland-
schaft noch uneinheitlicher und bunter werden, wobei grundsätzlich die Gefahr des 
doppelten Funktionalismus besteht.325 Der Dritte Sektor verfügt somit über spezifi-
sche Handlungslogiken und Steuerungsprinzipien.  
„Diese dritte Antriebskraft von und für Menschen schöpft ihre Stärke aus der Uneigennützigkeit oder Gemeinnüt-
zigkeit des individuellen Handelns, aus der Freiwilligkeit des Bürgerengagements (voluntary sector), die unabhän-
gig ist von den Steuerungsprinzipien und Zwängen des öffentlichen oder kommerziellen Sektors (independent 
                                                 
324 Anastasiadis, M. u. a. (2003), S. 6.  
325 d.h. ihre Interessen sind auf unterschiedliche Konstitutions- und Handlungsbedingungen zurückzu-
führen. Sie entwickeln sich nicht zuletzt in politischen Auseinandersetzungen und sind keine abstrakten 
‚Menschheits- oder Naturinteressen’. 
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sector). Was am ‚Markt’ mangels kaufkräftiger Nachfrage nicht produziert wird und was die öffentliche Hand 
mangels Finanzen nicht mehr anbietet, nämlich so genannte öffentliche Güter, das soll – vermehrt – der Dritte 
Sektor erbringen.“326   
 
Neben den Steuerungsprinzipien Markt, Staat und Gemeinschaft existiert ein viertes, 
das Legitimationssystem einer Gesellschaft, in erster Linie die Religion. Ohne Wer-
te327, Religion und Gesinnung, lässt sich keine Gesellschaft legitimieren. Jedes dieser 
vier Steuerungssysteme Markt, Staat, Moral, Ethik328 kann zu einem eigenständigen 
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Abbildung: Die vier sozialen Ordnungen im modernen Wohlfahrtsstaat / Quelle: Opielka M. (2003)  
 
                                                 
326 Neuhoff, K. (1995), S. 234. 
327 Als wesentliches Deutungsmuster der augenblicklichen gesellschaftlichen Situation gilt das Konzept 
des Wertewandels. Klages, H. (1984): Werte können nicht ersetzt werden, sinnvoller ist es, von einer 
Wertedynamik auszugehen. Siehe auch Klages, H. (1988). 
328 Der Begriff ‚Ethik’ leitet sich aus dem griechischen ‚Ethos’, der Gewohnheit, ab und bezeichnet die 
Lehre vom richtigen bzw. guten Handeln. Insbesondere unternehmerisches Handeln bewegt sich in dem 
Spannungsfeld von ethischem Rigorismus und moralischem Opportunismus. Im Gegensatz zum mora-
lisch Richtigen, dem Angepasst-sein an konventionellen Vorgaben der Alltags- und Durchschnittsmoral 
geht ethisches Handeln einen Schritt weiter, indem die Reflexion, ob das, was üblich ist auch wirklich 
gut und richtig ist angestrebt wird. [Honecker (1993), S.250]. 
329 Bei der Betrachtung der vier Optionen stellt sich heraus, dass alle etwas Gutes haben: die Kreativität 
des Marktes kann z.B. von kaum einer anderen Steuerungsform erreicht werden. Auch kann die 
Gleichheitsvision einer ‚nur demokratischen’ Politik erst das abstrakte Ideal der ‚freien Märkte’ durch 
Monopolkontrolle und Umverteilung realistischer  machen. Wie z.B. der Kommunitarismus oder die 
Diskussion um das ‚soziale Kapital’ zeigen, zerstören moderne Gesellschaften ohne Gemeinschaftsför-
derung die sozial-moralischen Untergründe von Markt und Staat. Ohne  ‚generalisiertem Vertrauen’ 
und ohne Erfahrung von Verlässlichkeit und Solidarität funktioniert weder ein Rechtsstaat noch eine 
Marktwirtschaft. „Das Problem der Gemeinschaften ist ihr Partikularismus, ihre Fraktalität, jedenfalls 
von Gemeinschaften unterhalb der Gemeinschaft aller Menschen.“ Opielka, M. (2003), S. 3.    
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Dem Dritten Sektor wird auch die entsprechende Gerechtigkeitsproduktion zuge-
schrieben.330 Die meisten Aktivitäten und Tätigkeiten von NPOs entstehen auf der 
Grundlage ideeller Motivation. Menschen verfolgen dabei ein auf die Gesellschaft 
bezogenes Ziel, dass sie auf der Grundlage von Engagement gemeinsam umsetzen 
möchten.  
 
Durch das zusammenwachsende Europa wird eine Neupositionierung der NPOs ge-
genüber Staat, Markt und Gesellschaft erforderlich. Der Dritte Sektor muss sich zu-
nehmend aus den rein nationalstaatlich geprägten Zusammenhängen lösen, d.h. er 
muss sich als Ausdruck einer zusammenwachsenden europäischen Gesellschaft ver-
stehen und die Demokratisierung Europas unterstützen.  
 
1.6. Lokale ökonomische und beschäftigungspolitische Bedeutung 
Die Stärkung der lokalen und regionalen Ebene wird „…zunehmend als wichtige Per-
spektive bei der Bewältigung der aktuellen Beschäftigungskrise diskutiert.“331 Die 
dezentrale (lokale und regionale) Ebene wird als der Ort wahrgenommen, an dem sich 
öffentliche Politik in besonderem Maße verbindet mit Effizienz-, Effektivitäts- und 
demokratiepolitischen Kriterien. Die besondere Problemnähe dezentraler Organisatio-
nen und die Möglichkeit der Bündelung von Teilpolitiken bei der Verfolgung beschäf-
tigungs- und sozialpolitischer Ziele führen zu besseren Problemlösungsmöglichkei-
ten.332 Hinzu tritt die wachsende Wechselwirkung zwischen regionalen Interaktions-
strukturen und regionaler Wirtschaftsentwicklung. Es lassen sich auf regionaler Ebene 
öffentliche und private Interessen und Bedarfe effizienter aufeinander abstimmen. Die 
unmittelbare politische Verantwortlichkeit ist leichter zurechenbar und die zentrale 
Bedeutung der Partizipation der zivilgesellschaftlichen Akteure ist eher gesichert. 
Auch die Stimulation der ökonomischen Entwicklung, die örtliche Steuerung ökono-
mischer Restrukturierung, das Wachstum der Arbeitsplätzen, die soziale Integration, 
die generelle Steigerung der Lebensqualität der ansässigen Bevölkerung und der Um-
welt können direkt vor Ort bedarfsgerechter geschützt oder verbessert werden. In die-
                                                 
330 Bode, I. (2004). 
331 Evers, A. / Schulze-Böing, M. (1999), S. 941. 
332 Schöning, W. (2001). 
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sem Zusammenhang werden insbesondere NPOs als zentrale Akteure örtlicher Ent-
wicklung benannt. 
 
Die meisten NPOs agieren und entstehen auf lokaler Ebene, seltener auf internationa-
ler. Gerade durch seine lokale Eingebundenheit in das Gemeinwesen bietet der Dritte 
Sektor besondere wirtschaftliche und beschäftigungspolitische Potentiale. Durch die 
Nutzung des ‚sozialen Kapitals’333 können NPOs als lokale Akteure Bedarfe neue 
Dienstleistungsbedarfe bereits frühzeitig erkennen. Sie sind durch regionale Aus-
tauschbeziehungen besonders sensibel für gesellschaftliche Veränderungen und die 
daran gebundenen Bedarfe, die immer vor Ort entstehen und sichtbar werden. Bedingt 
durch die Nähe zum potentiellen Nutzer sind NPOs in der Lage, bedarfsgerechte An-
gebote zu planen, zu entwickeln und die Nachfrage zu erschließen. Bei der Wahrneh-
mung neuer Bedarfe und der Erbringung von Dienstleistungen kommt den NPOs die 
Einbeziehung des unbezahlten Engagements zugute.  
 
 
                                                 
333 Soziales Kapital wird als „Kapital des Vertrauens“ [Immerfall (1996), S. 485.] verwendet, das „alle 
Verhaltensdispositionen von Bürgern umfasst, die Beiträge zu Senkung von Transaktionskosten in 
Wirtschaft und Politik leisten.“[Offe/Fuchs (2001), S, 417].Es besteht die Grundidee, dass Familie, 
Freunde und Bekannte für jede einzelne Person einen wichtigen Wert darstellen, der auf den Einzelnen 
als auch für Gruppen positive Effekte hat. Soziale Netzwerke verursachen aus steuerungs- als auch aus 
demokratietheoretischer Betrachtung positive Wirkungen. Dieser schlichte Ansatz, der die drei konsti-
tuierende Elemente Vertrauen, Verlässlichkeit und Einbindung umfasst, basiert auf einer synergetischen 
Verknüpfung unterschiedlicher Methoden- und Theoriestränge der Sozialwissenschaft. Der Begriff des 
Sozialkapitals fand in kürzester Zeit Eingang in den politischen Exkurs. Gründe dafür sind, dass die 
öffentlichen Haushalte dadurch nicht belastet werden (es ist kostenlos), es vielseitige Einsatzmöglich-
keiten gibt und dass sich der Einsatz von Sozialkapital direkt auszahlt. Sozialkapital wird durch Benut-
zung nicht weniger und vermehrt sich sofort kontinuierlich. Im Gegensatz zum Finanzkapital kann 
nicht aufgenommen oder fehlinvestiert werden und ist zinslos. 
Diese Sozialtheorie geht auf Pierre Bourdieu (1977; 1992) zurück, deren zentrale Bausteine die Kon-
zepte des Habitus, des Feldes und der Kapitalien sind. Soziale Felder stellen den sozialen Raum dar, 
innerhalb dessen Akteure unter dem Einfluss von je und je feldspezifischen (Transformations-)Regeln 
um potentielle Gewinne – d. h. Kapitalien – konkurrieren. Diese Regeln können über Sozialisation auch 
internalisiert, d. h. habitualisiert werden. Kapitalien stellen in dieser Theoriekonzeption eine zentrale 
Machtbase dar, wobei soziale Systeme u.a. durch die ungleiche Verteilung der Kapitalien gekennzeich-
net sind. Bourdieu, P. (1983), S. 186 ff. unterscheidet drei Formen von Kapitalien: 
Ökonomisches Kapital ist in der Form von monetären Mitteln und Eigentumsrechte sehr flexibel ein-
setzbar und weitergebbar. 
Soziales Kapital beinhaltet Beziehungen gegenseitiger Anerkennung und Bekanntschaft und basiert auf 
sozialen Verbindungen und Gruppen- bzw. Klassenmitgliedschaft. Es fungiert als Multiplikator von 
ökonomischem und kulturellem Kapital. 
Kulturelles Kapital schließlich hängt eng mit der Erziehung zusammen und tritt in inkorporierter (d.h. 
dauerhaften Habitusdispositionen), objektivierter (d.h. in Form von Kulturprodukten wie Büchern oder 
Maschinen) und institutionalisierter (d.h. über akademische Titel und Abschlüsse) Form auf. Mayrho-
fer, W. (2001), S. 147.      




1.6 Zivilgesellschaftliche334 Bedeutung 
Die gesellschaftlichen Funktionen des Dritten Sektors sind die Erbringung sozialer 
und kultureller Angebote als auch die Befähigung zur gesellschaftlichen Teilhabe- und 
politischen Gestaltungsmöglichkeit. Gemeinnützig erbrachte soziale Dienstleistungen 
ermöglichen im Rahmen der Daseinsvorsorge die Wahrnehmung sozialer Rechte und 
die Integration der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen und Bürger. NPOs sind 
die Basis zivilgesellschaftlichen Engagements und gesellschaftlicher Entwicklung. Sie 
stellen die Diskussionsplattform dar für Betroffene bzw. für Sozial- und Themenan-
wälte zur Artikulation ihrer Interessen, Probleme und Missstände. Die bewusste Nut-
zung vorhandener bzw. die Schaffung neuer Strukturen stehen zunächst allen offen. 
Durch bürgerschaftliches Engagement entsteht die Möglichkeit, an der Gesellschaft zu 
partizipieren oder diese gegebenenfalls zu verändern.335 Hier kommt dem Dritten Sek-
tor die wichtige Bedeutung zu, Menschen Gelegenheiten zu bieten, den Umgang mit 
                                                 
334 Da es keine allgemein anerkannte Definition der Zivilgesellschaft gibt, fasst Kneer (1997), S. 234f. 
die gemeinsamen Merkmale unterschiedlicher Entwürfe zusammen: 
o „Erstens verweist der Begriff demnach auf die Gesamtheit öffentlicher, d.h. jedem Akteur offen ste-
hender Assoziationen, Vereinigungen, Bewegungen, informeller Gruppen und Zusammenkünfte von 
Bürgern auf freiwilliger Basis.    
o Ein zweites Merkmal ist die Autonomie zivilgesellschaftlicher Einrichtungen, d.h. die Unabhängig-
keit von einem Machtzentrum oder bürokratischen Staatsapparat. 
o Die meisten Konzepte verweisen drittens auf die Pluralität zivilgesellschaftlicher Assoziationen, die 
den Diskurs gerade durch ihre Vielfalt lebendig halten. 
o Alle Konzepte setzen mehr oder weniger explizit Legalität voraus. Zivilgesellschaften stabilisieren 
sich demgemäß nur auf der Basis institutionalisierter Menschenrechte. 
o Fünftens setzen Zivilgesellschaften normativ einen bestimmten Standard ziviler, d.h. gewaltfreier, 
solidarischer und toleranter Verhaltendweisen voraus, der nur durch Instanzen und Mechanismen der 
Selbstkontrolle gewährleistet werden kann. 
o Sechstens wird der Zivilgesellschaft meist utopisches Potential zugeschrieben, wonach sie in ihren 
Strukturen und Diskursen mittels permanenter Infragestellung über einen gegenwärtigen gesellschaft-
lichen Zustand hinausweisen.“ 
335 Hierbei ist zu bedenken, dass für den harten Kern des stärker gemeinschaftsorientierten Lebens ein 
umfassenderes Familienleben mit einer sehr viel größeren durchschnittlichen Kinderzahl als gegenwär-
tig vorhanden, erforderlich wäre. „Die Hinwendung zu gemeinschaftorientierten Kulturen bedeutet für 
die Bevölkerung in individualistischen Kulturen nicht nur die Abwendung von einer Jahrhunderte lan-
gen Entwicklung und von Lebensformen, mit denen sich viele identifizieren. Sie bedeuten zugleich 
einen – wenn auch vorübergehenden – Anstieg der Soziallasten, da während mindestens einer Genera-
tion neben vielen alten Menschen auch wieder eine größerer Zahl von Kindern zu versorgen wäre. Gro-
ße Teile der Bevölkerung dürften sich ohne empfindlichen Druck kaum bereit finden, diese zusätzli-
chen Lasten zu schultern und darüber hinaus noch ein Stück ihrer individualistisch geprägten Individua-
lität aufzugeben.“ Miegel/Wahl (1993), S, 122 f.  
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Normen und Werten, Eigeninitiative oder Solidarität zu erlernen. Diese Basis begüns-
tigt die gesellschaftliche Modernisierung, in der Probleme erkannt und die Öffentlich-
keit für den gesellschaftlichen Wandel mobilisiert werden. 
 
Zivilgesellschaftliche Grundsätze des Dritten Sektors tragen zur Zivilisation  staatli-
cher Politik und wirtschaftlichem Handeln bei. Werden Sektorengrenzen übersprun-
gen, können organisatorische Autonomie und Mehrung des Einflusses zivilgesell-
schaftlicher Energien hineinwachsen in andere Sektoren z.B. durch lokale Netzwerke, 
freiwillige Beteiligung, Unterstützung durch Spenden, Sponsoring oder Corporate 
Cititzenship. Ihre Dritt-Sektor-Funktionsprinzipien wirken interaktiv in allen Sektoren 
durch bürgerschaftliche Beteiligung, lokale Orientierung oder Einbindung in gesell-
schaftliche Netzwerke.  
 
Durch ein vielfältiges Zusammenspiel verschiedener Steuerungs-, Netzwerk- und 
Demokratiekonzepte vollziehen sich bedeutsame Veränderungen, die u.a. als Basis für 
staatliches Handeln dienen oder wie es Putnam beschreibt als „it takes social capital to 
make democraty work“. Diese Entwicklung ist von entsprechend staatlicher Interven-
tion abhängig, denn die Übernahme rein marktökonomischer und managerieller Prin-
zipien des Dritten Sektors würden sich negativ auf die Entfaltung der ‚Zivilgesell-
schaft’ auswirken. Auch die reine Verknüpfung der beiden Konzepte der Zivilgesell-
schaft mit dem des Dritten Sektors wirkt sich problematisch aus, da so die Zivilgesell-
schaft zu sektorialisiert wäre. 
 
1.7 Die zivilgesellschaftlichen Potentiale der Kirche  
Evangelische und katholische Kirchen336 eröffnen aufgrund ihrer Stellung als inter-
mediäre Organisation den Blick auf drei Ebenen sozialer Wirklichkeit:  
„Neben der mittleren Ebene der formalen Organisationsstruktur nimmt das Konzept der ‚intermediären Organisati-
on’ die vorgelagerte Sozial- und Wertestruktur einerseits und die Vernetzung der Organisation andererseits in den 
Blick. Nach unten stehen Kirchen als intermediäre Organisationen in Interaktion mit einer sich wandelnden Mit-
gliedschaft, nach oben sind sie mehr oder weniger eingebunden in das expandierende Netz der anderen Organisati-
onen und der Organisationsgesellschaft.“337  
 
                                                 
336 Im Rahmen dieser Arbeit werden in erster Linie diese beiden Kirchen vertreten.  
337 Glatz-Schmallegger, M. (2002), S.11. 
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Je öfter sich die Kirchen den öffentlichen Problemen stellen, je intensiver ist ihr 
selbstorganisiertes Engagement auf die Vermittlung zwischen öffentlichen Problemen 
und den Instanzen öffentlicher Macht, öffentlicher Mittel und öffentlicher Meinung 
angewiesen.338 Vielfach macht der Zwang des Vermittelns und des Sich-Vermittelns 
Kirchen zu Grenzgängern. Sie befinden sich im Spannungsfeld zwischen der an sozia-
ler Integration orientierten Mitgliedschaftslogik, der an Systemintegration interessier-
ten Einflusslogik und der jeweiligen Ursprungs- und Tradierungslogik. Komplexe 
Vermittlungsleistungen zwischen unterschiedlichen Logiken und sozialen Welten ver-
ursachen die bestehenden Funktions- und Handlungsprobleme.   
 
Der freiheitsbezogene, sich aus der Normsetzung tendenziell zurückziehende Staat 
benötigt jedoch eine Homogenität bildende tragende Kraft, insbesondere in Zeiten, in 
denen die soziale Situation der Menschen gekennzeichnet ist von zunehmender kultu-
reller Heterogenität und religiösem Pluralismus. Zivilgesellschaftliche Akteuren neh-
men Einfluss auf allgemein versprochene faire Verfahren, auf die Erarbeitung morali-
scher Standards, auf die Entwicklung moralischer Potentiale für das demokratische 
Alltagsleben, welches die politisch-moralische Grundlage der modernen Gesellschaft 
stützt. Gläubige Menschen lassen sich von ihren religiösen Überzeugungen und Wer-
ten leiten und tragen die fundamentale Vision vom Guten Leben in sich. Hier kann die 
Kirche ansetzen und zur grundsätzlichen Stärkung und Reproduktion gemeinwohlori-
entierter Tugenden beitragen. Sie kann über Sozialisationsprozesse breitenwirksam 
zivilgesellschaftliche Verhaltenseinstellungen und Engagement bei ihren Mitgliedern 
aktivieren. Kirchen sind nicht so unmittelbar wie die Politik von der Stimmung eines 
Wahlvolkes abhängig. Aufgrund ihrer religiösen Einstellungen können sie auch unbe-
queme Meinungen und Positionen vertreten, die der Zivilgesellschaft helfen, morali-
sche Werte mit der Realität zu verknüpfen. Kirchen können soziale Netzwerke schaf-
fen, bestehende ausbauen, sich direkt an den Debatten der Zivilgesellschaft beteiligen 
und gleichzeitig ihren spezifischen Öffentlichkeitsauftrag sinnvoll erfüllen.  
 
Kirchen übernehmen dabei für Gesellschaft und Politik folgende Aufgaben:           
                                                 
338 Pankoke, E. (1998), S. 255. 
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o Eine wertbegründende Funktion: Kirchen arbeiten daran mit, eine allgemein geteilte Wertbasis zu finden, die der 
gesellschaftlichen Verfassung Sinn und Dauer verleiht. 
o Eine integrierend-legitimierende Funktion: Die Kirchen tragen zur gesellschaftlichen Konsensbildung bei, indem 
sie gemeinschaftsbildend ethisch-sittlich Grundauffassungen für Einzelne und für die Gesellschaft vermitteln. 
o Eine kritische Funktion: Grundlage ist ihr Eintreten für die unverkürzte biblische Botschaft und sie erstreckt sich 
auch auf den sozialen und politischen Bereich. Die Kirche muss Ungerechtigkeiten beim Namen nennen. Der 
Staat ist heute nicht auf christliche Gehalte verpflichtet, daher wird diese kritische Funktion wichtiger. Eine stär-
kere Wahrnehmung dieser Funktionen ist daher ein Zeichen für ein gewachsenes Bewusstsein der neuen Zuord-
nung von Staat und Kirche auf Basis der Religionsfreiheit.  
 Quelle: Böckenförde (1990), S. 167 ff. 
 
Insbesondere in religiösen Organisationen hat das gebundene ehrenamtliche Engage-
ment in den letzten Jahren zu -, in Einrichtungen des Dritten Sektors hingegen abge-
nommen.339 Bürgerschaftlichem Engagement wird in Erwachsenen- und Familienbil-
dungseinrichtungen nur noch wenig Beachtung geschenkt, 340 obschon sie sich als 
Bindeglied zwischen Gesellschaft und dem einzelnen Bürger verstehen sollten. Dritt-
Sektor-Organisationen fördern prinzipiell die aktive Teilnahme und Mitgliedschaft in 
Organisationen und ermöglichen dem Einzelnen Mitsprache und gesellschaftliche 
Teilhabe. Grundsätzlich übernehmen sie dabei wesentliche Integrations- und Soziali-
sationsaufgaben und setzen über den individuellen Nutzen Anreizsysteme und Motive 
für Engagement. NPOs versuchen werteorientierte, gesellschaftlich positiv besetzte 
Ziele zu erreichen. Das bedeutet, dass sie gesellschaftliche Werte bilden, interpretie-
ren und gleichzeitig Menschen motivationale Muster bieten, die auf individuelle Au-
thentizität oder auf konkrete Projekte der Veränderung in der eigenen überschaubaren 
Lebenswelt zielen. 
 
Kirchliche Erwachsenen- und Familienbildungsstätten benötigen, insbesondere durch 
die ‚Probleme staatlicher Steuerungsfähigkeit’341, das bewusste Zusammenspiel zwi-
                                                 
339 Badelt/Hollerweger (2001), S. 22. 
340 „Wesentliche Ursachen hierfür sind darin zu sehen, dass man sich dem Gegenstand einerseits noch 
zu sehr vom traditionellen Ehrenamt her nähert. Andererseits wird auch bei der Erwerbsarbeit eher von 
ihren klassischen Formen ausgegangen und damit Beschäftigung mit einer Tätigkeit in Wirtschaftsun-
ternehmen oder im staatlichen Verwaltungsbereich gleichgesetzt.“ [Priller/Zimmer (2001), S. 157]. 
341 „Der Staat ist konfrontiert mit steigenden Steuerungsanforderungen (Globalisierung von Problemla-
gen, Umweltthematik, Arbeitslosigkeit u.v.m.) bei gleichzeitig sinkenden Steuerungskapazitäten und 
Steuerungsmöglichkeiten, vielfältigen Steuerungsproblemen (Motivations-, Implementations-, Informa-
tions- und Komplexitätsprobleme), die sich aus der zunehmenden Komplexität und Eigendynamik der 
zu beeinflussenden gesellschaftlichen Sektoren ergeben, eine Herausforderung, die gesellschaftliche 
Integration gegen Globalisierungstrends und interne Fragmentierungstendenzen zu bewahren. … (Zum 
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schen den Ebenen der Basis, der Organisationen und der Kirchenleitungen. Eckart 
Pankoke spricht in diesem Zusammenhang von ‚sozialer Selbststeuerung’ und meint 
damit die Gestaltbarkeit der Außenbezüge sozialer Aktionen. Strategien der Selbst-
steuerung setzen auf die Aktivierung von Potentialen der Spontaneität und Kreativität 
von Lernprozessen, also die Fähigkeit, in der verantwortlichen Antwort auf neue Her-
ausforderungen auch sich selbst zu ändern. Entsprechende Personal- und Organisati-
onsentwicklungen zielen also auf das Lernen in Netzwerken und die Vernetzung von 
Lernprozessen. Entwicklung vollzieht sich über die Beteiligung der als Betroffene und 
Beteiligte in vernetzen Lernprozesse einbezogenen sozialen Umwelt.342 Bestehende 
Ursprungs- und Tradierungslogiken kirchlicher Erwachsenen- und Familienbildungs-
arbeit, die u. a. auf religiöse Bezüge, der heiligen Schrift oder der Tradition zurückzu-
führen sind, dienen als bewusste kreative Strategie der Gestaltung der Umweltrelation 
im Sinne der sozialen Selbststeuerung. „In der Perspektive der Selbststeuerung wer-
den Umwelteinflüsse nicht ohnmächtig als Zwang zur Anpassung oder Rückzug hin-
genommen, sondern die für die Organisation relevante Umwelt wird prinzipiell als 
gestaltbar und veränderbar gesehen.“343 Dieser Anspruch fordert die Umorientierung 
von der Teilnehmerverwaltung hin zu einer Steuerung von Feldern zur Gestaltung der 
Umweltrelationen, von der Öffnung der Einrichtungen und den reflexiven und offenen 
Umgang mit Außenbeziehungen.  
 
„Vielleicht sind Kirchen in unserer Zeit nördlich der Alpen zu wenig veränderungs- 
und lernbereit, zu sehr verliebt in das Erhalten von Institutionen. Doch Strukturen – so 
nötig sie sind – werden weder apostolischen Geist noch Freude am Glauben brin-
gen.“344 Für leitende Kirchenverantwortliche fordert E. Pankoke deshalb: 
                                                                                                                                            
Ausgleich der staatlichen Steuerungsprobleme)… beteiligen sich nicht-staatliche intermediäre Instituti-
onen wie z.B. Verbände und wissenschaftliche Beratungseinrichtungen in der Realität nicht mehr nur 
an der politischen Willensbildung, sondern partizipieren vielfach im Prozess der Erkennung von Prob-
lemfeldern, der Politikformulierung und –umsetzung. [Messner in Altvater / Brunngräber (1997), S. 29 
ff.] (Die Handlungsfähigkeit des Staates kann) …oft nur durch eine enge Verzahnung der beteilten 
politischen Institutionen einerseits, von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft andererseits erreicht werden, 
durch die die Verbände Akzeptanz und Gefolgschaft zusagen, zudem auch das Wissen und die Informa-
tionen generieren und bereitstellen, die der Staat für seine Steuerungsaufgaben benötigt. [Lahusen, Ch. 
(1998), S. 417].  
342 Pankoke, E. (1998), S. 265. 
343 Pankoke, E. (1998), S. 266. 
344 Cordes, Josef (Kurienerzbischof), (27.02.2006), S. 2.   
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Flexibilität und Reflexivität, um gegenüber einer komplexen und turbulenten Umwelt systembildend handeln und 
planen zu können … . Diese Überlegung gibt Anschluss an moderne Steuerungstheorien, welche für diese Wech-
selwirkung von Systembeobachtung und Selbstbeobachtung einen neuen Steuerungsmodus herausarbeiten, die 
Steuerung durch reflexive Kommunikation, etwa durch Supervision (vgl. Willke, 1987)    
Quelle: Pankoke in Stachwitz 1998, S. 264 
     
Das bedeutet, dass die Akteure ihre konkreten Schritte an den Optionen der Erwach-
senen bzw. Familien, der Kirche und der hochkomplexen Umwelt ausrichten. Hierzu 
benötigen sie Unterstützung, die sie zur reflexiven Selbststeuerung befähigen. Hinzu 
tritt die Forderung an den Staat, förderliche und aktivierende Rahmenbedingungen für 
NPOs zu schaffen.   
Im Sinne einer „Intervention in autonome Systeme“ (Willke, 1987) verweisen neuere steuerungstheoretische Ana-
lysen politischer Systembildung auf Strategien kontextueller Steuerung. Das heißt, dass komplexe Problemlagen 
nicht mehr durch vereinfachende Ausrichtung auf einseitig diktierte Zielvorgaben reduziert werden können. Eher 
ginge es darum, die Selbststeuerung von Problemlösungen organisatorisch und institutionell dadurch zu ermögli-
chen und zu befördern, dass kontextuelle Rahmenbedingungen vorgegeben werden, die für diskursive und partizi-
pative Suchprozesse offen sind. Institutionelle Rahmungen in den Verfahren zur Ausgestaltung ordnungspolitischer 
Prinzipien der Subsidiarität oder auch den offenen Foren und runden Tischen öffentlicher Partizipations- und Me-
diationsprozesse. 
Quelle: Pankoke, E. (1998), S. 268 f. 
 
Dabei geht es um Bürgernähe und Bürgerteilnahme und um die Vernetzung der Ein-
zelnen, Familien, Vereine, Einrichtungen, Unternehmer, Politiker, Ämter, Förderungs-
formen usw., die neue Kooperationsformen erproben und reflektieren. Kirchen bauen 
so Brücken zwischen benachteiligten und starken Gruppen, mit dem Ziel, neben der 
vertikalen auch die horizontale Integration zu fördern.  
„Hierzu sind Mechanismen zu entwickeln, um Benachteiligte in die formalen Systeme der Finanzen, des Bil-
dungswesens und der Regierung einzubeziehen, die Inklusion durch Bewusstseinsbildung zu fördern, Zugang zu 
wirtschaftlichen Ressourcen zu schaffen und Brücken über die Gruppen hinweg in verschiedenen Bereichen zu 
bauen auch durch Training und Mentoring für Benachteiligte für Interaktionen mit staatlichen Stellen.“345   
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten erhalten durch die Unabhängigkeit ihrer 
Akteure Innovationspotential für eine neue Bedeutung staatlichen und kirchlichen 
Handelns. Für die Umsetzung ihrer sozialanwaltschaftliche Funktionen benötigen sie 
weitreichende Autonomie im Sinne einer sozialen Selbststeuerung, die durch förderli-
che Rahmenbedingungen durch Staat und Kirche zu flankieren ist. Hinzu treten die 
                                                 
345 Narayan 1999, S. 36 
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Mechanismen des Marktes, die ebenfalls die Strukturen, Leistungen und Abläufe der 
Bildungsarbeit prägen. Die strategische Planung der sozialen Selbststeuerung zwi-
schen Mission und Ökonomie setzt folgendes voraus: 
Damit die verstärkte Orientierung an ökonomische Erfordernisse nicht zur Preisgabe der Identität und damit zur 
schleichenden Aushöhlung des Dritten Sektors führt, ist ein ausdrückliches Zielbewusstsein notwendig… Wer sich 
keine Gedanken über die eigentlichen, also die ihm eigenen Ziele macht, wer keine Prioritäten setzt, der wird in 
Zeiten knapper Kassen nur eine phantasielose und verantwortungslose Leistungsreduktion vornehmen. Gefragt ist 
aber eine zielbewusste Leistungsselektion, die sich bewusst bleibt, welche Leistungen besonders notwendig sind 
(notwendig im buchstäblichen Sinne) und für welche Leistungen die eigene Verbandsarbeit besonders kompetent 
ist.   
Quelle: Hauser, A. (1998), S. 219. 
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten haben große Schwierigkeiten, ihre eigene 
Mission bzw. klare Ziele zu formulieren. Insbesondere die Planung der sozialen 
Selbststeuerung zwischen Mission und Ökonomie in einer sich permanent verändern-
den hochkomplexen Umwelt fordert stets die Erneuerung und Konkretisierung des 
Zielbewusstseins.   
 
Vor diesem Hintergrund besitzen Kirchen sehr hohe Potentiale für zivilgesellschaftli-
ches Handeln. Zivilgesellschaft benötigt den Raum zwischen Einzelnem, Markt und 
Staat. Insbesondere die Unterstützung der Beziehung zwischen Staat und Öffentlich-
keit ist die Grundlage für zivilgesellschaftliches Handeln. Kirchen können die Prob-
leme Erwachsener und Familien nicht nur individuell sondern auch strukturell lösen. 
Sie erhalten von den Betroffenen das erforderliche Wissen um die Folgewirkungen 
der verursachenden wirtschaftlichen und politischen Strukturen und können mit diesen 
Informationen aktiviertes Handeln erwirken. Gleichzeitig verfügen sie über autonome 
Letztbegründungen für gesellschaftliches Engagement. Durch Einrichtungen wie Er-
wachsenen- und Familienbildungsstätten können sie öffentliche ethische Diskussionen 
um ihre Vision vom guten Leben schaffen. Bildungsstätten genießen durch die finan-
zielle Unterstützung der Kirchen eine relativ größere Unabhängigkeit vom wirtschaft-
lichen Druck. Kirchen treten an dieser Stelle in eine Doppelfunktion. Einerseits unter-
stützen sie Erwachsene und Familien, andererseits werden entstehende Forderungen 
von Kirchenleitungen aufgegriffen und öffentlich verstärkt, was in seiner Wirkung 
über die materiellen Ressourcen hinausgeht. Zudem eröffnen Kirchen Kompetenzen 
durch lebensweltliches Wissen und Reflexion überindividueller Problemursachen. Sie 
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sind nicht primär berufsständisch oder herkunftsbezogen und können so leichter grup-
pen- und schichtsübergreifend Benachteiligte einbinden. Die Potentiale der Kirchen 
werden bislang noch nicht hinreichend bewusst genutzt.  
 
Insbesondere durch die Globalisierung erhält die Kirche den Auftrag, die Vor- und 
Nachteile der Europäisierungs- und Globalisierungsprozesse im Sinne einer proeuro-
päischen Bildungsarbeit gegeneinander abzuwägen und ein realistisches Bild der da-
mit einhergehenden Entwicklungschancen zu vermitteln. Kirchen treten für die religi-
ösen und kulturellen Werte, die sich mit der je eigenen Nationalität verbinden, ein und 
überzeugen die Menschen von der Notwendigkeit einer länderübergreifenden Zusam-
menarbeit.  
 
1.8 Die Bedeutung von Vertrauen und Transparenz  
Die im April 2005 veröffentlichte Stifterstudie der Bertelsmannstiftung belegt, dass 
die meisten deutschen Stifter kein Vertrauen in gemeinnützige Organisationen ha-
ben.346 Auch die Bindung Ehrenamtlicher in Einrichtungen ist schwierig.347 NPOs 
seien durch moralische Fehltritte oder dem kriminellen Umgang mit Spendengeldern 
in die Schlagzeilen geraten. Es fehlen staatliche Vorgaben348 für die Bereitstellung 
von Informationen, d.h. die Transparenz der NPOs. Organisatorisch kann zwischen 
Misstrauens- und Vertrauensorganisation/kultur unterschieden werden: 
Misstrauensorganisation  Vertrauensorganisation 
1. Technisches Paradigma Vorherrschendes Paradigma Systemisches Paradigma, Organisa-
tion als ‚lebendes’ System, lernende 
Organisation 
Organisation als leblose Maschine 
2.Mensch als überwachungsbedürf-
tiger, mechanischer Aufgabenträger 
Vorherrschendes Menschenbild Mensch als autonom handelnder, 
selbstverantwortlicher Mitarbeiter 
3. Organisation zur Kontrolle des 
Leistungspotentials der Mitarbeiter, 
ausgeprägte Fremdkontrolle  
Der Organisation zugedachte 
Aufgaben 
Organisation zur Aktivierung des 
Leistungspotentials motivierter 
Mitarbeiter, Eigenkontrolle 
4. Zentralistische Hierarchie, Silo-
Organisation, Typ Fremdorganisa-
Gestaltung der Organisation Flache Hierarchie, Prozessorganisa-
tion bis dezentrale Netzwerke, Typ 
                                                 
346 Timmer, K. (2005), S. 66. 
347 siehe auch John, R. (2004): Vertrauen in Organisationen sozialen Engagements. IPP-Arbeitspapiere 
–N. 2. www.ipp-muenchen.de  
348 Viele NPO sind sogar bei der Verweigerung von externen Auskünften von der geltenden Rechtspre-
chung geschützt. Walz, W. R. (2004), S. 1. 
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tion Selbstorganisation 
5. Hohe Arbeitsteilung und Spezia-
lisierung 
Spezialisierungsgrad Ausgeprägtes Generalistentum 
6. Hohe Dichte; Überfluss an De-
tailregelungen birgt die Gefahr 
bürokratischer Erstarrung 
Regelungsdichte Geringe Dichte; Beschränkung auf 
generelle Werte und Normen bietet 
Handlungsspielräume und Flexibili-
tät 
Information offen zugänglich, 
Kommunikationsfluss in alle Rich-
tungen 
7. Information vorgefiltert in star-
ren top-down-
Kommunikationskanälen 
Information und Kommunikation 
Kooperativ-partizipativ; Führungs-
kräfte sind Vorbilder, Facilitator, 
Kultivateure 
8. Autoritär-pateriachalisch; Füh-
rungskräfte sind Macher und 
Kommandeure 
Führungsstil 
Flexibilität und Entwicklung; För-
derung von Innovation, Qualitäts-
steigerung und Kreativität im ganz-
heitlichen Ansatz. 
9. Stabilität und Ordnung: Aufspü-
rung von Rationalisierungspotentia-
len im mechanistischen Ansatz 
Eingesetzte Mittel zum Erfolg 
Quelle unbekannt 
Vertrauen reduziert Komplexität, verstärkt sich durch Gebrauch und schafft Hand-
lungsmöglichkeiten für das System. Der gezielte Vertrauensaufbau ist nur durch 
transparente Kommunikation von Information und konsistentes Verhalten der Organi-
sation möglich.349 Fehlt Transparenz über die Tätigkeiten der Organisation, so wird 
ihre Leistung schnell angezweifelt. Fehlt beispielsweise das Vertrauen der Teilneh-
mer, der öffentlichen, kirchlichen oder ehrenamtlichen Förderer dahingehend, dass 
Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen auch unübersichtliche Situationen 
erfolgreich meistern können, so fehlt ihnen die Handlungsgrundlage. 
 
Individualisierungstendenzen und sich wandelnde Werte tragen dazu bei, dass die 
positiven Bindungen der Menschen in NPO und somit die Ressource Vertrauen immer 
weniger als selbstverständlich betrachtet werden können. Traditionen und Werte ver-
lieren an gesellschaftlicher Bedeutung. Langjährige Spender werden zu sprunghaften 
Krisenspendern und tradiertes Ehrenamt zu kurzfristigem, flexiblem Engagement.350 
NPOs müssen sich auf das Nachlassen sozialer Bindungen und auf geänderte  Enga-
gementformen einstellen und sind gefordert, Förderer, Referenten, Ehrenamtliche 
usw. stärker an sich zu binden. Das erreichen sie durch die Stärkung des Vertrauens. 
                                                 
349 Luhmann, N. (1968). 
350 Holewa, M. / Dettmann, J. (2001), S. 150. 
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Dabei ist Vertrauen die wichtigste Ressource eines sozialen Systems: 
Ziel: Engagement ermöglicht langfristige Identifikation mit der Bildungsstätte    
Enga-
ge-
Vertrauen führt zu 
Engagement 
Überzeugungen sind die Basis für 
Vertrauen gegenüber der Bildungs-
stätte 
Meinungen werden zu stabilen Überzeugungen 
Kenntnisse ermöglichen eine fundierte Meinungsbildung 
Informationen vermitteln Kenntnisse über die Arbeit der gemeinnützigen Bildungs-
stätte 
 
Transparenz bedeutet zunächst, vorab Informationsdruck zu reduzieren.  
Interessengruppe Transparenzanforderung 
Spender / Stifter Nachweis über effiziente und sparsame Mittelverwendung. 
Einhaltung der Zweckbestimmung. 




Überprüfung der Interessenwahrung. 
Verwendung der Mitgliedsbeiträge / Kirchensteuern 
Haupt- und Ehrenamtliche Information über ‚ihre Einrichtung’ zur Motivation und Integration.  
Staat Nachweis der Mittelverwendung und Zweckbindung. 
Überprüfung und Einhaltung rechtlicher Vorgaben. 
Informationen zum Schutz der Allgemeinheit und Steuerzahler. Öffentlichkeit / Medien 
Schutz gegen unlauteren Wettbewerb. Andere Bildungsanbieter 
Einschätzung der Konkurrenz. 
Information zur Qualitätssicherung der Leistungserbringung. Teilnehmer 
Abbildung: Transparenzanforderung an Erwachsenen- und Familienbildungsstätten351
                                                 
351 angelehnt an: Dobbertin, Stefanie (2005), S. 19.  
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 NPOs haben eine Vielzahl verschiedener Interessen- und Anspruchsgruppen, gegen-
ährend sich Förderer in den USA und Großbritannien bereits seit vielen Jahren unter 
                                                
über denen sie verantwortlich sind:Spender, Stifter oder Ehrenämtler spielen eine im-
mer wichtiger werdende Rolle in der Erwachsenen- und Familienbildung. Besonders 
Stiftungen352, häufig als institutionelle Förderer, haben Interesse daran, mit der Höhe 
der Zuwendung die Einrichtung und deren Zweckerfüllung bzw. die Erhaltung des 
Stiftungsvermögens mit besonderen Auflagen zu bedenken wie z.B. die Informations-
pflicht über die zweckgerichtete Verwendung durch Finanzberichte oder Jahresab-
schlüssen. Auch (Förder-) Mitglieder, die Mitgliedsbeiträge zahlen oder ehrenamtliche 
Aufgaben übernehmen, möchten über die Verwendung der Leistungen bzw. über die 
Einhaltung der Satzung die Wahrung ihrer Interessen prüfen. Staat und Kirche haben 
Anspruch auf Informationen über die effiziente und vertrauensvolle Mittelverwendung 
und Zweckbindung in Bezug zum Zuwendungsrecht als auch im Rahmen des Ge-
meinnützigkeits- und Steuerrechts, des Rechts auf öffentliche Auftragsvergabe, des 
Arbeits- und Sozialrechts und weiterer Gesetze und Verordnungen.353 Öffentlichkeit 
und Medien stellen ein wichtiges Kontrollinstrument dar. Sie informieren oder bekriti-
sieren die Arbeit der NPOs. Sie berichten dem Steuerzahler über die Verwendung 
seiner Steuergelder. Presse, Rundfunk und Fernsehen sind neben dem eigenen Repro-
duktionsstreben daran interessiert, Bürger über Organisationen des Dritten Sektors zu 
informieren, wobei zu bedenken ist, dass Medien zunehmend mehr über Misserfolge 
als über Positives berichten.  
 
W
dem Begriff ‚Accouttability’354 im gemeinnützigen Internetinformationsportal ‚Gui-
deStar’ über NPOs informieren können, bemühen sich in Deutschland einige Organi-
 
352 Und hier sind es die Destinatäre, die als vorgesehene Personen vom Stifter in der Verfassung als 
rden. Ob Destinatäre jedoch einen Anspruch auf 
 verhin-
d Transparenz - responsibility und accountabili-
Begünstigte des Stiftungsvermögens eingesetzt we
Leistungen oder Informationen der jeweiligen Stiftung haben, ist von deren Satzung abhängig. 
353 Betzelt, S. (2000), Ettel, M. / Nowotny, Ch. (2001). 
354 In den USA oder Großbritannien wird durch Transparenz u. a. auch Missbrauch bei NPOs
dert. Amerikaner benutzen die Worte Verantwortung un
ty. Mit Responsibility ist die Verantwortung gemeint, die jeder dem anderen gegenüber hat. Accoutabi-
lity ist dagegen die Eigenverantwortlichkeit, und beinhaltet die Rechenschaft anderen gegenüber für 
Handlungen, mit denen jeder einzelne direkt oder indirekt auf andere einwirkt. „Accoutability betrifft 
die ethische Selbstdisziplin, die Entwicklung allgemein anerkannter Verhaltensstandards und die unbe-
dingte Offenlegung und Rechtfertigung aller Aktivitäten gegenüber Befürwortern im organisatorischen 
und missionarischen Rahmen.“ Lawry, R. P. (1993), S. 173.    
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sationen wie z.B. der Deutsche Spendenrat in Bonn oder das Deutsche Zentralinstitut 
für soziale Fragen (DZI) in Berlin. Aufgrund fehlender gesetzlicher Vorgaben können 
NPOs sich dort freiwillig unter bestimmten Kriterien der Öffentlichkeit präsentieren. 
 
Eine Möglichkeit der Präsenz gemeinnütziger Einrichtungen bietet die Nutzung von 
egitimationsprobleme gemeinnütziger Organisationen bedürfen heutzutage mehr als 
wendig.  
Nonprofit-Internetportalen mit ihren speziellen Verzeichnissen, in denen sich die Ein-
richtungen mit ihren Projekten kostenlos registrieren lassen können. Potentielle Spen-
der und Förderer können sich auf diesen so genannten Charity-Portalen355 informie-
ren. Freiem, haupt- und ehrenamtlichem Personal in gemeinnützigen Einrichtungen 
fehlen häufig extrinsische Anreize. Durch umfangreiche Information entsteht psycho-
logisches Interesse an Attraktivität und Leistung der Einrichtung. Sie möchten die 
Effektivität ihrer Arbeit erkennen und sich mit ihrer Rolle in der Einrichtung identifi-
zieren. Teilnehmer und Andere haben Interesse an Informationen über die Qualität 
und die Quantität der Leistungen als auch über die Liquidität der Einrichtung. 
 
L
das Vertrauen in altruistisches Handeln, welches sich allein aus seinen missionari-
schen Grundsätzen ableitet. Sie benötigen öffentliches Vertrauen. Verantwortungsvol-
le Organisationen veröffentlichen rechtzeitig relevante vertrauenswürdige und aussa-
gekräftige Informationen und legen so Rechenschaft über ihre Arbeit ab. Das oberste 
Ziel ist dabei, den Menschen durch Angebote eine bessere Lebenssituation zu ermög-
lichen. Zur Erreichung dieses übergeordneten Ziels werden zur Sicherung der Zah-
lungsfähigkeit finanzwirtschaftliche (Formal)Ziele verfolgt. Das bedeutet, dass NPOs 
weiter gefasste Ziele verfolgen als gewinnwirtschaftliche Profit-Unternehmen. Sach-
ziele zu messen und zu evaluieren ist grundsätzlich umfangreicher und schwieriger als 
reine Gewinnziele, da neben outputorientierten Faktoren auch die Wirksamkeit (Out-
come) der Bildungsarbeit im Sinne einer Leistung zu berücksichtigen ist. Durch den 
Rückgang staatlicher und kirchlicher Förderungen bei gleichzeitiger Aktivierung Bür-
gerschaftlichen Engagements wird auch die Umkehr  der Finanzierung vom ‚Gieß-
kannenprinzip’ hin zur ‚Selbstverantwortlichkeit’ durch Spendenfinanzierung not-
                                                 
355 z.B. www.gute-tat.de ; www.helpdirect.org  
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 2.10 Zwischenbilanz: Einrichtungen des Dritten Sektors können die Funktions-
rinzipien von Staat, Markt und Gemeinschaft verbinden. 
irtschaft, die in erster 
p
Der Dritte Sektor vermittelt verschiedene Prinzipien und ist deshalb grundsätzlich 
prekär und zunehmend heterogen. Im Unterschied zur Marktw
Linie von ökonomischen Nutzerdenken geprägt ist oder zum Bereich der Gemein-
schaft, der ohne persönliche Zuwendung nicht funktionieren würde, ist der zivilgesell-
schaftliche Bereich zunehmend ungesichert und gefährdet. Immer öfter halten markt-
rationale Konzepte Einzug in die Praxis der NPOs. Viele verwandeln sich in ein 
Patchwork, in ein Nebeneinander von Einrichtungen, die sich dem marktrationalen 
Handeln verpflichten, dem Staat unterordnen oder soziale Ziele mithilfe freiwilliger 
Mitarbeit realisieren. Dies ist ein Zeichen dafür, dass es heute kaum noch Grenzen 
zwischen staatlicher Verwaltung, freien Trägern oder betrieblichen Organisationen 
gibt. Das bedeutet aber auch, dass Funktionsprinzipien, die traditionell mit dem Drit-
ten Sektor verbunden werden wie z.B. die aktive bürgerschaftliche Beteiligung und 
Kooperation, die zivilgesellschaftliche Bedeutung der Kirchen, lokale Orientierung 
und Einbindung in gesellschaftliche Netzwerke nun quer durch die Sektoren wirken. 
Die zukünftige Arbeit des Dritten Sektor vollzieht sich immer mehr in interaktiven 
und sektorenüberschreitenden Netzen und Projekten, die in den verschiedensten Poli-
tikfeldern mit entsprechenden Steuerungs-, Netzwerk- und Demokratiekonzepten und 
Merkmalen verbunden sind. Problematisch sind dabei die fehlenden Sicherheiten, 
Perspektiven und Rahmenbedingungen des Dritten Sektors, die in der Vergangenheit 
entscheidend von den Interventionen von Staat und Politik geprägt wurden.  
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Soziales Kapital356 und der Dritte Sektor sind abhängig von staatlichen und kirchli-
chen Interventionen. Wenn NPOs lediglich als Dienstleistende betrachtet werden, die 
eng beschriebene Ziele mit einem maximalen Output bei einem minimalen Input bele-
gen müssen, wird gleichzeitig verhindert, dass diese Träger ihre potentielle Rolle als 
Integratoren und Bildner von vertrauensgestützen Netzwerken und der Aktivierung 
der Beteiligung anstreben und wahrnehmen. Der Dritte Sektor ist im Kontext der Aus-
einandersetzungen um Bestand und Stärkung von Zivilgesellschaft ein spezielles und 
wichtiges, aber nicht das einzige Feld.  
 
Gestaltungsansätze im Dritten Sektor müssen dementsprechend sektorenübergreifend 
die Qualität von Netzwerken und Steuerungsmechanismen betreffen, die die Wirt-
schaft, den Dritten Sektor als auch staatliche Strukturen berücksichtigen. Besonders in 
einer Situation, in der die gemeinsamen Probleme der Sozialwirtschaft diskutiert wer-
den, ist es im Gegensatz zu den verschiedenen Konzepten privatwirtschaftlicher, freier 
und kommunaler Träger wichtig, das Spezifische oder das Profil einer Dritten-Sektor-
Ökonomie zu formulieren. Dabei kommt es auf den kulturellen, politischen, sozialen 
und historischen Kontext an. So wird z.B. eine hochgradig lokal eingebundene und 
vernetzte Wirtschaft, in der sich die Akteure ihrer Stadt oder Region verpflichtet füh-
len, anders handeln, sensitiver für soziale und kulturelle Rahmensetzung sein bzw. 
                                                 
356 Die sozialen Beziehungen als Handlungsressourcen werden durch die Theorie des sozialen Kapitals 
von Pierre Bourdieu (1983), James S. Colemann (1988) oder Robert D. Putnam (1993) beschrieben. Im 
Grundsatz vertreten sie die Auffassung, dass Akteure sich Vorteile durch bestimmte Beziehungen ver-
schaffen können. Dabei ist soziales Kapital nicht an eine Person sondern an Beziehungsstrukturen ge-
bunden. Durch sie wird es aufgebaut oder kann durch ihre Veränderungen zerfallen. „Soziales Kapital 
wird über seine Funktion definiert. Es ist kein Einzelgebilde, sondern ist aus einer Vielzahl verschiede-
ner Gebilde zusammengesetzt, die zwei Merkmale gemeinsam haben. Sie alle bestehen nämlich aus 
irgendeinem Aspekt einer Sozialstruktur, und sie begünstigen bestimmte Handlungen von Individuen, 
die sich innerhalb einer Struktur befinden. Wie andere Kapitalformen ist soziales Kapital produktiv, 
denn es ermöglicht die Verwirklichung bestimmter Ziele, die ohne es nicht zu verwirklichen wären. 
Wie auch physisches Kapital und Humankapital ist soziales Kapital nicht völlig fungibel, sondern nur 
fungibel im Hinblick auf bestimmte Tätigkeiten. Eine bestimmte Form von sozialem Kapital, die be-
stimmte Handlungen begünstigt, kann für andere Handlungen nutzlos oder sogar schädlich sein. Anders 
als andere Kapitalformen wohnt soziales Kapital den Beziehungsstrukturen inne. Es ist weder Individu-
en noch materiellen Produktionsgeräten eigen“ [Coleman, (1991), S. 392]. Das soziale Kapital einer 
Region bemisst sich an dem Grad des generalisierten Vertrauens, der Aufmerksamkeit, die Individuen 
für soziale Belange entgegen bringen und dem Grad der Verteilung von Mitgliedschaften in sekundären 
Assoziationsmustern, die sich von Familienstrukturen einerseits, aber auch den formalisierten Struktu-
ren politisch-strategischer und ökonomisch-kommerzieller Organisationen unterscheiden. [Heinze, R.G. 
(2003), S. 2]. Soziales Kapital übt einen Multiplikatoreneffekt auf das tatsächlich verfügbare Kapital 
aus. Ohne das Bestreben nach Profit ist keine solidarische Gruppenbindung möglich. Andererseits ist 
davon auszugehen, dass, je umfangreicher Sozialkapital werden soll, desto höher die Kosten sind, die in 
der Beziehungsarbeit aufgebracht werden. 
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sich stärker für lokale Bedürfnisse einsetzen als eine weltweit operierende Kette. Das 
bedeutet, dass z.B. die Form der Stärkung der ‚lokalen Ökonomie’357 ein Zugang ist, 
um wirtschaftliches Handeln nicht nur nach allgemeinen Ordnungsprinzipien zu regu-
lieren, sondern auch zu zivilisieren. Ein Beispiel für die praktische Umsetzung wären 
pluralistisch zusammengesetzte Vorstände oder Aufsichtsräte in Unternehmen. Diese 
könnten die soziale Bindung des jeweiligen Unternehmens sicherstellen, sodass sie 
z.B. bei der Formulierung der Unternehmensziele einen Interessenausgleich zwischen 
Interessen der Belegschaft des Unternehmens, kommunal-politische Interessen und 
den Interessen der Nutzer bzw. Zielgruppen erreichen. Zu bedenken ist aber, dass die 
Selbsttransformation z.B. der Bildungseinrichtungen in Holdings von Unternehmen 
bzw. der Kommunen einen erheblichen Machtzuwachs für diese darstellen würde.             
 
Durch Tendenzen der Gesetzgebung als auch durch die zunehmende Einbindung der 
Bundesrepublik in die Europäische Union wird die Orientierung an marktwirtschaftli-
chem Verhalten eingefordert.  Die zunehmende Marktorientierung und ökonomische 
Zweckrationalität steht immer häufiger in einem Widerspruch zur Fachlichkeit und 
behindert die notwendige Entwicklung professioneller Standards. Ökonomisierung 
und Professionalisierung stoßen zunehmend auf Kritik in den Milieus. Kirchenge-
meinden fordern die stärkere zivilgesellschaftliche Rückbindung des Dritten Sektors 
an die Kirche bzw. an die Kirchengemeinde. Der Ausbau professioneller Dienstleis-
tungen im Dritten Sektor kann zu einer Entwertung bzw. Abschwächung der ‚natürli-
chen’ Hilfesysteme wie die Familie oder die Nachbarschaft, das Ehrenamtes und der 
Motivation zu bürgerschaftlichem Engagement führen.        
 
2. Die Rolle des Sozialstaates 
                                                 
357 Die ‚Lokale Ökonomie’ befasst sich mit dem Ort als Wirtschaftseinheit, d.h. Orte sind mehr als 
Standorte. Sie sind der Lebensmittelpunkt einer bestimmten Bevölkerung (soziale Dimension) und 
befinden sich in einer bestimmten natürlichen Umgebung (ökologische Dimension). Zudem haben sie 
eine bestimmte Tradition und Geschichte (kulturelle Dimension). Die Begriffe ‚Lokale Ökonomie’  und 
‚Dritter Sektor’ sind beide noch nicht eindeutig bestimmt. Sie ähneln sich jedoch darin, dass sich beide 
zu den nicht gewinnorientierten als auch nicht-staatlichen Aktivitäten  zählen. „Das Erfolgsgeheimnis 
liegt in der Stärkung ‚lokaler Kreisläufe’, die dafür sorgen, dass Arbeit am Ort entsteht und die Ein-
kommen am Ort zirkulieren. Birkhölzer, K. (26.07.05). www.stadtteilarbeit.de  
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Organisationen des Dritten Sektors, in diesem Fall die der Erwachsenen- und Famili-
enbildung, sind organisatorisch vom Staat ‚unabhängig’. Gleichzeitig sind viele358 von 
ihnen auf seine öffentliche Förderung angewiesen. Deshalb ist der Blick auf die Ent-
wicklung des Sozialstaates von großer Bedeutung. 
 
Die politische Situation ist in erster Linie durch den Umbruch gesellschaftlicher Or-
ganisations- und Steuerungsmuster gekennzeichnet: Zunehmend verliert der Staat, 
bedingt durch die zunehmende Komplexität von Problemlagen359 und der funktiona-
len gesellschaftlichen Ausdifferenzierung, an Gestaltungsspielräumen. Kennzeichen 
der pluralistischen Demokratie sind die vielfältigen gesellschaftlichen Interessen bzw. 
die für sie eintretenden Gruppen wie z.B. Kirchen, Naturschutzorganisationen, Ver-
bände, Parteien, die miteinander um Geltung und Einfluss rangeln. Dabei bleiben sie 
autonom und gleichberechtigt und treten zunehmend in Kontakt, was durch die Neuen 
Medien begünstigt bzw. behindert360 wird. Globale Problemstellungen führen zu  Be-
deutungszuwächsen internationaler Politiksteuerung. Die Grenzen der nationalen Poli-
tiksteuerung werden deutlicher – der Staat ist nicht mehr zentrale Steuerungsinstanz. 
Stattdessen werden politische Entscheidungsstrukturen zunehmend von einer Domi-
nanz informeller, dezentraler Beziehungen zwischen einer zunehmenden Zahl kollek-
tiver Akteure geprägt.361 Die staatliche Einflussnahme auf solche Formen der gesell-
schaftlichen Selbstregulierung ist dadurch gekennzeichnet, dass der Staat die Spielre-
geln und somit das Kräfteverhältnis der Akteure modifiziert. Hierdurch kann er die 
Verhandlungsergebnisse beeinflussen, zumal er die Führungsrolle behält.362 Die Rolle 
des Staates reduziert sich dabei auf die Aufgabe der Situationsdefinition, wodurch 
                                                 
358 Die Johns Hopkins – Studie spricht in diesem Zusammenhang von 64%. 
359 Neben die Hauptprobleme des Kapitalismus wie z.B. Arbeitslosigkeit, Umweltverschmutzung, 
Wachstumskrise oder Technikkrise treten ethische Folgeprobleme wie z.B. die Möglichkeit, ‚das Le-
ben’ vom Lebewesen zu trennen und weitere Modernisierungsrisiken, die direkt in den gesellschaftli-
chen Raum wirken. Der Soziologe Ulrich Beck beschreibt mit der Gesellschaftsdiagnose „Risikogesell-
schaft“ die gewollten und ungewollten Modernisierungsfolgen hinsichtlich ihrer Risiken und Gefahren. 
Die ursprüngliche Reichtumsproduktion schlägt in diesem Zusammenhang in eine Risikoproduktion 
um. (Beck, Ulrich 1987, S. 17). 
360 Heutzutage nimmt die Flut der Informationen enorme Ausmaße an. Die Kapazität der menschlichen 
Aufmerksamkeit wird damit zum knappsten aller Faktoren in der Informationsgesellschaft. Das ent-
scheidende Produktionsmittel, das Wissen, gehört den Mitarbeitern. Dadurch konzentrieren sich viele 
Unternehmer stärker auf das Humankapital. Das Machtverhältnis zwischen Mitarbeiter und  Unterneh-
mer bzw. die relative Rolle zwischen Arbeit und Kapital verändert sich damit.  
361 Pankau, E. (2002), S. 76. 
362 Ritter (1990), S. 105; Mayntz (1997), S. 278. 
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relevante Akteure (stakeholder) identifiziert und zueinander gebracht werden. Die 
zweite Aufgabe bezieht sich auf die Art und Weise der Einfluss- und Steuerungsbe-
ziehung z.B. auf bestimmte Ziele bei der Netzwerkbeziehung. Die dritte Aufgabe kann 
als Systemmanagement bezeichnet werden, da sie sich auf die Konzeption und Steue-
rung jenseits der Grenzen einzelner Teilsysteme bezieht, um unerwünschte Nebenef-
fekte zu vermeiden und effektive Kooperationsmechanismen zu etablieren.363 Hierbei 
wird deutlich, dass Steuerungsmuster jenseits des hierarchisch-hoheitlich steuernden 
Staates an Bedeutung gewinnen. Eine zentrale Bedeutung ist dabei die Entstehung 
netzwerkartiger Formen der Steuerung bzw. deren Bestimmung. So entsteht, neben 
den drei Grundformen Staat, Wirtschaft und Gemeinschaft die vierte Variante des 
Netzwerks.  
 
Problematisch ist, dass sich so Probleme über verschieden Kanäle entwickeln und 
plötzlich an unvorhergesehenen Stellen wieder auftauchen können.364 So gilt selbst 
das politische System als ‚Problemverteiler’. Politisch konsensfähige Lösungen kön-
nen langfristig erhebliche Strukturveränderungen und Funktionseinbußen in andern 
Systemen auslösen, z.B. wenn sie in den Prozess der wirtschaftlichen Preisbindung 
eingreift.365 Auf der anderen Seite können wirtschaftliche Probleme zu politischen 
oder gesellschaftlichen Veränderungen bzw. zu neuen Problemen führen, die dort ü-
berdimensionale Folgen mit sich bringen können366. Zunehmend münden diese Krisen 
in Vertrauens- und Akzeptanzkrisen bei allen Sektoren. 
 
Der Sozialstaat stellt in historischer als auch internationaler Hinsicht ein spezifisches 
Muster der Institutionalisierung des ‚Sozialpolitischen’ dar. Der heutige Sozialstaat 
sieht sich veränderten Machtverhältnissen gegenüber, die sich in die Richtung des 
Kapitals verschoben haben. „Der Sozialstaat ist zunehmend in die Zwickmühle von 
Rationalisierung der Arbeit und Globalisierung des Kapitals geraten. Daraus resultiert 
die anhaltende Finanzkrise angesichts der Entwertung des Faktors Arbeit einerseits 
und der Verantwortungslosigkeit des global gebundenen Kapitals andererseits.“367  
                                                 
363 Stoker (1998), S. 24. 
364 Dyllick, T. (1982). 
365 Luhmann, N. (1990), S. 29 / Luhmann, N. (1990), S. 106 ff. 
366 Z. B. verursacht das wirtschaftliche System maßgeblich die ökologische Krise. 
367 Faulstich, P. (4/2005), S. 4. 
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 Ursprünglich orientierte sich die sozialstaatliche Verfasstheit der Deutschen Industrie-
gesellschaft an der Organisationsstärke der Arbeiterbewegung. Sie war als einführen-
des System sozialer Sicherung eine Strategie im wilhelminischen Obrigkeitsstaat ge-
gen Sozialdemokratie und Gewerkschaften. Die christliche Soziallehre368 und die kon-
servativen Ständeideologien beabsichtigten damit, einen Zugewinn an nationaler In-
tegration zu erzielen.  
„…Resultat war eine spezifische, historisch institutionelle Ausformung eines sozialpolitischen Vergesellschaf-
tungs- und Gestaltungsprinzips, das die ökonomische Dynamik des Kapitalismus zu bändigen und zu überformen 
versuchte. Das deutsche Sozialstaatsmodell verbindet das Sozialversicherungssystem mit Selbstverwaltungsele-
menten, Tarifautonomie und Mitbestimmungsrechten.“369  
 
Dieses Modell hat sich hinsichtlich der sozialen Sicherheit und des sozialen Aus-
gleichs mehr als hundert Jahre erfolgreich bewährt. Es ging dabei von einem Gerech-
tigkeitsbegriff aus, der durch die juristische Gleichheit, die politische und soziale 
Teilhabe, eine ökonomische Einkommens- und Eigentumsgleichheit, den Zugang zu 
Bildung und Kultur sowie die soziale Sicherheit gekennzeichnet war. Seit 1989 erfährt 
die bisherige Sozialfassung Deutschlands, bedingt durch die Erosion der tragenden 
Machtkonstellation, eine Bestandskrise. „Die Grundsatzkritik lautet, dass für die sozi-
ale Marktwirtschaft charakteristische Verbindungen von marktdynamischer Dynamik 
und sozialpolitischer Gestaltung in den zurückliegenden Dekaden zwar außerordent-
lich erfolgreich war, unter dem Eindruck anhaltender Krisen370 aber nicht mehr fort-
                                                 
368 Die drei zentralen Prinzipien der Katholischen Soziallehre sind: 
Das Personalprinzip: Der Mensch ist als Geschöpf Gottes mit personalen Qualitäten (Freiheitsdrang 
und Vernunft) ausgestattet. Diese Sonderstellung gegenüber anderen Geschöpfen der Natur bedingt 
eine besondere Würde, die Persönlichkeitswürde, aus der sich die individuellen Persönlichkeits- und 
Menschenrechte ableiten. Zitat Kant: „ Was einen Preis hat, an dessen Stelle kann auch etwas anderes 
… gesetzt werden; was dagegen über allen Preis erhaben ist … das hat eine Würde.“ Sie darf man nicht 
zu Markte tragen und darüber verhandeln. Die ist nicht austauschbar oder verfügbar. Sie schützt davor, 
dass der Mensch Mittel zum Zweck wird. 
Das Solidaritätsprinzip: Der Mensch ist nicht nur für sich selbst verantwortlich, sondern als Person 
gemeinschaftsbezogen und gemeinschaftsverflochten. Er ist deshalb dem Gemeinwohl sittlich ver-
pflichtet und trägt Verantwortung für die rechtliche Ordnung der Gesellschaft. 
Das Subsidiaritätsprinzip: „Was der Einzelmensch aus eigener Initiative und mit seinen eigenen Kräften 
leisten kann, darf ihm nicht entzogen und der Gesellschaft zugewiesen werden…Ebenso verstößt es 
gegen die Gerechtigkeit, dass das, was die kleineren und untergeordneten Gemeinwesen leisten und 
zum guten Ende führen können, für die weitere und übergeordnete Gemeinschaft in Anspruch zu neh-
men.“ (Quadragesimo anno 1931) in Puch, Hans-Joachim 2005, S. 20. 
369 Faulstich, P. (4/2005), S.5. 
370 Budäus, D. (1998): Die seit Beginn der 90er Jahre bestehende Finanzkrise, die seit dem durch eine 
ständig wachsende Verschuldung gekennzeichnet ist, wurde neben den dramatisch gestiegenen Sozial-
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geschrieben werden könne. Denn es sei der ausgebaute Sozialstaat, der für die Krise-
nerscheinungen371 in Wirtschaft und Gesellschaft verantwortlich zeichne. Sozialpoli-
tik habe sich damit vom Problemlöser zum Problemverursacher entwickelt und ge-
fährde die Zukunftschancen.“372 Ziel ist es, das Konzept der Solidargemeinschaft auf-
zulösen und jedem einzelnen Bürger die Hauptverantwortung für seine soziale Sicher-
heit bzw. für seine Einkommens- und Lebenslage zuzuweisen373. „Die Hinnahme ei-
nes höheren Maßes an Unsicherheit und Ungleichheit gilt als unabdingbar, um über 
diesen Weg die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit der Volkswirtschaft zu verbes-
sern, das dynamische Entwicklungspotential der Marktkräfte zu mobilisieren und die 
Arbeitslosigkeit abzubauen.“374 Somit nimmt die Bedeutung des egoistische Indivi-
duums, des ‚Homo oeconomicus’375 zu.  
 
2.1 Neue Subsidiarität und Wohlfahrtspluralismus 
                                                                                                                                            
ausgaben aufgrund der veränderten Bevölkerungsstruktur und der starken Erhöhung der Arbeitslosen-
zahl auch durch die Finanzierungslasten der deutschen Einheit hervorgerufen. Verstärkt wurde diese 
Situation außerdem durch die rezessive Wirtschaftsentwicklung, wodurch ein Rückgang der Steuerein-
nahmen aller Gebietskörperschaften verbunden war. 
371 Bedeutsam in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass der Anteil der Sozialhilfeaufwendungen 
der Kommunen mit etwa 5% ungleich niedriger ist als die kommunalen Aufwendungen für Kinderer-
ziehung oder Beschäftigungsförderung (vgl. Spindler, H. 2003). 
372 Bäcker u. a., (2000), S. 40. 
373 „Wer über zu wenig oder gar keine materielle Ressourcen verfügt, um die Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen selbst zu gestalten, wer weder Zeit noch Geld hat, sich ausreichende Informationen über 
seine Entscheidungsgrundlagen zu verschaffen, wer wegen mangelnder Bildungsvoraussetzungen nur 
geringe Kenntnisse über die Welt und nur wenige Fertigkeiten erworben hat, wer aufgrund seiner Her-
kunft oder infolge nachteiliger Familienverhältnisse die psychischen Dispositionen der Selbstkontrolle 
und Selbststeuerung nur unzureichend auszubilden vermochte, wer infolge sozialer Marginalisierung 
oder sozialisationsbedingter Nachteile keinen oder nur wenig Zugang zu kulturellen Ressourcen für die 
Entwicklung eigener Lebensentwürfe und Handlungspläne hat, wer sich infolge von Anerkennungsde-
fiziten schnell kommunikativ entmutigen lässt und wer nicht zuletzt wegen Krankheit, Alter, Armut 
darin gehindert ist, selbst über seine oder ihre Lebensverhältnisse zu entscheiden, dem wird auch die 
Aufforderung, eigene Initiative zu ergreifen und vom eigenen Können Gebrauch zu machen, unver-
ständlich bleiben.“ Günther (2002), S.127 f. 
374 Bäcker u. a., (2000), S. 41. 
375 Der ‚homo oeconomicus’ dient als Modell, mit dessen Hilfe menschliches Verhalten angesichts 
alternativer Handlungsoptionen analysiert und prognostiziert werden kann. Biefert, Bernd u. a. (1991). 
 - 138 -
Anders als die dargestellten neoliberalistischen Strömungen376 verbinden sich die ver-
bandlichen Ansätze, denen im historisch gewachsenen Gefüge des Sozialstaates eine 
erhebliche Bedeutung zukommt, eher mit kommunitaristischen Strömungen377. Be-
reits seit der Weimarer Republik gilt dies für den institutionalisierten Klassenkom-
promiss zwischen Arbeit und Kapital hinsichtlich der Sozialpartnerschaft, als auch für 
den institutionalisierten Kompromiss zwischen Staat und Kirche hinsichtlich der Sub-
sidiarität378. Diese beiden Säulen des Sozialstaates gerieten in den vergangenen Jahr-
                                                 
376 Die damit verbundene zentrale These des Schlanken Staates geht davon aus, dass der überforderte 
Staat durch die Beschränkung auf seine Kernkompetenzen gesunden und dadurch die Wettbewerbsfä-
higkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland gesichert werden könnte. Unterstellt wird, dass die gren-
zenlosen (sozial-) staatlichen Interventionen in Wirtschaft und Gesellschaft die Selbstregulierungskräfte 
der Gesellschaft verhindern, was zu einem unüberschaubaren Durcheinander und einer extremen Dichte 
von Regelungen führen wird. In dieser Situation würde der Staat seine Handlungsfähigkeit verlieren. 
Die Förderung der gesellschaftlichen Selbstregelungskräfte (mehr Markt, weniger Staat) und die indivi-
duelle Selbstverantwortung werden durch Privatisierung und Deregulierung erreicht. Der Schlanke 
Staat entlastet sich seiner Aufgaben indem er sie auf sich ihrer Selbstverantwortung bewussten fähigen 
und willigen Bürger überträgt. Im Zentrum eines neoliberalen Politikverständnisses steht die Forderung 
nach gesellschaftlicher und individueller Freiheit. Die Funktionen des ‚Minimalstaates’ konzentrierten 
sich dabei auf eng umgrenzte Funktionen wie Schutz gegen Diebstahl, Gewalt oder die Durchsetzung 
von Verträgen.     
377 Kommunitarismus versteht sich gleichzeitig als Gesellschaftstheorie als auch als Möglichkeit, eine 
neue Gesellschaftsbasis oder Gesellschaftsform zu schaffen. Verbindendes Ziel ist die Vorstellung 
eines tugend-, pflicht- und wertbasierten neuen Gemeinschaftsdenkens. Individualismus und individuel-
les Handeln werden als untrennbare Kategorien von Gemeinschaftlichkeit und Verantwortungsgemein-
schaften (communities) betrachtet. Mit der Stärkung der Tugendhaftigkeit und bürgerschaftlichem 
Engagement sollen die vorhandenen Krisen z.B. in Familien, Schulen oder Verwaltung gemeistert wer-
den. Ziel ist die Rückverlagerung von Verantwortung und Kompetenzen in die Zivilgesellschaft.  Das 
kommunitaristische Manifest sagt: „Wir sollten die gemeinsamen Werte der Amerikaner lehren, z.B., 
dass die Würde aller Menschen zu achten ist, dass Toleranz eine Tugend und Diskriminierung verwerf-
lich ist, dass die friedliche Lösung von Konflikten der gewaltsamen überlegen ist, dass eine demokrati-
sche Regierung besser ist als Totalitarismus und Gewaltherrschaft, dass Sparen für einen selbst und für 
sein Land besser ist, als seinen Verdienst zu verschwenden und sich bei der Vorsorge für zukünftige 
Bedürfnisse auf andere zu verlassen.“ Letzteres allerdings lässt Anteile des sonst so massiv kritisierten 
Liberalismus vermuten, was drei Annahmen impliziert. Bilmik, M. (2001), S. 43 f.: 
1. Eine Gesellschaft, die in ihren ökonomischen Bezügen dem liberalen Credo gemäß aus Eigentümern 
– sei es von Arbeitskraft, sei es von Kapital – besteht, die mit diesem Eigentum frei schalten und wal-
ten können; 
2. Die Annahme, dass der Verzicht auf konsumtive Ausgaben jedenfalls unter den gegebenen Umstän-
den volks-, betriebs- und hauswirtschaftlich sinnvoller ist als die Bereitschaft, für vorhandenes Ver-
mögen Güter oder Dienstleistungen zu erwerben; 
3. Eine deutliche Absage an das, was jedenfalls die in Deutschland vollzogene sozialstaatliche Entwick-
lung als Umlagefinanzierung, als Generationsvertrag bzw. als Solidargemeinschaft hervorgebracht 
hat.  
Diese drei Implikationen müssen weder als Orientierung individuellen noch kollektiven Handelns 
falsch sein, noch ist ihnen ungeprüft vorzuhalten, dass sie unpraktikabel seinen.   
378 Dem Ursprung nach ist das Subsidiaritätsprinzip ein sozialethische und theologisch begründeter 
Ordnungsgedanke aus der katholischen Soziallehre, der in der von Nell-Breuning konzipierten und von 
Papst Pius XI 1931 proklamierten Sozialenzyklika ‚Quadragesimo anno’ (1931) als gesamtgesellschaft-
liches Strukturprinzip verstanden wird. [Nell-Breuning O., (1976), S.6 ff]. Dabei geht der Grundsatz bei 
der Betrachtung der Gemeinschaft davon aus, dass es vertikal verschiedene Ebenen der Über- und Un-
terordnung gibt. Dabei haben die übergeordneten gesellschaftlichen Einheiten nur solche Aufgaben, die 
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zehnten unter erheblichen Druck379. Die enge Kooperation zwischen dem Staat und 
den Verbänden380 im Drittem Sektor wurde zunehmend brüchiger, was zu erheblichen 
Verunsicherungen und zu unterschiedlichen Anpassungsstrategien der beteiligten Ak-
teure führte. Besonders die Beiträge zum Aktivierenden Staat führten zu den Konzep-
ten der ‚Neuen Subsidiarität’ und des ‚Wohlfahrtspluralismus’. Letzteres ist als Kon-
zept selbst nur sehr ungenau definiert und orientiert sich an zahlreichen Ansätzen381, 
wobei es als Weiterentwicklung des in den 80er Jahren entstandenen Konzeptes der 
‚Neuen Subsidiaritätspolitik’ betrachtet werden kann.  
 
Das allgemeine Subsidiaritätskonzept wurde zu Beginn des 20. Jahrhunderts entwi-
ckelt. Es entstand in der Zeit, in der sich die katholische Kirche mit den Säkularisie-
rungs- und Totalisierungstendenzen und mit den Auswirkungen eines ungezügelten 
Kapitalismus auseinandersetzte. Das Subsidiaritätskonzept forderte und legitimierte 
politisch ‚staatsfreie Räume’, die den ‚kleinen und untergeordneten Gemeinwesen’ 
dienen sollten. Bedingt durch die zunehmende gesellschaftliche Ausdifferenzierung 
und dem parallelen Ausbau des Sozialstaates veränderte sich die Orientierung des 
Subsidiaritätsbegriffs von dem ursprünglich naturrechtlich-traditionalistischem Ver-
ständnis hin zu einem verengten verbändezentriertem, formalen Subsidiaritätsver-
ständnis. Es beinhaltete nun einen bedingten Vorrang382 der freien Wohlfahrtspflege 
z.B. im Bundessozialhilfegesetz oder im Kinder- und Jugendhilfegesetz und ließ sich 
somit in verschiedene politisch-ideologische Strömungen verbinden. 
 
                                                                                                                                            
von den untergeordneten Einheiten nicht ausgeführt werden können, weil diese dazu nicht in der Lage 
sind (negative Bedeutung). Hergeleitet wird daraus der Anspruch, dass der Staat als übergeordnete 
Einheit die im Verhältnis zu ihm untergeordneten NPOs in ihren Wirkungsmöglichkeiten anzuerkennen 
und bei der Wahrnehmung der von ihnen erfüllbaren Aufgaben zu unterstützen (positive Bedeutung) 
hat. Pankau, E. (2002), S.66.  
379 u. a. ausgelöst durch: Erosion der traditionellen soziokulturellen Milieus, Mitgliederschwund, Ver-
vielfältigung der Akteursstrukturen, Dezentralisierung politischer Verhandlungs- und Austauschprozes-
se, Schaffung von Wohlfahrtsmärkten, Europäisierung… 
380 z.B. Neo-Korporatismus. 
381 Ansätze des Kommunitarismus, der katholischen Soziallehre, der liberalen Standpunkten der Wohl-
fahrtsökonomie und der Korporatismusdebatte. 
382 Der ‚bedingte Vorrang’ bedeutet, dass in den Sozialgesetzen die Spitzenverbände der freien Wohl-
fahrtspflege gegenüber privaten und öffentlichen Trägern bevorzugt wurden und eine Förderverpflich-
tung von Bund, Ländern und Kommune gegenüber den Wohlfahrtsverbänden bestand, sofern diese 
Träger öffentlicher Aufgaben waren. Pabst, S. (1998), S. 97 f. 
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Es entwickelten sich so vermachtete und bürokratisierte Großstrukturen, die die Stel-
lung der traditionellen Wohlfahrtsverbände charakterisierten. Seit den 70er Jahren 
entwickelte sich, kritisch gegenüber der Entwicklung der Wohlfahrtsverbände, parallel 
dazu eine Selbsthilfe- und Initiativenlandschaft. Während Selbsthilfeeinrichtungen 
von den Wohlfahrtsverbänden als Bedrohung wahrgenommen wurden, stellte die Par-
teipolitik die Selbsthilfebewegung unter den Begriff ‚Neue Subsidiarität’ und betrach-
tete sie fortan als Reformressource für den finanziell angeschlagenen Sozialstaat. Das 
Konzept setzte sich in der sozialwissenschaftlichen Diskussion fort und es setzte sich 
ein ‚neues Verständnis von Neuer Subsidiaritätspolitik’ durch. Ziel war es nicht, die 
äußeren, in erster Linie fiskalischen Grenzen, als auch die inneren, vorwiegend durch 
die Steuerungsmedien Geld und Recht geprägten Grenzen des Wohlfahrtsstaates zu 
negieren, sondern es sollten solidarische Handlungsfelder jenseits von Markt und 
Staat gegründet und gestärkt werden. Die Neue Subsidiaritätspolitik strebte eine neue 
Zuordnung der Beziehungen und die komplementäre Vernetzung der unterschiedli-
chen Sektoren der Wohlfahrtsproduktion mittels bestimmter Verfahren und intermedi-
ärer Instanzen an. Ziel dabei war, mittels Einbezug der intermediären Situation der 
Wohlfahrtsverbände, die Rahmenbedingungen für die primären Netzwerke selbst or-
ganisierter Gruppen und freiwilliger Initiativen zu optimieren. Dieses Konzept der 
Neuen Subsidiarität scheiterte allerdings daran, dass es mit dem formalen Nachrang-
prinzip eine Symbiose einging. Die Folge war, dass es zu einer Ausdifferenzierung der 
Wohlfahrtspflege383 kam, indem sich zahlreiche kleine Träger und Vereine mit hoch 
spezialisierten bzw. diversifizierten Produkten entwickelten und es somit auch nicht 
zu einer Koordination der unterschiedlichen Wohlfahrtssektoren gekommen ist. 
 
Ausgehend von angelsächsischen Debatten um ‚welfare mix’, ‚welfare pluralism’ so-
wie kommunitaristische Ansätze wurde das Konzept der ‚Neuen Subsidiarität’ vor 
dem Hintergrund des Wohlfahrtspluralismus weiterentwickelt. Dieses Wohlfahrtsplu-
ralismuskonzept konzentriert sich in erster Linie auf die soziale Dienstleistungspolitik. 
                                                 
383 Ausdifferenzierte Teilsysteme stehen in einem engen gegenseitigen Steigerungsverhältnis. Während 
die autonomen, spezialisierten Funktionssysteme an Sensibilität und Lernfähigkeit gewinnen, sich der 
Komplexität besser anpassen können und immer leistungsfähiger werden, werden sie zunehmend stör-
anfälliger, leichter irritierbar, unruhiger, können sich nicht mehr gegenseitig ersetzen, sodass sie von-
einander abhängig bleiben. Sie können sich gegenseitig positiv als auch negativ beeinflussen. Kleinste 
Veränderungen können zu umfangreichen Problemen führen. Luhmann, N. (1990).    
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Im Focus steht der organisierte Mensch als eine gemeinschaftlich gebundene und ge-
meinschaftlich bezogene Person und nicht das isolierte Individuum, was die gesell-
schaftliche Assoziation bestärkt. Verbände und Initiativen des Dritten Sektors bzw. 
intermediäre Organisationen und Instanzen bilden einen Schwerpunkt bei der Neuord-
nung der Beziehungen zwischen den verschiedenen Sektoren der Wohlfahrtsprodukti-
on.  
 
Parallel dazu wird die Begrenzung des Staatseinflusses favorisiert. Angestrebt ist nicht 
die Aufwertung der Verantwortung und Trägerschaft von ‚freiwilligen Organisatio-
nen’ und denen des informellen Sektors, sondern die Neuorganisation der staatlichen 
Verantwortung. Damit ist gemeint, dass der aktivierende Staat sich zunehmend aus 
der Rolle von Trägerschaften von Einrichtungen und Dienstleistungen zurückziehen 
wird und dafür die Rolle als Moderator und koordinierender Förderer und Planer ein-
nimmt. „Dabei gilt es, den Aktivierungsgedanken in das institutionelle Arrangement 
des (Sozial) Staates hineinzutragen und Innovationsblockaden durch die Herstellung 
neuer Kombinationsformen von Institutionen und Sektoren der Wohlfahrtsproduktion 
(Markt, Staat, Gemeinschaft, intermediärer Bereich) zu überwinden. Wohlfahrtsplura-
listische Ansätze wenden sich damit gegen eindimensionale Lösungskonzepte (Markt 
vs. Staat, Staat vs. Gemeinschaft), die die Verwirklichung eines ganzen Bündels zent-
raler gesellschaftlicher Ziele, wie Gerechtigkeit, Wohlfahrt und soziale Sicherheit von 
einer einzigen gesellschaftlichen Sphäre erwarten, und thematisieren das Zusammen-
spiel der vier zentralen Sektoren der Wohlfahrtsproduktion. Die Herstellung einer 
solchen Wohlfahrtsmixtur ist in diesem Konzept Aufgabe des Dritten Sektors, inner-
halb dessen oft mit Konflikten behafteten Logiken und Handlungsanforderungen zwi-
schen Staat, Markt und Familie miteinander vermittelt und organisationsintern mitein-
ander verschränkt werden.“384
 
Während die Politik in der Vergangenheit mit den historisch gewachsenen Konstella-
tionen der großen Sozialverbände arbeitete, wird nun durch neue Planungs- und Steue-
rungskonzepte die geplante und geregelte Aufgabenteilung angestrebt. Das bedeutet, 
dass nach dem Konzept der Neuen Subsidiarität die Leistungsaktivitäten von den 
                                                 
384 Lamping, W. u. a. (2002), S. 25. 
 - 142 -
NPOs ausgehen, die bei Bedarf staatliche Unterstützung einfordern oder zurückwei-
sen. Dieses Vorgehen birgt allerdings die Gefahr, dass „ein derart verfasstes Zusam-
menspiel von Staat und Gesellschaft anfällig ist für Fehlentwicklungen und droht, 
durch die Hereinnahme kommunitaristischer Versatzstücke das verengte, verbände-
zentrierte Subsidiaritätsverständnis zu zementieren.“385 Das heißt, dass Verbände öf-
fentliche Unterstützung erhalten könnten, ohne die Verwendung der Mittel hinrei-
chend zu gewährleisten. Zudem ist ein eng vernetztes System anfällig für negative 
Entwicklungen wie z. B. Bürokratisierung, Verfilzung und schleichende Privatisie-
rung, was zu erheblichen Effizienz- und Effektivitätsverlusten386 führen kann. Bedingt 
durch eine negative Staatszielbestimmung im Konzept der Neuen Subsidiarität oder 
des Wohlfahrtspluralismus kommt erschwerend hinzu, dass weite Teile gesellschaftli-
cher Aktivitäten sich den staatlichen Modernisierungsstrategien entziehen. 
 
2.2 Der aktivierende Staat387
Der Staat muss augenblicklich bei stagnierendem Finanzvolumen geeignete Prioritä-
ten für gesellschaftliche Herausforderungen finden, ohne über entsprechende Erfah-
rungen auf diesem Gebiet zu verfügen. Bei der Suche nach geeigneten Strategien soll 
er finanzielle Ressourcen gesellschaftlich und politisch gerecht reduzieren. Diese Her-
ausforderung geht mit einer Veränderung des Verhältnisses zwischen Staat und Ge-
sellschaft einher. Grundsätzlich entscheidet der Gesetzgeber über Art und Umfang 
staatlicher Aufgaben, welche am Ende einer demokratischen Diskussion vereinbart 
werden. Das heißt, dass alle Maßnahmen zur Reform der staatlichen Aufgaben, in 
demokratischen Dialogen u. a. auch unter Einbindung der Bürger und nicht durch bü-
rokratische Dekrete vollzogen werden. Der Versuch, alle im politischen Prozess 
                                                 
385 Lamping, W. u. a. (2002), S. 25. 
386 Effektivität (effectiveness) und Effizienz (efficiency) leiten sich vom lateinischen efficere (bewir-
ken) bzw. efficientia (Wirksamkeit) ab. Meist wird auf die Differenzierung der begrifflichen Trennung 
verzichtet oder nur auf wenig griffige Formulierungen verwiesen. „Effektiv heißt, die richtigen Dinge 
tun – effizient, die Dinge richtig tun.“ Bohr, K. (1993), S. 855 f. 
387 Das Konzept des ‚aktivierenden Staates’ ist in die Kritik geraten. Es können damit auch Vorstellun-
gen des ‚Förderns und Forderns’ verbunden werden, die das Gegenteil des freiwilligen bürgerschaftli-
chen Engagements vertreten. Hierbei richtet sich der Blick auf die neuen Formen des Arbeitszwangs 
und die schlechtbezahlte Arbeit in Verbindung mit dem Bezug von Transferleistungen. Hierbei wird 
‚aktivieren’ häufig mit der Aushöhlung sozialer und ziviler Bürgerrechte der Betroffenen in Verbin-
dung gebracht. Betroffene werden so zu ‚Bürgern zweiter Klasse’ bei gleichzeitigem Ausschluss aus 
der Bürgergesellschaft. [Roth, R. (2002), S. 25]. In: Enquete-Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftli-
chen Engagements.’       
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durchsetzungsfähigen Interessengruppen im Hinblick auf Unterstützung in Wahlen zu 
bedenken bzw. um gesellschaftliche Problem zu reduzieren, ist ein Grund für die ak-
tuellen Finanznöte der öffentlichen Haushalte. In der Vergangenheit wurden entspre-
chende gesellschaftliche Herausforderungen immer mit zusätzlichen Institutionen und 
öffentlichen Mitteln bedient. Durch die Haushaltskonsolidierung stößt im Augenblick 
jede ernsthafte Reform auf Widerstände. Jede einseitige Entlastung führt beim Bürger 
zur Skepsis. Bei den Organisationen treten Verunsicherungen zutage und die beteilig-
ten Politiker fühlen sich, vor dem Hintergrund der Vermischung von Zuständigkeiten, 
überall beteiligt und zuständig, jedoch für nichts verantwortlich. Dieses Dilemma 
kann nur entzerrt werden, wenn der Staat eine Aufgabenentlastung durch die Diffe-
renzierung verschiedener Verantwortlichkeiten herbeiführt, z.B. mithilfe einer Bürger-
schaftlichen Aufgabenkritik. In dem Konzept des Aktivierenden Staates wird das Tri-
lemma zwischen Effektivität, Effizienz und Legitimität im Prozess der Staats- und 
Verwaltungsmodernisierung mit einem übergreifenden Konzept der Qualitäts- und 
Produktivitätssteigerung der öffentlichen Leistungserbringung verbunden. Somit ver-
sucht der Aktivierende Staat kontinuierlich seine Handlungsfähigkeit durch neue Ko-
operationsformen, neue Rollenverständnisse und neue Reformstrategien zu steigern. 
Es geht dabei nicht um den klassischen Rückzug des Staates oder der zunehmenden 
Privatisierung sondern um eine neue Verteilung der Verantwortlichkeiten. 
 
2.3 Neue Formen der Verantwortung 
„Der aktivierende Staat  konzentriert sich in mehrfacher Hinsicht auf die Veränderung 
der öffentlichen Aufgabenerledigung und auf gemeinsame Verantwortlichkeiten, ohne 
damit die staatliche Verantwortung für zentrale Probleme der Wohlfahrt aufgeben zu 
wollen.“388 Die Ursache dafür ist die Kernidee des Konzeptes ‚Aktivierender Staat’, 
der aus einem neuen Mix von staatlicher Gesamtverantwortung und bürgerlicher 
Selbsttätigkeit besteht oder aus „gewandelter Modalität der Aufgabenerledigung und 
gewandelten Steuerungsinstrumenten.“389. Hierbei geht es um eine neue Aufgabenver-
teilung, eine Verbesserung der öffentlichen Aufgabenerledigung und um die Neube-
stimmung der Rollenverteilung zwischen Staat, Wirtschaft, der Gesellschaft und dem 
Dritten Sektor.  
                                                 
388 Lamping, W. u.a. (2002), S. 29. 
389 Schuppert, G. F. (1998), S. 19-59. 
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 Der Begriff Verantwortung meint in diesem Zusammenhang nicht ‚Zuständigkeit’ 
sondern „shared responsibility“390. Gemeint ist damit eine Verantwortung für den So-
zialstaat, die als gemischte Wohlfahrtsproduktion gemeinsam von Staat und Bürgern 
als auch Verbänden zu tragen ist. Diese Verantwortlichkeiten sollten jedoch klar defi-
niert und lokalisiert sein. 
 
Hinzu tritt eine Verantwortungsstufung, womit der Aktivierende Staat die unterschied-
lichen Intensitätsgrade staatlicher Verantwortung neu abklärt. Das Konzept des akti-
vierenden Staates sieht dabei vier Kategorien vor:391
a) Gewährleistungsverantwortung für eine öffentliche Aufgabe, von der ein gewichtiges öffentliches Interesse 
besteht. Nicht gemeint ist damit die Finanzierungs- bzw. Vollzugsverantwortung.  
b) Finanzierungsverantwortung: Nur dann, wenn entweder keine marktgerechten Erlöse zu erzielen sind oder aber 
die staatliche Finanzierung ausdrücklich der politischen Zielsetzung entspricht. 
c) Vollzugsverantwortung: Immer dann, wenn (nichtstaatliche) Dritte nicht verfügbar sind oder Dritte aus Risiko-, 
Missbrauchs- oder Gleichbehandlungsaspekten ausscheiden z.B. wie in den Kernbereichen Innere Sicherheit, 
Rechtsschutz oder Finanzverwaltung. 
d) Politische Führungsverantwortung: Hiermit ist ‚kluges Regieren’ gemeint. Sie umfasst strategische Funktionen 
wie Orientierungsfunktionen zur Diskussion und Definition von Problemen, Organisationsfunktionen um si-
cherzustellen, dass alle wichtigen Handlungsfelder eines Politikfeldes mobilisiert sind, Vermittlungsfunktionen 
um Konsens und Akzeptanz für gemeinsame Handlungswege zu schaffen. Demnach bildet die politische Füh-
rungsverantwortung neben der funktionalen Voraussetzung auch die Klammer für kooperative Prozesse und 
neue Verantwortungsteilung.  
 
Vor diesem Hintergrund wird deutlich, wie wichtig es ist, kluge Mechanismen, Ver-
fahren und Institutionen zu entwickeln und die Kooperation und Gemeinwohlorientie-
rung der Akteure zu fördern. „Der Aktivierende Staat jedenfalls, und dies unterschei-
det ihn grundlegend vom Sozialstaat, will sein Engagement mit Eigeninitiative und 
Eigenverantwortung der gesellschaftlichen Akteure verbinden und eine neue Leis-
tungsaktivierung in allen Stufen der Wertschöpfungskette öffentlicher Leistungen er-
reichen.“392
 
2.4  Leistungsaktivierung 
                                                 
390 internationaler Sprachgebrauch für ‚geteilte Verantwortung’. 
391 Lamping, W u. a. (2002), S. 29. 
392 Lamping, W u. a. (2002), S. 29. 
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Leistungsaktivierung im Konzept des Aktivierenden Staates versucht, durch Qualitäts- 
und Produktivitätsorientierung einen kohärenten Zusammenhang zwischen Reforman-
sätzen und Reforminstrumenten herzustellen. Ziele sind finanzielle Einsparungen und 
die konsequente Optimierung der Leistungserstellungsprozesse.  
 
Staatliche Leistungen begründen sich überwiegend durch zielorientierte politische 
Programme, welche durch gewünschte gesellschaftliche Zustände und deren feststell-
baren oder durch die Adressaten bewertete Wirkung definiert werden. Die politische 
Zielerreichung erfolgt in einem mehrstufigen politischen Prozess durch die verschie-
denen Subeinheiten des politischen Systems. In dessen Verlauf kann es zu Zielver-
schiebungen, weiteren Nebenwirkungen oder Vollzugsdefiziten kommen. „Zentrales 
Problem ist daher die Bewirkbarkeit /Bewirkungskette393 politisch erwünschter Wir-
kungen.“394 Der Grundgedanke ist dabei die Vorstellung, dass sich der komplette Pro-
duktionsprozess öffentlicher Leistungen in einzelne, miteinander in Verbindung ste-
hende Teilprozesse teilen lässt. Die Teile bilden eine Kombination von Produktions-
faktoren, durch die wiederum eine Angebotsstruktur aufgebaut wird.  
 
Staatliche Leistungen begründen sich durch politisch-strategische Aspekte erwünsch-
ter Zielsetzung. Meist sind politische Ziele sehr abstrakt, so dass sie oft mühsam, 
meist von Experten aus Verwaltung, zu kleinen und handhabbaren zeitlich befristeten 
Einzelzielen umgesetzt werden können.  
„Angesichts der komplexen Aufgabenbreite und der komplizierten Sachzusammenhänge sowie der Langfristigkeit 
der Folgeabschätzung setzt die neue Steuerungstheorie auf Dezentralisierung. Der kaum zu bewältigende Informa-
tionsbedarf für zentralistische Steuerung macht eine vollständige sachliche Integration von Politik – im Sinne einer 
umfassenden Zielfunktion - unmöglich. Der Gedanke einer sinnvollen Verantwortungsstufung, bei der jeder in 
jedem abgrenzbaren Funktionsbereich die Verantwortung sowohl für die Zweck- als auch für die Mittelwahl so-
wohl dezentralisiert als auch zusammengefasst wird, sucht diesen Differenzierungsprozess positiv aufzunehmen. 
Diese Funktionsbereiche haben erheblich mehr Freiräume, um die Produktions- und Regulierungsprozesse unter 
Einschluss gesellschaftlicher Akteure zu optimieren.“395  
 
                                                 
393 Dieser Begriff wird synonym mit dem Begriff Leistungs- bzw. Wertschöpfungskette, der in der 
Betriebswirtschaft genutzt wird, verwendet 
394 Lamping, W u. a. (2002), S.32. 
395 Lamping, W u. a. (2002), S. 33. 
 - 146 -
Diese Entkopplung findet in der hierarchisch, zentralistisch gesteuerten öffentlichen 
Leistungsproduktion statt und wird begleitet von Methoden der Ergebnissteuerung. 
Politische Aufgabe ist es dabei, als Controllinginstanz auf jeder Stufe sicherzustellen, 
dass der Bewirkungsfluss optimal verläuft. 
 
Ziel und Kerngedanke der Aktivierung ist die Verteilung der Kosten- und Leistungs-
verantwortung zwischen Politik, Verwaltung, dem Leistungserbringer und dem Kun-
den bzw. dem Bürger transparent zu gestalten. 
 
2.5 Leitlinien des Aktivierenden Staates 
In dem Konzept des Aktivierenden Staats werden die zentralen Argumentationsfigu-
ren der vier verschiedenen ordnungspolitischen Positionen verbunden. Wichtiger als 
die ordnungs- ist die prozesspolitische Dimension der Staats- und Verwaltungsmoder-
nisierung. Hieraus lassen sich vier zentrale Leitlinien des Aktivierenden Staates he-
rausheben:396
 
o Dialog statt Dekret – Entwicklung von Prioritäten. 
o Zielklare Kooperation statt gegenseitiger Schuldzuweisung und Domänedenken. 
o Produkt- und Prozessoptimierung, z.B. Purchaser-provider-split, One-stop shop, dezentrale Fach- und Ressour-
cenverantwortung, Quasi-Märkte, Leistungsvergleiche etc. 
o Ko-Produktion – Zusammenwirkung von öffentlichen Leistungserbringern und aktiven und selbstverantwortli-
chen Bürgern / Klienten. 
 
Hinsichtlich dieser Leitlinien ist die Staats- und Verwaltungsmodernisierung397 zu 
modernisieren und auf Praxistauglichkeit zu überprüfen. Sie formulieren die Ziele, 
Visionen und Strategien hinsichtlich der kollektiven Leitprozesse. Momentan scheint 
                                                 
396 Lamping, W u. a. (2002), S. 34. 
397 Die Bundesregierung hat in ihrem Programm „Moderner Staat – Moderne Verwaltung“ diese Leitli-
nien gewählt: „Staat und Verwaltung müssen ihre Aufgaben und ihre Verantwortung unter veränderten 
gesellschaftlichen Bedingungen neu definieren. Der Aktivierende Staat wird die Übernahme gesell-
schaftlicher Verantwortung dort fördern, wo dies möglich ist. (…) Das Leitbild des Aktivierenden Staa-
tes nimmt diese neue Verantwortungsteilung zwischen Staat und Gesellschaft auf. Eine darauf ausge-
richtete Staats- und Verwaltungsreform muss eine neue Balance zwischen staatlichen Pflichten und zu 
aktivierender Eigeninitiative und gesellschaftlichem Engagement herstellen. Der Staat ist dann weniger 
Entscheider und Produzent als vielmehr Moderator und Aktivator gesellschaftlicher Entwicklungen, die 
er nicht selbst bestimmen kann und soll. (…) Im Vordergrund muss deshalb das Zusammenwirken 
zwischen staatlichen, halbstaatlichen und privaten Akteuren zum Erreichen gemeinsamer Ziele stehen. 
Dieses Zusammenwirken muss entwickelt werden.“   
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die Staats- und Verwaltungsmodernisierung sich sehr stark auf die Binnenmodernisie-
rung statt auf eine aktivierende Politik zu konzentrieren z.B. im Bereich der Haus-
haltskonsolidierung oder der Alterssicherung. Ebenso konnte keine Strategie für ein 
Konzept der Qualitäts- und Produktivitätsorientierung staatlicher Aufgaben vorgelegt 
werden. Hinzu tritt, dass in manchen Bereichen wie z.B. im Gesundheitssystem Stra-
tegien der Qualitätsentwicklung und Partizipation der Patienten diskutiert, aber nicht 
konsequent umgesetzt werden. 
 
2.6  Aktivierung der Zivilgesellschaft 
Das Ziel, durch Reformprozesse die ‚Zivil- und Bürgergesellschaft’398 zu stärken, 
wird durch das bestehende Netz von Organisationen verzerrt. Momentan „wird zwar 
das Wollen der Bürger unterstellt und ermuntert, ohne allerdings das Können und die 
Voraussetzungen einer über bloße Lückenbüßerfunktion hinausgehenden aktiven Bür-
gergesellschaft zu analysieren.“399 Das bedeutet, dass das Konzept der Zivilgesell-
schaft zunächst keine Orientierung für eine grundlegende Staatsmodernisierung vor-
gibt. Es wird befürchtet, dass es dem neoliberalen Staat – verweisend auf den Ge-
meinsinn und die Eigenverantwortlichkeit – den Rückzug aus der ihm obliegenden 
Sozialpolitik ermöglicht. Hinzu kommt, dass die auf Aktivierung aufgebaute Staats-
modernisierung von den Eigeninteressen der Verbände und Initiativen blockiert wird 
oder diese sich den Reformbemühungen entziehen. 
                                                 
398 Hierbei gibt eine verwirrende Vielfalt an Wortschöpfungen wie auch ‚Freiwilliges Engagement’, 
‚Ehrenamt’, ‚Freiwilligenarbeit’, ‚Bürgerarbeit’, ‚Gemeinsinn’, und ‚Zivilität’, die in den politischen 
Zukunftswerkstätten und universitären Sprachlabors entstanden sind. Immer schwieriger wird es, die 
unterschiedlichen Interessen, Zielsetzungen und Visionen auseinander zu halten. [Pankoke, E. (2005), 
S. 1] unterscheidet Bürger- und Zivilgesellschaft folgendermaßen: „Zentraler Begriff der Bürgergesell-
schaft war die Idee des ‚Vertrauens’ gewesen. Die Bürgergesellschaft lebte vom Konsens, der Integra-
tion durch soziale Bindungen und von den sozialen Tugenden der Bürger. Die Zivilgesellschaft ist 
dagegen gekennzeichnet durch Diskurs, Innovation, Bewegung und Engagement sowie durch eine 
ausgeprägte Problemorientierung, die Herstellung von Öffentlichkeit und eine politische Kultur, die mit 
Komplexität umgehen muss. E. Pankoke sieht Verantwortung, die für die Zivilgesellschaft kennzeich-
nend sind, immer da gefordert, wo Vertrauen nicht mehr greift, Entscheidungen jedoch trotzdem getrof-
fen werden müssen. Zu diesem Zweck unterscheidet er zwischen verschiedenen Verantwortungsformen 
in der Bürger- und Zivilgesellschaft. Wo das ‚strategische Genie’ der Bürgergesellschaft eine Vision 
hat, bedarf die ‚lernende Organisation’ der Zivilgesellschaft der Arenen um Streitplätze, um ihren Dis-
kurs öffentlich austragen zu können. Wo das strategische Genie Führungsstärke beweisen und die Men-
schen visionär faszinieren muss, schafft die lernende Organisation Allianzen und Netzwerke der Ko-
operation. Das bürgerschaftliche Genie trägt Selbstverantwortung. Dagegen kontextualisiert die zivilge-
sellschaftliche Organisation in konkreten Agenden Verantwortung, in denen gemeinschaftliche Lern-
prozesse stattfinden können. Zivilgesellschaft ist somit ein intermediäres System, dass zwischen gesell-
schaftlichen Kräften zu vermitteln vermag.“    
399 Lamping, W u. a. (2002), S. 36. 
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 Der Aktivierende Staat orientiert sich bei seinem Vorgehen an einer kooperativen 
Gemeinwohlproduktion und überwindet die bestehenden Blockaden und Grenzen 
durch eine gezielte Strategie der Mobilisierung, Regulierung und Unterstützung von 
zielklaren Kooperations- und Steuerungsprozessen auf allen Ebenen. Ziel ist es, die 
Leistungsmotivation der Organisationen nicht mehr primär aus ihrem Status bzw. ih-
rer Funktion abzuleiten, sondern aus ihren Leistungen im Produktionsprozess. Im 
Vordergrund stehen dabei die Aktivierung und die intelligente Institutionalisierung, so 
dass die Beteiligten zunehmend eine auf das Gemeinwohl bezogene Problemlösungs-
perspektive vertreten.  
 
Der moderne Staat ist demnach nachhaltig auf das aktive Mitmachen der Bürger in 
jeder Facette des gemeinschaftlichen Lebens angewiesen. Parallel dazu ist der Bedeu-
tungsgewinn der lokalen Ebene festzustellen. Kommunen400 treten zunehmend als 
Orte gelebter Demokratie in Erscheinung. Sie entwickeln sich als lokales Gemeinwe-
sen, als Gegengewicht zur Globalisierung und Individualisierung. 
 
Bei der Aktivierung der Zivilgesellschaft sind auch ihre Grenzen zu respektieren. Zi-
vilgesellschaftliche Akteure verfügen nur über begrenzte Möglichkeiten der Einfluss-
nahme in Verursachungszusammenhänge und können in die von anderen Organisatio-
nen oder strukturellen Ungleichgewichten verursachten Probleme wie z.B. die un-
gerechte Verteilung der Ressourcen, Effekte sozialer Ausgrenzung oder  Arbeitslosig-
keit nur abfedern oder Schadensbegrenzung bzw. Reparaturdienste betreiben. Sie 
können keinen Ersatz für Sozial-, Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- oder Strukturpolitik 
sein. Zivilgesellschaftliche Politik liegt in der notwendigen Vereinfachung politischer 
Inhalte, die somit kaum komplexen Problemlagen gerecht werden kann. Zudem fehlt 
es den kommunitaristischen Konzepten an struktureller Macht, die bei Markt und 
Staat durch deren infrastrukturellen und materiellen Hintergrund gewährleistet ist. 
Liberale Vorstellungen vernachlässigen tendenziell die struktur- und sozialpolitischen 
Aufgaben des Staates, wobei das Potential der Zivilgesellschaft schnell überschätzt 
                                                 
400 „Nach ihrer Leistungspalette, in wachsendem Maße aber auch nach ihrem Selbstverständnis, ist die 
Kommunalverwaltung schon heute eher ein Dienstleistungsunternehmen als eine Behörde“ Banner, 
(1994), S. 6. 
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wird. Auch wenn die Aktivitäten des Dritten Sektors auf internationaler Ebene Lern- 
und Umorientierungsprozesse in großen Wirtschaftsunternehmen anstoßen, bleibt ab-
zuwarten, ob es ihm tatsächlich gelingt, die Systemgesetzlichkeiten des Weltmarktes 
zu beeinflussen.  
 
Die demokratiepolitische Bedeutung zivilgesellschaftlicher Integration sollte realis-
tisch eingeschätzt werden. Zivilgesellschaftliches Engagement erweitert demokrati-
sche Mitbestimmungsmöglichkeiten und politische Partizipation. Habermas betont, 
dass gesellschaftliche Risiken wie z.B. Genforschung, Verelendung der Dritten Welt, 
Probleme der Wirtschaftsordnung oder das atomare Wettrüsten zuerst auf die Wahr-
nehmung und Identifizierung durch die Zivilgesellschaft hervorgerufen wurde. „Fast 
keines dieser Themen ist zuerst von Exponenten des Staatsapparates, der großen Or-
ganisationen oder gesellschaftlichen Funktionssystemen aufgebracht worden.“401 Die 
zentrale Einflussnahme der Zivilbevölkerung  auf die Kreation neuer Themen und 
neuer Bedeutungszusammenhänge wirkt z.B. innovativ auf Bereiche der Sozialpolitik. 
Dabei unterliegen auch die zivilgesellschaftlichen Akteure nicht unbedingt morali-
scher oder demokratischer Kontrolle oder wären herrschaftsfrei. Ein Beispiel dafür ist 
die ‚Mittelschichtorientierung’ der Erwachsenen- und Familienbildung, d.h. dass der 
Personenkreis, der über Geld, Artikulations- und Organisationsfähigkeiten verfügt, 
bevorzugt wird. Diese Tatsache unterstreicht die Tendenz zur Ausübung von ‚private 
government’ und nicht der des staatlichen Integrationsanspruchs. Auch gibt es Ent-
wicklungen, die verhindert oder blockiert werden, damit die staatliche Finanzierung 
nicht unterbrochen wird. Ein Beispiel aus der Erwachsenen- und Familienbildungsar-
beit wäre die ‚Dauerbezeichnung Anfängerkurs’. 
 
Die Umsetzung der Aktivierung der Zivilgesellschaft benötigt zentrale Kriterien der 
Finanzierung und Steuerung, die die Entstehung und Wirkung von zivilgesellschaftli-
chen Aktivitäten begünstigen. Dabei geht es nicht um den gezielten Einsatz der zivil-
gesellschaftlichen Akteure oder deren Steuerung durch das politische System, sondern 
                                                 
401 Habermas, J. (1992), S. 461. 
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um die Sicherung der gesellschaftlichen Kritik, alternativer Sichtweisen und der Kor-
rektur dominanter Beobachtungsverhältnisse und Operationsweisen.402     
 
Ohne die Sicherstellung geeigneter Rahmenbedingungen kann die Zivilgesellschaft 
entdemokratisierende und gesellschaftliche Entwicklungen ausbremsen oder zur Legi-
timation eines Abbaus des Wohlfahrtsstaates instrumentalisiert werden. 
 
2.7  Zwischenbilanz: Die neue Sozialstaatlichkeit verändert die traditionelle Be-
ziehung zwischen Kostenträgern, Leistungserbringern und Nutzer der Leistung. 
Viele Bildungseinrichtungen entstanden in Zeiten des klassischen Wohlfahrtsstaates, 
in dem unter Freiheit vorwiegend die ‚Freiheit von materieller Not’ und unter Gleich-
heit die weitestgehende Angleichung materieller Lebens- und Einkommensverhältnis-
se verstanden wurde. Der Sozialstaat versuchte seinerseits, die durch den Sektor 
Markt generierte Ungleichheit durch Umverteilungspolitik auszugleichen. Dem Teil-
nehmer in der Erwachsenen- und Familienbildung wurde qua Staatsbürgerstatus 
Rechtsanspruch auf die Nutzung der Angebote gewährt. Die klassische Sozialstaatspo-
litik hatte somit einen eher reaktiven oder kompensatorischen Charakter mit dem Ziel, 
die Sozialbürger zu versorgen. Durch den Übergang zur aktivierenden Staatspolitik 
beschränkt sich der Aufgabenbereich des Staates vielmehr auf die Rolle eines ‚e-
nabler’, wobei er gewährleistet, dass jeder Bürger die Möglichkeit erhält, seine Be-
dürfnisse über den Markt zu sichern. Primäres politisches Ziel ist es, Bürger zur Un-
abhängigkeit, zur Marktteilhabe und zur Selbsthilfe im Sinne von Chancengleichheit 
zu befähigen. Entsprechend garantiert werden Teilhaberechte und immer weniger 
Leistungsrechte bzw. passive ‚versorgende’ Transfers. Staatliche Unterstützung bzw. 
die Gewährung der spezifischen Teilhaberechte sind an die Erfüllung spezifischer 
Konditionen gekoppelt. Im Mittelpunkt steht nicht mehr die versäulte Bildungs-
Infrastruktur, sondern das Individuum mit seinen individuellen Chancen, Fähigkeiten, 
Mobilität, seiner individuellen Situation oder Kontextbedingungen, was eine Verände-
rung der Steuerungsformen und Steuerungsinstrumente erforderlich macht. An Bedeu-
tung gewinnen vor allem Angebote und Maßnahmen zur Steigerung des Humankapi-
tals. Sozialpolitik leistet somit auf der Ebene der Makropolitik einen Beitrag zur nati-
                                                 
402 Simsa, R. (2000). 
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onalen Wettbewerbsfähigkeit. Auf der Mikroebene der marktbezogenen Selbststeue-
rung der Individuen hingegen vollzieht sie den Wechsel vom gesellschaftlichen zum 
individuellen Risikomanagement und von der sozialen Sicherheit hin zur persönlichen 
Selbstsorge. Das Verhältnis zwischen öffentlicher Verantwortung und dem Dritten 
Sektor gilt somit als dringend reformbedürftig. Die aktuellen sozialwirtschaftlichen 
Modernisierungstendenzen werden gegenwärtig von zwei, zum Teil im Gegensatz 
zueinander stehende Strategien bestimmt, die allerdings beide dadurch gekennzeichnet 
sind, die Aufwendungen für den Dritten Sektor zu begrenzen bzw. zu senken:  
 
Durch eine Modernisierungsstrategie des organisierten Wettbewerbs soll mittels Kon-
zepten einer Angebotssteuerung durch Kostenträger der Markt sozialer Anbieter bzw. 
Wahlmöglichkeiten für Hilfesuchende eröffnet werden. Der Staat sieht sich nicht 
mehr als Investor bestimmter Angebotsstrukturen sondern versteht sich als Gewähr-
leistungsstaat, der lediglich die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Leistungserb-
ringer vergibt. Neben der Trennung von Gewährleistungs- und Durchführungsverant-
wortung im Sinne des ‚New Public Managements’403 sollen die Leistungsanbieter 
                                                 
403 „Mit diesem Sammelbegriff werden weltweit Verwaltungsreformen bezeichnet, die das Handeln der 
Verwaltung vermehrt über output und outcome – die Leistungen und Wirkungen der Verwaltung – 
steuern und legitimieren wollen. Dies im Gegensatz zur herkömmlichen Verwaltung, der Bürokratie, 
welche über den input – die Regeln und Formen des Rechtsstaates und der Demokratie – gesteuert 
wird. Die Bürokratie kennzeichnet sich durch hierarchisch organisierten Regelvollzug. Ihr oberstes 
Gebot ist die Gesetzmäßigkeit, ihr wichtigstes Instrument die hoheitliche Verfügung. Dem stellt New 
Public Management (NPM) die Normen der Marktwirtschaft und das Instrument des Vertrages gegen-
über: Ein Leistungserbringer (die Verwaltung oder ein Privater) soll im Auftrag eines Leistungsbestel-
lers (der Regierung) einen Nutzen für die externen Kunden schaffen. Bezahlt wird der Leistungserbrin-
der nicht für Tätigkeiten, sondern für Produkte. 
Der Begriff stammt aus Neuseeland, das als erstes Land seine Verwaltung radikal kommerzialisiert und 
auf marktwirtschaftliche Steuerungsmechanismen eingestellt hat. Die Bewegung erfasst seither die 
USA (Reinventing Government), Großbritannien, Skandinavien, die Niederlande und Deutschland 
(Neues Steuerungsmodell) – je mit nationalen Eigenarten, aber grundsätzlich gleicher Ausrichtung. 
NPM verfolgt verschiedene strategische Ziele. Kundenorientierung verlangt von Verwaltung, dass sie 
sich als Dienstleistung versteht und an der Kundenzufriedenheit legitimiert. Heikel bleibt dabei die 
Bestimmung des Kundenbegriffs und seines Verhältnisses zur demokratischen Öffentlichkeit. Die 
Leistungs- und Wirkungsorientierung bedeutet Steuerung der Verwaltung über Zielvorgaben und 
Leistungs- und Wirkungsindikatoren. Hier liegt die Schwierigkeit in der kausalen Zuordnung von Maß-
nahmen und Wirkung. Die Koppelung von Finanzen und Leistungen fördert das Kostenbewusstsein der 
Verwaltung und führt zur Integration von Staatsaufgaben und Staatsfinanzen im Budgetprozess. Gefor-
dert ist hier ein Kulturwandel von der rein finanziellen zur integralen Steuerung des Staatshaushaltes. 
Die Wettbewerbsorientierung erfordert, dass innerhalb der Verwaltung oder zwischen ihr und Dritten 
ein Markt oder doch marktähnliche Situationen geschaffen werden (Ausschreibungen, Kosten- und 
Leistungsvergleiche). Dies ist schwierig, weil die Verwaltung meist in einer Monopolsituation verbleibt 
und weil das Wettbewerbsdenken zur Maximierung des Eigennutzens verleiten kann, was möglicher-
weise in ein Spannungsverhältnis zum öffentlichen Auftrag mündet. 
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einer verstärkten Kontrolle der Leistungserbringung unterworfen werden. Die Rolle 
der Leistungsanbieter ist demnach nicht mehr die des Mitgestalters der Sozialpolitik 
sondern vielmehr die eines Dienstleistungserbringers, der seine Aufgaben effizient 
und transparent zu erfüllen hat.  
 
Durch eine Modernisierungsstrategie des Kontraktmanagements404 soll die Anbieter-
struktur mit dem Ziel der Kostenersparnis gefestigt werden. Durch die Aufwertung 
von Prävention und bürgerschaftlichem Engagement sollen bislang noch nicht zu-
gängliche Ressourcen aktiviert werden. Ziel dabei ist es, die infrastrukturpolitischen 
Aufgaben effizienter erfüllen zu können. Mit dem Kontraktmanagement soll nicht ein 
Marktmodell sondern ein Versorgungsmodell implementiert werden, wodurch eine 
effiziente Steuerung der Leistungserbringung durch den Leistungsanbieter angestrebt 
wird. 
 
Beide Modernisierungsstrategien mit zuweilen konträren Zielrichtungen verändern 
das Verhältnis zwischen den Organisationsbeziehungen von Kostenträgern und Leis-
tungserbringern tief greifend. Damit verbunden sind Maßnahmen der Deregulierung, 
Privatisierung, Auslagerung und Verselbständigung von Aufgaben, Einführung von 
Markt- und Wettbewerbselementen sowie die Einführung privatwirtschaftlicher Ma-
nagementmethoden und betriebswirtschaftliche Steuerungsinstrumente auf beiden 
Seiten. Das partnerschaftliche Zusammenwirken zwischen sozialstaatlichen Akteuren 
und dem Dritten Sektor wird schrittweise zu einem Auftraggeber-Auftragnehmer-
Verhältnis. Dies führt zu einer neuen Sozialstaatlichkeit, in der sich die Akteure des 
Dritten Sektors zunehmend als sozialwirtschaftlich begreifen und sich den Herausfor-
                                                                                                                                            
Typische Mittel von NPM sind die Leistungsvereinbarungen und das Globalbudget. Die Regierung 
schließt mit der Verwaltung eine Leistungsvereinbarung ab und beantragt beim Parlament deren Finan-
zierung. Der Voranschlag ist nicht mehr nach Sachgruppen gegliedert, sondern nach Leistungen (Pro-
duktgruppen). Für eine bestimmte Aufgabe wird eine Pauschale gezahlt. Dies setzt voraus, dass die 
Verwaltung Leistungen oder Produkte definiert. Mit Standards und Indikatoren wird die Erreichung der 
Vorgaben auf der Leistungsseite des Voranschlags gemessen. Die Verwaltung gewinnt Spielraum, weil 
sie innerhalb des Leistungsauftrags und des Globalbudgets frei über den Mitteleinsatz zur Zielerrei-
chung bestimmen kann. www.socialinfo.de  
404 Unter Kontraktmanagement wird die Steuerung der Kommunalverwaltung über Zielvereinbarungen 
verstanden, die von der Zielplanung bis zur Kontrolle der Zielerreichung reicht. Hierbei handelt es sich 
nicht um einen rechtsverbindlichen Vertrag, sondern nur um eine verbindliche Zielabsprache über einen 
festgelegten Zeitraum. Im Kontraktelement werden die zu erstellenden Leistungen und Produkte nach 
Qualität (Leistungsziele) und Quantität und die entsprechenden Finanzziele (Budget) festgelegt.  
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derungen entsprechend modernisieren werden. Dabei ist dieser Modernisierungspro-
zess mit den Risiken Deckelungen, Budgetierung und der Etablierung der Anbieter-
konkurrenz verbunden. Parallel dazu weiten sich die Steuerungskompetenzen und 
bürokratischen Vorgaben der Kostenträger aus.  
 
V. Gestaltungsansätze: 
Drei-Sektoren-Allianzen in Region, Netzwerk und sozialem Umfeld   
 
1. Drei-Sektoren-Allianz 
1.1  Der Begriff der Drei-Sektoren-Allianz 
Die Bezeichnung ‚Drei-Sektoren-Allianz’ lehnt sich an den Begriff der strategi-
schen405 Allianz406, welcher seinen Ursprung im militärischen Bereich hat.407 Der 
Begriff ‚Allianz’ steht für die Devise ‚Getrennt marschieren – vereint schlagen’. Eine 
Allianz besteht nicht um ihrer selbst Willen sondern ist immer Mittel zum Zweck. 
Drei-Sektoren-Allianzen zwischen Staat, Markt und Gemeinschaft sind nicht gebun-
den an Dauer, Intensität oder Rechtsstrukturen sondern können sich projektbezogen, 
als Gemeinschaftsunternehmen oder als Verbünde selbst organisieren. Durch freiwil-
lige Kooperation versuchen sie soziale, ökonomische und politische Belange mitein-
ander zu verbinden um neuen, meist komplexeren Herausforderungen zu begegnen. In 
Drei-Sektoren-Allianzen werden Synergieeffekte, Kompetenz- und Ressourcensharing 
genutzt. Durch Aktivierung und Erschließung zivilgesellschaftlicher Potentiale und 
Bedarfe wird die Handlungsfähigkeit aller Akteure aus Staat, Markt, Gemeinschaft 
und Drittem Sektor verbessert und erweitert.  
 
Bei der Steuerung und Selbststeuerung von Reformprozessen wird zwischen ‚Arenen, 
Allianzen und Agenden’408 unterschieden, die der Komplexität einer nachhaltigen und 
                                                 
405 Griech. Strataegeo; stratos: etwas, das alles andere umfasst, übergreift und in sich enthält; igo: tun, 
handeln. 
406 Lat. alligare: verbinden 
407 C.P.G. v. Clausewitz (1780-1831) prägte die Begriffe Strategie und Taktik, dessen bis heute fortwir-
kende Theorien den engen Zusammenhang von Kriegsführung und Politik betonen.[Pankau 2001), 
S.139] 
408 „Arenen beobachten wir im komplexen Entscheidungsfeld politischer Steuerung: In den Zentren 
von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft erkennen wir heute kaum noch politische „Spitzen“ des Ent-
scheidens, zugleich verliert sich aber auch der soziale Grund einer breiten „Mitte“, nicht einmal mehr 
die gerne beschworene Verständigung und Einigung von „runden Tischen“ ist noch erwartbar. Wäh-
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sozialverträglichen Zukunftsverantwortung gerecht werden. Sie ermöglichen eine ge-
steigerte Reflexivität des Beobachtens und Bewertens ihrer Steuerung, ihrer Entwick-
lung, der sozialen Dynamik des Innenlebens der unterschiedlichsten Organisationen 
und der Turbulenzen ihrer interorganisatorischen Außenrelation. Es treffen sich so die 
politische Dynamik von Machtverhältnissen, der unternehmerische Elan und das 
kommunikative Handeln partizipativer und assoziativer Sinnkonstruktionen von 
Markt, Staat und selbstorganisiertem Engagement.409   
 
2. Drei-Sektoren-Allianzen in Erwachsenen- und Familienbildungsstätten 
 
2.1 Zukünftige Herausforderungen im Überblick 
Zukünftige Herausforderungen verlangen von Bürgern komplexe Kompetenzen  indi-
vidueller Lebensführung und sozialen Zusammenhalts. Die Globalisierung beschleu-
nigt und verstärkt die Auswirkungen des technischen Fortschritts und die Grenzen des 
Wachstums, wodurch das Potential an einfacher Arbeit abnehmen und höherwertige 
Tätigkeiten an Bedeutung zunehmen werden. Bildung wird zur wichtigsten Ressource 
für die Wettbewerbsfähigkeit und für die Gemeinschaft des jeweiligen Standorts, 
Deutschlands, Europa und der Welt. Bildung ist dabei mehr als ein bestimmter Wis-
sensstand und muss dazu befähigen, sich mit den Veränderungen in der Welt positiv 
                                                                                                                                            
rend der „runde Tisch“ den Konsens symbolisiert, gibt das Bild der „Arena“ die Vorstellung komplexer 
Kampfplätze und Konfliktfelder. Es sind Konflikte die zumeist offen ausgetragen werden – in der Re-
gel öffentlich von einem Publikum, das gleichermaßen in unterschiedliche Lagen und Lager zerstritten 
ist. Zugleich verweist das Konstrukt der „Arena“ darauf, wie sehr die Entscheidungen in Wirtschaft und 
Gesellschaft und erst recht in der Politik sich umstellt sehen von einer Vielfalt streitbarer Interessen und 
Ansprüche von „Eigner-Interessen“ (‚Stakeholder’) und „Anspruchsvertretern“ (‚Shareholder’), zwi-
schen denen die Prozesse der Moderation (im Sinne komplexer Konsensbildung) und der Mediation (im 
Sinne komplexer Konfliktvermittlung) immer schwieriger werden.  
„Allianzen“: Eine Steuerung, die zwischen diversen Interessen, pluralen Perspektiven und quer stehen-
den Fronten vermitteln muss. Sie wird sich eben nicht mehr auf die personalisierte und damit politisier-
te Spitze von Führungsfiguren zentrierten Strategien treiben lassen. Eher komme es darauf an, im Sinne 
von „Public-Private-Partnership“ nach Allianzen zu suchen, zwischen kommunalen und freien Trägern, 
aber auch zwischen den Interessenten von Arbeit und Wirtschaft und den Bedürfnissen der Familien. 
„Agenden“ ermöglichen es, die Steuerung nachhaltiger Entwicklung auf die sozialverträgliche Basis 
der Beteiligung und Mitverantwortung aller Beteiligten und Betroffenen umzustellen. Während „Stra-
tegien“ „nach vorne“ vor allem aber „von oben“ ausgerichtet sind, suchen „Agenden“ kommunikative 
Arrangements einer Steuerung nachhaltiger Entwicklung „mit allen“ und „von unten“. Solche Konzepte 
gesellschaftlicher „Selbststeuerung“ klingen für manchen als abgestandene Rhetorik einer politischen 
Romantik. Sie könnten sich heute aber auf neue Weise praktisch bewähren, wenn eine sich weitende 
Komplexität sich spiegeln könnte in einer gesteigerten Reflexivität kommunikativen Handelns.“ [Pan-
koke, E. (2002), S. 229]    
409 Pankoke, E. (2002), S. 227-237. 
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auseinanderzusetzen. So genannte Soft Skills410, Fähigkeiten und Kenntnisse, die in 
erster Linie zu den sozialen Kompetenzen zählen, nehmen an Bedeutung zu. Kennt-
nisse über andere Kulturen ermöglichen erst die zusammenwachsende Welt. Lokales 
Handeln wird mit globalen Erfordernissen abgestimmt. Es ist davon auszugehen, dass 
die Gesellschaft der Zukunft - 
 
o Eine Wissensgesellschaft sein wird, in der Intelligenz, Neugierde, Lernen wollen und können, Problemlösen und 
Kreativität eine wichtige Rolle spielen.  
o Eine Risikogesellschaft sein wird, in der die Biographie flexibel gehalten und trotzdem Identität gewahrt werden 
muss, in der der Umgang mit Ungewissheit ertragen werden muss, und in der Menschen ohne kollektive Selbst-
organisation und individuelle Verantwortlichkeit scheitern können. 
o Eine Arbeitsgesellschaft bleiben wird, der die Arbeit nicht ausgegangen ist, in der aber immer höhere Anforde-
rungen an die Menschen gestellt werden. 
o Eine alternde Gesellschaft sein wird, in der aufgrund der demographischen Entwicklung sich das Generationen-
verhältnis einschneidend ändern und neue Formen der Lastenverteilung, der Generationengerechtigkeit und Ge-
nerationensolidarität entwickelt werden müssen. 
o Eine demokratische Gesellschaft bleiben muss, in der die Menschen an politischen Diskursen teilnehmen und 
frei ihre Meinung vertreten können, öffentliche Belange zu ihren Angelegenheiten machen, der Versuchung von 
Fundamentalisten und Extremen widerstehen und bei allen Meinungsverschiedenheiten Mehrheitsentscheidun-
gen respektieren. 
o Als Zivilgesellschaft gestärkt werden soll, mit vielfältigen Formen der Partizipation, Solidarität, sozialen Netzen 
und Kooperationen der Bürger, egal welchen Geschlechts, welcher Herkunft, welchen Berufs und Alters. 
o Eine Einwanderungsgesellschaft bleiben wird, in der Menschen verschiedener Herkunft, Religion, Kultur und 
Tradition integriert werden müssen, die es allen erlauben, ihre jeweilige Kultur zu pflegen, aber auch sich wech-
selseitig zu bereichern!  
Quelle: Münchmeier, R. (2003)411
 
Hinzu treten Forderungen nach einer gesicherten Chancengleichheit der Geschlechter, 
mehr Verteilungsgerechtigkeit hinsichtlich des ökonomischen, sozialen und symboli-
schen Kapitals, mehr Verwirklichung der Selbstentfaltungswünsche der Menschen auf 
der Suche nach Lebensfreude und Authentizität. Hinzu tritt das Phänomen, dass die 
                                                 
410 Das englische Wort ‚skills’ bedeutet soviel wie Fähigkeiten. Als ‚hard skills’ werden Lehrinhalte 
bezeichnet, die sich rein schriftlich festhalten und weitergeben lassen. ‚Soft skills’ sind Fähigkeiten, 
welche nur durch praktisches Üben bzw. durch Erfahrungen zu erlangen sind wie z.B.: 
o Schnelle Einarbeitung in neue Themengebiete oder flexible Anpassung an neue Einsatzorte; 
o Sich über Sprachbarrieren hinweg verständigen;  
o Bei Material-, Personal- oder Zeitengpässe zu improvisieren; 
o Sich selbst und die eigene Arbeit überzeugend zu präsentieren; 
o Expertenwissen so einzusetzen, dass anstehende Veränderungen vorweg aufgespürt und umgesetzt 
werden können, ohne dass Probleme auftreten. 
411 www.soziale-dienste-in-europa.de/Anlage 25562/DFTBürgerbeteiligungSozialeDienste2003.pdf  
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Medien412 immer mehr die Funktion der Erziehung, der Normvermittlung, der Vorbil-
der aber auch der Gewöhnung an Gewalt übernommen haben. Unbekannt sind auch 
die Entwicklungen des globalisierten und digitalisierten Kapitalismus. Lernprozess-
planungen im klassischen curricularen Sinne entsprechen nicht mehr den Anforderun-
gen. Bildung wird zum ‚institutionellen Geländer der Lebensführung’.  
 
2.2 Die Komplexität von Bildungsarbeit und Kompetenzentwicklung 
Diese Herausforderungen fordern umfassende Lern- und Veränderungsprozesse, die 
durch staatliche Vorgaben alleine nicht zu erreichen sind. Die Umsetzung benötigt in 
hohem Maße technische, soziale und institutionelle Innovation und ihr mögliches Zu-
sammenspiel in den verschiedensten Bereichen. Nachhaltigkeitsstrategien berühren 
Konsummuster und Autonomiesphären von Individuen und Unternehmen, die von 
staatlichen Eingriffsmöglichkeiten kaum erreichbar sind.413 Gesucht werden Mecha-
nismen, die Widerstände aufbrechen und Lernprozesse anregen. Die versäulte Er-
wachsenen- und Familienbildung unterlag in der Vergangenheit vielfältigen Entwick-
lungen und wurde deshalb kaum im Zusammenhang mit der Komplexität beispiels-
weise zwischen der Familien- oder Arbeitswelt betrachtet. Sie konzentrierte sich auf 
Teilgebiete, konnte sich so organisieren, und wurde als ergänzender nachschulischer 
Bereich bzw. als Wiederaufnahme früheren organisierten Lernens mit schulischen 
Lernprozessen als ein zusammenhängendes Ganzes betrachtet.414 Hierbei wurden die 
vielfältigsten Fassetten der Kompetenzentwicklung ausgeklammert.   
 
                                                 
412 Was aus den italienischen Wirren um Berlusconi zu lernen ist, ist die Tatsache, dass die Medien das 
Scharnier zwischen ökonomischer und politischer Macht sind. „Was das Fernsehen beherrscht, hat 
Einfluss auf Wertvorstellungen, Weltbilder, Lebensweisen, auf das, was Menschen für wichtig, dring-
lich oder für unwichtig, nebensächlich oder schädlich halten. Man kann im Fernsehen, wenn nur noch 
Geld und Sex Einschaltquoten bringen, den homo oeconomicus züchten. Und man kann all dies dann 
politisch abrufen. Genau dies hat Berlusconi getan. Auch andere können dies tun. Sie müssen die Kanä-
le nicht besitzen, es reicht, wenn Politiker sich mit den Besitzern verbünden.“ [Eppler, E. (2005) S. 
157]  
413 Ökonomische Prozesse haben sich durch die Entwicklung des Kapitalismus dahingehend verselb-
ständigt, dass sie nicht mehr politisch ‚steuerbar’ sind. Trotzdem bleiben ökonomische Prozesse konsti-
tutiv auf eine politisch-soziale bzw. politisch-institutionelle Einbettung angewiesen. Hierbei geht es 
nicht um eine Wiedereinbettung vermeintlich verselbständigter ökonomischer Prozesse, sondern um 
das komplexe und sich verändernde Verhältnis von Politik und Ökonomie auf verschiedenen räumli-
chen Ebenen. [Brand / Görg (2000)] NPOs gewinnen durch diese Problematik als auch durch die Ent-
wicklungen von Governance-Strukuren (aktivierender Staat) an Bedeutung und sind integraler Bestand-
teil derzeitiger Veränderungen. 
414 Deutscher Bildungsrat (1979). 
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Erst in den 90er Jahren konnten Studien zum Lebenslangen Lernen belegen, dass sich 
Lernen nicht nur in institutionalisierten Einrichtungen als formales Lernen (11%), 
sondern auch ganz wesentlich in nicht-formalen und informellen Lernprozessen (bis 
zu 80%) ergibt. Dementsprechend gibt es kaum einen gesellschaftlichen Bereich, der 
nicht auch als Lernort dient. Fraglich ist, wie die notwendige Verzahnung der Lern-
formen, der Lernorte und der am Lernprozess Beteiligten mit ihren Kompetenzen um-
zusetzen ist. Die Verbindung von Arbeit, Bildung und Freizeit entspricht am besten 
dem Prinzip des Lebenslangen Lernens.  
 
 
Lebensphasenmodell im Umbruch (eigene Darstellung) 
Gestern:  










Hinzu treten vier Grundtendenzen, die eine neue Lernkultur fordert: 
o Die rasche Veränderung der gesellschaftlichen Umwelt erfordert die Aktivierung eines möglichst großen Teils 
des Lernpotenzials einer Gesellschaft, und zwar bei allen Bürgern. 
o Die Globalisierung der Wirtschaft und die allmähliche Erschöpfung der natürlichen Ressourcen lässt die Res-
source ‚Lernen’ aller Menschen immer wichtiger für eine zukunftsfähige Entwicklung der Menschen werden. 
o Die modernen Informations- und Kommunikationsmedien verändern die Verfügbarkeit und die Verarbeitung 
von Wissen und die Form der Kommunikation der Menschen untereinander. Dies bedeutet eine erhebliche Aus-
weitung der Angebotspalette für Lernen, aber auch erhöhte Anforderungen an die Entscheidungsbereitschaft und 
Entscheidungsfähigkeit der Bürger. 
o Die dynamische gesellschaftliche Entwicklung berührt die demokratischen Grundlagen unserer Gesellschaft. So 
hängt gesellschaftliche Partizipation zunehmend vom Zugang zu den Medien und ihrer Nutzung ab. Für Men-
schen ohne diesen Zugang kann dies zum Ausschluss von der kulturellen, sozialen und politischen Teilhabe und 
damit von der Ausübung demokratischer Grundrechte führen.   
Quelle: Wack, O. G. (2005), S. 12. 
 
Selbstbestimmung fördert Lernerfolg. Die Selbstorganisation des Lernprozesses ist  
wesentliche Voraussetzung für den Einzelnen, angetrieben von der Kraft, durch eigene 
Problemlösungen persönliches Erfahrungswissen und nachhaltiges Handlungswissen 
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zu entwickeln. Für die Vermittlung des Wissens spielt die Verzahnung von Kompe-
tenzförderung, Bildungsberatung und Praxis eine immer größer werdende Rolle denn:  
o Ohne Herausforderung und Erfahrung aus der Umwelt kommt es weder zu handlungswirksamer Wissensent-
wicklung noch zur Entwicklung entsprechender Kompetenzen und Problemlösungspotentiale. 
o Ohne gezielte Entwicklung von Erschließungs- und Umsetzungskompetenzen können Erfahrungen nicht kon-
struktiv ausgewertet und nicht praktisch nutzbar gemacht werden. 
o Außerhalb eines konstruktiven Wechselverhältnisses zwischen Personen und Umwelt bleibt das Lernen formal 
und für den Lernenden uninteressant. 
o Ohne die Integration von informellem Erfahrungslernen und nachfragendem Reflexionslernen bleibt auch die 
Kompetenzentwicklung einseitig und beschränkt. 
     Bundesministerium für Bildung und Forschung, Dohmen, Das informelle Lernen, (1996), S. 45 
 
Der besondere Bildungswert liegt im Erlernen von Methoden. Methoden und Techni-
ken des Informationsgewinns veraltern langsamer als die jeweilige Information selbst.  
Lernende, die gelernt haben, selbständig zu lernen, zu entscheiden, zu planen, zu or-
ganisieren, Probleme zu lösen, Prioritäten zu setzen, Informationen auszuwerten und 
Kritik zu üben haben bereits an persönlicher Autonomie und Handlungskompetenz 
gewonnen. Mit der Erweiterung der Methodenkompetenz der Lernenden wächst seine 
Selbststeuerungs- und Selbstbestimmungsfähigkeit. Nur wer das Lernen gelernt hat, 
kann Lernprozesse eigenständig organisieren und ist unabhängig von fremdbestimm-
ten Lernen.415  
Methodenkompetenz 
Vertraut sein  
Mit zentralen Makromethoden 
Beherrschung elementarer  
Lern- und Arbeitstechniken 
Beherrschung elementarer Ge-


















o Notizen machen 
o Karteiführung 
o Protokollieren 
o Gliedern / Ordnen 









o Diskussion / Debatte 








Quelle: Klippert, H. (2000), S. 28. 
 
                                                 
415 Jeder Lernende ist Experte seiner Region, seiner Lebenslage usw. Hier stellt sich auch die Frage, wie 
ein Konzept des Lebenslangen Lehrens aussehen sollte. 
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Fachkompetenz verliert relativ zur Methoden- und Sozialkompetenz an Bedeutung. 
Lernen ist mehr als Kenntniserwerb. Lernen schließt steigendes Fachwissen und Tu-
genderwerb wie beispielsweise Kritikfähigkeit, ethisch-moralische Integrität, Urteils-
fähigkeit, soziale Sensibilität, Zivilcourage usw. mit ein. Es ist deshalb von einem 










o Wissen (Fakten, Regeln, 
Begriffe, Definitionen) 
























o Spaß an einem Thema / 
an einer Methode haben 
o Diskutieren o Identifikation und Enga-
gement entwickeln o Kooperieren 
o Integrieren o Wertehaltung aufbauen 
o Gespräche leiten o … 
o Präsentieren 
o o … 
  Quelle: Klippert, H. (2000), S. 30. 
 
Traditionelles Lernen in Gruppen an festen Orten zu festen Zeiten und im gleich blei-
benden Tempo wird dann nur noch einen kleinen Teil der Erwachsenen- und Famili-
enbildung ausmachen. Kennzeichen neuer Lernkultur sind Offenheit, Flexibilität, In-
dividualität, Selbststeuerung und die intensive Nutzung moderner Medien. Individua-
lisierte Lernbiographien und Lernanforderungen als auch die Zunahme an Lernange-
boten und die neue Flexibilität von Lernprozessen mit modernen Medien fordern mehr 
Selbstverantwortung, die selbständige Entscheidung bzw. Selbstgestaltung. Erwach-
senen- und Familienbildungsarbeit wird selbst geplante Lernprozesse vor dem Hinter-
grund individueller Vernetzung unterstützen und bei Entscheidungen nach Bedarf 
beraten. Die Verlagerung der Lernverantwortung hin zum Lernenden selbst formt die 
Rolle des Lehrenden als Lernbegleiter, Lernberater, Lernmoderator und Lernnaviga-
tor. Der Förderung bildungsbenachteiligter Gruppen gilt besonderes Augenmerk, so-
dass sie nicht von Bildungs- und Karrierechancen ausgegrenzt werden. Insbesondere 
bei bildungsbenachteiligten Gruppen ist auf das Wissen zu achten, dass heutzutage 
mittlerweile als stillschweigend von der Gesellschaft vorausgesetzt wird: 
 
o Know-what (‚wissen, was’): Wissen über ‚Fakten’. 
o Know-why (‚wissen, warum’): Wissen über die Regeln und Gesetze, denen die Natur, menschliche Intelligenz 
und Gesellschaft folgen. 
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o Know-how (‚wissen, wie’): Qualifikationen, d.h. die Fähigkeit, Aufgaben zu erledigen. 
o r’): Wissen über die soziale Fähigkeit, mit verschiedenartigen Menschen und Experten   Know-who (‚wissen, we
zu kooperieren und zu kommunizieren. 
Quelle: Fischbach, C. (2004). In: Hohn, B. u. a. S.30. 
 
erung des Bildungsangebots an wirtschaftlichen, 
ulturellen und gesellschaftlichen Veränderungen bei gleichzeitiger Bedarfsorientie-
 der Bildungsorganisation 
urch regionale Kooperation und Kommunikation ist die regionale Verortung und 
hr intensiv.417 Lernende, Unternehmen, zu-
                                                
Die stärkere vorausschauende Orienti
k
rung des Lernenden wird die Strukturen der Bildungseinrichtungen verändern. Mehr 
Serviceangebote, Flexibilität, Eigenverantwortung und Kommunikation aller Akteure, 
neue Formen der partnerschaftlichen Zusammenarbeit erfordern die Entwicklung und 
Erprobung neuer Lernwege. Die lokale Präsenz der Bildungseinrichtungen ermögli-
chen die räumliche Nähe der Akteure und Institutionen416, um umfassende lebensbe-
gleitende Lernprozesse zu realisieren, eine Verzahnung der Anbieter und Angebote zu 





Einbindung der Bildungseinrichtungen se
ständige Politiker und Organisationen befinden sich in einer vertrauten Lernumge-
bung, welche Orientierung, Überblick und Verbundenheit garantiert. Gemeinsam ü-
bernehmen sie die mitgestaltende Rolle bei Entwicklungsprozessen und bleiben der 
Region verbunden.  Erwachsenen- und Familienbildungsstätten, die in der Bevölke-
rung verwurzelt und sich als regionale Einrichtungen verstehen, erhalten Anwalts-
funktionen regionaler Bürgerinteressen. Sie definieren die regionalen Interessen, Sor-
gen und Probleme der Bürger, die sie vertreten. Regionale Identität, Engagement und 
 
416 „Eine ‚Institution’ …muss nicht nur im nächsten und praktischen Sinne zweckmäßig und nützlich 
sein, sie muss auch Anknüpfungspunkte und Verhaltens-Unterstützung höherer Interessen sein, ja den 
anspruchsvollsten und edelsten Motivationen nach Daseinsrecht und Daseins-Chancen geben: dann erst 
erfüllt sie die vitalen, aber auch geistigen Bedürfnisse der Menschen nach Dauer, Gemeinsamkeit und 
Sicherheit – sie kann sogar etwas wie Glück erreichbar machen, wenn dieses darin besteht, im Über-
sich-Hinauswachsen nicht alleine zu bleiben.“ [Gehlen (1957), S.116 In: Pankoke, E. (2003)] 
417 Region meint in diesem Kontext „... die subjektive Beheimatung in einem Territorium mit seiner 
Wirtschaft, Kultur, Geschichte, mit seinen Mentalitäten und Gewohnheiten. Es ist ein Ort, in dem Men-
schen mit ihren Bedürfnissen und Wünschen leben, ein Ort den sie durch Arbeit und auch soziale Wirk-
samkeit mitgestalten, selbst wenn diese Perspektive unterschiedlich bewusst ist und auch die Möglich-
keiten dazu nicht zu leugnenden Einschränkungen unterliegen.“ [Trier, M. u. a. (2003), S.45.] 
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Verbundenheit gehen in die Öffentlichkeit, wobei auf geteilte Werte, Arbeitsergebnis-
se oder andere Besonderheiten bewusst Bezug genommen wird. Die eigene Wirkung 
der Einrichtung wird vertrauter, wenn sich Arbeit und Ergebnis unmittelbar nützlich 
für bekannte Personen oder für die eigene Umwelt engagierter Bürger einsetzt. Durch 
die Integration von Partizipation in Bildungseinrichtungen können folgende positive 
Aspekte erreicht werden: 
o Verbindlichkeit von Entscheidungen und Übernahme von Verantwortung durch die Identifikation mit der Idee. 
o Einbindung lokaler Kenntnisse und Erfahrungen tatsächlicher Problemfelder. 
o Verbesserte öffentliche Kenntnis. 
o Höhere Effizienz durch gemeinschaftlichen Ansatz. 
 
Partizipation setzt aktive und kontinuierliche Mitarbeit der Beteiligten voraus, welches 
rganisationskultur und die zu ihr gehörende Lernkultur einer Bildungsstätte als Or-
nd Erfassung der individuellen Kompetenzen und der Biographie  
durch Pflichtbewusstsein, Verantwortungsgefühl, Idealismus, Tradition, (gewünsch-
ter) gesellschaftlicher Stellung, praktischen Eigeninteressen und Eigennutzen geprägt 
sind. Lernkulturen können nicht einfach von einer Bildungsstätte, einer Region oder 
einem Staat auf andere übertragen werden. Zu verschieden sind die Strukturen und 




ganisation stellt die Basis für lernförderliche Strukturen dar, wobei die Schaffung ei-
ner Neuen Lernkultur folgende Bedingungsfaktoren für eine hohe Lernwirksamkeit 
voraussetzt: 
o Beobachtung u
o Gestaltung einer bestimmten „Projektkultur“, die von den Kompetenzen der Beteiligten abhängig ist 
o Entwicklung gemeinsamer umfassender Aufgabenstellungen 
o Günstige Rahmen- und Arbeitsbedingungen für das gemeinsame Lernen von Lehrende, Lernende und Leitende 
 
                                                 
418 Prinzipien können sein:  
o Initiatoren müssen wissen, warum sie eine Partizipation wünschen und warum es für die Öffentlich-
keit interessant sein könnte, sich zu beteiligen. 
o Analyse der Ziel- und Interessengruppen sowie die aktive Einbindung der Gruppen, die unbedingt für 
den Erfolg erforderlich sind. Um Interesse und Motivation zu wecken sind individuelle Kommunika-
tion und Konsultation erforderlich.   
o Bereitstellung relevanter Informationen und Demonstration der Vorteile /Nachteile der Partizipation. 
o Auswahl geeigneter Techniken, Methoden und Strukturen, die die Einbindung ermöglichen. 
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Organisationskulturen bestehen aus den Faktoren „Normen, Wertvorstellungen, 
Denkhaltungen und Handlungsmustern, die in ihrer Gesamtheit ein Unternehmen prä-
gen und repräsentieren… (und) in einem langjährigen und vielschichtigen Lernprozess 
entstanden sind“.419 Lernen prägt Normen, Werte, Wissensbestände, Kommunikation, 
Haltungen und Handlungen von Mitarbeitern und Beteiligten. Lernen verändert und 
entwickelt die Organisationskultur fortwährend.  
 
Die Gestaltung und der Ablauf von Lernprozessen werden als Lernkultur bezeich-
net,420 Die Lernkultur als auch die Bildungsstätte selbst bieten den entsprechenden 
Rahmen, in dem sich Lernen vollziehen kann. Kennzeichen ‚lernender Organisatio-
nen’ ist, wenn organisationale Lernprozesse mehr als die Summe der Lernprozesse der 
Individuen einer Organisation umfassen. Lernprozesse setzen Werte- und Wissensma-
nagement auf allen Ebenen der Einrichtung voraus, wobei der Wettbewerbsvorteil in 
erster Linie den Mitarbeitern zugeschrieben wird. Die Mitarbeiter und ihre Lernpro-
zesse rücken deshalb ins Zentrum der Betrachtung. Sie übernehmen die Rolle der Ex-
perten für die Optimierung der Arbeitsabläufe. Die Stärke der Bildungsstätte ist dem-
nach auf eine effektive Personalentwicklung zurückzuführen, die berufs- und lebens-
begleitendes Lernen der Mitarbeiter fördert, in Prozesse der Wissensgenerierung, 
Wissenssicherung und Wissensweitergaben investiert und die Identifikation mit der 
Lernkultur der Einrichtung fördert.421     
 
Eng damit verbunden ist die Frage, wie eine stärkere Verzahnung des informellen und 
formellen Lernens, die Verschränkung von Lernen am Arbeitsplatz, im sozialen Um-
feld und im institutionellen Kontext zu kreieren ist. Hierzu werden Lernberatungs- 
und Lernbegleitungsangebote benötigt. Durch spezifische Angebots- oder Arbeitsor-
ganisationsformen, welche den Bedarf nach Selbststeuerung berücksichtigen, werden 
Kompetenzen zu Selbststeuerung, Selbstmanagement und Selbstorganisation geför-
dert. Neben veränderten Methoden treten der Einbezug des Lernenden und Lehrenden, 
vieler Akteure und Handlungsfelder und eine sich verändernde  Ebene der Makro- und 
                                                 
419 Sonntag (1996), S. 42. 
420 Nicklas (2004), S. 52. 
421 Zur Erhebung der Identifikation gibt es zahlreiche Checklisten z.B. Sonntag (1996), Müller / Jutzi 
(2001). 
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Mikrodidaktik mit entsprechender Weiterbildungsorganisation. Erforderlich ist ein 
modernes Selbst- und Rollenverständnis, eine neue Verständigung über Normen und 
Wertvorstellungen der Akteure, eine veränderte Verantwortungszuweisung als auch 
die Ermöglichung des Erlebens von Selbstwirksamkeit und Einflussnahme. Wird dem 
Teilnehmer mehr Verantwortung übertragen, benötigen Mitarbeiter mehr und größere 
Entscheidungsspielräume. Gefordert sind methodisch-fachliche, wissenschaftliche, 
soziale, kulturelle, betriebswirtschaftliche und technologische Kompetenzen. Die Ver-
lagerung von Verantwortung verlangt erhöhte Veränderungsbereitschaft der Mitarbei-
ter mit angepasster Fehlerkultur bzw. Lernkultur innerhalb der Einrichtung.   
 
Lebenslanges Lernen fordert neue Lern- und Lehrkulturen mit neuartigen Formen der 
Steuerung und Strukturierung von Lernprozessen422 Beteiligungsorientierte und ganz-
heitliche Methoden423 wie z.B. Moderationsmethode, Zukunftswerkstatt, Open Space, 
Fallmethoden oder Projekte, die mit realen Fragestellungen und in authentischen Kon-
texten helfen, kreativ an herausfordernde Problemstellungen zu arbeiten und verant-
wortlich an der Gestaltung der Arbeits- und Lebenswelt der Akteure mitzuwirken. 
Benötigt werden günstige Voraussetzungen innerhalb der Bildungseinrichtung, die die 
zentralen Bedingungen wie Flexibilität und Realisierung von Innovationen garantieren 
wie:424
o Geringe Spezialisierung auf Stellen- und Abteilungsebene. 
o Starke Dezentralisierung. 
o Flache Hierarchien. 
o Minimierung der Stärke zentraler unterstützender Abteilungen (Stäbe). 
o Einfache Koordination, d.h. keine umfassenderen Matrixstrukturen. 
o Verstärkter Einsatz von Selbstabstimmung und Organisationskultur zur Koordinierung innovativer Ansätze. 
o Leichte Ergänzbarkeit um temporäre Teams für innovative Vorhaben. 
 
Eine Innovationskultur ist dadurch gekennzeichnet dass425
o Verbesserungsvorschläge wertgeschätzt und aufgegriffen werden; 
o Organisationsziele einen Herausforderungscharakter besitzen; 
o Vertrauen, Offenheit und Unterstützung im Umgang miteinander existieren; 
                                                 
422 Fornek (2001), S. 240. 
423 Weitere wichtige Methoden in knappen, lexikonartigen Artikeln sind nachzulesen: www.neue-
lernkultur.de/keynotes.php  
424 Kieser, A. / Kubicek, H. (1992), S. 382. 
425 Guldin, A. (2001); Ekvall, G. (1996). 
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o Dynamik, Lebendigkeit, Spontaneität, Lockerheit, Humor in Arbeitsbeziehungen wahrnehmbar;  
o Häufig Sachdebatten geführt werden. 
Bildungseinrichtungen mit neuer Lernkultur restrukturieren sich in relativ kleine, ü-
berschaubare Einheiten. Sie sind gekennzeichnet durch dezentrale Entscheidungs-
kompetenz und Eigenverantwortung. Eine Modularisierung erfolgt beispielsweise 
hinsichtlich der Geschäftsbereiche, der Bildung von Profit-Center-Strukturen, nach 
Regionen oder lokalen Einzelmärkten, nach Kernkompetenzen oder aufgrund von 
Prozessketten. Hierbei können Produktinseln und Fertigungssysteme oder Geschäfts-
prozesse institutionalisiert werden, wobei Arbeitsplätze (Autarkiemodell) oder teilau-
tonome Gruppen (Kooperationsmodell) integriert werden. Modularisierung, Netz-
werkbildung und Virtualisierung sind drei Grundstrategien neuer Organisationsgestal-
tung, deren Kombination ‚Hybridstrategien’ ergeben. Diese Form der Bildungsein-
richtung definiert sich nicht über ‚äußerlich’ erkennbare Strukturen sondern über ‚in-
nere’ (Einstellungs-) Lern-Prozesse.426    
 
2.4 Die Rolle der Lehrenden 
Die Rolle der Lehrenden wandelt sich von der der Wissensvermittler oder Wissens-
ausschüttern hin zu Gestaltern interaktiver Lehr- und Lernumgebungen, zu Partnern, 
die als Vorbild oder Berater wirken, Vertrauen, Sinn und Orientierung schaffen und 
die den Lernenden bei der Kreierung ihrer Kompetenzen begleiten. Erwachsenen- und 
Familienbildner werden neben anderen zu Lotsen in einer Flut von Informationen, 
Kompetenzen und Methoden. Es findet ein Übergang von traditionellen – hin zu sozi-
al-konstruktivistischen Formen des Lernens statt: 
  




Wissenstransport, abhängig vom Wissen 
und Können des Lehrenden 
 










Herrscherrolle, ‚didactic leader’; Wissens-
inhalte präsentieren, erklären (meist nur in 
Gruppe), kontrollieren 
 
Lernen als rezeptiver Prozess; Lernen 
erfolgt linear und systematisch 
 
 
Partner, Berater u. Mitgestalter; 
Bereitstellung v. Problemsituationen und 
Werkzeugen zur Problemlösung 
 
 
Lernen als aktiv-konstruktiver Prozess; Lerrnsi-





Passives Aufnehmen; ‚friss Vogel oder Aktives, eigenverantwortliches, selbstgesteuer-
                                                 
426 Kil, M. (2003), S. 129. 
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stirb’; Außenanleitung und Kontrolle; 
Gruppenarbeit ohne Berücksichtigung 
individueller Merkmale  
tes Verarbeiten; eigene Konstruktionsleistun-









Lerninhalte sind fertig vorgegebene, abge-
schlossene, strukturierte Wissenssysteme; 
gesetzte Leistungskriterien sind zu erfüllen 
 
Inhalte sind abhängig von individuellen, sozia-
len Faktoren; authentische Aufgaben führen zu 
neuen Anforderungen und Zielen 
Quelle: Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Sachsen e.V. (2005), S. 60. 
 
Traditionelle Inhalte und Haltungen werden in der Absicht erweitert, die Identität427 
als Gestaltungsraum und Gestaltungschance zu erfassen und zu fördern. Hinsichtlich 
der Erwachsenensozialisation ist der Vergleich traditioneller und innovativer Lernkul-
turen von Bedeutung:  
Traditionelle Lernkultur Innovative Lernkultur 
o Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkei-
ten als Reaktion auf Entwicklungen im Un-
ternehmen/Familie und in dessen Umfeld 
o Lernen in strukturierten, didaktisch intentio-
nal angelegten Lernumgebung 
o Lerninhalte werden als geschlossene Wis-
senssysteme bzw. Teile davon verstanden 
o Ausrichtung des Lernens auf Kompetenzentwicklung und 
den Erwerb reflexiver Handlungsfähigkeit 
o Lernen in „natürlicher Lernumgebung als Erfahrungslernen, 
Vernetzung mit intentionalem Lernen innerhalb und außer-
halb der Arbeit unter Einbezug neuer Medien und unter-
schiedlicher Lernorte 
o Lerninhalte bzw. Wissen sind nicht abgeschlossen, sie sind 
abhängig von individuellen und sozialen Kontexten. Wissen o Erwerb von Theoriewissen, im Wesentlichen 
                                                 
427 „Identität wird hier verstanden als ein Bedeutungsrahmen, innerhalb dessen eine Person ihre Erfah-
rungen interpretiert und die jeweils die Basis bildet für aktuelle Identitätsprojekte. Die alltägliche Iden-
titätsarbeit sucht in spezifischen Identitätsprojekten situativ stimmige Passungen im Verhältnis von 
inneren und äußeren Erfahrungen zu entwickeln. Durch diese Passungen sucht sich das Subjekt seine 
gesellschaftliche Handlungsfähigkeit zu sichern. Dazu werden Identitätsstrategien eingesetzt. Identi-
tätsarbeit zielt darauf ab, ein individuell gewünschtes oder notwendiges ‚Gefühl von Identität’ zu er-
zeugen. Basale Voraussetzungen für dieses Gefühl sind soziale Anerkennung und Zugehörigkeit. Auf 
dem Hintergrund von Pluralisierungs-, Individualisierungs- und Entstandardisierungsprozessen ist das 
Inventar übernehmbarer Identitätsmuster ausgezehrt. Alltägliche Identitätsarbeit hat die Aufgabe, die 
Passungen, die Verknüpfungen unterschiedlicher Teilidentitäten vorzunehmen. Qualität und Ergebnis 
dieser Arbeit findet in einem macht-bestimmten Raum statt, der schon immer aus dem Potential mögli-
cher Identitätsentwürfe spezifische erschwert bzw. andere favorisiert, nahe legt oder gar aufzwingt. 
Qualität und Ergebnis der Identitätsarbeit hängen von den Ressourcen (durchaus ein auch verharmlo-
sender Ersatzbegriff für die Machtthematik) einer Person ab. Von individuell-biographisch grundlegen-
den Kompetenzen, über die kommunikativ vermittelten Netzwerkressourcen, bis hin zu gesellschaft-
lich-institutionell vermittelte Ideologien und Strukturvorgaben. Die Suche nach Kohärenz in den indi-
viduellen Identitätsprojekten orientiert sich an subjektiver Stimmigkeit und Authentizität. Die Leibeser-
fahrung kann ein zentraler Messfühler für Stimmigkeit und Authentizität sein. Die Kohärenzsuche wird 
aber zugleich durch gesellschaftlich vorherrschende Narrationen geprägt, über die soziale Zugehörig-
keit vermittelt wird. Die Konstruktion des individuellen Identitätskonstruktes wird von Bedürfnissen 
geleitet, die aus der persönlichen und gesellschaftlichen Lebenssituation gespeist sind. Insofern kon-
struieren sich Subjekte ihre Identität nicht in beliebiger und jederzeit revidierbaren Weise, sondern 
versuchen sich, in dem Gefühl von Identität, in ein ‚imaginäres Verhältnis zu ihren wirklichen Lebens-
bedingungen’ zu setzen (Althusser): Beim Herstellen dieser Identitätskonstruktion werden zumindest 
‚Normalformtypisierungen’ benötigt (Identifikationen), Normalitätshülsen oder Symbolisierungen von 
alternativen Optionen, Möglichkeitsräumen oder Utopien.“[Kreupp, H. (2003)]      
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von didaktisch reduziertem Fachwissen 
o Präzise Reproduktion des Wissens in vorher-
sehbaren, festgelegten Handlungssituationen 
aus komplexen Lernsituationen wird konstruiert, Erfah-
rungswissen wird erworben und mit Theoriewissen verbun-
den. 
o Lernende machen nach, nehmen auf, sind 
rezeptiv 
o Wissen wird in offenen, gestaltbaren Handlungssituationen 
angewandt und nutzbar gemacht 
o Erzeugungsdidaktisches Lernarrangement o Lernende organisieren und steuern Arbeits-Lern-Prozesse 
weitgehend selbständig. 
o Lehrende sind Berater und Mitgestalter von Lernprozessen; 
sie schaffen die Voraussetzungen, Denk- und Lernprozesse 
auszulösen. 
o Ermöglichungsdidaktisches Lernarrangement 
Quelle: Dehnbostel, P. (2001), S. 89. 
 
Die neue Lernkultur ist durch Selbstbestimmung, Selbstorganisation, Reflexivität und 
Eigenverantwortung gekennzeichnet. Im Mittelpunkt steht das lernende Subjekt, das 
seine Handlungsfähigkeit, Handlungsmöglichkeiten und Lernkompetenzen erweitern 
möchte. Anzustreben ist die Bildung eines breiten Spektrums kognitiver Fähigkeiten, 
welche in Bildungsprozessen eine hervorgehobene Bedeutung haben wie Lernbereit-
schaft, Reflexionsvermögen, Selbst-, Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit, 
Kreativität, Lese- und Informationskompetenzen. Hinzu tritt die Aneignung von Me-
dienkompetenz, wobei Lernende neue Medien kennen und Informationen auswerten 
und nutzen lernen. Die Integration neuer Medien hat folgende Vorteile: 
o Jeder kann sich zu allen anderen Gesellschaftsbereichen und Partnern öffnen, wodurch auch Kooperationen 
ermöglicht werden. 
o Verfügbarkeit von Materialien aus aller Welt.  
o Wesentlich erleichterte Beschäftigung mit aktuellen z.B. politischen und gesellschaftlichen Fragen und neuen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen. 
o Fachbereichsübergreifendes Lernen und die schnelle Verfügbarkeit vielfältiger Informationen. Zunehmend 
wichtig wird dabei die Entscheidungsfähigkeit bei der Auswahl der Informationen. 
o Andere Bildungsanbieter und Lernorte können leichter mit einbezogen werden. 
o Durch die neue gesellschaftliche Einbettung können sich Public-Private-Partnerships und Net-Communities zu 
neuen Kommunikations- und Handlungsformen entwickeln.  
o Unterstützung der Projektarbeit. 
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Verschiedene Charakteristika versprechen Orientierung.428 Die Kombination digitaler 
und traditioneller Medien ermöglicht Selbststeuerung hinsichtlich der Wahl von Ort, 
Zeitpunkt und Lernsoftware. Dazu kommen  
„…hoch entwickelte, differenzierte Konzepte, die in möglichst vielfältiger Form Lernanregungen, Lernzugänge, 
Lernwege oder Lernhilfen zur Verfügung stellen wollen, damit die Lernenden selbstverantwortlich sich in Erken-
nung und Wahrnehmung ihrer Fähigkeiten, Kompetenzen und Lerninteressen neue Lerninhalte an unterschiedli-
chen Lernorten aneignen können. So entstehen Lernarrangements, die verschiedenste Elemente und verschiedenste 
Methoden kreativ miteinander verknüpfen.“429  
 
Das Konzept der Selbststeuerung steht in einem wechselseitigen Zusammenhang mit 
der Gestaltung organisatorischer Rahmenbedingungen. Selbststeuerung ist der Aus-
gangspunkt der pädagogischen Arbeit, die sich wiederum auf offene Strukturen der 
Zielfindung und auf reflexives Lernen hinsichtlich einer ständigen Selbstvergewisse-
rung im Kontext der Organisationsentwicklung von Bildungseinrichtungen widerspie-
geln muss.  
 
2.5 Die zukunftsorientierte Finanzierungsgestaltung  
Nach und nach wird es auch bei der Vergabe der öffentlichen Mittel zu Veränderun-
gen kommen. An die Stelle der Zuwendungs- wird zunehmend die Leistungsfinanzie-
rung treten. Durch vertragliche Regelungen hinsichtlich Inhalt, Qualität, Vergütung 
der Leistung als auch der Prüfung von Wirtschaftlichkeit und Qualität wird die Finan-
zierung stärker als bislang an den spezifischen Bedarf gebunden sein. Immer häufiger 
wird die Einführung der Kostenträgerrechnung anzutreffen sein. Ergebnisorientiertes 
und prospektives Wirtschaften als auch die Steigerung der Preis-Leistungs-
Transparenz, um wettbewerbsfähige Vergleichspreise anbieten zu können, wird zu-
nehmen. Dabei wird oftmals der Vergleichspreis ausschlaggebend sein. So werden 
sich Erwachsenen- und Familienbildungsstätten zunehmend in einem Preiswettbewerb 
und in Konkurrenzen befinden. Spätestens dann werden sich die BAT-nahen Perso-
nalkosten der gemeinnützigen Einrichtungen als Wettbewerbsnachteil, im Gegensatz 
zu den Privatanbietern, herausstellen.430 Der Trend von der Objekt- zur Subjektförde-
rung zeichnet sich immer deutlicher ab. Das bedeutet, dass der Nutzer und weniger die 
                                                 
428 Gieseke / Käpplinger (2001), S. 252. 
429 Gieseke / Käpplinger (2001), S. 252. 
430 Zunehmend steigen gemeinnützige Träger aus dem BAT aus und stellen um auf BAT-angelehnte 
Tarifverträge. 
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Einrichtungen bezuschusst werden. Was bereits heute in der beruflichen Bildung prak-
tiziert wird, könnte zukünftig auch auf den Bereich der Erwachsenen- und Familien-
bildung übertragen werden. Träger sind somit aufgefordert, ihre Angebotespalette 
konkreter auf die Bedarfe der Teilnehmer auszurichten.  
 
Insgesamt bedeuten diese Trends, dass sich Bildungseinrichtungen frühzeitig hinsicht-
lich dieser Herausforderungen positionieren, zukunftsfähige Strategien erarbeiten und 
betriebswirtschaftliche Steuerungsinstrumente sinnvoll nutzen sollen. Hinzu treten 
Überlegungen hinsichtlich der optimalen Betriebsgröße und individueller Angebots-
strategien. Diese Entwicklungen erwarten besonders von den Mitarbeitern und dem 
Management schnelle und hohe Veränderungsfähigkeiten.  
 
Neben den traditionellen müssen neue Finanzierungsquellen erschlossen werden, sei 
es über Fundraising, Erwirtschaftung von Eigenmitteln oder die Nutzung der Mög-
lichkeiten des Kapitalmarktes. Die komplexen und umfassenden betriebswirtschaftli-
chen Methoden Marketing und Qualitätsmanagement bieten weitere Lösungsmöglich-
keiten für aktuelle und zukünftige Probleme. Sie sind eng miteinander verknüpft und 
voneinander kaum zu trennen. Sie beanspruchen jeweils für sich eine zielführende und 
ganzheitliche Managementtechnik zu sein, die sich als einrichtungsbezogene und inte-
grative Denkhaltung bzw. Organisationsphilosophie durch alle Ebenen der Bildungs-
stätte zieht. Alle Überlegungen und Handlungen sollen an ihnen ausgerichtet werden.     
 
2.5.1 Marketing431  
Marketingstrategien zu implementieren ist kein leichtes Unterfangen. Für das Personal 
stellt dies eine besondere Herausforderung in mentaler, qualifikatorischer und kogniti-
ver Hinsicht, weil die ökonomische Betrachtungsweise bisher eher eine sekundäre 
Rolle spielte und betriebswirtschaftliche Betrachtungsweisen eher die Ausnahme wa-
                                                 
431 Zum Marketingbegriff gibt es eine Vielzahl an Definitionsmöglichkeiten. Etablierte Autoren aktuali-
sieren in regelmäßigen Abständen ihre Lehrbücher. Bis heute gibt es keine verbindliche  Definition und 
keine einheitliche Denotation von Marketing. Exemplarisch die Marketingdefinition von Bruhn: „Mar-
keting ist die Planung, Organisation, Durchführung und Kontrolle sämtlicher Unternehmensaktivitäten, 
die durch eine Ausrichtung des Leistungsprogramms am Kundennutzen darauf abzielen, absatzmarkt-
orientierte Unternehmensziele zu erreichen“. Unter „Kundennutzen“ versteht der Betriebswirtschafter 
nicht den „Nutzen für den Menschen“ sondern den Menschen auf seine Kaufkraft reduziert, d.h. den 
Menschen in seiner Rolle in der (potentiellen) Kaufsituation und seiner ökonomischen „Beziehung“ 
zum Unternehmen.   
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ren. Auch politisch und strukturell gibt es Hindernisse wie z.B. die öffentlichen Zu-
schüsse, die nicht unbedingt marktorientiert sind. Das Zusammenspiel zwischen 
Marktorientierung und Bildungsauftrag stellt sich meist als Gradwanderung dar.432
 
Marketing wird als entscheidungstheoretischer Ansatz definiert „als zielfunktionales, 
plandeterminiertes Herbeiführen von Tauschrelationen“433 Hierbei gilt das Verständ-
nis von Marketing, dass es in zwischenmenschlichen wie in institutionellen 
(Leistungs-) Beziehungen immer um den Tausch von Leistungen und Gegenleistun-
gen und nicht um ein Nehmen und Geben geht. Kennzeichen der Prozesse der Adapti-
on und der Umsetzung sind der Transfer und die Transformation wirtschaftswissen-
schaftlichen Wissens in die Erwachsenenbildung (interdisziplinärer Transfer) und des 
Weiteren durch den Transfer der Marketinglehre in die Praxis. Mit einem Marketing-
konzept wird ein Analyse-, Planungs- und Durchführungsprozess angestoßen, in des-
sen Verlauf für spezifische Märkte bestimmte Produkte, Dienstleistungen oder Ideen 
entwickelt, der entsprechende Preis benannt und passende Verbreitungs- und Kom-
munikationsmaßnahmen realisiert werden, um einen Tausch mit Kunden herbeizufüh-
ren, der zum gegenseitigen Nutzen führt. Richtung und Rahmen des Konzeptionspro-
zesses werden durch Zwecksetzung und Ziele der jeweiligen Bildungsstätte, d.h. 
durch ihre Corporate Identity bestimmt. 
 
Ziel ist es, Tauschpartner wie tauschbare Werte434 zu identifizieren und für den 
Tausch erforderliche Maßnahmen zu entwickeln bzw. zu realisieren. Um Vorausset-
zungen für den Tausch zu schaffen müssen folgende Bedingungen erfüllt sein. So 
müssen auf der einen Seite tauschbereite Parteien, im Sinne der Produkt- und Preispo-
litik, mit wechselseitig interessanten Werten vorhanden sein, d.h. die Bildungsstätte 
benötigt zu ihrem Angebot auch eine entsprechende Nachfrage. Auf der anderen Seite 
ist es wichtig, dass beide Tauschparteien, im Sinne einer Distributions- und Kommu-
nikationspolitik, voneinander wissen bzw. einen gemeinsamen akzeptablen Zeitpunkt 
und einen realen oder virtuellen Ort des Tausches finden.      
                                                 
432 Siehe auch Weißenberger, C. (2003): Eine Analyse zur Rezeption des Marketing in der Erwachse-
nenbildung: www.die-bonn.de/publikationen/online.texte.asp   
433 Hasitschka/Hruschka (1982), S. 10. 
434 z.B. Geld, Leistungen, Sinn, Kompetenzen, Zeit, Waren, Informationen u.v.m. 
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 2.5.2  Marktöffnung 
Bei einer wachsenden Konkurrenz auf dem Bildungs- und Freizeitmarkt und veränder-
ten Rezeptionsgewohnheiten einer medial orientierten Gesellschaft hat sich der Bil-
dungssektor verändert. Wie in vielen anderen Bereichen der Erwachsenenbildung bil-
det sich ein Markt heraus, der ein stärker marktorientiertes Denken und Handeln der 
Anbieter erfordert. Bildungsstätten orientieren sich zunehmend am stummen Zwang 
des Marktes435. Am kommerziellen Anbietermarkt ist, neben den gefährdeten finan-
ziellen Rahmenbedingungen, der Druck der großen Konkurrenz und der unterschiedli-
chen Qualität der Angebote zu beobachten. Der Markt z.B. der Familienbildung konn-
te bis vor wenigen Jahren als ein relativ abgeschotteter, geschützter und stark subven-
tionierter Bereich bezeichnet werden. Der allgemeine Bildungsmarkt der Stammkund-
schaft war durch Segmentierung und Milieuorientierung in ‚versäulte Reviere’ aufge-
teilt. Deshalb fand eine Konkurrenz um Teilnehmer zwischen den Bildungsträgern nur 
bedingt statt. Zunächst waren es externe Konkurrenten, die um das Geld auf dem Bil-
dungs- und Spendenmarkt mit agierten wie beispielsweise Sport- und Turnvereine, 
Kinderschutzbund, Fitnesscenter, Volkshochschulen usw. Bei der Vielzahl von Bil-
dungswerken, Familienbildungsstätten oder Tagungshäusern treten auch die Bildungs-
träger unter sich in Konkurrenzkampf. Erwachsenen und Familienbildung mussten 
sich schon immer, da sie nicht abschlussorientiert ist, an einem wie auch immer defi-
nierten Markt orientieren. Das Verhältnis von Erwachsenen- und Familienbildung 
zum Markt muss neu bestimmt werden. Damit ist keine radikale Marktorientierung 
gemeint, eher ein neues Verständnis für einen stellenweisen Aufbruch in der Förder-
politik, der ebenfalls zum Umdenken aber auch zur Marktöffnung gleichzeitig ermun-
tern und zwingen wird. Die Erwachsenen- und Familienbildung trifft das gezwungene 
Öffnen zu einem nicht so reglementierten und untereinander aufgeteilten Markt in 
                                                 
435 Um sich dieser Beschreibung zu nähern bietet sich die Definition der Wirtschaftswissenschaften an: 
„Ein Markt besteht aus allen potentiellen Kunden mit einem bestimmten Bedürfnis oder den Wunsch, 
die willens und fähig sind, durch einen Austauschprozess das Bedürfnis oder den Wunsch zu befriedi-
gen. (…) Die Geschäftswelt verwendet den Begriff ‚Märkte’ im täglichen Sprachgebrauch für ver-
schiedene Kundengruppen. (…) Für Volkswirtschaftler bedeutet der Begriff ‚Markt’ alle Käufer und 
Verkäufer, die sich dem Geschäft mit einem bestimmten Produkt oder Produktkategorie widmen. (…) 
Der Makler versteht unter ‚Markt’ die Gesamtheit der Verkäufer als Industrie, Branche oder Wirt-
schaftszweig und die Gesamtheit der Käufer.“ Kotler/Bliemel (1999), S. 14. 
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besonderem Maße. Zum einen ist damit ein methodischer Umdenkungsprozess ver-
bunden und zum anderen wird das Selbstverständnis elementar betroffen.  
 
Bildungsstätten haben, wie beinahe alle anderen NPOs, „allesamt ein Marktproblem. 
Ihre Leistungsgremien ringen darum, wie sie die Organisationen trotz des Wandels in 
der Verbrauchereinstellung und schrumpfender Geldmittel am Leben halten können, 
und stellen auf Marketingmethoden um, um mögliche Antworten auf ihre Probleme zu 
finden.“436 Sie haben sich dabei an rechtliche und gesellschaftliche Rahmenbedingun-
gen zu halten. Die Fragen der Einführung von Marketingstrategien stehen im unmit-
telbaren Zusammenhang mit dem Problem, wie sich Erwachsenen- und Familienbil-
dung als Fach auf dem sich entwickelnden Bildungsmarkt positionieren kann. Es ist 
heute bereits zu erkennen, dass die marktförmige Organisation an Bedeutung gewinnt, 
dass der Umfang des Bildungsmarktes zunimmt, und dass Denkstile und Begrifflich-
keiten aus der Betriebswirtschaft und der Managementtheorie in den Alltag der Bil-
dungsstätten Einzug gehalten haben. Bereits Ende der 1980er/Anfang der 1990er Jah-
re entwickelte sich in der Weiterbildung eine Marktorientierung. Auch damals führten 
ähnliche Gründe wie die Volkswirtschaftskrise, die gemeinhin als ‚Verschuldung der 
Staatskasse’ tituliert wird, zu einer Umorientierung.  
 
2.5.3 Der Kunde 
Der ‚Markt der Erwachsen- und Familienbildung’ richtet sich zunächst an alle Bürger 
in der Demokratie. Es gilt, die potentiellen Kunden mit einem bestimmten Bedürfnis 
oder Wunsch herauszufinden, die willens sind, ein Bildungsangebot in Anspruch zu 
nehmen. Diese Personengruppe kann dann weiter segmentiert werden, denn „kein 
Unternehmer kann jeden Markt bedienen und jedes Bedürfnis befriedigen. (…) Am 
besten fahren Unternehmen, wenn sie für ihre Märkte sorgfältig Grenzen ziehen.“437 
Von diesem Markt ausgeschlossen sind die Teilmärkte wie der Spendenmarkt.  
 
Traditionell begründet sich der Bildungsauftrag angebotsbezogen und zielgruppenori-
entiert, d.h. Weiterbildungsangebote sollen flächendeckend und für die Allgemeinheit, 
ohne Ausschluss gewisser Bevölkerungsgruppen und unter besonderer Berücksichti-
                                                 
436 Kotler/Bliemel (1999), S. 42. 
437 Kotler/Bliemel (1999), S. 26 und S. 426 ff. 
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gung bildungsbenachteiligter Personen wie z.B. Ausländer, Behinderte, Arbeitslose, 
Sozialhilfeempfänger erreichbar sein. Von Bildungsstätten wird z.B. erwartet, dass sie 
ihre Angebote zu zumutbaren Teilnahmebedingungen planen und durchführen. Dies 
lässt sich nur schwerlich mit dem kommerziellen, klassischen Marketing im Einklang 
bringen. Können die Bildungsstätten ihr spezielles Profil aufrechterhalten? Unter wel-
chen Vorraussetzungen sind Marketing-Strategien auf Familienbildungsstätten über-
tragbar? Wie wird die Akzeptanz der Leiter, des Personals, der Vorstände oder der 
Teilnehmer sein, wenn Marketing in die Institutionen eingeführt werden sollte? In-
wieweit haben Marketingstrategien bereits Einzug in Bildungsstätten gehalten? 
 
Bei der Entwicklung eines Marketingkonzeptes ist die präzise Beantwortung der Frage 
nach dem Kunden von großer Bedeutung. Wer den Kunden kennt, kennt den Markt, 
d.h. die Gesamtheit der aktuellen und potentiellen Kunden. Nur so kann eine konse-
quente Kunden- und Marktorientierung erfolgen. Für Bildungsstätten wird, ähnlich 
dem gewerblichen Unternehmen, der Kunde zunehmend der Auftragserteiler, Zahler 
und Leistungsnutzer. Die Familienbildungsstätten haben z.B. immer wieder große 
Schwierigkeiten damit, den Kundenbegriff auf die Familie anzuwenden. Die Familie 
ist eher ein Kundensystem, in dem Kunden strategisch entscheiden. 
 
Ist die Kommune, das Land, der Bund, die Kirche, ein Unternehmen, Projektträger 
oder andere Auftraggeber, so orientieren sich auch diese einen an bestimmten Kun-
den. Allerdings entscheiden sich hier die Auftraggeber für die jeweiligen Bedingun-
gen, unter denen sie zahlen bzw. mit welcher Bildungsstätte sie kooperieren. Der 
Kunde oder Nutzer hat dabei nur geringe Auswahl- und Einflussmöglichkeiten. An 
dieser Stelle kann es zu (Ziel-) Konflikten zwischen kundenorientierten Geschäftsfüh-
rern und klientenorientierten Mitarbeitern kommen.     
 
2.5.4  Markanalyse 
Der Marketingprozess beginnt mit einer Analyse, welche zunächst die Organisation 
und dann den Markt untersucht. Zunächst wird das Selbstverständnis der Bildungsein-
richtung hinterfragt. So stellt sich z.B. die Frage, wer die Bildungsstätte trägt und wa-
rum, wer gehört dazu und wer prägt sie mit welchem Interesse? Es wird der Tradition 
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und der Geschichte der Erwachsenen- und Familienbildung nachgegangen. Damit 
verbunden ist die Frage nach den Motivationen und den entsprechenden Erfahrungen. 
Welche Visionen vom Erfolg gibt es und wie wurden und werden sie erreicht? Was 
macht den Erfolg eines PEKIP-Kurses aus und für wen ist es ein Erfolg? Zurzeit wird 
in diesem Zusammenhang in den Bildungsstätten viel eher der Frage nach dem Erhalt 
der Arbeitsplätze nachgegangen. Trotzdem ist die Lösung eines relevanten gesell-
schaftlichen Problems für Mitarbeiter ausschlaggebend für ihr Programm oder für den 
Spender bei der Entscheidung für die Unterstützung der Bildungsstätte. Meist leitet 
sich aus der Vision der Auftrag ab. Aus dem Selbstverständnis, der Tradition, der Er-
folgsvision und dem Auftragsverständnis leitet sich die Organisationskultur ab und, 
verbunden mit den Werten der Bildungsstätte, die Organisationsidentität438. Diese 
wiederum stellt dem konkreten Organisationshandeln bzw. Marketing die entspre-
chenden Rahmenbedingungen. Das Marketing erhält so Vorgaben hinsichtlich des 
sozialen Nutzens und des Gewinns und dient als Voraussetzung für ein realistisches 
und wirksames Marketingkonzept.  
 
Mit einer Marktanalyse werden die vorhandenen Daten, Erfahrungen und Annahmen 
des Bildungsmarktes zusammengetragen. Wichtige Aspekte bieten hierbei die politi-
schen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, das Marktpotential und die Nach-
fragesituation. Organisations- und Marktanalyse bilden die Basis für die Marketing-
strategie, die das Marketingziel und den Weg der Umsetzung beschreibt. Deren Reali-
sierung und Evaluation ist ein zu steuernder kontinuierlicher Prozess, der von Vor-
stand und Geschäftsführung durch ein gemeinsames Marketingverständnis getragen 
werden sollte.      
 
2.5.5 Positionierung und Profilierung  
Jede NPO, jede Bildungsstätte hat einen Auftrag zu erfüllen. Sie haben aber, im Ver-
gleich zum Staat oder zu Unternehmen, unterschiedliche Kostenträger wie Land, Bis-
tum, Teilnehmer, Spender, Unternehmer oder Projektträger. Bei der Akquisition die-
ser Mittel spielen unterschiedliche Kommunikationsprozesse eine zentrale Bedeutung. 
                                                 
438 Auch Corporate Identity genannt. Zu beachten ist, dass diese sich im Laufe ihrer Existenz mehr oder 
weniger bewusst wandelt bzw. entwickelt und von den Rahmenbedingungen geprägt.  
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Eine klare Positionierung und Profilierung439, d.h. ein charakteristisches Erschei-
nungsbild und die damit verbundene Identität spielen eine zentrale Rolle. Mit Identität 
sind die Merkmale gemeint, die die Organisation von anderen unterscheidet. Sie ist 
die Grundlage der Positionierung in der Öffentlichkeit und der Steuerung des Images. 
Identität konstituiert sich in erster Linie über Kommunikation. Ziel jeder Bildungsstät-
te muss es sein, Identität und Image anzunähern. Je größer die Ähnlichkeit, je größer 
ist die Akzeptanz der Einrichtung. Im Gegensatz zu privatwirtschaftlichen Unterneh-
mern spielt Authentizität und Vertrauen in gemeinnützigen Organisationen eine we-
sentlich stärkere Rolle, besonders hinsichtlich des Wettbewerbs um Spenden und an-
deren Finanzierungen.  
 
Bildungsstätten, denen Vertrauen entgegengebracht wird, zeichnen sich durch eine 
hohe Transparenz aus. Transparenz entsteht durch Kommunikation, durch Öffentlich-
keit und Informationsvermittlung. „Die berühmte Formel von Lasswell definiert die 
Faktoren des Prozesses: „Who says what in wich channel, to whom, with what ef-
fect?“440  
 
Zu dem Profil einer Bildungsstätte zählen verschiedene Faktoren wie das Thema der 
Arbeit, die Zielgruppe, die Reichweite, das Personal und die Qualität der fachlichen 
Arbeit, die Organisationsstruktur, das Alter und die Größe der Einrichtung. Die inter-
ne Kommunikation kann durch regelmäßige Teams, schriftliche bzw. elektronische 
Informationen zu aktuellen Anlässen, Brainstormings, Klausurtreffen oder informelle 
Kommunikationsmöglichkeiten gefördert werden. Hierzu ist die bewusste Professio-
nalisierung der Kommunikationsinstrumente441 anzustreben. In großen privatwirt-
schaftlichen Unternehmen wird z.B. bewusst mit einer so genannten ‚boiler plate’ 
gearbeitet, ein 4-5 zeiliger Standardtext, der die wichtigen Informationen über das 
Unternehmen beinhaltet. Dieser sachlich formulierte Text erscheint z.B. in jeder Pres-
semitteilung, auf Informationsbroschüren, unter E-Mails und kann von jedem genutzt 
werden.  
                                                 
439 Im Marketing ist häufig die Rede vom Branding, dem USP oder Alleinstellungsmerkmale. 
440 Siegmund, K. (2005), S. 2. 
441 Kommunikationsinstrumente sind z.B. Pressemitteilungen, Visitenkarten, mailings und Rundschrei-
ben, Geschäftsberichte,  Programmhefte, Informationsbroschüren und Handzettel, Plakate, Homepages, 
Anzeigen, Give-aways. 
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 Insgesamt sollten Bildungsstätten ihre eigene adäquate Sprache entwickeln, die Au-
thentizität und Identität vermittelt, realisierbare Ideen finden und an Vorhandenes an-
knüpfen bzw. über Kooperationspartner bzw. Multiplikatoren erweitern. Sie sollten 
komplex denken und integriert kommunizieren können. Die Kommunizierung der 
Erfolge und Ergebnisse ist auch für Spender und Kooperationspartner ein Grund, sich 
weiter zu engagieren. Nach außen sollten Bildungsstätten sich durch ein einheitliches 
Logo, Hausschrift, Hausfarbe und Bildsprache darstellen, die die einmal festgelegte 
klare Linie einhält. 
 
Bildungsstätten können durch eine klare Positionierung und Profilierung, d.h. einer 
klaren Identität bzw. Kommunikation langfristig Vertrauen aufbauen, um so die Exis-
tenz zu sichern und ihre Aufgaben zu erfüllen. Der Prozess dahin kann kaum mit Zah-
len belegt werden und verläuft in großen zeitlichen Dimensionen. 442
 
2.5.6 Fundraising und Spendenwerbung  
In Bezug zur Entwicklung zur Zukunft des Sozialstaates wird vielfach von der neuen 
Subsidiarität und einem Kulturwandel von der Versorgungsmentalität hin zum sozia-
len Unternehmertum gesprochen. Zu  bedenken ist aber, dass der zunehmende  Rück-
zug des Staates aus der Erwachsenen- und Familienbildung nicht allein durch privates 
Engagement aufzufangen ist. Die Erwirtschaftung von Eigenmitteln ist kein Ersatz für 
ausfallende öffentliche Förderungen gesellschaftlicher Aufgaben. Trotzdem stellt es 
hinsichtlich der starken strukturellen Abhängigkeit der Zivilgesellschaft vom Staat 
eine wichtige Chance dar. So werden z.B. in den Familienbildungsstätten  bereits 40 
bis 50 % des Jahressachhaushalts über Teilnehmergebühren refinanziert.  Trotzdem 
fehlt es in vielen Bildungsstätten noch an notwendigem Wissen im Marketing, auf 
dem Spendenmarkt oder in Bezug auf juristische und kulturelle Rahmenbedingungen 
im Zusammenhang zwischen gewinnorientiertem und gemeinnützigem Kontext. Die 
Frage, welche Wettbewerbvorteile und Chancen gemeinnützig verwurzelte Bildungs-
stätten auf dem Markt haben, muss noch untersucht und beantwortet werden. Erwach-
senen- und Familienbildungsstätten weisen zurzeit beide Varianten auf, zählen aber 
                                                 
442 Siegmund, K. (2005), S. 7. 
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grundsätzlich zu den gemeinnützigen NPOs. Um von Privatpersonen, Wirtschaftsun-
ternehmen oder Verantwortliche in gesellschaftlichen Organisationen sowie von Rich-
tern und Staatsanwälten Ressourcen zu erhalten, muss die Gemeinnützigkeit garantiert 
sein. 
 
Neben zunehmender Konkurrenz großer Spendenorganisationen auf dem Fundraising-
Markt treten Chancen für regional und lokal tätige NPOs, die mit guten Ideen clever 
und glaubwürdig mit Spendern zu kommunizieren. So sind z.B. lokal eingebundene 
katholische Familienbildungsstätten näher am Spender als eine große und anonyme 
Organisation wie z.B. Parteien, Kirchen, Gewerkschaften oder Wohlfahrtsverbände. 
Bei ihnen kann der Spender direkt erkennen, ob ihr Geld- oder ihre Zeitspende ange-
kommen ist. 
 
Neben dem Marketing gewinnt das Fundraising443 deshalb zunehmend an Bedeutung. 
Die Basis dafür ist die gezielte und aktive Kommunikation mit potentiellen Gebern. 
Bildungsstätte und Spender sollen durch Fundraising, neben einer langjährigen Bezie-
hung, Vorteile verbuchen können. Z.B. verfügen die meisten Bildungsstätten über 
langjährige Erfahrungen mit Geld- und Sachspenden bzw. der Arbeit mit Freiwilligen, 
kooperieren mit Krankenkassen oder Vertretern aus der Wirtschaft, der Politik, orga-
nisieren Basare zu Weihnachten oder kennen den Lions- bzw. Rotaryclub. Jede Bil-
dungsstätte sollte individuell und systematisch Fundraising betreiben, denn sie verfü-
gen bereits über eine hohe Verbundenheit mit ehrenamtlichen Mitarbeitern, Professio-
nalität der sozialen Arbeit, verfügen über motivierte Mitarbeiter und Referenten, be-
sitzen gute lokale Kontakte zur Wirtschaft und zur Presse und können auf bisherige 
Erfahrungen zurückblicken. Zudem tragen sie einen guten Namen, ähnlich einem 
Branding oder Marke. Zu bedenken ist, dass Spendengelder kein schnell verdientes 
Geld darstellen, Zeit und Personal erfordern und Wissen voraussetzt, dass in Bil-
dungsstätten häufig noch nicht vorhanden ist. 
 
Fundraising beginnt in den Bildungsstätten. Mitarbeiter, Vorstand und Freiwillige 
müssen informiert werden. Jeder sollte sich über den Zweck und die Daseinsberechti-
                                                 
443 Dem ‚Deutsche Fundraising Verband’ gehören zurzeit ca. 1000 Mitglieder an. Die Fundraising Aka-
demie Frankfurt bietet eine zweijährige berufsbegleitende Ausbildung im Fundraising an. 
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gung der Bildungseinrichtung im Klaren sein. Die Erwartungen müssen intern realis-
tisch gehalten werden. „Überzeugen lassen sich zunächst vor allem die Menschen, die 
nah an der Organisation sind: Verwandte, Mitglieder, ehemalige Mitarbeiter und 
Freunde.“444 Vor dem Fundraising steht das Friendraising. Das Thema Fundraising 
sollte regelmäßig auf der Tagesordnung stehen, indem z.B. Projekte und Spender vor-
gestellt werden. Vielfältige Ideen müssen ausgetauscht, hinterfragt und umgesetzt 
werden. Viele Menschen müssen für die Ziele der Bildungsstätte begeistert und von 
der Notwendigkeit des Bedarfs überzeugt werden. Potentielle Unterstützer benötigen 
Transparenz, sie möchten erfahren wie, wo und wie viel Geld, Zeit oder Sachmittel für 
welches Projekt benötigt wird. Von besonderer Wichtigkeit spielt dabei das Sammeln 
von Erfahrungswerten. Erst der Einsatz verschiedener Verfahren und Instrumente, das 
Ausprobieren neuer Wege und der Erfahrungsaustausch führen zu einer guten Strate-
gie. Dabei sollten die Ziele realistisch und in den Einrichtungen die Aufgaben445 und 
Verantwortlichkeiten festgelegt sein. Fundraising ist in einer Bildungsstätte keine ‚o-
ne-man-show’, alle Mitarbeiter müssen einbezogen sein, müssen das Konzept verste-
hen, pflegen, mittragen und umsetzen. Dazu müssen sie den Markt beobachten und 
sich zu den Konkurrenten abgrenzen können. Ihre persönlichen Kontakte sind häufig 
der Zugang zu weiteren Förderern und neuen Ideen. Aber:  
„Hat eine Organisation einen Blick für das, was sie durch eine Veränderung bei ihren Mitgliedern lostritt, stellt sie 
Zeit und Energie für die Auseinandersetzung mit Ängsten, Befürchtungen, Wut und Trauer zur Verfügung, sind die 
Chancen recht gut, dass die Auseinandersetzungen um höchst persönliche Interessen der Mitglieder von den Dis-
kussionen um geeignete Strukturen, Prozesse und Besetzungsentscheidungen getrennt werden können. Misslingt 
dies dagegen, wird destruktive Energie freigesetzt, die nur schwer zu kanalisieren ist.“446
 
Eine Strategie, auf komplexe und schnelle Veränderungen zu reagieren, inhaltlichen 
und terminlichen Ansprüchen gerecht zu werden, bietet das Database-Fundraising in 
Kombination mit guter und geeigneter Fundraisingsoftware. Es bildet einen Informa-
tionspool für die Abwicklung der operativen Prozesse und der strategischen Planung. 
Zum Database-Fundraising wird spezielles Wissen benötigt, dass über die reine Da-
                                                 
444 Haunert, F. (2005), S. 2. 
445 z.B. Datenbankpflege, Spendenbriefe verschicken, Spender binden, Kontaktpflege, Bußgeldmarke-
ting, Buchhaltung, Netzwerkarbeit. 
446 Nagel, R. u. a. (2002), S.298.  
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tenpflege hinausgeht. Es braucht Zeit, um umfangreiche Daten  systematisch genau zu 
sammeln sowie um Analysen, Auswertungen und Prognosen entwickeln zu können.447
 
Fundraising ist Kommunikation. Dabei gilt es, die Ziele aller Beteiligter zu berück-
sichtigen. Eine integrierte Kommunikation muss konzeptionell, formal und zeitlich 
sichergestellt werden.  Mittels unterschiedlicher Kommunikationsinstrumente und –
mittel entsteht ein schlüssiger und effizienter Gesamtauftritt448 der Einrichtung. Ziel 
des Fundraisings ist nicht das ‚Betteln’ sondern ein Angebot z.B.: „Die gemeinnützige 
katholische Familienbildungsstätte wirbt um Ressourcen für die gemeinwohlorientier-
te Familienbildung. Interessierte sind eingeladen, sich mit Zeit-, Geld- und Sachspen-
den, mit guten Ideen oder Kontakten an diesem Auftrag zu beteiligen. Die Familien-
bildungsstätte bietet im Gegenzug dazu:449
o Fundierte Information zu dem Thema Familie, Bildung und Familienbildung; 
o Kontakte zu Gleichgesinnten; 
o Konkrete Unterstützung von hilfsbedürftigen Menschen oder wichtigen Vorhaben; 
o Beteiligung an der Umsetzung von Zielen und Realisierung von Erfolgen; 
o Teilnahme an Veranstaltungen und Aktionen; 
o Zuwendungsbestätigung für das Finanzamt. 
 
Freiwilliges Engagement nimmt durch zunehmende Intensität, kontinuierliche Kom-
munikation450 und Stabilität der Beziehung  zu. „Gute Beziehungen sind das Kapital 
gemeinnütziger Organisationen, Spenden die daraus resultieren sind die Zinsen.“451 
Mit Relationship-Fundraising ist die planmäßige Initiierung und Intensivierung des 
Dialogs mit den Spendern gemeint. Ziel ist die bestmögliche Befriedigung ihrer Be-
dürfnisse und die höchstmögliche Unterstützung der Einrichtung durch den Spender.  
                                                 
447 Schneider, H. (2005). 
448 D.h. auch quer zu allen traditionellen Fachbereichen mit Verantwortlichkeiten auf allen Hierarchie-
ebenen. 
449 In Anlehnung zu Luthe, D. (2005), S.1. 
450 Exemplarische Mittel der internen Kommunikation: Dialoggruppen, Vorschlagswesen, Befragung. 
Die der externen Kommunikation sind: Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Programmhefte, Homepage, 
Events, laufende Angebote, persönlich adressierte Briefsendungen, aktives und passives Telefonmarke-
ting, Telefonhotlines, Haus- und Straßensammlungen, Nutzung der Online bzw. Internetkommunikati-
on, Werbung. 
Weitere Kommunikationsmittel: Einbindung von Prominenten, Teilnahme an Preisverleihungen, Aus-
lobung von Preisen, Gedächtnis- / Gedenk- / Aktionstage, Telefonaktionen, Empirische Untersuchun-
gen, Freianzeigen, Give-aways, Großflächenplakate (selber gestaltet oder durch Prominente), „Nacht 
der offenen Tür“ usw.  
451 Luthe, D. (2005), S. 2. 
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„Dabei geht es immer um die Beziehung zwischen Menschen: Weil die Organisation mit Menschen, mit jeweils 
ganz individuellen Gefühlen, Werten und Urteilen, in Kontakt steht. Weil diese Menschen sich für andere Men-
schen einsetzen wollen. Deshalb gilt für die Beziehung zu den Spendern dasselbe wie für jede Kommunikation und 
jede Beziehung unter Menschen. Sie gründet auf Authentizität, auf Offenheit und Ehrlichkeit, dem Ernstnehmen 
des Gegenübers – und vor allem auf der Freude am Austausch und (gegenseitigen) Kennenlernen. Der Aufbau 
langfristiger Spendenbeziehungen wird also immer nur in dem Maße erfolgreich sein, wie die Spender spüren, dass 
sie als echte Partner wahrgenommen werden.“452    
  
2.5.7 Unternehmenskooperationen 
Für Erwachsenen- und Familienbildungsstätten bieten Unternehmenskooperationen 
die Chance, neue Finanzierungen zu erreichen und sich gleichzeitig stärker zu profilie-
ren. Bildungsstätten konzentrieren sich momentan noch zu stark auf die klassischen 
Finanzierungsquellen. Kooperationsformen könnten zunächst z.B. die zeitweise Über-
lassung von Mitarbeitern, Pro-Bono-Dienstleistungen, gemeinsame Veranstaltungen 
oder die Nutzung von Ressourcen des Unternehmens sein. Grundlage der Kooperation 
ist das Informiertsein der Mitarbeiter und die möglichst hohe Transparenz auf beiden 
Seiten über Anforderungen und Entscheidungsprozesse in der Wirtschaft und der Bil-
dungsstätte, den gemeinsamen Weg, den Nutzen und das Ziel. Hierfür bietet sich eine 
starke Präsenz in den Medien an, in der Bildungsstätten ihre Position darstellen. In-
formationen können über Unternehmensverbände, Marketingvereinigungen oder 
Kammern eingeholt werden. 
 
Der Begriff ‚Corporate Social Responsibility’ (CRS) wurde erstmals 2001 thematisiert 
und definiert als „ein Konzept, das den Unternehmern als Grundlage dient, auf freiwil-
liger Basis soziale und Umweltbelange in ihre Tätigkeit und in die Wechselbeziehun-
gen mit den Stakeholdern453 zu integrieren.“.454 455 Als wesentliches Element der Un-
ternehmensphilosophie456 sollen Unternehmen ihre gesellschaftliche Verantwortung 
                                                 
452 Hündgen, G. u. a. (2005), S. 1. 
453 Der Begriff ‚Stakeholder’ wurde erstmals 1963 in einem internen Arbeitspapier des Stanford Re-
search Institute verwendet und umfasst nach dieser Definition alle Gruppen, ohne deren Unterstützung 
eine Organisation nicht lebensfähig wäre. Die klassische Definition eines Stakeholders stammt von 
Freemann, der darunter „any group or individual who can affect or is affected by the achievement of the 
organiszation`s objektives” versteht. Freemann, (1984), S 31-46. 
454 Europäische Kommission (2001).  
455 Europäische Kommission (2002), S. 5. 
456 Überprüfbare Bestandteile der Unternehmensstrategie und der Unternehmensführung sind dabei: 
Lebenslanges Lernen, soziale Arbeitsorganisation, Chancengleichheit, Engagement für Menschenrechte 
und Anti-Diskriminierung sowie nachhaltiges Wirtschaften. Die strategische Ausrichtung von Marke-
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anerkennen und etablieren. Dabei soll CSR ein Kernelement darstellen, welches die 
Entwicklung des Unternehmens als auch die Gesellschaft langfristig sichert. In Europa 
wird CSR auch als Bestandteil der Lissabon-Strategie457 betrachtet, mit der sich Euro-
pa bis 2010, durch den Dreiklang aus ökonomischen, ökologischen und sozialen Kri-
terien und daraus abgeleiteten Leitlinien einer zukunftsfähigen Wirtschaft und Gesell-
schaft, zur innovativsten Region der Welt entwickeln soll. Während Unternehmer ge-
genüber den EU-Strategien zunächst skeptisch eingestellt waren, wurde Ende 2004 im 
Internetportal „CSR Germany – deutsche Unternehmen tragen gesellschaftliche Ver-
antwortung“458 von den großen deutschen Unternehmer- und Arbeitgeberverbänden 
BDI und BDA CSR als ein vorrangiges Thema betrachtet. Sie sehen in CSR einen 
Beitrag der Unternehmen zur Verwirklichung des Konzeptes zu nachhaltigen Ent-
wicklung.459 Auf der bundespolitischen Ebene der Ministerien ist bereits seit Jahren 
CSR in den Bundesministerien Wirtschaft und Arbeit, dem für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und dem für ‚Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit’ etabliert.460     
 
Praktisch ist festzustellen, dass die Kommunikation über CSR-Aktivitäten eher zu-
rückhaltend ist. Die Vorteile von CSR werden dementsprechend wenig genutzt. „Ein 
Grund dafür ist sicher darin zu sehen, dass viele Unternehmen noch keine CSR-
Strategien etabliert und implementiert haben, ein anderer, dass Unternehmen befürch-
ten, sich mit einer offenen Diskussion ihrer CSR-Aktivitäten ungerechtfertigt einer 
kritischen Betrachtung durch die Medien und Öffentlichkeit ausgesetzt sehen.“461  In 
Unternehmen müssen CSR-Strategien462 transparent und als Element des wirtschaftli-
                                                                                                                                            
ting und Management und eine intensive Begleitung durch interne Kommunikation sind dabei notwen-
dig.     
457 Die Strategie wurde im Frühjahr 2000 vom Europäischen Rat beschlossen. Sie verfolgt das ehrgeizi-
ge Ziel, die EU zum „dynamischsten und wettbewerbsfähigsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der 
Welt“ zu machen.  Bis 2010 soll das europäische Sozialmodell modernisiert werden, mehr Arbeitsplät-
ze geschaffen und Fortschritte bei der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung  und der Armut erreicht 
werden. In dem Zwischenbericht vom November 2004 wird deutlich, dass die Ziele kaum erreicht wer-
den und dass die sozialpolitischen Ziele hinter die wirtschaftspolitischen gedrängt wurden. Knäpper, S. 
(Bank für Sozialwirtschaft).   
458 www.csrgermany.de  
459 Rankings zur CSR finden sich auch in den Wirtschaftsmagazinen „Manager-Magazin“ (1/05) oder 
„Capital“ (2/05). 
460 Widdig, H. (2005). 
461 Widdig, H  (2005), S. 1. 
462 Zurzeit liegen noch keine allgemein verbindlichen Kriterien für die Bewertung der CSR-Strategien 
vor. Ansätze wie der Nachhaltigkeits-Börsenindex FTSE4Good, Rating-Agenturen als auch die 
Verbraucherorganisationenbeobachten Unternehmen zunehmend. Die Stiftung Warentest hat im Herbst 
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chen Erfolgs integriert sein. Umsetzung, Glaubwürdigkeit, Akzeptanz und Darstellung 
des Erfolgs werden vereinfacht, wenn die Akteure im lokalen oder regionalen Umfeld 
agieren. Die gemeinsame Kommunikation zwischen den Beteiligten ist hier meist per-
sönlicher, denn sie treten in den konstruktiven Dialog und beziehen nicht nur Stellung 
als zensorische Kritiker. So belegen Studien des Bundesfamilienministeriums, dass 
familienfreundliche Unternehmen besser ausgebildete und motiviertere Mitarbeiter 
besitzen. „Ökologische Verantwortung in der Produktion verbessert die Stoffkreisläu-




Das Vermögen in privater Hand wächst, insbesondere auch das der ‚Erbengenerati-
on’.464 Angetrieben wird diese Entwicklung durch steuerliche Anreize für Stifter, was 
in den vergangenen Jahren zu einer Vielzahl von Stiftungsgründungen führte. Stiftun-
gen genießen ein hohes Ansehen in der Öffentlichkeit. Dabei ist die finanzielle Grund-
lage der Stiftungen sehr unterschiedlich. Sie sind individuell strukturiert, wobei der 
Zweck und die Gestalt der Stiftungen sehr variieren. Absichten und Wirkungen sind 
sehr verschieden.  Im Gegensatz zu anderen Bereichen wie z.B. Kunst, Kultur, Sport, 
Umwelt, Gesundheit, Internationale Verständigung oder Wissenschaft und Forschung 
hat sich der Bereich der Bildung und Erziehung weniger stark entwickelt.465  Mit dem 
Begriff Stiftung wird ein Vorgang aber auch ein wirtschaftliches Gebilde466 bezeich-
                                                                                                                                            
2004 erstmals soziale und ökologische Produktionsprozess-Bewertungen in Produkttest integriert. Hau-
ser-Ditz, A. u. a. (2005).  
463 Widdig, H. (2005), S.1.  
464 Reinert, A. (2001), S. 8-11. 
465 Maecenata Institut 2005; www.maecenata.de/dokumente/1200_aktuelles/3Sektor_Report.pdf, S.7. 
466 Es gibt unterschiedliche Stiftungsarten: Stiftungen des öffentlichen Rechts, die durch Gesetz ge-
gründet werden, Stiftungen des bürgerlichen Rechts, gemeinnützige oder nicht gemeinnützige Stiftun-
gen, Förderstiftungen, die Dritten Geld- oder Sachmittel zur Verfügung stellen oder operative Stiftun-
gen, die eigene Projekte oder Einrichtungen fördern.  
Bürgerstiftungen stellen eine zeitgemäße Form zur Aktivierung bürgerschaftlichen Engagements dar. 
Sie können die lokale Brücke zwischen Gesellschaft und dem Einzelnen bilden. Bürgerstiftungen ge-
winnen besonders an Bedeutung in Zeiten, in denen traditionelle Institutionen wie Familie, Kirche, 
Vereine, Schulen oder Parteien an Bedeutung verlieren und die Gefahr der Entsolidarisierung wächst. 
Bürger suchen nach neuen Formen der Vermittlung zwischen Individuum und Gesellschaft. Bürgerstif-
tungen agieren dabei als Dienstleistungsorganisation für Bürger und Unternehmen hauptberuflich aber 
auch freiwillig nahraumbezogen und tragen so zur Entwicklung der Zivilgesellschaft bei. Ihre qualitati-
ve Bedeutung als Katalysator für die Erweiterung des Dritten Sektors und ihre Flexibilität auf lokaler 
Ebene wird sehr hoch eingeschätzt. Bürgerstiftungen sind keine erstarrten Institutionen, sondern verän-
dern sich permanent und stellen sich dabei den gegebenen Herausforderungen. Gestiftet werden Zeit, 
 - 182 -
net. In Zeiten knapper werdender öffentlicher Mittel werden Stiftungen zunehmend 
interessanter für Bildungsstätten. Im Jahr 2004 umfasste das Ausgabenvolumen aller 
Stiftungen ca. 25 Milliarden Euro. Ca. 7 Milliarden Euro wurden dabei von fördernd 
tätige Stiftungen ausgegeben.467 Meist sind die Förderbedingungen flexibler als die 
der öffentlichen Zuwendungsgeber. Viele Stiftungen leisten nur eine Anschubfinan-
zierung, tragen Maßnahmen nicht dauerhaft oder bestehen auf einen Eigenbeitrag der 
Bildungsstätte. Erforderlich ist eine ausgearbeitete Projektkonzeption, die mit den 
Förderzielen der Stiftung468 übereinstimmen. Bereits bei der Planung ist es vorteilhaft, 
die strategische Ausrichtung der Stiftung zu kennen. Die Zusammenarbeit mit einer 
Stiftung sollte als Partnerschaft, z.B. hinsichtlich neuer Kontakte oder der gemeinsa-
men Öffentlichkeitsarbeit, mit einem Nutzen für beide Seiten betrachtet werden. Zu 
bedenken ist, dass heute zahlreiche Förderanträge die Stiftungen erreichen und dem-
entsprechend zahlreich abgelehnt werden. Trotzdem haben sich Stiftungen als 
‚Schrittmacher’ auch im Bildungsbereich bewährt. 
 
2.5.9  Öffentliche Fördermittel von Bund, Ländern und Kommunen 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten werden zum Teil von öffentlichen Mitteln 
finanziert. Dieser Abschnitt setzt sich mit den freiwilligen Leistungen und Zuwendun-
gen auseinander, die vom politischen Gestaltungs- und Finanzierungswillen ausgelöst, 
vergeben werden, und nicht Bestandteil der Finanzierung einer gesetzlichen Ver-
pflichtung sind.  
                                                                                                                                            
Ideen, Engagement oder Vermögen, was in dieser Form eine den anderen Formen überlegene Problem-
lösungsvariante darstellt. Bürgerstiftungen konzentrieren sich meist auf eine Stadt oder einen Stadtteil, 
arbeiten themen- oder zielgruppenspezifisch und legen besonderen Wert auf ehrenamtliche Planung 
und Umsetzung der jeweiligen Projekte. Gleichzeitig ermöglichen sie die Thematisierung von Proble-
men bzw. die Bildung eines Verantwortungsbewusstseins für das Gemeinwohl, die aktive Mitarbeit, die 
ideelle oder finanzielle Unterstützung, die Belebung des sozialen Kapitals und die Bildung von Netz-
werken.     
Bürgerstiftungen vereinen als Gemeinschaftsstiftung das Engagement vieler Einzelstifter, auch noch 
nach dem Gründungstermin. Somit erhalten auch kleinere Beträge oder Erbschaften als Stiftungskapital 
einen längerfristigen Multiplikatoreneffekt. Sie arbeiten transparent hinsichtlich ihrer Ziele, Aktivitäten 
und finanziellen Mitteln gegenüber ihren Geldgebern und der Öffentlichkeit und grenzen sich gegen-
über anderen Stiftungsformen durch die Kriterien ab, das sie Unabhängig ist, einen geographischen 
Schwerpunkt hat, dauerhaft angelegt ist, innovativ und flexibel ist, Bürger und lokale Institutionen in 
ihre Arbeit integriert und öffentlich Rechenschaft über ihr Wirken und ihre Finanzen gibt. 
 
467 Marcenara Institut 2005; www.maecenata.de/dokumente/1200_aktuelles/3Sektor_Report.pdf, S.7. 
468 siehe auch unter: www.stiftung-hessen.de , www.frankfurter-stiftungen.de , www.stifterverband.de , 
www.maecenata.de/centrum/db-stiftungen.htm , www.die-deutschen-buergerstiftungen.de , 
www.stiftungen.org/kommunalstiftungen/Links/Links.html , www.derastoss.de , beim Bundesverband 
Deutscher Stiftungen oder bei der Bertelsmann-Stiftung. 
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 Finanzierungsmöglichkeiten begründen sich aus dem Grundgesetz, dem Gesetz über 
die Grundsätze des Haushaltsrechts, der Bundeshaushaltsordnung, den jeweiligen 
Länderhaushaltsordnungen, und über die jeweiligen Gemeindeordnungen bzw. Haus-
haltsverordnungen. Sie unterliegen den Prinzipien des Haushaltsrechts, des Fällig-
keitsprinzips als auch der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die 
Bundeshaushaltsordnung legt zudem die „Verpflichtungsermächtigung für Leistungen 
an Stellen außerhalb der Bundesverwaltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke (Zu-
wendungen)“ (§23 BHO469) als auch deren Ausführung (§44 BHO) fest. Weitere Aus-
führungen sind den Allgemeinen Nebenbestimmungen zu entnehmen wie die Um-
schichtung von Zuwendungen innerhalb des projekteigenen Haushaltsplans, die Not-
wendigkeit der Orientierung am Bundesangestelltentarif und die Durchführung von 
Ausschreibungen im Rahmen eines Projekts. Ein wesentlicher Grundsatz stellt dabei 
das Verbot der Doppelfinanzierung dar, das festlegt, dass Zuwendungsempfänger nur 
von einem Zuwendungsgeber auf der jeweiligen Verwaltungsebene gefördert werden 
können. So kann ein Familienbildungsprojekt z.B. nicht von mehreren Bundesministe-
rien gleichzeitig gefördert werden und muss zusätzlich sein. Die Möglichkeit der Ko-
finanzierung durch verschiedene Verwaltungsebenen besteht beschränkt.470  
 
Von großer Bedeutung ist die zeitliche Planung der Antragstellung.471 Unkompliziert 
ist meist die Integration eines Projekts in einem bestehenden Programm, welches in 
jedem Jahr neu budgetiert wird. Ansonsten kann der zeitliche Aufwand auf bis zu 
zwei bis drei Jahre bis zur möglichen Finanzierung ansteigen. In diesem Zusammen-
hang erhält die politische Lobby- und Netzwerkarbeit einen besonderen Stellenwert, 
indem bereits frühzeitig Fördermittelgeber von dem Projekt zu überzeugen sind.  
 
                                                 
469 Der § 23 BHO ist Grundlage dieses Kapitels. Ein Beispiel für einen Zuwendungsvertrag ist einzule-
sen unter www.berlin.de/landespressestelle/archiv/2004/12/15/22951/index.html. Im Sinne der BHO ist 
die Gemeinnützigkeit keine Voraussetzung für den Erhalt einer Zuwendung, sie wird allerdings häufig 
in den weiteren Bestimmungen zur Fördermittelvergabe vorausgesetzt. 
470 Baier, C. (2005) S. 2. 
471 Die Planung des Bundeshaushalts beginnt ca. 13 bis 14 Monate vor Inkrafttreten des Gesetzes. Die 
Vorgehensweise zur Haushaltsaufstellung: www.bundesfinanzministerium.de/Anlage11509/Das-
Sytsem-der-Oeffentlichen-Haushalte.pdF  
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Die institutionelle Förderung setzt die Annahme voraus, dass die Leistungen des Zu-
wendungsempfängers vom Zuwendungsgeber als dauerhaft und wichtig eingeschätzt 
werden. Besonders wichtig ist sie hinsichtlich der laufenden Kosten wie z.B. die Ver-
waltungskosten, die über Fundraising kaum abgedeckt werden können. Der Zuwen-
dungsgeber ist durch die institutionelle Förderung stärker eingeschränkt als bei der 
Projektförderung. Die institutionelle Förderung erfordert vom Zuwendungsgeber hö-
here Verwaltungskosten und die Mittel sind längerfristiger gebunden. Der Rückzug 
aus dieser Förderart hat behutsam zu erfolgen, sodass sich der Zuwendungsnehmer 
mittelfristig darauf einstellen kann.472   
 
Projektmittelförderung bezieht sich nur auf konkrete Projekte, die bereits bei der Be-
antragung zeitlich und inhaltlich begrenzt sind. Nach Abschluss des Projekts erfolgt 
ein Sachbericht mit dem Nachweis über die Verwendung der Mittel. Es bestehen kei-
ne weiteren Verpflichtungen. In der Erwachsenen- und Familienbildung nimmt diese 
Förderart deutlich zu. Verschiedene Projekte verlaufen parallel. Es gibt verschieden 
Finanzierungsarten. Neben der seltener werdenden Vollfinanzierung wird zwischen 
Fehlbedarfsfinanzierung, Festbetragsfinanzierung und Anteilsfinanzierung unterschie-
den. 
 
Die Zuständigkeiten473 für institutionelle als auch Projektförderungen sind unter-
schiedlich. Zuwendungen sind feiwillige Leistungen der öffentlichen Hand, mit denen 
der politische Willen des Gesetzgebers und der ausführenden Behörden Ausdruck 
verliehen wird. Nach dem Föderalismus- und dem Subsidiaritätsprinzip liegen die 
Zuständigkeiten zunächst bei der Kommune.474 In den Kommunen ist die Verwal-
tungsgliederung leicht einzusehen, sodass entsprechende Anträge direkt beim zustän-
digen Amt gestellt werden können. Kommunale Gebietskörperschaften sind allerdings 
nur begrenzt in der Lage, größere Zuwendungen zu leisten. Die Gemeindefinanzen 
                                                 
472 Krämer, E. u. a. (1998). 
473 Auf den Bereich EU-Förderung ist in dieser Arbeit verzichtet worden. Interessante Hinweise gibt 
Susanne Knäpper: EU-Förderung. In: Hohn, Bettina 2005: Arbeitshandbuch Finanzierung für der sozia-
len Bereich. 
474 Die Kommunen sind in ihrer Selbstverwaltung an die Vorschriften der jeweiligen Gemeindeordnung 
bzw. Kommunalverfassung, der Gemeindehaushaltsverordnung und weiterer Verwaltungsvorschriften 
gebunden. Ein Beispiel für einen kommunalen Haushaltsplan: www.fes-
kommunales.de/_data/Fi_Kommunaler_Haushaltsplan_Teil_5.pdf  
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sind relativ begrenzt. Trotzdem ist eine Anfrage wichtig, da Bund oder Länder im 
Rahmen einer möglichen Antragsprüfung häufig bei der jeweiligen Kommune um 
eine Stellungnahme anfragen. Bei den Ländern ist es schwieriger, zuständige An-
sprechpartner zu finden. Die Förderung der Länder ist sehr verschieden. Sie treten 
meist als Fördermittelgeber auf, wenn durch das geförderte Projekt mehrere Kommu-
nen versorgt werden. Zudem können Länder eigene Modellprogramme entwickeln 
und implementieren, an denen sich die Kommunen auch beteiligen können. Die Zu-
ständigkeit des Bundes475 ist meist eindeutig geregelt. Er fördert in der Regel überre-
gional, d.h. es müssen sich mehrere Bundesländer an dem Projekt  beteiligen oder das 
Projekt muss einen modellhaften Charakter476 vorweisen, aus dem sich neue Erkennt-
nisse ergeben, die bundesweit verwertbar sind. Ausnahmen bestehen bei allen Zustän-
digkeiten bei Projekten, die sich bewusst auf die lokale Ebene beziehen wie z.B. die 
Programme von CIVITAS, einige Integrationsprojekte des Bundesamtes für Migration 
oder Projekte zur Stärkung des lokalen Gemeinwesens.477       
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten werden Jahr für Jahr mit weniger öffentli-
chen Zuschüssen auskommen müssen – obschon öffentliche Bildungsfinanzierung 
keine Subvention sondern eine Investition ist. Die Erwirtschaftung immer höherer 
Kostendeckungsbeiträge verlangt genaue Kostenplanung. Die Umsetzung von Projek-
ten im Auftrag von Dritten verlangen Eigenanteile, die Einrichtungen zunächst erwirt-
schaften müssen. Um wirtschaftliche Probleme direkt erkennen zu können ist der Ein-
                                                 
475 Für Erwachsene- und Familienbildungsstätten interessante Adressen: 




(Freiwilligendienste)   
www.bmfsfj.de/Politikbereiche/familie,did=13662.html. (Lokale Bündnisse für Familie) 
www.bpb.de  (die politische Bildung) 
www.bamf.de/template/integration/content_integration_integrationskurs_1_teilnahme.htm (Integration) 
www.jugendstiftung-civitas.org. (Verhinderung von Alltagsrassismus im Gemeinwesen) 
www.entimon.de (politische und interkulturelle Bildung – Stärkung des Gemeinwesens) 
www.xenos-de.de (Stärkung der zivilgesellschaftlichen Strukturen an der Schnittstelle Schule / Arbeit 
www.sozialestadt.de (Bund-Länder-Programm – Soziale Stadt – ‚Quartiersmanager’)  
www.mehrmoeglichmachen.de (öffentliche und private Fördermöglichkeiten) 
www.respectabel.de (Institutionen zur Förderung gemeinnütziger und sozialer Projekte) 
476 Besonders bei Modellprojekten ist die begleitende Netzwerkarbeit von großer Bedeutung. Kontakte 
knüpfen, Informationsaustausch und Kooperationsmöglichkeiten ergeben sich daraus. Zudem werden 
Modellprojekte bereits einige Zeit vor Inkrafttreten entwickelt und ausgehandelt.   
477 Baier, C. (2005), S. 2; hier auch interessante Hinweise zur Antragstellung S. 1-10. 
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satz eines differenzierten und praktizierbaren Controllings notwendig. Pädagogisches 
Personal denkt zunehmend pädagogisch und handelt ökonomisch. Erwachsenen- und 
Familienbildungsstätten wirtschaften anders als private Unternehmen. Es kommt da-
bei darauf an, wie stark die lokalen politischen und wirtschaftlichen Akteure sich ihrer 
Stadt oder Region persönlich verbunden -, sich den lokalen Bedarfen verpflichtet füh-
len und inwieweit es den Bildungsstätten gelingt, eine Strategie der sozialen Einbin-
dung und Einbettung zu entwickeln. Hierbei bedienen sie sich der Fähigkeit der Nut-
zung und Pflege des sozialen Kapitals. Dabei geht es nicht nur darum, Spenden und 
Ehrenamtliche zu mobilisieren, sondern insbesondere auch um die Entwicklung, Pfle-
ge und Nutzung vertrauensgestützer Netzwerke. Hinzu tritt die Möglichkeit, in ‚re-
formökonomischen Projekten’478 die innerorganisatorische Zusammenarbeit anzusto-
ßen, die die Leitprinzipien der drei Sektoren miteinander verknüpfen hilft, z.B. in plu-
ralistisch besetzten Aufsichtsräten. Bildungsstätten als hybride Organisationen ver-
schränken die Ressourcen von Staat, Markt und Zivilgesellschaft miteinander und 
balancieren sie aus. Dabei legen sie besonderen Wert auf ihre Schlüsselrolle, der Ges-
taltung des Sozialen.   
 
2.6 Zwischenbilanz: Zivilgesellschaft fordert als Idee und Konzeption ein neues 
Gleichgewicht zwischen Eigenvorsorge, Selbstverantwortung und kollektiv er-
brachter Solidarität. Eine Veränderung traditioneller Lernstrukturen und Lern-
kulturen werden erforderlich.  
Grundlegende Voraussetzungen für die Partizipation der Bürger in der Zivilgesell-
schaft sind Sprachgewandtheit, Selbstbewusstsein, zielorientiertes Wissensmanage-
ment, Informationszugang und passende Freiräume. Zukünftig wird es wohl kaum 
einen gesellschaftlichen Bereich geben, der nicht als Lernort dienen kann.  
 
Eigeninitiatives, selbst gesteuertes Lernen prägt Bildungsprozesse und ist ein gemein-
sames Element der nachfolgend aufgeführten Trends und Reformbedarfe:479
o „Bildung wird zunehmend außerhalb formalisierter Lernprozesse und außerhalb herkömmlicher Bildungsinstitu-
tionen erworben. Lernen durchdringt viele Lebensbereiche und erfolgt verstärkt auch als beiläufiges Alltagsler-
nen. Selbstgesteuertes, multimediales und interaktives Lernen gewinnt an Bedeutung. 
                                                 
478 Beispielsweise der der Genossenschaften oder der Gemeinwirtschaft. 
479 Kuwan u.a. (1998), (1999). 
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o Eine nahezu grenzenlose Pluralisierung von Lernorten kennzeichnet das Lernen in der Wissensgesellschaft. Die 
klassischen Lernorte öffnen sich für andere Lebenswelten. Trends zur Virtualisierung und Internationalisierung 
markieren die Entwicklungen. Lernen bleibt nicht länger wesentlich auf definierte Orte und Lebenswelten be-
schränkt.  
o Bildungsprozesse werden modularisiert. Die zeitliche und organisationale Gestaltung von Bildungsprozessen 
wird entzerrt. 
o Die Rolle des Lernenden wandelt sich immer mehr hin zu der eines eigeninitiativen Forschers, der im Team mit 
Anderen und der Unterstützung Lehrender neues Wissensterrain erobert und erschließt. Er fungiert immer weni-
ger als passiver Rezipient vorgegebener Lerninhalte und immer mehr als aktiver Gestalter von Lernprozessen 
und Lerngruppen. Die Lehrenden werden zu Moderatoren im Lernprozess, sie sind weniger Fachautorität als 
vielmehr Berater, die im Prozess der Wissensaneignung Informationen geben, anregen, unterstützen und zur 
Selbstverantwortung animieren. 
o Bei der Auswahl und der Gestaltung von Lernarrangements wird die Individualität der Lernenden noch stärker 
berücksichtigt. Eigeninitiative und Selbststeuerung gewinnen im Lernprozess immer mehr an Gewicht. Die 
Notwendigkeit zu kontinuierlichem, lebenslangen Lernen durchzieht künftig die gesamte Biographie des Indivi-
duums.  
 
Neue Lernarrangements entstehen vor dem Hintergrund erweiterter Lehr- und Lern-
angebote. Neue wissenschaftliche Erkenntnisse wie z.B. die der Gehirnforschung, die 
verbesserte Internetnutznung, neue soziale Lernformen in Planspielen und Gruppen-
projekten oder handlungsorientierte Lernnetzwerke unterstützen die selbstorganisierte 
Mischung aus gemeinschaftlichem formellem und informellem Lernen, Leben und 
Arbeiten. Problematisch ist dabei, dass sich bildungsferne Bürger nicht an dieser Ent-
wicklung beteiligen bzw. überfordert werden könnten. Durch den informelleren Ein-
stieg ins Lernen sind Zugangsbarrieren niedriger. Lehrende haben den Auftrag, bil-
dungsfernen Personengruppen Zugänge zum Lebenslangen Lernen zu sichern. Um 
diesen Ansprüchen gerecht zu werden, wird die Veränderung der Organisationsform 
der Bildungseinrichtung erforderlich. 
 
Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen spielen für das Konzept der lernen-
den Region eine bedeutende Rolle. Beginnt der Motivationsmechanismus zum Le-
benslangen Lernen bereits bei Kleinkindern in der Anfangsphase, so wird er sich wei-
ter fortsetzen und zu einem ‚mehr an Lernen’ in späteren Lebensphasen führen. Das 
bedeutet, dass sich alle Bildungseinrichtungen transformieren und an Dominanz, zu-
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gunsten des Lebenslangen Lernens, verlieren werden. Der Paradigmenwechsel erfor-
dert von den Einrichtungen neue Leistungen und Kompetenzen480.  
 
Sie unterliegen dabei drei Anforderungen: 
o Sie werden zur Schnittestelle zwischen dem institutionellen und informellen/beiläufigem Lernen, sie verbinden 
Alltag und Bildung. 
o Durch mehr face-to-face – Kommunikation müssen sie mehr Reflexion und persönliche Dialoge bieten und 
damit Orientierungs- (anstatt faktisches) Wissen schaffen. 
o Sie werden zu ‚Support-Strukturen’, da das Lernen selbstgesteuert und selbstorganisiert wird und die Selbstver-
antwortung beim Lernen immer mehr an Bedeutung gewinnt.  
    Quelle: Klemm, U. (2003), S. 138.  
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten müssen sich ihrer bedeutsamen Rolle hin-
sichtlich der neuen Lernkultur bewusst werden. Erforderlich ist die Entwicklung eines 
neuen Selbstverständnisses von Lernstrategien und Lernformen. Sie sind gefordert, 
Lernenden unterschiedliche Lernwege und Lernstrategien, differenzierte Lernangebo-
te und Lernimpulse vorzuhalten und diese den aktuellen Entwicklungen der Technik, 
der Wirtschaft, der Gesellschaft und der Wissenschaft anzupassen. Die Angebotsori-
entierung der Bildungseinrichtungen wird abgelöst von der Selbstorganisation des 
Lernenden oder der lernenden Organisation. Eine starke Öffnung481 der Erwachsenen- 
und Familienbildung hebt starre Organisationsgrenzen auf. 
 
3. Drei-Sektoren-Allianzen in der Region482
 
3.1  Nachhaltige Entwicklung 
                                                 
480 Ein sinnvolles Instrument wären die didaktischen und spielpädagogischen Methoden der Education 
popular, was soviel bedeutet wie ‚Bildung als Praxis der Freiheit’. [Ivanisin, M. (2004), S. 11 f.]   
481 Zu berücksichtigen sind dabei: 
o die organisatorische Offenheit (Rahmenbedingungen, Raum, Zeit, Sozialformwahl) 
o die methodische Offenheit (Lernweg) 
o die inhaltliche Offenheit (Lerninhalt, Programmvorgaben) 
o die soziale Offenheit (Entscheidungen z.B. des Kursverlaufs, der gemeinsamen Vorhaben, des sozia-
len Miteinanders, der gemeinsamen Regeln) 
o die persönliche Offenheit (Beziehung zwischen Dozenten und Teilnehmer) 
482 Im Folgenden geht es vorwiegend um den systembildenden Kontext des Programms der Lernenden 
Region. Das Konzept der ‚Lernenden Region’ beinhaltet die ordnungspolitische Vision, kleinste politi-
sche Einheiten des vereinten Europas zu schaffen. Strategische staatspolitische Fragen und Fragen der 
Transformation in ein vereintes Europa bleiben unberührt.   
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Die Welt rückt näher zusammen. Wachstum, welches der Ökonomie folgt, hat zur 
Folge, dass Ressourcen schonungslos genutzt -, natürliche Lebensräume zerstört- und 
die soziale Ungleichheit zum Verteilungsproblem werden. Der fortwährende Kampf 
der Menschen gegeneinander und die vom Reichtum angetriebene Motivation führten 
zu veränderten Akkumulations-, Produktions- und Konsumgewohnheiten. Steigender 
Konsum, ökologische Probleme sowie der Nord-Süd-Konflikt fordern global eine 
neue Politik mit Verteilungs- und Governance483-Mechanismen des langfristigen Den-
kens, welche Wohlstand produzieren und gleichzeitig zu sozialer Gerechtigkeit und 
ökologischem Gleichgewicht beitragen. Globale Umweltprobleme stehen in direkter 
Verbindung zu allgemeinen Struktur- und Entwicklungsproblemen. Die Schere zwi-
schen Arm und Reich klafft immer weiter auseinander. Als übergeordnetes Leitprinzip 
wurde 1992 auf der Konferenz (UNCED)484 in Rio de Janeiro die Forderung nach 
Einführung der so genannten ‚Nachhaltigen Entwicklung’485 (Sustainable Develop-
mant) als neues, übergeordnetes Leitziel benannt.  
„Nachhaltige Entwicklung heißt, Umweltgesichtspunkte gleichberechtigt mit sozialen und wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten zu berücksichtigen. Zukunftsfähig wirtschaften bedeutet also: Wir müssen unseren Kindern und 
                                                 
483 „Governance ist die Gesamtheit der zahlreichen Wege, auf denen Individuen sowie öffentliche und 
private Institutionen ihre gemeinsamen Angelegenheiten regeln. Es handelt sich um einen kontinuierli-
chen Prozess, durch den kontroverse oder unterschiedliche Interessen ausgeglichen werden und koope-
ratives Handeln initiiert werden kann. Der Begriff umfasst sowohl formelle Institutionen und mit 
Durchsetzungsmacht versehene Herrschaftssysteme als auch informelle Regelungen, die von Menschen 
und Institutionen vereinbart oder als im eigenen Interesse angesehen werden.“[Commission on Global 
Governance (1995), S. 4] Im Gegensatz zu dem Begriff ‚government’, der das institutionalsierte staatli-
che Steuerungssystem bezeichnet, meint ‚governance’ das Regulierungssystem, dass kollektives Han-
deln steuert, bei dem Akteure/Organisationen so miteinander verbunden und im Handeln koordiniert 
werden, dass gemeinsame Ziele entwickelt und wirkungsvoll verfolgt werden können. Governance hat 
Merkmale wie ( www.laum.uni-hannover.de/ilr/publ/fuerst/governan.pdf )   
o eine Form der Selbstorganisation; 
o basierend auf Interdependenz und Ressourcenabhängigkeiten der Akteure, die sich in politischen 
Handlungssystemen umsetzen; 
o unterstützt durch ein System von Regeln, Normen, Konventionen, die förmlicher und oder unge-
schriebener Art sein können. 
„Im Gegensatz zu ‚Regierung’ ist ‚governance nicht so sehr durch spezifische Strukturen charakteri-
siert, sondern vielmehr durch eine Reihe von Praktiken und Verfahrensweisen. Governance erstzt nicht 
Regierung, sondern ergänzt sie.“ Holtz, U. 1998 www.ifr-ev.de/jahrestagung/tagung2000-ag1.htm Das 
Weißbuch „Good Governance“ der Europäischen Kommission beschreibt es „…als Reformangebot der 
Kommission, …als Versuch von Deregulierung und Abdankung von öffentlichen Institutionen zuguns-
ten privater Akteure, als Öffnung staatlicher Institutionen gegenüber Zivilgesellschaft, als Versuch der 
Erarbeitung modernerer (themen- und ebenenübergreifenden) Politikverfahren.“ DNR 2001; European 
Commission 2001b 
484 UNCED Abkürzung für: Konferenz für Umwelt und Entwicklung der Vereinten Nation. 
485 Wenn von nachhaltiger Entwicklung die Rede ist, liegt diesem Begriff die Definition des Brundt-
land- Berichts (1987) zugrunde. „Dauerhafte Entwicklung ist die Entwicklung, die die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht 
befriedigen können.“ Greven, (1987), S. 46. 
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Enkelkindern ein intaktes, soziales und ökonomisches Gefüge hinterlassen. Das eine ist ohne das andere nicht zu 
haben.“486  
 
Nachhaltigkeit bedeutet nicht nur, die Lebensbedingungen auf der Erde zu erhalten, 
sondern insbesondere auch die langfristige Sicherstellung der Handlungs- und Reakti-
onsfähigkeit der Menschen. Nachhaltigkeit ist die Grundlage und das zentrale Leitbild 
einer zusammenwachsenden Welt. Erklärtes Ziel ist es, bereits heute Chancen zu 
schaffen, die der kommenden Generation ein Leben mit allen Möglichkeiten bietet. 
Dieses Ziel lässt sich nur im Zusammenspiel von Gesellschaft und Wirtschaft errei-
chen. Neben dem unternehmens- und produktbezogenen Umweltschutz tritt die sozia-
le Dimension, die den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft und zwischen den 
Nationen fördern soll, um so die ökonomischen Grundlagen des Wohlstandes heutiger 
und zukünftiger Generationen zu sichern. Ein ganzheitlicher Entwicklungsbegriff be-
deutet im Sinne von Verteilungsgerechtigkeit, dass alle Gruppen der Gesellschaft und 
alle Lebensbereiche (Erziehung, Ausbildung, Gesundheitsvorsorge, Arbeit- und All-




3.2  Nachhaltigkeit in der Wissensgesellschaft  
Neben den Globalisierungseffekten der Wissensgesellschaft treten zunehmend auch 
die Regionalisierungseffekte und –potentiale in den Blick wie die neuen Chancen des 
Internets für kleine Hersteller in den ‚Welthandel’, die größeren Kommunikations-
chancen oder die Vernetzung kleiner sozialer Gruppen.487 Bildung und Wissensmana-
                                                 
486 Definition des Rates für nachhaltige Entwicklung siehe www.nachhaltigkeitsrat.de  
487 Globalisierung ist ein Prozess, der weltweit Strukturen, Kulturen und Institutionen miteinander 
verbindet. Gesellschaften werden nicht mehr als eigenständige nebeneinander bestehende Systeme 
betrachtet, sondern als Subsysteme der Weltgesellschaft. Die Globalisierung ist im Austausch von 
Menschen, Waren, Kommunikationen, Wissen und Technologien über nationale Grenzen hinweg sicht-
bar oder wahrnehmbar. Ihrem Wesen nach ist die Globalisierung ein komplexes, sich ständig wandeln-
des Geflecht aus vielen Verbindungen, welche auf der Basis von finanziellen Arrangements, Waren-
fluss, Produzenten- und Verbrauchervereinigungen, Technologie- und Wissenstransfer, politischen 
Vereinbarungen und Konflikten mit transnationalem Charakter beruhen. Dabei gibt es keine globalen 
Machtzentren oder Konzerne, sondern Strömungen und Bewegungen. Lokalisierung hingegen wird als 
der entsprechende Gegentrend betrachtet und meint den ausdrücklichen Rückbezug von Bevölkerungen 
auf das ‚Lokale’. Es ist die lokale Einbettung von globalen Konzepten, Ideen und Programmen ge-
meint. Lokale Formen des Wissens und der Organisation in der Interaktion mit sich verändernden glo-
balen Bedingungen werden ständig angepasst und spezifische lokale Lösungen überarbeitet. Die Ebene 
 - 191 -
gement gewinnen bezüglich des Rohstoffs ‚Wissen’ an Bedeutung, wobei Wissen 
nicht automatisch für eine nachhaltige Zukunft sorgt sondern eher politisch vorgege-
bene Entwicklungen beschleunigt. Wissen wird sich zur zentralen gesellschaftlichen 
Produktivkraft entwickeln und bestimmt die zukünftige Leistungsfähigkeit von Orga-
nisationen, Wertschöpfung und Einkommenshöhe. Wissen wird aber auch die Kluft 
zwischen arm und reich vergrößern.488  
  
Nachhaltige Entwicklung fordert die vermehrte Produktion von dazu relevantem Wis-
sen. Wissen489 kann nicht zwangsläufig mit Macht übersetzt werden sondern be-
schreibt in erster Linie das Vermögen oder ein Potential, um etwas bewirken zu kön-
nen. Wissen als Potential kann erst genutzt werden, wenn es richtig angewendet, ver-
teilt und zugänglich gemacht, d.h. gemanagt wird, bevor es sich zur Macht entfalten 
kann.  
 
Komplexe Organisationen verfügen deshalb über das mehr oder weniger gut funktio-
nierende ‚Instrument der Wissensgemeinschaften’490 als Wissensmanagement491, wel-
ches ein auf sie zugeschnittenes Bündel an Maßnahmen entwickelt, die Produktivkraft 
Wissen bei den Mitarbeitern birgt und für ihre Zwecke nutzt. Organisationen sind 
Voraussetzung und Merkmal funktional differenzierter Gesellschaften. Sie sind sozia-
le Gebilde mit zweckspezifischer Ausrichtung. Die Organisationssoziologie spricht 
                                                                                                                                            
der Akteure verbinden demnach Globalisierung und Lokalisierung. Soziale Akteure sind diejenigen, die 
externe Programme vor Ort vorstellen und vor Ort lokale Lösungen hervorbringen. Folglich sind es die 
Vielzahl interaktiver Personen, die aus dem Globalen und dem Lokalen etwas konstruieren, indem sie 
Elemente aus beiden Bereichen im Denken und Handeln mischen. Entsprechend existiert auf lokaler 
Ebene ein komplexes Gemengelage von politischen Akteuren mit eigenen Zielen und Handlungslogi-
ken, die nationale Themen in den lokalen politischen Arenen in Diskurse einbeziehen. Politische De-
zentralisierung ist folglich ein Prozess, in dem zahlreiche höchst unterschiedliche Akteure mit jeweils 
komplexen Akteursnetzwerken aktiv handeln und verschiedene Strategien einsetzen. Bei der politi-
schen Dezentralisierung handelt es sich um ein Programm zur Realisierung lokaler Demokratie, bei 
dem durch die Partizipation lokaler Bevölkerungen politische Entscheidungen entwickelt werden. Da-
bei versteht sich Partizipation selbst als Leistung, Ziel oder output. 
488 Jeremy Rifkin beschreibt in seinem Buch „Das Ende der Arbeit“ (1997), dass in den USA 1992 ca. 
ein halbes Prozent der Bevölkerung die wirtschaftliche Macht (37% aller Aktien und Wertpapiere und 
56,2 % allen privaten Geschäftsvermögens) besaßen. Angesehen von den Kapitalbesitzern verdienen 20 
% der Arbeitnehmerschaft, hoch qualifizierte Beschäftigte, mehr als die restlichen vier Fünftel der 
Bevölkerung zusammen.   
489 Die Definition von Wissen und seiner Abgrenzung von Zeichen, Daten und Informationen siehe 
ausführlich in Probst, G. u. a. (1999), S. 36 ff. 
490 Als Keimzelle lebendigen Wissensmanagements taugen sie womöglich als Werkzeug, die Ressource 
Wissen „in den Griff zu bekommen“ und effizienter einzusetzen. North, K. u. a. (2000), S. 52-62. 
491 Willke, H. (1998); Probst, G. (1999). 
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von Organisationen als die „Gesamtheit aller geplanten und ungeplanten sozialen Pro-
zesse, die innerhalb des sozialen Systems bzw. im Rahmen der Außenbeziehungen mit 
anderen organisatorischen Gebilden ablaufen (…).“492 Zweck und Ziel der Organisa-
tion bestimmen ihre Struktur und definieren Normen, Regeln, Kommunikationswege, 
Verantwortlichkeiten, Kompetenzen und Hierarchien. Organisationen sind immer 
auch Herrschaftsverbände, die durch Beschränkung von Kontingenz und Reduzierung 
von Komplexität soziales Handeln stabilisieren und entlasten. Sie geben Normen und 
Strukturen im Alltag. Organisationen, als Instrumente menschlichen Zweckhandelns, 
sind ausgerichtet auf die Erfüllung bestimmter Funktionen. Sie sind integrale Bestand-
teile der jeweiligen Teilsysteme einer differenzierten Gesellschaft. Spezifische, nur für 
sie vorrangige Funktionen und individuelle Sinnzusammenhänge kennzeichnen ihr 
Teilsystem.  
„Dieses Formprinzip erklärt den gewaltigen Leistungs- und Komplexitätszuwachs der modernen Gesellschaft; und 
es erklärt zugleich die Probleme der Integration, das heißt der Resonanzfähigkeit sowohl zwischen den Teilsyste-
men der Gesellschaft als auch im Verhältnis des Gesellschaftssystems zu seiner Umwelt.“493
 
Die mit großer Effizienz erreichten Ziele und die Eigenlogik der Teilsysteme, führen 
zur Entkopplung voneinander und, bezogen auf das Gesamtsystem, kontraproduktiv. 
Dieser Antagonismus löste letztendlich die Nachhaltigkeitsdebatte aus und forderte 
neue Gleichgewichte, um die vielen ökologischen, sozialen und ökonomischen Prob-
leme, die das wirtschaftliche Wachstum verursachte, zu relativieren. Gefragt sind In-
tegrationsleistungen mit weitreichenden institutionellen Reformen. Zum Erreichen 
ihrer Organisationsziele müssen Organisationen ihre Strukturen den sich verändernden 
Rahmenbedingungen anpassen. Sie müssen sich dem Wandel entsprechend verändern. 
Alleine die Umstellung auf flache Hierarchien führt zur „Verringerung der horizonta-
len Differenzierung innerhalb der Organisation zugunsten vernetzter Strukturen mit 
verstärkter horizontaler und vertikaler Kooperation ...“494 Hierdurch entstehen u.a. 
Folgeprobleme wie beispielsweise veränderte Organisationsziele oder Sinnzusam-
menhänge, die direkt die Interessen der Organisationsmitglieder betreffen. Organisato-
rischer Wandel fordert immer auch innovative Lösungen für die Konflikte, die durch 
die funktionale Anpassung der Ziele und Strukturen der Organisationen mit der Integ-
                                                 
492 Zimmermann, Gunter E. (1998), S. 261. 
493 Luhmann, N. (1990), S. 74. 
494 Zimmermann, G. E. (1998), S. 263. 
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ration von Nachhaltigkeitszielen entstehen. Neue Steuerungsmechanismen in einer 
hochkomplexen Welt müssen durch Innovationen angestoßen werden. Diese treffen 
zunächst auf bis dahin ‚erfolgreiche und traditionelle Strategien’, verbunden mit der 
starken Kultur des ‚großen WIR’, welche die eigene Organisation hinsichtlich des 
strukturellen Fortschritts behindern.495 Fest geschlossene Strukturen und Kulturen 
klassischer Organisationsgesellschaften eignen sich nicht für das freie Engagement 
und die Offenheit kreativen Lernens.496 Das ‚Gestern (der traditionell tayloristischen 
Organisation)’ wird nur sehr langsam durch organisationale Lernprozesse vom ‚Mor-
gen (der intelligenten Organisation497)’ abgelöst. Durch den Übergang zur Wissensge-
sellschaft werden Produkte und Dienstleistungen zu ‚intelligenten Gütern’. Wissens-
arbeit entwickelt in organisierter Form eine dynamische Produktivitätskraft, welche 
die herkömmlichen Produktivkräfte Arbeit, Land und Kapital an Bedeutung über-
trifft.498  
 
Neue Formen gesellschaftlicher Organisation und Wertschöpfung werden in neuen 
zeitlich und räumlich entkoppelten und virtualisierten Koordinationsprozessen mittels 
neuer Informations- und Kommunikationstechnologien (IuK) zu „erheblicher Be-
schleunigung von Handlungen, Geschäfts- und Organisationsprozesse“499 führen. Or-
ganisationsformen moderner Gesellschaften zeigen sich in Netzwerkstrukturen. Sie 
können sich geänderten Umweltbedingungen schneller und effektiver anpassen und 
sind gleichzeitig Auslöser und Reaktion der gesteigerten Wissensvermehrung, der 
individuellen und kollektiven Wahlfreiheit als auch der Komplexität technischer und 
sozialer Interaktionen.500 Netzwerke kooperieren hochflexibel und grenzenlos innova-
tiv. Sie vernetzen vorhandene Wahrnehmungen und Sinneszusammenhänge gesell-
schaftlicher Teilsysteme mit den Nachhaltigkeitszielen, wobei elektronische Kommu-
nikationsmittel lokal und global unterstützen. Benötigtes Wissen wird von den Men-
schen gemeinsam getragen. Es ist das Wissen um hochkomplexe sozioökonomische 
Zusammenhänge, um Ökosysteme und Marktmechanismen.     Durch die Einbindung 
                                                 
495 Pankoke, Eckart u. a. (2000). 
496 Pankoke, E. u. a. (2000), S. 122. 
497 Willke, H. (1998), S. 1. 
498 Willke, H. (1998), S. 5. 
499 Schneidewind, U. (2002), S. 199 f. 
500 Pankoke, E. u. a. (2000). 
 - 194 -
von Akteuren aus Dritt-Sektor-Organisationen, insbesondere auch umwelt- und kli-
mapolitisch aktive NGOs, Politik und Wirtschaft wird die Problemlösungskompetenz 
als auch die Effektivität von Entscheidungs- und Steuerungsprozessen gesteigert. Wis-
sen ist als Produktivkraft Schrittmacher organisationalen Wandelns. Wissen ist das 
Resultat von Reflektion und entsteht durch Interaktion bei der Zusammenarbeit und 
beim Austausch. Austausch von Wissen findet leichter durch persönliche Kommuni-
kation in Wissensgemeinschaften statt. Sie ermöglichen Reflexivität, Innovationen, 
Synergien, den Kontakt zwischen Wissenden und Unwissenden und fördern die 
menschlichen Grundbedürfnisse Kreativität, Wissensteilung, Gemeinschaft und Moti-
vation. Wissen übertrifft die alte Wachstumslogik. Die wissensgestützte Gesellschaft 
benötigt die aktive Gestaltung  aller Akteure bei der wirtschaftlichen, ökologischen 
und sozialen Entwicklung und der institutionellen Reformen.501           
 
3.3  Nachhaltigkeit und Partizipation 
Die Auswirkungen fortschreitender Globalisierung und Politikverflechtung werden in 
der Erklärung der ‚Agenda 21’502 verabschiedet und sind bis auf der kommunalen 
Ebene spürbar.503 Regionalentwicklung und lokales Handeln sind mit den globalen 
Erfordernissen abzustimmen. Viele Regionen werden durch diese Entwicklung zu 
peripheren Regionen, denn durch die Umverteilung von Kapital und Produktions-
standorten verlieren sie ihre Wirtschaftskraft und wirtschaftliche Stellung innerhalb 
größerer Wirtschaftsräume. Initiativen vor Ort nehmen an Bedeutung zu, wenn sie die 
regionalen Bedingungen verbessern helfen und darauf abzielen, mittelfristig selbst zu 
tragenden Entwicklungen zu werden. Die ungleiche Verteilung von aktiver und inak-
tiver Bevölkerung führt zu Wachstums- und Schrumpfungsräumen. Die daraus resul-
tierende kommunale Finanzkrise benötigt ein neues Krisenmanagement der kommu-
nalen Wirtschafts-, Arbeits-, Wohnungs-, Bildungs- und Familienförderung. Eine Po-
litik der räumlichen Nähe ist durch das Zusammenspiel zwischen dem Bürger als Ler-
                                                 
501 Schäfer, J. (2002). 
502 Die Erklärung der Agenda 21 enthält Forderungen, ohne dass Lösungsansätze angeboten werden.  
503 Die Zahl der Städte in Deutschland, die die lokale Agenda beschlossen haben lag im Mai 2002 bei 
2297. In NRW, Hessen und im Saarland haben bereits mehr als 50% der Städte und Gemeinden die 
Einführung der lokalen Agenda beschlossen. Somit dürfte die lokale Agenda das in den letzten Jahren 
bedeutendste Beteiligungsprojekt in Deutschland sein. Nicht zuletzt durch die intensive Landesförde-
rung in NRW ist die Beteiligung sehr hoch. Bogumil, J. u.a. (2003), S. 50. 
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nenden und Experten seiner eigenen Lebensgestaltung in der Region504 mit der regio-
nalen Wirtschaft und Verwaltung gekennzeichnet, die gemeinsam Probleme lösen und 
mit Konflikten lernen umzugehen. Die Aktivierung und Einbindung der Stadtbürger 
an Zielsetzung, Methoden und Umsetzung von kommunalen Entwicklungsprozessen 
ist eine zentrale Grundlage für eine neue Qualität des gelingenden sozialen und kultu-
rellen Lebens.  
 
Die Kommunen als kleinste Zellen des Gemeinwesens treten in die vorsorgende Pla-
nung für das 21. Jahrhundert ein und entwickeln so genannte kommunale bzw. lokale 
Agenden 21. Kommunen befinden sich in Zeiten der Globalisierung in allgemeinen 
Standortkonkurrenzen. Durch die Agenda 21 erhoffen sie sich neue Impulse für ihre 
Standortpolitik, allgemeine Imageverbesserung, Bekanntmachung ihrer Planungspoli-
tik, langfristige Einsparungen und mehr Steuereinnahmen. Neben der ressortübergrei-
fenden Gesamtplanung werden das Kollektiv, und explizit auch der einzelne Bür-
ger505, zur Verantwortung gezogen. Der Erfolg der Einführung der Agenda 21 steht 
und fällt mit der Integration der Bürger in die Planung.506 Hierbei spielt die Partizipa-
tion gesellschaftlicher Gruppen für die nachhaltige Entwicklung eine bedeutende Rol-
le. Partizipative Politikmuster eignen sich besonders für die Entwicklung lokaler und 
regionaler Nachhaltigkeitsstrategien.  
„Durch Konsultation und Herstellung eines Konsenses würden die Kommunen von den Bürgern und von örtlichen 
Organisationen, von Bürger-, Gemeinde-, Wirtschafts- und Gewerbeorganisationen lernen und für die Formulie-
rung der am besten geeigneten Strategien die erforderlichen Informationen erlangen.“507  
 
Partizipativ-korporatistische Strukturen fördern Integration und Partizipation gesell-
schaftlicher und wirtschaftlicher Gruppen und aktivieren gesellschaftliche Selbststeue-
rungspotentiale. Partizipationsmodelle ermöglichen und befördern Lernprozesse mit 
dem Ziel der Entwicklung gemeinsamer Problemlösungen bzw. der Problemwahr-
nehmung. 
                                                 
504 Heintel (2000), S. 9. 
505 Hier ist das Engagement aller gesellschaftlichen Gruppen gemeint. Der Begriff Bürger umfasst 
demnach mehr als ‚der Bürger im engeren staatsrechtlichen Sinne’. Gemeint sind auch die Personen, 
die nicht die vollen Bürgerrechte (BGB) besitzen wie beispielsweise Kinder, Jugendliche (als zukünfti-
ge Generationen), Migranten, Asylsuchende, soziale Randgruppen (Arbeitslose, Behinderte, Sozialhil-
febezieher u.s.w.).  
506 Schwarz, Gudrun  (2002), S. 4: www.ruhr-uni-bochum.de  
507 Agenda 21, S. 231. 
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 Das Verständnis von Partizipation im Kontext der Nachhaltigkeit unterscheidet sich 
traditionell hinsichtlich des Einsatzes in unterschiedlichen gesellschaftlichen Zusam-
menhängen als auch hinsichtlich der Intensität der Partizipation. Partizipation kann die 
inhaltliche Qualität einer Entscheidung  verbessern, Akzeptanz schaffen oder auch 
gesellschaftliche, private und wirtschaftliche Akteure zu eigenverantwortlichem Han-
deln motivieren.508 Im politischen Bereich werden bewusst im Rahmen von Gover-
nance-Prozessen gemeinsame Entscheidungen von verschiedenen Akteuren aus Wirt-
schaft, Staat und privaten Haushalten verhandelt. Angestoßen von den ‚Neuen Sozia-
len Bewegungen’ werden gesellschaftliche Teilhabe, Selbst- und Mitbestimmung in 
vielen verschiedenen Bereichen wie z.B. am Arbeitsplatz, im privaten oder politischen 
Bereich von ‚unten’ eingefordert. In diesem Zusammenhang wird Partizipation eher 
als Form des Protestes oder des zivilen Ungehorsams gesehen. Beispielsweise haben 
selbst verwaltete Betriebe, Bürgergenossenschaften509, Bürgerinitiativen, Hausge-
meinschaften oder Mitarbeiterbetriebe im Sinne einer ‚solidarischen Ökonomie’ bzw. 
einer partizipativen Wirtschaft (als Alternative zu Markt und Staat) Einfluss auf die 
Gesellschaftspolitik. Sie realisieren als politische Gruppe gleichzeitig eine basisdemo-
kratische interne Organisation als auch Mitsprache und Kritik bei politischen Ent-
scheidungen  
 
                                                 
508 Fischer / Callen (1995). 
509 Die eingetragene Genossenschaft (e. G.) als Rechtsform verfügt über kein bestimmtes Grund- bzw. 
Stammkapital. Die Genossenschaft verfolgt das Ziel, den Erwerb und das Wirtschaften ihrer Mitglieder 
durch einen gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern. Im Mittelpunkt steht die gegenseitige 
Unterstützung der Genossen bei ihrer Wirtschaftstätigkeit, nicht aber die eigene Gewinnerzielung. Die 
Genossen verfügen über einen oder mehrere Geschäftsanteile und über eine Stimme in der Generalver-
sammlung. Die Haftung für Verbindlichkeiten der Genossenschaft erstreckt sich auf das Vermögen der 
Genossenschaft, wobei für den Fall der Insolvenz in einem Statut eine Nachschlusspflicht der Mitglie-
der vereinbart werden kann. Genossenschaften orientieren sich an dem Prinzip der Selbstorganisation, 
wobei sich die Leitung als Vorstand, Aufsichtsrat und Generalversammlung der Genossenschaft in den 
Händen der Mitglieder  befindet. Insbesondere in Krisenzeiten der Arbeitsgesellschaft können Konzep-
te genossenschaftlicher Selbsthilfe und Selbstorganisation eine interessante Variante ‚jenseits von 
Markt und Staat’ sein. Sie eröffnen neue Wege zu einer Aktivgesellschaft, die von Bürgern gegangen 
werden können, deren Erfahrungen und Fähigkeiten vom Arbeitsmarkt zwar nicht benötigt werden, die 
so aber durchaus dem sozialen Kapital zugute kommen und gleichzeitig dem Betroffenen neue Erfah-
rungen ermöglicht.  
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In vielen Zusammenhängen510 werden zentrale Handlungs- und Gestaltungsbereiche 
einer nachhaltigen Wirtschaftsweise und die damit verbundenen Lösungsstrategien 
dargelegt. Eine bedeutende Rolle spielt dabei die Einbindung der verschiedensten ge-
sellschaftlichen Akteure in den Umsetzungsprozess auf den Raumebenen Stadt, Ge-
meinde und Region. Die Beteilung der Öffentlichkeit, Formen der Partizipation und 
das Mitwirken von Einzelpersonen, Gruppen und Organisationen stehen dabei im 
Rahmen integrativer Vorgehensweisen für die nachhaltige Entwicklung. Der Prob-
lemkomplex der Nachhaltigkeit berührt eine Vielzahl verschiedenster Interessen. Das 
regionale Zusammenspiel511 sozialer, ökonomischer und ökologischer Fragen erfor-
dern integrative Planungs- und Aushandlungsprozesse, mit nahezu allen gesellschaft-
lichen Gruppen. Neue Formen der Partizipation ermöglichen das Zusammenspiel ver-
schiedenster Akteure mit ihrem spezifischen Wissen zu akteursübergreifenden Lern-
prozessen und nachhaltigkeitsbezogener Problemlösung.  
 
Partizipation und Entwicklungspolitik konzentrieren sich, weg von rein wachstums-
orientierten Ansätzen, hin zur Grundbedürfnis- und Armutsbekämpfung. Partizipation 
ermöglicht die Realisierung armutsmindernder Entwicklungsansätze. Der bewusste 
Einbezug lokaler betroffener Akteure in Entwicklungsprojekte ist Garantie für Nach-
haltigkeit bezüglich einer größeren Effizienz, Langlebigkeit oder Akzeptanz. Die Be-
deutung der Konsumenten als Stakeholder und Partner in der Zusammenarbeit mit 
Unternehmern nimmt zu. Es wird nach Veränderungen von Konsum- und Produkti-
onsmustern gesucht wie z.B. nach der Entwicklung nachhaltiger Verbrauchsgewohn-
heiten, der Stärkung der Rolle der Privatwirtschaft, nach effizienteren Produktions-
prozessen, vorbeugenden Strategien, sauberen Produktionstechnologien und –
verfahren während des Produktionskreislaufs, nach technischen Innovationen, Tech-
nologietransfer oder umfassende Partnerschafts- und Kooperationsaspekte als Aufga-
benbereich der Privatwirtschaft.512 Partizipation513 im Sinne von Selbstbestimmung 
                                                 
510 beispielsweise dem Brundtland-Bericht (1987), der Umweltkonferenz in Rio de Janeiro, dem Welt-
gipfel in Johannesburg, der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt“ oder der 
Agenda 21 
511 Das regionale Zusammenspiel umfasst die kleinteilige Zusammenarbeit in einer Region, welches in 
Anlehnung an dem EUREGIO-Begriff durchaus grenzüberschreitend über Staatsgrenzen hinaus ge-
schehen kann.   
512 Agenda 21 (1992). 
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und ‚Befreiung vom interventionistischem Staat’ erhält so unter neoliberalen Vorzei-
chen ein anderes Gewicht. Partizipation ermöglicht innerhalb ‚größerer Gruppen’514 
Akteure mit verschiedenen Werten und Auffassungen in gesellschaftlichen Entschei-
dungen einzubeziehen.  
 
Bei der Partizipation im bürgerschaftlichem Engagement geht es, auf der Basis einer 
gemeinsamen Ordnung, um die gemeinsame Gestaltung des Lebensumfeldes, um poli-
tische Sozialisation, um ein Gegengewicht zu Individualisierungsprozessen, persönli-
che Weiterentwicklung und oft auch um die Kompensation spärlich verfügbarer staat-
licher Leistungen.515  
 
Die Umsetzung der Nachhaltigkeit ist in hohem Masse auf technische, soziale, institu-
tionelle und kulturelle Innovationen516 und ihr mögliches Zusammenspiel517 innerhalb 
gesellschaftlicher Lernprozesse der verschiedensten Bereiche angewiesen. Dabei for-
dern Innovationen immer öfter Lernprozesse aller beteiligten Akteure. Nachhaltiges 
Lernen bedeutet, dass beteiligte Akteure Handlungsmuster annehmen, die durch eine 
veränderte Wissensbasis nach reflexiven Prozessen im Sinne der Nachhaltigkeit ent-
stehen. Lernprozesse fordern in diesem Zusammenhang „die Förderung, Organisation 
und Kontinuität von permanenten Suchprozessen nach besseren Problemlösungen.“518 
Die komplexen und dynamischen Probleme der Nachhaltigkeit erfordern neue, ergeb-
nisoffene, flexible, langfristige und fehlertolerant konstruierte Lösungspfade mit viel-
seitigen Handlungsoptionen.  
 
3.4  Die Region als Lernfeld 
                                                                                                                                            
513 Es gibt verschiedene gesellschaftliche Hierarchisierungen, die Partizipation beeinflussen. Beispiele 
sind Alter, Bildung, Behinderung oder ethisch-kulturelle Herkunft. 
514 Beispielsweise spielt der Einbezug der Gender-Perspektive als ein Querschnittsthema der Sozial-
ökologischen Forschung bei der geschlechtlichen Arbeitsteilung eine wichtige Rolle. Die Versor-
gungswirtschaft, in der vorwiegend Frauen tätig sind, wird häufig als Nicht-Ökonomie bezeichnet. Eine 
Aufwertung der Versorgungswirtschaft, die u. a. die vom Sorge-Prinzip geprägten Handlungslogik des  
Dritten Sektor mit einbezieht, könnte den zerrissenen Zusammenhang zwischen Produktion und Repro-
duktion wieder herstellen.  
515 Enquete-Kommission (2002). 
516 Enquete Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt“ (1998). 
517 In diesem Zusammenhang ist von einem weit gefassten Innovationsbegriff auszugehen, der sowohl 
die Prozesse der Auffindung, Beurteilung, Verbreitung und Diffusion von Neuerungen sowie die Ent-
stehung von Ergebnissen oder Produkten im laufenden Prozess umfasst. Hauschild (1993). 
518 Enquète Kommission (1998), S. 357. 
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Immer mehr gewinnt der räumliche und damit integrative Bezug an Bedeutung. Insbe-
sondere kristallisierte sich die regionale Handlungsebene als zentrale Grundlage für 
die Operationalisierung und Umsetzung von ‚Regional Governance’519 als Chance 
Instrument zur Implementierung nachhaltiger Prozesse und sozial-ökologischer Trans-
formationen heraus. Dies hat eine Macht- und Kompetenzverschiebung hinsichtlich 
der gesellschaftlichen Entwicklung zur Folge.520 Zentrale Elemente sind: 
 
o Paradigmenwechsel von einer relativ statischen ‚Planung von Entwicklung’ hin zu einem dynamisch-flexiblen 
‚Initiieren, Formen und Begleiten regionaler Entwicklung’. 
o Neugestaltung der Interaktionsmatrix und der Interdependenzen zwischen Administration / Politik, Wirtschaft 
und Netzwerke / Zivilgesellschaft: Bildung und Erfassung neuer Akteurskonstellationen, Netzwerke und Koope-
rationen, Aufbau neuer und Wandel bestehender Institutionen und Instrumentarien. 
o Entfaltung kontextbezogener räumlicher Zuschnitte (thematische Region bzw. Region auf Zeit) abseits administ-
rativer Grenzen. In Deutschland steht man vor der besonderen Herausforderung, zwischen der staatlich stark hie-
rarchisierten Raumordnung bzw. der Regionalpolitik sowie den projektbezogenen Regionszuschnitten zu vermit-
teln. 
o Neufassung von Macht und Entscheidungsstrukturen. 
o Geschlechter- und gruppengerechte Verteilung von Entscheidungs- und Definitionsmacht: Gender mainstrea-
ming. 
o Etablierung von Kommunikationsprozessen als das konstituierende Element räumlicher Enrwicklungsprozesse. 
o Heterogenität gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und ökologischer Zielsetzungen und entsprechender räumlicher 
Steuerungsformen (Govermace-Styles). 
o Verlagerung von Entscheidungs- und Handlungskompetenzen auf die regionale Ebene; Stärkung regionaler 
Selbstorganisation und –steuerung.  
Quelle: Nischwitz u.a. 12.2001, S. 14 f. 
 
Läpple521 sieht Regionen  
„weder als passive Resonanzkörper gesamtwirtschaftlicher bzw. globaler Entwicklungsprozesse noch als eine 
autonome räumliche Wirtschaftseinheit, sondern als ein sozial-ökonomisches Wirkungsfeld bzw. einen räumlichen 
Kooperations- und Interaktionszusammenhang mit spezifischen ökonomischen, sozialen und politischen Netzwer-
ken, Institutionen und Kommunikationskanälen. Dabei ist die Region sowohl wirtschaftlicher Handlungs- und 
                                                 
519 Fürst, D. (2001). 
520 Die Erhöhung und Flexibilisierung der Gestaltungsspielräume für die lokale und regionale Ebene 
hinsichtlich des veränderten Steuerungsverständnisses werden angeschoben durch die Europäische 
Union und die Nationalstaaten. Insbesondere durch das neue Instrument der „Wettbewerbe“ des BMBF 
„InnoRegio“ www.innoregio.de , des BBR „Städte der Zukunft“ www.staedte-der-zukunft.de , „Regio-
nen der Zukunft“ www.modellregionen.de , des BMVEL „REGION AKTIV“ www.modellregion.de 
Hierdurch entstehen neue Akteurskonstellationen und Organisationsformen, die das Bürgerschaftliche 
Engagement mit einer neuen unternehmerischen Kultur der Wirtschaft mit der regionalen Entwicklung 
verbinden wie beispielsweise regionale Entwicklungsgesellschaften, oder Regionalagenturen.  
521 Läpple (1998), S. 69. 
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Kooperationsraum als auch sozialer und ökologischer Lebensraum, kultureller Identifikationsraum und politischer 
Entscheidungs- und Regulationsraum.“  
 
Regionalentwicklung wird zu einer durchgehenden Strategie mit verschiedenen Mög-
lichkeiten und Entwicklungspfaden in allen Räumen. Strategien der eigenständigen 
Regionalentwicklung sind geprägt von unterschiedlichen integrierten Politikbereichen 
z.B. der Wirtschaftspolitik, der Sozial- und Umweltpolitik oder der des Arbeitsmark-
tes. Sie berücksichtigen gleichzeitig viele Funktionen der Region wie z.B. das Wirt-
schafts-, Arbeits- und Lebensumfeld der Bürger, Lebensraum für Fauna und Flora, 
den Erholungsraum für Gäste oder die Speicher- und Regenerationsräume der Lebens-
ressourcen Wasser, Boden und Luft. Die Region ist die Aktionsebene zwischen Staat 
und Kommune.522 Regionalisierung strebt die dezentrale Steuerung, Interessen- und 
Machtausgleich und die Verstärkung demokratischer Strukturen an.523  
 
Die Bindung der jeweiligen Bürger an die Region durch feste und vielfältige soziale 
Einbindung stabilisiert Wirtschaftsverläufe, stärkt den Zusammenhalt des Gemeinwe-
sens und fördert somit den sozialen, ökonomischen und kulturellen Standort und Le-
bensmittelpunkt der Menschen. Insbesondere ist die Bindung kompetenter Menschen 
für zurückbleibende und strukturschwache Regionen besonders wichtig, da sie ohne 
aktive und kompetente Menschen kaum noch Entwicklungsperspektiven haben. Die 
Chancen der Unternehmen der Region würden schwinden, neue Unternehmen sich 
nicht mehr gründen, fremdes Kapital nicht mehr einfließen und das vorhandene eigene 
Kapital zu schwach sein. Trotz hoher Arbeitslosigkeit gäbe es kaum geeignete Fach-
kräfte bei paralleler Überalterung des Erwerbspotentials und der Bevölkerung insge-
samt. Deutlich wird, dass der regionale Strukturwandel ein komplexer soziokultureller 
und ökonomischer Wandel sein wird,  mit extremen Auswirkungen auf die Gesamtheit 
der Lebensgewohnheiten konkreter Bürger, ihrer formellen und informellen Gruppen 
bis hin zu langzeitlichen Veränderungen regionaler Mentalitäten.   
 
Strategien der lokalen Ökonomie bzw. der eigenständigen Regionalentwicklung ver-
folgen deshalb, neben dem Aufbau der endogenen Wirtschaftskraft, die Entdeckung 
                                                 
522 Heintel 2000, S. 7. 
523 Trier, M. u.a. 2003. 
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der eigenen Stärken der Region und stellen sie in den Mittelpunkt der Entwicklungs-
strategie. Diese endogenen Potentiale einer Region bestehen im vorhandenen Wirt-
schaftspotential, der materiellen Infrastruktur und den Humanressourcen, d. h. den 
vorhandenen Gestaltungskräften der Menschen, welche bislang kaum erschlossen 
sind. Die Zusammenarbeit mit den Bürgen verstärkt die Identität mit der Region, sie 
lernen den Umgang mit Komplexität und Team-, Kommunikations- und Kooperati-
onsfähigkeit der Beteiligten werden gefördert. Insbesondere bürgerschaftlich Enga-
gierte springen dann ein, wenn angestrebte Ziele oder Bedarfe nicht mehr oder noch 
nicht über den Markt vermittelt oder staatlich abgedeckt werden. Sie entwickeln im 
Wesentlichen das sozio-kulturelle Umfeld und unterstützen regionale Anstrengungen 
z.B. im Tourismus, Naturschutz oder den Ausbau sozialer Angebote beispielsweise 
der familien- und haushaltsbezogene Hilfen. Bürgerschaftliche Engagierte erwerben 
hier neue Kompetenzen und Beschäftigungsfähigkeit, die sie auch in der Erwerbs- 
oder Familienarbeit einsetzen können. Gleichzeitig verbessern sie ihren natürlichen 
Lebensraum und schaffen Arbeit in der Region. Die sozio-kulturelle Infrastruktur 
schafft Voraussetzungen, die für weitere Investoren interessant sind. Endogene 
menschliche Potentiale der in der Region lebenden Menschen werden ausgedehnt, 
qualitativ angereichert, können wachsen und machen die Region interessanter. Wissen 
ist deshalb ein entscheidender Wettbewerbsfaktor einer Region, der genauso untrans-
portabel ist wie die Landschaft selbst.524  
„Eine regionale Besonderheit ist das nicht-reproduzierbare Wissen. Ein Wissen, das durch interaktive kognitive 
Prozesse in der Region geschaffen wird und dort verankert ist. Durch die Tätigkeit einer Region entstehen Irrever-
sibilitäten, die bei einem Standortwechsel mit nicht unbedeutenden Austrittskosten verbunden sind.“ 
Maillat (1998), zitiert nach Sargl (2003), S. 73, zitiert nach Ivanisin, M. 2004, S. 2 
 
Wissen ist ausgehendes Element für Regionalentwicklung. Im Sinne des Konzepts der 
‚lernenden Region’525 ist Lernen ein (permanenter, aus der Sicht des Individuums also 
lebenslanger) Prozess, auf dem weitere (veränderbare) Bedingungen aufgebaut wer-
den können. In lernende Regionen sind regionale Akteure bereit, ihre Handlungen 
                                                 
524 Ridderstraale / Nordström (2002). 
525 Das Aktionsprogramm ‚lernende Region’ wurde im Oktober 2000 vom Bundesbildungsministerium 
gestartet. 81 solcher Netzwerke mit Kooperationen verschiedenster Bildungsträger, Institutionen und 
Firmen entstanden in ganz Deutschland. Ziel ist, die Entwicklung einer regionalen Lernkultur, die Aus-
tausch und Zusammenarbeit aller Akteure begünstigt, den Zugang und die Übergänge erleichtert und zu 
einer größeren Bildungsbeteiligung führt. Bis 2006 stehen hierfür rund 118 Millionen € zur Verfügung. 
Sommer, M. (2003), S. 17. 
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durch Lernen zu verändern und Neues auszuprobieren. In der Erwachsenen- und Fa-
milienbildung werden zwei Konzepte verfolgt, die das Lebenslange Lernen beschrei-
ben: 
o Das ‚maximalistische’ Konzept sieht Lebenslanges Lernen als De-Institutionalisierung der Bildung, die auf 
selbständigem Lernen und hoher Selbstinitiative aufbaut. Hier handelt es sich um einen paradigmatischen Wan-
del von institutionalisierter Bildung zum personalisierten Lernen (die Macht der formalen Bildung relativiert). 
o Das ‚minimalistische’ Konzept verstand lebenslanges Lernen als schnelle und weite Ausweitung des Lernange-
botes für Erwachsene in den bestehenden Bildungsinstitutionen.   
Jelenec-Krasovec (2003), S. 15. 
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten ordneten sich bislang spontan dem ‚mini-
malistischem Konzept’ zu, bildeten Bildungsnetzwerke526 auf Regionalebenen und 
bauten ihre Angebote hinsichtlich bestimmter Zielgruppen aus. Vernachlässigt wurde 
der Aspekt, dass Lebenslanges Lernen selbst, durch ständiges Ausprobieren neuer 
Denk- und Arbeitsweisen, wesentlicher Faktor nachhaltiger Entwicklungen ist. Nicht 
Bildungsnetzwerke sind wichtig, sondern ausschlaggebend ist vielmehr das Bewusst-
sein, dass jedes Netzwerk auf Bildung basieren muss. Das aktive Lebenslange Lernen 
ist die Grundlage für das Entstehen eines jeden Netzwerks bzw. einer lernenden Regi-
on, die nachhaltig wettbewerbsfähig ist. Lernen wird nicht primär durch die Erlangung 
von Zertifikaten oder finanziellen Förderungen erreicht, sondern durch Neugierde und 
Wissbegierde, durch Selbstbestimmung und Partizipation.     
 
Lernende Regionen sorgen sich einerseits durch das Konzept des Lebenslangen Ler-
nens um die Wettbewerbsfähigkeit der Akteure und Regionen (wirtschaftspolitischer 
Ansatz baut auf Globalität). Andererseits arbeiten sie kulturpolitisch an der Verwirkli-
chung der Idee der Nachhaltigkeit (entspringt dem Eigenwert der Region). Beide Zu-
gänge erfordern Strategien der Vernetzung, Dezentralisierung und Partizipation.527 
Zentraler Auftrag für lernende Regionen ist es, regionalen Akteuren die Bedeutung 
des Lebenslangen Lernens bewusst zu machen. Lernende Regionen bieten  
„…einen Rahmen und einen Ort als Medium, Infrastrukturraum, Handlungsraum, Transformationsraum und Ver-
dichtungsraum von Wissen. Dafür benötigt die Region vor allem Strukturhilfen und Instrumente für den Umbau 
                                                 
526 Infos zum Thema ‚Management von Bildungsnetzwerken’: www.anuba-online.de ,  www.blk-
bonn.de , www.blk-kolibre.de  
527 Klemm, U. (2003), S. 137. 
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der Infrastruktur, zur Entwicklung der Mentalitätsstruktur und zur Strukturierung von Wissensmanagement. Dies 
ist in vielen Fällen ein Bewusstseins- und Bildungsprozess.“528  
 
Lernen im regionalen Kontext konzentriert sich auf die eigenen Stärken und Möglich-
keiten in der Region und macht sie zur Basis von Entwicklungen. Lernen erhält die 
Färbung der Region in Branchen der Erwerbsarbeit529, im freiwilligen Handeln in 
Organisationen, Gruppen oder Initiativen. Lokales und regionales Lernen bezieht sich 
zumeist auf die unmittelbare Lebens- und Arbeitswelt der Bürger. Sie tragen bei zur 
Erfüllung regionaler Bedarfe, nehmen teil an der Gestaltung des Gemeinwesens in 
seiner Gesamtheit und steigern das soziale Kapital. Es bilden sich handelnd und ler-
nend Relationen zwischen Bürgern und Bürgergruppen, die bedeutsam sind für eine 
konkrete Gemeinde, eine konkrete Stadt in einem konkreten Gebiet. Für Weinberg530 
ist das Relationenlernen das zentrale Moment einer im Alltag sich entwickelnden 
Lernkultur. Sie bestimmen den Lebensverlauf und den Platz des Menschen in der 
Umwelt. Relationen sind nicht starr und insbesondere bei einem gravierenden Struk-
turwandel sehr dynamisch, weil veränderte Beziehungen eingegangen werden und 
innovative Handlungsmöglichkeiten entstehen. Dieses Lernen hat Auswirkungen auf 
die alltägliche Lebensgestaltung und den Stellenwert innerhalb der Gemeinschaft. 
Lernen wird in der Familie bzw. in den Primärgruppen gelernt und darüber hinaus in 
den jeweiligen regional bedingten Gruppen und Institutionen, in denen sie tätig sind 
als Mitarbeiter oder bürgerschaftlich Engagierter. Informelles Lernen ist die Quelle 
endogener Entwicklung, die gleichzeitig wirtschaftliche Ressourcen und die Lebens-
weise der Menschen im Alltag, ihre Interessen, Ziele und Neigungen beeinflusst. 
Durch Netzwerkarbeit werden Lösungen angestrebt, die politisch konsensfähig sind, 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Kräfte bündeln und Perspektiven für die Bürger 
der Region schafft. 
 
                                                 
528 Klemm, U. (2003), S. 136 f. 
529 Es ist zu bedenken, dass die Berufsarbeit immer weniger als Normalform der Erwerbsarbeit gelten 
kann. Berufe sind historisch gewachsene, statische Qualifikationsbündel. Durch den schnellen techni-
schen Fortschritt wird ein rascher Wandel der Arbeitstätigkeiten ausgelöst. Daraus folgt eine Entkoppe-
lung von berufsbezogener Aus- und Weiterbildung und von Qualifikationsanforderungen. Diese ent-
sprechen nicht mehr den etablierten Berufsbildern. 
530 Weinberg, J. (1998), S. 89. 
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Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen stellen nur einen Ausschnitt aus der 
regionalen Lerninfrastruktur dar. Alte und neue Organisationen kommen hinzu, die 
insbesondere das Lernen von Erwachsenen in ihre Aufgabenbereiche integrieren. 
Zahlreiche Einrichtungen wie beispielsweise Kammern, Selbsthilfegruppen, Bürger-
initiativen, Vereine, Kinos, Theater, Museen, Freizeiteinrichtungen, Unternehmen 
usw. werden in ihrer spezifischen Art zu Teilen einer regionalen Lerninfrastruktur 
ergänzen. Zahlreichen Lernorte müssen miteinander in Beziehung treten, wobei 
Netzwerke helfen, eigene Interessen wahrzunehmen und  Auseinandersetzungen zu 
vermeiden. Folgendes Handlungskonzept der Verbändestudie der Bertelsmannstiftung 
beschreibt dazu: 
„Eine derartige, Gemeinwohlbezüge berücksichtigende Orientierung wird gefördert durch ein Klima kritischer 
öffentlicher Diskussion, in dem Interessengruppen auf die Nebenwirkungen ihres Handelns und deren mögliche 
Folgen für sie selbst aufmerksam werden und gleichzeitig spüren können, wenn die Legitimität ihrer Forderungen 
schwindet. Die zentrale Voraussetzung dafür, dass Interessenverbände sich im beschriebenen Sinne gemeinwohl-
orientiert verhalten, ist dabei struktureller Art, nämlich dass innerhalb der Netzwerke, in die sie eingebunden sind, 
sowohl die relevanten negativen Betroffenheiten artikuliert werden, wie auch die schlecht organisationsfähigen 
allgemeinen Interessen ihre Führsprecher finden. Neben öffentlich-rechtlichen Organisationen und Vereinigungen 
mit ideellen Zwecksetzungen kann diese Rolle gerade staatlichen Interessen zufallen.  
Quelle: Mayntz (1992), S. 34. 
 
2.6  Zwischenbilanz: Drei-Sektoren-Allianzen ermöglichen mittels gemeinsamer 
Lernprozesse die Öffnung neuer Räume für die regionale Entwicklung. 
Wissen ist Grundlage der Regionalentwicklung. Regionale Organisationsvielfalt bzw. 
die Einflussnahme auf die regionale Entwicklung wird in erster Linie durch stärkeres 
Bürgerengagement vorangetrieben, welches ganz unterschiedliches Handeln für öf-
fentliche und eigene Interessen zulässt. Regionales Engagement ist dabei die Ver-
pflichtung für eine Gemeinschaft, der man sich zugehörig fühlt.  
 
4. Drei-Sektoren-Allianzen in sozialen Netzwerken    
Wir leben in einer Netzwerkgesellschaft. Firmenzusammenschlüsse oder das globale 
Zusammenspiel im ökonomischen Bereich, im Informationssektor sticht das Internet 
oder das Zusammenspiel der TV-Stationen-Produktionsfirmen ins Auge. Im politi-
schen Bereich sind Beispiele wie UNO, NATO, EU oder Attac zu beobachten und 
selbst im kriminellen Bereich bestehen Netzwerke wie Mafia, Drogenhandel oder Ter-
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rorismusgruppen wie Al Quaida. Die Konsequenzen der Netzwerkgesellschaft „brei-
ten sich über den gesamten Bereich der menschlichen Aktivität aus, und transformie-
ren die Art, wie wir produzieren, konsumieren, managen, organisieren, leben und ster-
ben.“531  
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten verfügen vielfach von Haus aus über das 
offene Beziehungsgeflecht verkoppelter Netzwerke. Das bewusste Anknüpfen an be-
reits vorhandene Beziehungsnetze, insbesondere im Rahmen der Lebenslangen Ler-
nens, in lokalen oder regionalen Institutionslandschaften und die institutionelle Öff-
nung zur Lebenswelt der Teilnehmer, Mitarbeiter oder Referenten wurde bislang noch 
nicht hinreichend wertgeschätzt, nur selten als soziales Kapital betrachtet oder als Un-
terstützungsstruktur genutzt   
 
4.1 Der Netzwerkbegriff 
Für die Entstehung des Netzwerkbegriffs532 werden in der Literatur als wichtigste 
wissenschaftliche Disziplinen die Sozialanthropologie, die formale Soziologie, die 
Sozialpsychologie und die sozialwissenschaftliche Netzwerkforschung benannt. Der 
Netzwerkbegriff dient dabei jeweils als Instrumentarium zur Analyse sozialer Struktu-
ren533. Kappelhoff definiert:  
„ein soziales Netzwerk…(als) eine Menge von sozialen Einheiten, mit den zwischen diesen Einheiten bestehenden 
sozialen Beziehungen. (…) Die sozialen Einheiten können dabei sowohl Personen, Positionen oder Rollen wie 
auch Gruppen, Organisationen oder sogar ganze Gesellschaften sein…“534 Der Begründer der modernen Netzwer-
kanalyse bezeichnet ein Netzwerk als ein „specific set of linkages among a defined set of persons, with the addi-
tional property that the characteristics of these linkages as a whole may be used to interpret the social behaviour of 
                                                 
531 Castells (1991), S. 138. 
532 Der Netzwerkbegriff hat in den letzten 20 Jahren bei der Diagnose von Gesellschaften zunehmend 
an Bedeutung gewonnen. Georg Simmel (1858-1919) galt als einer der Vorreiter, der in den so genann-
ten Wechselwirkungen den eigentlichen Gegenstand der Soziologie sah und „die Analyse rationaler 
Merkmale von Beziehungen zwischen Individuen“ in den Blick nahm. [Jansen (1999), S. 31]. Spätere 
Theorien wurden unter anderem von Kurt Lewin. Theodor Newcomb, Harrison C. White, Jahn Scott 
oder Mark S. Granovetter durchgeführt.    
533 Der Begriff ‚Netzwerkanalyse’ ist in den Sozialwissenschaften ein statistisches Instrument und 
gleichzeitig eine Theorieperspektive, die behauptet, dass die Integration der korporativen und individu-
ellen Akteure in Netzwerkstrukturen Auswirkungen auf deren Handlungsmöglichkeiten hat. Eine 
„Netzwerkanalyse kann so auch ein Instrument sein zur Verbindung von Akteur- und Handlungstheo-
rien mit den Theorien über Institutionen, Strukturen und Systeme. Sie dient der Integration von Mikro- 
und Makroansätzen in den Sozialwissenschaften.“ Jansen, D. (1999), S. 11. 
534 Kappelhoff, P. (1989), S. 465. 
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the persons involved.”535 Kappelhoff vertritt die Annahme, dass „ (1) Netzwerke die effektivste Form (sei), liberale 
Ideale der Beteiligung und Gleichberechtigung von Partnerbeziehungen verantwortungsethisch zu verwirklichen 
oder (2) unter spezifischen Bedingungen die effizientesten Organisationsformen darstellen. 
 
Moreno stellt das Netzwerkmodell des sozialen Atoms vor und begründet so die sozia-
le Natur des Menschen als soziale Grundkategorie:  
„The social atom is the smallest social unit, not the individual. The social atom is simply an individual and the 
people ... to whom he is emotionally related at the time.(...) an individual has from birth on already a structure of 
relationsships around him”536 Das soziale Netzwerk hat identitätsstiftende Wirkung, ist gleichzeitig die Vorausset-
zung von Individualisierung und bringt unterstützende als auch belastende Auswirkungen mit sich.   
 
Nach Schiemann zählen sie zu den „künstlichen Netzwerken“, die künstlich gegründet 
und sich nicht, wie die „natürlichen Netzwerke“, aus den Vollzügen des täglichen Le-
bens ergeben wie z.B. bei Arbeitskollegen oder Nachbarschaftskontakten. Natürliche 
Netzwerke können als Vorlage für künstliche Netzwerke dienen. Beide zeichnen sich 
durch verschiedene Merkmale aus.537  
o „Die Interaktion basiert primär auf informellen Beziehungen und gründet in dem Vertrauen, dass es sich um eine 
Beziehung auf Gegenseitigkeit handelt. Dies impliziert keinen exakten Ausgleich von Leistungen und Gegenleis-
tungen, es genügt vielmehr, wenn alle Beteiligten subjektiv der Überzeugung sind, dass die Vorteile der Koope-
ration gegenüber den Nachteilen überwiegen. D.h. auf der Netzwerkebene ist das Vertrauen in ein Positivsum-
menspiel erforderlich, in dem die Beteiligten von der Kooperation profitieren. 
o Das Netzwerk hat insofern Außenwirkung, als es sich gegenüber einer Umwelt, die nicht Teil des Netzwerks ist, 
abgrenzt und zu dieser in Beziehung tritt. 
o Es gibt neben den individuellen Zielen der Netzwerkpartner mindestens ein gemeinsames Anliegen als Grundla-
ge der Kooperation.“ 
 
Das bedeutet, dass aus materieller Sicht der Zusammenschluss die bewusste Entschei-
dung der Netzwerkpartner darstellt, in dem sie ihre spezifischen Interessen einbringen. 
Netze und Netzwerke sind Dinge, „die einen Sachverhalt, einen Prozess oder einen 
Regelzusammenhang in der Wirklichkeit treffen, also erkennen sollen, indem sie ihn 
im kognitiven Entwurf und im Experiment zuerst ‚darstellen’, d.h. ihn erzeugen, be-
obachtbar, messbar und auswertbar machen.“538 Netze bilden Räume, in denen Inhalte 
festgelegt werden. Im Ergebnis resultiert daraus aber auch die bewusste Gestaltung 
                                                 
535 Mitchell, J. C. (1969), S. 2. 
536 Moreno, L. J. (1947), S. 80 f. 
537 Schiemann, R. (06/2003), S. 8f. 
538 Böhme (2003), S. 597. 
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wechselseitiger Abhängigkeiten und Aushandlungsprozesse der Netzwerkpartner. 
Netzwerkpartner kennen sich häufig bereits aus natürlichen Netzwerkkontakten.539
 
4.2 Sozialpolitische Bedeutung und Förderung sozialer Netzwerke 
Der mächtige Kapitalismus verändert unmittelbar die Lebensgestaltung, die biogra-
phischen und familiären Ordnungsmuster der Bürger. In der „fluiden Gesellschaft“540 
nimmt alles Statische und Stabile ab. In dem Moment, in dem sich Menschen aus vor-
gegebenen Schnittmustern herauslösen und ihr eigenes Leben gestalten können und 
müssen, wächst die Zahl möglicher Lebensformen mit veränderter Normalität und 
Identität. Selbstverständlichkeiten aufgrund fester Denk- und Verhaltensmuster redu-
zieren sich zugunsten eigener Entscheidungen innerhalb einer Serie von Projekten 
eigener Weltanschauung und Identität. Das Abschmelzen traditioneller Orts- und 
Sinnbezüge verlieren dann ihren Sinn, wenn und weil sie „…in einem sozialen Vaku-
um stattfinden, in einer sozialen Wüste, in der keine Koordinaten irgendeine Richtung 
einer anderen vorziehbar machen.“ Jeder erhält als aktives Subjekt eine individuelle 
Gestaltungs- und Planungshoheit für die Realisierung seines Lebens und wird zum 
Baumeister seines eigenen Beziehungsnetzwerkes.541    
 
Soziale Netzwerke stellen eine neue Vergesellschaftungsform und Chance zur Rekon-
struktion des Sozialen dar. Ausgehend von dem Gedanken der Selbsthilfebewegungen 
und dem der sozialen Unterstützungsnetzwerke entstand der Netzwerkgedanke, eng 
verknüpft mit der Hoffnung auf eine neue Form des Umgangs mit Unsicherheiten und 
zurückgehender Integrationskraft institutioneller Sicherungssysteme.542 Netzwerke 
eignen sich zur Instrumentalisierung und Projektion. Sie spielen eine Rolle beim In-
halt-, Formen- und Funktionswandel der Politik. Horizontale und vertikale Hand-
lungsebenen verschiedenster Akteure verbinden sich durch Netzwerke miteinander.543 
Im Mittelpunkt steht die Annahme, dass sich die anstehenden gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Probleme selbstregulativ nicht lösen lassen. Netzwerkbildung wird 
zur Herausforderung, das funktional differenzierte Gesellschaftssystem unter Einbe-
                                                 
539 Steger, R. (06/2003), S. 10. 
540 Baumann, Z. (2000). 
541 Dahrendorf, R. (1979). 
542 Scherr, A. (1991), S. 62. 
543 Netzwerke gelten als ‚Schmiermittel der Gesellschaft’. Bandemer / Hilbert (2001). 
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zug der Selbstgestaltungsfähigkeit der Gesellschaft umzubauen.544 Es gilt, Hierarchien 
abzubauen und durch dezentrale Entscheidungs- und Vernetzungswege auszuwech-
seln. Eine Voraussetzung ist, den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen (Staat, 
Markt und Gemeinschaft) eine funktionale Gleichwertigkeit zu garantieren. In diesem 
Modernisierungsprozess ist die Erneuerung und Anpassung von Handlungsformen, 
Institutionen und programmatischen Inhalten erforderlich.   
 
Netzwerke sind die Basis für die Konzepte des ‚Aktivierenden Staates’, der ‚New Go-
vernance’, für die Programme der ‚Lernenden Regionen’545 oder der ‚Regionalen 
Lernkulturen’546. Netzwerkentwicklung steht im Focus sozial-, bildungs-, arbeits-
markt- oder regionalpolitischer Überlegungen in Deutschland. Kooperationen und 
Netzwerke sind zentrale Förderkategorien auf regionaler, nationaler oder europäischer 
Ebene und Gegenstand bzw. Instrumente ‚politischer Programme und Interventio-
nen’547 zur Bewältigung von Koordinations- und Steuerungsproblemen.  
 
NPOs sind in der Lage, soziale Netzwerke bzw. Sozialkapital zu nutzen und zu gene-
rieren. Sie haben durch ihre zielorientierte, freiwillige Struktur, durch ihre Beziehun-
gen und ihrer hybriden Positionierung einen besseren Zugang zu Politik, Wirtschaft 
und Gemeinschaft und verfolgen systemübergreifend und entdifferenzierend multiple 
Ziele der gesellschaftlichen Teilsysteme. Zur Umsetzung ihrer multiplen Ziele nutzen 
sie die formellen und informellen Beziehungen zu den staatlichen Akteuren. Der Staat 
als Partner der von ihm abhängigen NPOs spielt daher eine wesentliche Rolle für die 
Akkumulation von Sozialkapital.548 Während NPOs den Staat von sozialen, kulturel-
len und sonstigen Aufgaben entlastetet, gewährt der Staat Ressourcen, Prioritätenset-
zung bei der Mittelnutzung auf Basis demokratischer Entscheidungen und Rechtsan-
                                                 
544 Giesecke, W. (2002). 
545 Stahl / Schreiber (2003). 
546 ABWF (2003). 
547 siehe auch: Schaffung von Innovationen [Naschold (1994)], Entwicklung von Kompetenzen [Dehn-
bostel (2002)], Produktion von Wissen [Jansen (2004)], regionalpolitische Steuerung [Jansen / Schubert 
(2001), Benz u. a. (1999)], Arbeitsmarktpolitik [BMWi (2003)], Bildungspolitik [bmfb (2004)]  
548 Für (Evers, A.) sind fünf zentrale Elemente für die Akkumulation von Sozialkapital wichtig: 
o die Fähigkeit zur Beteiligung an informellen und formellen Netzwerken, 
o die Entwicklung und das Vertreten gemeinschaftlicher Werte und Normen, 
o die Fähigkeit zur Beteiligung an informellen und formellen Netzwerken, 
o das Einwerben von Spenden. 
 - 209 -
sprüche sowie der Vorgabe und Kontrolle von Qualitätsstandards.549 Diese Kopplung 
zwischen NPOs und staatlichen Organisationen ist notwendig hinsichtlich der struktu-
rellen Nachteile der NPOs „wie ihrer fragilen soziomoralischen Ressourcen, ihrer 
thematischen Singularität, ihrem one-issue-movement, ihren partikularen Tendenzen 
und ihrer gewissen Nimby-Haltung (Gleichgültigkeit gegenüber ihrem Umfeld).“550
 
Salomon stellt vier Merkmale des Scheiterns von NPOs vor wie: 
ihre mangelnde Fähigkeiten zur bedarfsgerechten Ressourcenbildung, ihre eigensinnigen und teilweise spontanen 
Setzungen von Schwerpunkten der Hilfeleistung, ihre Abhängigkeit von Spendern und Förderern als auch die der 
Klienten von ‚helfenden Organisationen’ sowie ihre fachlichen Defizite insbesondere beim Ehrenamt als auch die 
Diskontinuität des freiwilligen Engagements.551  
 
Soziale Netzwerke können durch dichte soziale Interaktion robuste Normen schaffen 
und Brücken schlagen, um z.B. Armut zu begegnen. Ihre Ziele stehen in Beziehung zu 
einem bestimmten staatlichen Engagement, welches sich wiederum über die Nutzung 
und Mobilisierung von sozialem Kapital realisiert. Netzwerkarbeit ist deshalb die in-
stitutionelle Voraussetzung für die Schaffung von Sozialem Kapital552  
 
Die Suche nach einem neuen Organisationsverständnis im Sinne einer stärkeren le-
bensweltlichen Fundierung institutionalisierter Erwachsenen- und Familienbildung ist 
demnach dringend erforderlich, denn die meisten bildungspolitischen Programme las-
sen sich auch verstehen als Reaktion auf die überfordernde Komplexität von Aufga-
ben und dem Bedarf nach einem synergetischen Überschuss innerhalb einer Mangelsi-
tuation.553 Somit hat die politische Bedeutung von Netzwerken nicht mehr nur eine 
basisdemokratische Orientierung, sondern auch die Bedeutung der funktionalen Nutz-
barkeit,554 wodurch politischen Netzwerkkonzepten im Prinzip die politische Stärke 
des alltagspolitisch wirksamen Aspekts des Empowerments verloren geht.    
                                                 
549Salamon, L. M. (1998), S. 94. 
550 Schulz, A. D. (2004), S. 39. 
551 Salomon, L. M. (1998), S. 94. 
552 Schulz, A. D. (2004), S. 40.: Die politische und finanzielle Förderung der NPOs hinsichtlich des 
Sozialen Kapitals durch die öffentliche Politik ist an den Programmen abzulesen wie z.B. die des Bür-
gerschaftlichen Engagements oder der besonderen Unterstützung der Werte und Normen. 
553 Reichard, C. (1994). 
554 Netzwerke spielen eine zentrale Rolle bei der ‚neuen Förderstruktur’. Sie sollen u. a. auch helfen, 
bei der Vielseitigkeit, Unübersichtlichkeit und  Undurchschaubarkeit der zahlreichen Angebote Durch-
blick zu schaffen und dem Wildwuchs zufällig gewachsener Strukturen Ordnung zu verleihen. Regio-
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 4.3 Soziales Netzwerk und soziales Kapital als Standortfaktor 
Solidarität und Gemeinsinn gelten als gefährdete Güter. In öffentlichen Diskussionen 
ist von der ‚Erosion des Sozialen’ die Rede. Bedroht seien die „innere Kohäsion“ 
(Kurt Biedenkopf), das „soziale Gewebe“ (Kurt Biedenkopf), die „soziale Bindekraft“ 
(Wolfgang Schäuble), der „soziale Klebstoff“ (Albert O. Hirschmann), der „soziale 
Zement“ (Jon Elster). Den Bürgern fehle es an „Gemeinsinn als Festiger“ (Theo 
Sommer), am „Unterfutter der Gemeinschaftlichkeit“ (Theo Sommer), an „Sozial-
energie“ (Helmut Klages), an „sozialem Kitt“ (Erich Fromm, 1932)555 oder an der 
„sozialen Ozonschicht“ (Klaus Hurrelmann). Weitreichende Umbrüche hinterlassen 
technologische, ökonomische und ökologische Konsequenzen, die sich auch auf  zivi-
lisatorische Faktoren wie der Alltagskultur, den Werthaltungen und dem eigenen 
Handeln niederschlagen.556   
 
Putnam begreift soziales Kapital als Standortfaktor557. Er wies in seiner Studie „Ma-
king Democraty Work. Civic Traditions in Mordern Italy“ nach, dass die Ausstattung 
mit sozialem Kapital einer Region zu messen sei an der Anzahl der Vereine, kulturel-
len, technischen oder sozialen Gruppen und mit der Anzahl z.B. der Zeitungsleser, der 
Wahlbeteiligung oder der Stimmentscheidung. Putnam wies eine hochsignifikante 
Beziehung zwischen den Ergebnissen des Sozialkapitals und den wirtschaftlichen und 
institutionellen Erfolgen einer Region nach. Je umfangreicher und intensiver das Sozi-
                                                                                                                                            
nale Netzwerkbildung soll innerhalb und zwischen Einrichtungen Kooperation und Kommunikation 
fördern und durch das abgestimmte Handeln der verschiedensten Akteure angepasste Förderstrukturen 
ermöglichen. In diesem Zusammenhang werden Kooperation oder Netzwerk eher als Koordinationsver-
fahren betrachtet, in denen unterschiedliche, rechtlich unabhängige Akteure mit überschneidenden 
Aufgaben temporär begrenzt in Bezug auf gemeinsame Zielstellungen verbindlich zusammenarbeiten 
und dabei Synergieeffekte nutzen. Im Zentrum steht Vernetzung als ein Verfahren oder Management-
aufgabe mit dem Ziel der Effektivierung, Zielbestimmung, Prozesssteuerung, Controlling und Quali-
tätssicherung.[ Dahme / Wohlfahrt (2000)]   
555 Erich Fromm hat bereits 1932 die Entwicklung vorausgesehen, die uns heute voll erreicht hat. Mit 
„sozialem Kitt“ meinte er die libidinösen Gefühlsbindungen, die eine Gesellschaft im Innersten zu-
sammenhält. Fromm vermutete, dass sich der gesellschaftliche Kitt auf dem gesellschaftlichen Ent-
wicklungsniveau des entfalteten Kapitalismus und den traditionellen Gefühlshaltungen verändern wird. 
Er vermutet, dass die Gefühlshaltungen nicht mehr in starre Muster familiärer Lebensformen eingebun-
kert sind und im Zuge wachsender Individualisierung die affektiven Bindungen zu neuen Verwendun-
gen frei werden und damit ihre soziale Funktion verändern. Sie tragen nicht mehr zum gesellschaftli-
chen Erhalt bei sondern führen zu neuen Gesellschaftsformationen und hören dann auf, Kitt zu sein. 
Fromm, E. (1932).       
556 Keupp, Heiner (2004), S. 7. 
557 Putnam, R. (2001). R. Putnam ist einer der bekanntesten Politikwissenschaftler der USA und persön-
licher Berater von Präsident B. Clinton.  
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alkapital einer Region, umso erfolgreicher die Wirtschaft und umso leistungsfähiger 
seine politischen Selbstverwaltungsinstitutionen. Unter den Bürgern entsteht wechsel-
seitiges Vertrauen und eine Kultur informeller Kooperationen. Putnam bezeichnet 
soziale Netze als Kapital dieser Region. Er unterscheidet dabei verschiedene Formen 
und Funktionen wie starke Netzwerke unter relativ homogenen Gruppen wie z.B. der 
Familie558 und schwache Netzwerke zwischen heterogenen Vereinigungen wie z.B. 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Arzt und Patienten oder Teilnehmer und Referenten. 
Er trennt ‚bridging’ von ‚bonding social capital’.559  
  
Soziales Kapital erleichtert die Regierungsarbeit. Putnam führt die Übermacht eines 
Staates auch auf einen (gewollten) Mangel an sozialem Kapital zurück. In einer Zeit, 
in der der ‚aktivierende Staat’ sich zunehmend aus der Verantwortung nimmt, wird 
die Überwachung von Regeln und Sanktionen von Regelübertritten durch eine starke 
Bürgergesellschaft notwendig. Ostrom560 betont den Aspekt, dass Bürger aus sich 
selbst heraus eine Kooperationskultur wechselseitigen Vertrauens entwickeln und da-
durch das Wachstum sozialer Ordnung und kollektiven Handelns ermöglichen.561
 
Lokale Netzwerke stoßen Entwicklungs- und Innovationsprozesse an. Komplexe 
Problemlagen und Interessen werden gemeinsam gezielt beeinflusst und unnötige 
Konflikte bereits im Vorfeld behandelt. Die Vielzahl der Akteure mit ihren individuel-
len, partiell widersprüchlichen Zielen und unterschiedlichen Vorerfahrungen z.B. aus 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Sozialem sind involviert. Sie kooperieren auf der 
Ebene des Netzwerkes und versprechen sich von der Zusammenarbeit subjektiven 
Nutzen.  
                                                 
558 Als Pionierstudie mit strukturalistischer Ausrichtung, aber mit Blick auf individuelles Verhalten gilt 
die Untersuchung egozentrischer Familiennetzwerke Londoner Ehepaare von Bott. Die Hypothese der 
Netzwerkstudie lautete, dass es einen Zusammenhang zwischen der Struktur der Familiennetzwerke 
und dem Ausmaß der Differenzierung von Geschlechterrollen gibt. Je dichter das Netzwerk geflochten 
ist, desto stärker ist die Segregation der Rollen von Mann und Frau. Jansen (1993), S, 37. 
559 Unter ‚bonding capital’ versteht Putnam, unter Berücksichtigung der sozialen Komponente, die 
starken Bindungen innerhalb einer bestimmten Gemeinschaft, die zum Fortkommen des Einzelnen 
notwendig sind. Beim ‚bridging capital’ hingegen sind die schwachen Beziehungen des Einzelnen zu 
entfernten Bekannten aus anderen Gruppierungen für das Vorankommen relevant. Die Elemente ‚bon-
ding/bridging’ berücksichtigen nicht hinreichend die Demokratiegewinnung, ressourcenarme Gruppie-
rungen und die soziale Ungleichheit. 
560 Ostrom, E. (2002). 
561 Habisch A. (2003), S. 25 – 28. 
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 Soziales Kapital  dient als Grundlage für Netzwerke. Ostrom562 verbindet den Begriff 
‚soziales Kapital’ mit der Theorie des ‚kollektiven Handelns’. Angestrebtes Ziel ist, 
dass tendenziell eigennützig denkende und handelnde Akteure ohne die zwingende 
Instanz des ‚Staates’ im Rahmen einer sozialen Ordnung in Kooperation zueinander 
treten. Soziales Kapital unterstützt die Überwindung von Kooperationsdilemmata und 
die Stärkung der Zusammenarbeit. Bezogen auf die lokale Ökonomie existiert inner-
halb einer Gemeinschaft die Möglichkeit der informellen oder formellen Kontrolle 
und wirksamer Sanktion. Bewohner einer Gemeinschaft erhalten durch soziales Kapi-
tal die Möglichkeit, sich wirksam und sinnvoll selbst einzusetzen und gleichzeitig der 
gesamten Gemeinschaft kollektive Handlungsmöglichkeiten zu eröffnen. 
 
E. Ostrom563 formuliert acht Design-Prinzipien oder Metaregeln, die es ermöglichen, 
dass Netzwerke als soziales Kapital wirken: 
o Klar definierte Grenzen und Rechtsansprüche der Individuen bzw. Familien. 
o Klare Bestimmung des Verhältnisses von Rechten einerseits und Pflichten andererseits. 
o Partizipationsrechte der Betroffenen am Zustandekommen der gemeinsamen  Regeln. 
o Leistungsfähige Kontrollmechanismen für die gemeinsam festgelegten Regeln. 
o Graduelle Sanktionen für Regelübertreter. 
o Feste Konfliktregulierungsmechanismen. 
o Subsidiäre Selbstorganisationsrechte für die lokalen Gemeinschaften. 
o Koordinierte Realisation der einzelnen Aspekte in Netzwerken. 
 
Die Theorie des ‚Sozialen Kapitals’ stellt eine Alternative zu den Entwicklungen des 
Staates hinsichtlich der sozialen Ordnung dar. Hier binden sich die Bürger selber, le-
gen eigene Regeln fest oder überwachen, kontrollieren oder sanktionieren sich durch 
wechselseitige Beobachtung. Demnach handelt es sich bei Sozialem Kapital um ein 
selbstbindungsfähiges Netzwerk, wobei nicht jeder Sozialkontakt und jedes Netzwerk 
soziales Kapital darstellt.    
 
‚Soziales Netzwerke’ sind lockere Verknüpfungen eigenständiger und definierter Ein-
heiten zu einer für alle Beteiligten vorteilhaften Beziehungsstruktur auf der Basis ei-
                                                 
562 Ostrom, E. (2002). 
563 Ostrom, E. (2002). 
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ner hierdurch aktivierenden Gemeinsamkeit. Soziale Netzwerke haben folgende 
Merkmale:564
o Polyzentrische Struktur: Es gibt eine Vielzahl wechselseitig profilierender Einzelzentren ‚aus eigenem Recht’, 
d.h. dass keine Position über eine privilegierte Definitionsmacht in Bezug auf die Gesamtstruktur verfügen kann. 
Informationell und praktisch zugänglich wird ein soziales Netzwerk nur aus der Binnenperspektive und somit 
nur aus der besonderen Position eines Beteiligten. 
o Netz-werk: Es geht eine institutionalisierte Beziehungsstruktur, die kollektiven Charakter hat und somit nicht 
ausschließlich von individuellen Beziehungsdefinitionen abhängig ist.  
o Beziehungspotential: Die Beziehungsstruktur befindet sich in ihrer komplexen Gesamtheit in der Latenz – sie 
wirkt im Sinne von impliziertem Wissen. Soziale Netze werden nicht zielabhängig, je nach Bedarf aufgebaut, 
sondern sind im Sinne alltagsweltlicher Vorstrukturierungen bereits in unspezifischer Weise vorhanden, so dass 
auf sie fallweise zurückgegriffen werden kann. Netzwerkanalyse lässt latente Beziehungsnetze als soziale Res-
sourcen (Soziales Kapital) erkennen und macht sie einem bewussten Zugriff zugänglich.  
o Potentielles Tauschprinzip: Der Nutzen beruht auf Gegenseitigkeit (Symbiose), jedoch nicht notwendigerweise 
im Sinne von bilateraler Wechselseitigkeit, sondern als kollektives Austauschverhältnis im Kontext einer kom-
plexen Netzwerkstruktur. (Prinzip des Ringtauschs) 
o Komplementarität zu formalen Beziehungen: Vernetzung ist eine zusätzliche Ebene organisationalen Handelns, 
nicht aber sein prinzipieller Gegensatz. Es ist zu untersuchen, ob sich im Rahmen eines sozialen Netzwerks un-
terschiedliche Organisationen herausbilden oder ob im umgekehrten Fall Organisationen den Kontext zur Her-
ausbildung informeller Beziehungsgeflechte bieten. Im Rahmen von Organisationsentwicklung ist hier die Un-
terscheidung zwischen fluiden und kristallinen Organisationen von praktischer Bedeutung. 
o Synergie: Netzwerke ermöglichen Synergieeffekte durch Strukturaufbau; sie bieten  eine Alternative zu klassi-
schen Rationalisierungsstrategien durch Strukturaufbau. 
o Handlungsstrategie: Im Sinne einer gender-Interprätation ist networking eine eher ‚weibliche’ als ‚männliche’ 
Strategie sozialer Strukturierung und professionellen Handelns.  
 
Mit der Diskussion um soziales Kapital565 nahm die Beschäftigung mit dem Thema 
‚soziales Netzwerk’ deutlich zu. Das häufige Auftreten der Begriffe ‚soziales Enga-
gement’ oder ‚Bürgergesellschaft’ betonen die gesellschaftliche Relevanz des Sozial-
kapital-Konzeptes. Durch die Einbindung von Personen in soziale Netze entsteht sozi-
ales Kapital. Soziales Kapital stellt für den Einzelnen bzw. für das Kollektiv Ressour-
cen zur Verfügung, die wiederum gewisse Handlungen erleichtern oder erst ermögli-
chen. Die Begriffe ‚soziales Kapital’ und ‚soziales Netzwerk’ werden gelegentlich 
gleichgesetzt. Gemeinsam ist beiden Definitionen, dass der Einzelne positiv beein-
flusst wird durch die Existenz beider. Somit gelangt der Netzwerkbegriff in die Nähe 
                                                 
564 Schäffter, O. (10.11.05.2001), S. 12 f. 
565 Putnam (1993); (1995); (2000). 
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des Systembegriffs, wobei miteinander interagierenden Akteure gemeinsam ein loka-
les System bilden.   
 
Bei der Zusammenarbeit im Netzwerk steht nicht nur das reine Eigeninteresse, son-
dern der soziale Kontext566 im Zentrum. Netzwerke produzieren, abhängig von Art 
bzw. Stärke der Beziehungen, von der Platzierung oder Position in dem jeweiligen 
Netzwerk und von der Größe des Netzwerks, soziales Kapital. Wird die gezielte Ar-
beit der Erwachsenen- und Familienbildung zum Motor der Entwicklung sozialer 
Netzwerke engagierter Bürger, so kommt der Kommunikation und der Interaktion 
eine besondere Funktion zu.567 Sozialbeziehungen und Sozialbewusstsein erleichtern 
oder behindern angestrebte Ziele und spielen eine zentrale Rolle bei sozialen Zusam-
menhängen für die Leistungserstellung. Die soziale Interaktion wird als konstituieren-
des Merkmal unterstrichen. 
 
Sozialkapital stellt die Verbindung zwischen Netzwerk- und Kapitaltheorie dar und 
wird als unbeständiges Netzwerkphänomen betrachtet. Soziales Kapital entwickelt 
sich häufig als Nebenprodukt alltäglicher Beziehungen oder als positive Auswirkun-
gen aus Gruppenzugehörigkeiten nebenbei. Die Höhe des verfügbaren Sozialkapitals 
ist abhängig von der Netzwerkgröße, der Mischung der Netzwerkpartner und deren 
Bereichen. Bei Kontakten der Bürger z.B. zu Vereinen, am Arbeitsplatz oder in Bil-
dungseinrichtungen werden nicht nur wichtige Beziehungen geknüpft, sondern auch 
dem eigenen Kernnetzwerk fremdes Wissen, neue Erfahrungen und andere Sichtwei-
sen zuteil. Grundlegende Voraussetzungen für das Funktionieren von Sozialkapital 
sind geltende Normen und Vertrauen, die am besten in geschlossenen Netzwerken 
entstehen, in denen auch Probleme wie z.B. starker Konformitätsdruck oder einge-
schränkter Informationsfluss eine Rolle spielen.       
                                                 
566 Granovetter (1985). 
567 „…weil die Erwachsenenbildung insgesamt (…) häufiger auf kooperative Aktivitäten, auf soziale 
Interaktionen außerhalb des Unterrichts selbst angewiesen ist, als dies für andere Bildungsbereiche gilt. 
Für die Erwachsenenbildung ist diese soziale Interaktion geradezu konstituierend. Denn sie kann nicht 
von festen Beständen ausgehen, sondern muss sich prozessual je neu herstellen. Sie kann weder mit 
festen Lehrplänen rechnen noch mit festem Personal, weder mit sicherem institutionellen Rahmen, noch 
mit einem gesicherten Bestand von Teilnehmern. Sie muss dies alles durch soziale Interaktion ständig 
erneuern. Die Arbeitsvoraussetzungen müssen immer neu recherchiert, Meinungsführer müssen ange-
sprochen, Kursleiter gewonnen, Räume ausgehandelt, Teilnehmer gehalten werden.“ [Tietgens, H. 
(1991), S. 102.] 
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Neues Sozialbewusstsein: Leben im Netz-Werk 
In der fluiden Netzwerk-Gesellschaft stellt sich Sozialität zunehmend als Lebensgrundlage heraus,  
die gestaltet und gepflegt werden muss (Netz-Werk) 
Mit wachsender Aufmerksamkeit für ‚soziales Kapital’ 
Sei es in Form tragender persönlicher Beziehungen oder in Form von ‚Connections’, 
strategischen Allianzen und Seilschaften, sei es privat oder beruflich. 





o Organisationen bemühen sich um ihre ‚Kommunika-
tionskultur’ 
o ‚Soziale Kompetenzen’568 als Karriere-Schlüssel 
o Aumni-Welle an deutschen Universitäten: für Corpo-
rate Spirit und Sponsoring. 
o Hoher Stellenwert von Freundschaft, Vertrauen, 
Geborgenheit und Familie. 
Umorientierung auf soziale Werte auch als Gegenpol 
zu neoliberaler Verunsicherung und Vereinsamungsge-
fahr o Partnerschaftliches Beziehungsideal: Sich gegensei-
tig den Rücken frei zu halten, damit jeder sein Le-
bensprojekt verwirklichen kann. 
 
 
o Settings gefragt: Clubs, Salons, Lounges, Events, 
Online-Foren etc. 
Bedürfnis nach punktueller Gesellung mit Gleichge-
sinnten (Vermittlung von Teilhabe, Bestätigung, Syn-
ergie) – aber auch autonom, offen und unverbindlich o Wahlverwandtschaften: Interessengruppen, Szenen, 
Online-Communities, Selbsthilfegruppen  
Quelle: Barz u.a. (2001) 
 
Bei der Verwendung des Begriffs ‚soziales Kapital’ unterscheiden sich grundsätzlich 
zwei Analyseebenen: Zunächst stellt das soziale Kapital, aus der Mikroperspektive 
betrachtet, eine individuelle Ressource dar, die aus den konkreten Beziehungen inner-
halb (egozentrischer) sozialer Netzwerke entstehen. Dabei handelt es sich nicht um 
persönlich private Ressourcen sondern sie sind vielmehr den Beziehungen inhärent.569 
Die Begriffsbestimmungen der Netzwerkforschung heben in erster Linie auf den Res-
sourcencharakter des sozialen Kapitals ab. Soziale Netzwerke sind dabei als Basis des 
sozialen Kapitals zu betrachten, die den Zugang zu Ressourcen ermöglichen. Dem-
nach sind „sozialstrukturelle Ressourcen als Kapitalvermögen für das Individuum 
                                                 
568 „Soziale Kompetenz entsteht durch das synergetische Zusammenwirken von: Selbst-Bewusst-Sein, 
Verantwortungs-Bewusstsein und Mündig-Sein. Nur wenn alle drei Punkte verknüpft werden und in 
Einklang stehen, kann sozial kompetente Handlungsfähigkeit entstehen. Soziale Kompetenz bedeutet 
demnach im menschlichen Miteinander: Das Ausmaß, in dem der Mensch fähig ist, im privaten, beruf-
lichen und gesamtgesellschaftlichen Kontext selbständig, umsichtig und nutzbringend zu handeln.“ 
Faix, W.-G. (1996), S. 62. 
569 Bourdieu, P (1983). 
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bzw. als soziales Kapital“570 zu betrachten, dessen Wirkung in der Handlungsbegüns-
tigung der Individuen zu sehen ist.571 Zum anderen wird soziales Kapital, aus der 
Makroperspektive auch als Ressource für das Sozialsystem im Sinne eines Gesamt-
Sozialkapitals von Gesellschaften gesehen, und hinsichtlich seiner Auswirkungen an 
dem sozialen Kapital auf die Gesamtgesellschaft untersucht. Eine Rolle spielt dabei 
u.a. die Wirkung von Normen und sozialen Strukturen auf die Produktion einer gesell-
schaftlich notwendigen Institution im Sinne von öffentlichen Gütern. Ein hoher Grad 
an sozialem Kapital wird unterstützt durch ein Mehr an Normen und Kooperations-
netzwerken und einem hohen Vertrauensniveau, was die Grundlage für eine positive 
wirtschaftliche und politische Entwicklung von Gesellschaften darstellt. 
 
Vor diesem Hintergrund bedürfen Individuen der Interaktion mit anderen, um ihre 
Existenz zu erhalten. Das bedeutet, dass die rationale Lebensführung und die indivi-
duelle Nutzenmaximierung eines Jeden sich nicht nur auf Güter und Leistungen redu-
ziert, sondern auch die gesamte Bandbreite der menschlichen Interaktionsmöglichkei-
ten mit einschließt. Es findet ein sozialwissenschaftlicher Wechsel von rein ökonomi-
schen Theorien hin zu sozialen Austauschtheorien statt: „Soziales Verhalten ist als 
Güteraustausch anzusehen; diese Güter mögen materieller oder nicht materieller Art 
sein (Symbole der Anerkennung, des Prestiges usw.) (…) Was jemand hergibt, kann 
als seine Kosten betrachtet werden, was er bekommt, als Belohnung.“572 Soziales Ka-
pital ist eine Ressource für den Einzelnen, die erst in ihrer Addition positive externe 
Effekte für die Gesellschaft ergibt. Für Akteure der lokalen Erwachsenen- und Famili-
enbildung bedeutet dass, dass nicht allein die ökonomische Ausstattung oder die An-
                                                 
570 Colemann, J. (1991), S. 392. 
571 Der Bildungssoziologe J. Coleman hat bereits in den 80er Jahren eine umfangreiche vergleichende 
Studie US-amerikanischer Schulen durchgeführt [Coleman (1988)]. Die Studienergebnisse überzeug-
ten: An privaten Grundschulen waren die Schulabgängerquoten (drop-out-rates) ohne qualifizierenden 
Abschluss um ein drei Viertel geringer als an staatlichen Grundschulen. Kindern aus Familien aller 
Rassen, Konfessionen, Einkommens- und Bildungsschichten  von  katholischen Schulen gelang es 
zudem deutlich häufiger, ihre Ausbildung erfolgreich abzuschließen. Gründe für diese eindeutigen 
Befunde wies Coleman durch die Schlüsselrolle eines Netzwerks von Beziehungen nach, in das die 
konfessionelle Schule eingebettet ist. Katholische Grundschulen sind in den USA sehr eng in die Kir-
chengemeinde integriert. Z.B. gibt es dort nach dem sonntäglichen Gottesdienst ein „Getting together“, 
wo Eltern und Lehrer sich über Alltagsprobleme oder auch über Schulschwierigkeiten austauschen. 
Wertvorstellungen hinsichtlich der Selbstdisziplin, des Sozialverhaltens oder der Aufmerksamkeit wer-
den innerhalb der relativ homogenen Wertegemeinschaft der Gemeinde einheitlich über die Erfahrungs-
räume der Kinder verstärkt.   
572 Homans, (1972), S. 262. 
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zahl der Mitarbeiter sondern insbesondere die Beziehungsstrukturen bzw. die relative 
Einbettung der Einrichtung im sozialen System Auswirkungen auf die Leistungsfä-
higkeit hat. Beziehungen besitzen deshalb einen hohen Stellenwert.  
 
Als besonders problematisch ist die Individualisierung zu sehen, denn beim Joggen 
oder Fernsehen573 wird nur selten gegenseitiges Vertrauen aufgebaut. Individualisie-
rung führt zum Verlust bzw. zur Veränderung des sozialen Kapitals. Auch die Kon-
zeptionalisierung des Menschen als Homo oeconomicus lässt die Frage offen, ob eine 
Gesellschaft von Einzelindividuen zu einer Gemeinschaft finden kann.574 Beim Homo 
oeconomicus besteht zudem die Auffassung, dass Akteure rational, strategisch, kalku-
lierend und nutzenmaximierend handeln. Dieser Typus ökonomischen Handelns greift 
aber nur bedingt, da es sich nicht um ein Menschenbild, sondern um ein Konstrukt 
handelt, dass weniger den einzelnen Menschen als die Interaktionen in Dilemmastruk-
turen, d.h. die Situation im Blick hat.  Robert Putnams entwickelte mit der Theorie des 
Sozialkapitals die Möglichkeit, individuelle Nutzenkalküle in kulturtheoretische Ge-
sellschaftsentwürfe zu integrieren, so dass die Gegensätze zwischen dem Homo So-
ciologicus575 und dem Homo Oeconomicus überbrückt werden. Putnam verbindet die 
Idee der sozialen Einbindung mit effizienzökonomischen Argumenten. Durch die 
freiwillige soziale Einbindung z.B. in Vereinen oder im Gemeinwesen entwickelt sich 
das Individuum nicht nur z.B. zum guten Nachbarn, sondern gleichzeitig auch zu ei-
nem vertrauenswürdigen und verlässlichen Menschen.576  
 
                                                 
573 Putnam sieht das Fernsehen als einen schwachen Sozialkapitalbildner an [Putnam (1996), S. 46]. Es 
wirkt sich seiner Meinung nach negativ auf das soziale Vertrauen und die Mitgliedschaft in Gruppen 
aus, da es die Individualisierungstendenzen in der Gesellschaft fördert. Er vertritt die Ansicht, dass 
durch das Fernsehen die Menschen immer öfter zu Hause bleiben und sich immer weniger mit anderen 
Personen treffen, um mit ihnen in eine soziale Interaktion zu treten. Hinzu treten andere Trends wie die 
Verdrängung der Tante-Emma-Läden oder die Mobilität. 
574 Marx, (1990), S. 42, 51. 
575 Der Begriff (lat.: der gesellschaftliche Mensch) ist ein für die Soziologie geprägter Begriff, um den 
Menschen in diesem Dasein als gesellschaftliches Wesen zu analysieren (im Gegensatz zum volkswirt-
schaftlichen Konzept des Homo oeconomicus). Nach R. Dahrendorf ist der Homo Sociologicus das 
Gesamt seiner sozialen Rollen, die ihrerseits von Normen (Muss-, Soll- und Kann-Normen), von Er-
wartungen und von (belohnenden, bestrafenden) sozialen Sanktionen anderer (auch: des Rollenträgers 
selbst) geprägt werden. Entsprechend handelt er in Kompromissen, die er selber findet.  
www.wikipedia.org/wiki/Homo_sociologicus.de   
576 Nach Putnam umfasst soziales Kapital drei konstituierende Elemente, nämlich Vertrauen (trust), 
Verlässlichkeit (norms) und soziale Einbindung (networks), die verschiedenen Theorie- und Metho-
dentradionen der Sozialwissenschaften zuzuordnen sind. Putnam (1993), S. 170 ff. 
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Bislang investierten vorwiegend nicht berufstätige Frauen und Mütter durch  ehren-
amtliches Engagement Leistungen ins soziale Kapital, wodurch sie in erster Linie per-
sönliche Befriedigung für sich und ihre Kinder oder Familien finden. Zugleich erbrin-
gen sie einen Mehrwert für die Gemeinschaft, insbesondere für jene, die sich nicht 
engagieren. Familien tragen, ähnlich wie bürgerschaftliches Engagement oder soziale 
Netzwerke zur Solidarität und zum Zusammenhalt der Gesellschaft bei. Sie sind pri-
märe Vermittlungsinstanz für Engagementbereitschaft. Die Heranführung der Kinder 
und Jugendlichen an das Thema Ehrenamt bildet einen wichtigen Bestandteil von Er-
ziehungskompetenz.  
 
Coleman befürchtet in der Erwerbsgesellschaft einen schleichenden Erosionsprozess, 
denn immer mehr Frauen entschließen sich für die entlohnte Erwerbsarbeit. Trotz ih-
rer Berufstätigkeit suchen diese Frauen aber den Kontakt zu Erwachsenen- und Fami-
lienbildungsstätten ihrer Stadt. Entsprechende aktivierende Bildungsangebote für die 
Übernahme ehrenamtlicher Aufgaben stellen eine sinnvolle Basis für den Aufbau ei-
nes Netzwerkes bzw. für die lokale Ökonomie dar. Dabei richtet sich der Fokus auf 
den städtischen Raum als wichtigste Verortung der Gesellschaft, wo vertikale und 
horizontale Vernetzung unterschiedlichster Akteure stattfindet. Integration in eine 
Gemeinschaft realisiert sich so über soziale Beziehungen, die wiederum als soziale 
Netzwerke zur lokalen Entwicklung beitragen.  
 
4.4 Stärken und Schwächen sozialer Netzwerke 
Im Unterschied zur staatlichen Sozialen Ordnung als rechtlich festgelegte externe Er-
zwingungsinstanz entsteht durch kollektive Selbstbindungen der Bürgergesellschaft 
Stabilität und Entwicklungsfähigkeit der betreffenden Gemeinschaft. Netzwerke der 
Bürger, Institutionen und Bürgergruppen erhalten individuelle Planungssicherheit 
durch Selbstbindung und wechselseitigen Verhaltenserwartungen, wodurch sie die 
Ressourcen ihrer Umgebung besser erreichen. Zu bedenken ist auch, dass die staatli-
che Regelkontrolle auch immer erst dann greift, wenn niederschwellige und überwie-
gend informelle Ordnungsmechanismen nicht mehr wirken. Formale Regelwerke 
können nicht alle Sachverhalte und Situationen umfassend abdecken und dort leichter 
durchgesetzt werden, „…wo sie als ‚Resonanzraum’ auf Netzwerke oder gar sozialem 
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Kapital zurückgreifen können.“577 Netzwerke werden als Beschränkungen 
(‚Constaints’) der Akteure erlebt, wenn individuelles Verhalten oder die Einstellungen 
der Mitglieder des Netzes von der Systemstruktur begrenzt werden. Andererseits kön-
nen Netzwerke von den Akteuren selbst mitgestaltet und zur Erfüllung ihrer individu-
ellen Ziele als Ressource genutzt werden.   
 
Die Erwartungen der Netzwerkpartner richten sich auf gesteigerte Problemlösekapazi-
täten von Netzwerkstrukturen bei komplexen Aufgabenstellungen. Folgende Erwar-
tungen578 an Netzwerke existieren bei den Partnern:                  
o Steigerung von Innovationsmöglichkeiten, Reduktion von Unsicherheiten bei Innovationsvorhaben. 
o Höhere Lernfähigkeit, Know-how-Transfer. 
o Interdisziplinäre Zusammenarbeit, gegenseitige Bereitstellung unterschiedlicher Ressourcen mit der Möglichkeit 
einer Ausweitung ökonomischer Aktivitäten und Erschießung neuer Marktsegmente (Erweiterung von Kapazitä-
ten und Leistungsspektrum). 
o Integration unterschiedlicher Strukturen, Kulturen, Fachdisziplinen und Sichtweisen in einem umfassenden 
Rahmen, ohne die Autonomie der Akteure durch den Aufbau hierarchischer Strukturen zu beeinträchtigen. 
o Erhöhung von Flexibilität und Überwindung von Grenzen. 
o Unbürokratische Bündelung von Ressourcen mit der Möglichkeit der einzelnen Netzwerkpartner, sich auf ihre 
jeweiligen Kernkompetenzen zu konzentrieren. 
o Erweiterung von Handlungsspielräumen oder Netzwerkpartner. 
o Schnellere Anpassung an externe Veränderungen und dadurch bessere Marktorientierung. 
o Mehr Innovation und Vielseitigkeit. 
o Vereintem Schaffen neuer Geschäftsfelder. 
o Koordinierter, regional orientierter Gewinnung neuer Märkte und Strategien.  
o Positive Nebeneffekte wie z.B. Integration und soziale Unterstützung.  
Während auf der einen Seite freiwillige und formlose Kooperationen gewünscht sind, 
muss auf der anderen Seite Vertrauen579 aufgebaut werden, dass in diesem Zusam-
menhang zum Steuerungsfaktor wird. Hierzu treten die aufgeführten Erwartungen 
häufig in den Widerspruch.  
Typische Netzwerkwidersprüche 
Kooperation – Konkurrenz 
Individuelle Ziele – gemeinsame Ziele 
                                                 
577 Habisch, A. (2003), S. 33. 
578 angelehnt an Steger, R. (06/2003), S. 13. 
579 Vertrauen bezeichnet langfristig angelegte – reziproke – Austauschbeziehungen zwischen den Ak-
teuren, die den Charakter eines ‚generalized exchange’ haben. …Voraussetzung für diese Art der Ko-
operation sind persönliche Beziehungen, die von unternehmens-individuellen Traditionen getragen 
werden und dauerhaften Charakter haben; weiterhin ist Verlässlichkeit im Austausch unabdingbar. … 
So verstanden schließt Vertrauen in Netzwerkbeziehungen die Garantie ein, dass die Regeln eingespiel-
ter Kooperation – also Information und Interaktion – nicht einseitig, ohne Vorabinformation aufgekün-
digt werden.“ Hirsch-Kreisen, H. (2002), S. 112.  
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Autonomie – Abhängigkeit 
Flexibilität – Kontinuität 
Vertrauen – Strategisches Verhalten 
Positivsummenspiel – individuelle Nutzenmaximierung 
Handlungsfähigkeit – permanente Aushandlungsprozesse 
Quelle: Steger, Renate 2003, S. 38 (überarbeitet) 
 
Ordnungsmuster, die vom Typ des Sozialen Kapitals abgeleitet werden, sind meist 
intensiver von moralischen Forderungen und Erwartungen der Akteure untereinander 
gefärbt. Ordnungsmuster basieren eher auf unmittelbare Zustimmung. Ihre Einhaltung 
hat identitätsstiftende Funktionen und wirkt häufig noch stärker als staatlich sanktio-
nierte Rechtsregeln. Sie müssen sich, zumindest mittelfristig als vorteilhaft für die 
darin eingebundenen Akteure erweisen. Die ‚freiheitliche Selbstbindung’ kostet den 
Akteuren Zeit und Geld, bringt aber auch allgemeinen Zugewinn an Lebensqualität 
oder z.B. für Unternehmen, Einrichtungen oder konfessionelle Gruppierungen die 
bessere Verwurzelung in der Region.   
 
Wo es um Zukunftssicherung von Gemeinwesen, Institutionen etc. im Zusammenhang 
mit der Anpassungsfähigkeit an neue Rahmenbedingungen oder Entwicklungen geht, 
sind die Ordnungsmuster des sozialen Kapitals die der zentralistischen Regulierung 
überlegen. Neue Probleme und Herausforderungen werden schneller, flexibler und 
bedarfsgerechter durch die heterogene Zusammensetzung oder der exzellenten Kom-
petenzbündelung entsprochen. Netzwerke erbringen Einflussmöglichkeiten und si-
chern verschiedene Leistungen, selbst wenn sich die Umwelt permanent verändert. 
Besonders dann verleihen sie dem gesellschaftlichen Strukturwandel Stabilität, kön-
nen Grenzen sozialer Systeme überwinden und neue Sinnzusammenhänge suchen. Bei 
der Selbstorganisation bzw. Koordination zwischen de facto autonomen Akteuren zur 
Erreichung eines gemeinsamen Resultats ist von drei hervorzuhebenden Stärken aus-
zugehen.580
o Akteure in Netzwerken übernehmen zum Teil Staatsaufgaben und führen damit zu einer strukturellen und finan-
ziellen Entlastung des Staates. 
o Im Gegensatz zu Hierarchien und Märkten ist der Informationsfluss in Netzwerken direkter und schneller, was 
zu einer besseren Informiertheit der Netzwerkakteure und somit zu einem höheren Maße an „Steuerungsintelli-
genz“ führt. 
                                                 
580 Messner, D. (1994), S. 565. 
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o Netzwerke stärken die Legitimität staatlicher Entscheidungen und können gesellschaftliche Kreativitäts- und 
Problemlösungspotentiale bündeln. 
 
Problematisch ist die Reichweite der Problemlösung, die sich auf die Akteure selber 
bezieht. Beispielsweise wird sich die Kooperation einer Erwachsenen- und Familien-
bildungsstätte mit einem Unternehmen immer nur auf das jeweilige Umfeld begren-
zen. Es müssen Wege gefunden werden, gefundene Lösungen zu verbreiten. Es be-
steht immer die Gefahr der einseitigen Überkomplexität und permanenter Planungsun-
sicherheit, verbunden mit der geringen materiellen und sozialen Unsicherheit, der man 
mit vertrauensvoller Zusammenarbeit begegnen kann. 
 
Zur Zusammenarbeit im Netzwerk kann niemand gezwungen werden. Jeder Akteur 
kann sich jederzeit dem Netzwerk entziehen. Somit stellt sich aus ökonomischer Sicht 
das Problem, dass positive Effekte produziert werden, die den Investoren nicht voll-
ständig zugute kommen. Umgekehrt können Netzwerke positive Reputationseffekte 
für beteiligte Akteure, die im lokalen Kontext immer auch persönlich bekannt sind, 
ermöglichen. Ein weiteres Problem stellt die ungleiche Machtverteilung zwischen den 
Kooperationspartnern dar. Organisatorische, ökonomische, finanzielle oder individu-
elle Unterschiede zwischen den Partnern sind dabei von Bedeutung, wobei in der 
komplexen, hoch spezialisierten und arbeitsteiligen Gesellschaft niemand mehr über 
den Überblick der vollständigen Information aller aktuellen Entwicklungen z.B. der 
vorhandenen Technologien, Handlungsmöglichkeiten, Umweltzustände oder Hand-
lungsmöglichkeiten verfügt. Bei der Beschäftigung mit einem Thema z.B. ‚Familien-
freundlichkeit’ sind die Akteure eher in der Lage, mit sehr viel weniger Informationen 
eine passende gemeinsame Lösung zu finden weil sie räumlich und sachlich näher an 
dem Thema sind als auch die wichtigen Lösungsmöglichkeiten und die entsprechen-
den Partner (lokal knowledge) vor Ort kennen. Dies wird mit zunehmender gesell-
schaftlicher Entwicklung bzw. zunehmender Globalisierung581 relevanter. Die 
Wohlstandsentwicklung wird mit einer Steigerung des allgemeinen Bildungsniveaus 
verbunden. Begonnen hat dieser Prozess mit der Einrichtung ‚staatlicher Entwick-
                                                 
581 Die Globalisierung hat die Artenvielfalt ordnungspolitischer Probleme und die damit verbundenen 
Nebenbedingungen extrem erhöht. Neben den formalen Zuständigkeitsgrenzen nationalen Ordnungs-
handelns tritt die konstituierende Begrenztheit des Wissens, der Informationen oder des Vorstellungs-
vermögens, so dass zentralistische Lösungen immer schwieriger werden. 
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lungsagenturen’, die zunehmend zu den Verantwortlichen und Organisationen des 
‚gesellschaftlichen Raumes’ verschoben werden. Beispielsweise sind in der heutigen 
Zeit Personalverantwortliche mittelständischer Betriebe so ‚sozialkompetent’ wie vie-
le Pädagogen oder der Vorsitzende einer LRS-Elterninitiative verfügt über mehr LRS-
Fachwissen als Lehrer in den Schulen. Im Zuge der Bildungsrevolution und der Ent-
wicklung spezieller Dienstleistungsangebote können Netzwerkakteure lokal und prob-
lemnah arbeiten.  
   
Ein bestehendes Netzwerk kann sich auch selbst gefährden, indem es zu träge wird, 
keine Erfolge erzielt oder sich selbst ausbremst. Verschiedene Probleme können dazu 
beitragen wie z.B., dass zu viele Akteure an einem Thema arbeiten. Auch die Durch-
setzung langfristiger Interessen, im Gegensatz zu kurzfristigen-, können im Netzwerk 
Zündstoff bieten. Eine frühzeitige Suche nach der gemeinsamen Identität (corporate 
identity) verhindert, dass sich eine lose Bindung (weak ties) zu strong ties entwickelt, 
was zu einer Unempfindlichkeit gegenüber Alternativen führen kann. Koordinations-
probleme entstehen durch Endlosdiskussionen wenn unterschiedliche Vorstellungen 
von Gewinn und Verlust vorherrschen oder Handlungsorientierungen divergieren. 
Einem Verhandlungsdilemma tritt die vertrauensvolle Basis der Netzwerkbeziehungen 
entgegen. Die Verteilung von Macht582 als Problem im Netzwerk ist zurückzuführen 
auf spezifisches Sachwissen einzelner, Kontrolle über Informationen und Kommuni-
kationsquellen, allgemeine organisatorische Regeln, die verschiedene Akteure im 
Netzwerk bevorzugt und finanzielle Ressourcen.583 Akteure erhalten mehr Macht, 
wenn sie entsprechende Zugänge oder Ressourcen kontrollieren. Netzwerke leiden 
unter mächtigen Akteuren, wenn sie ihre Machtposition instrumentalisieren. Jedes 
Netzwerk ist von seiner Kompetenz zur Konfliktbearbeitung abhängig. 
 
4.5 Institutionen und Netzwerke 
                                                 
582 Akteure können sich durch den privilegierten Zutritt zur wertvollen Ressource ‚Kontaktnetzwerk’ 
mittels spezifischer Investitionen (Pflege oder Ausbau der Beziehungen) selbst zu einer wertvollen 
Ressource entwickeln, indem sie mehr Macht bei Entscheidungen oder der Wiederwahl erhalten. Ein 
bekanntes Beispiel hierfür ist der EDV-Mitarbeiter, der durch bestimmte Investitionen zur wertvollen 
Ressource des System-Administrators Macht erhält.  
583 Messner, D. (1994), S. 586. 
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Hellmer u.a.584 differenzieren das ‚Mythos Netzwerk’ in vier Diskussionsschwerpunk-
te. (1) Kern der ‚Neuen Institutionellen Ökonomik’585 ist die Transaktionskostentheo-
rie. (2) Dabei wird der zentralen Frage nach der effizientesten Organisationsform des 
Austausches von Gütern und Diensten zwischen Institutionen nachgegangen. Hybride 
Organisationen entstehen zwischen den beiden Regulationsmechanismen Staat (zent-
ralistische Hierarchie) und Markt (Wettbewerb nach Angebot und Nachfrage). Netz-
werke sind demnach Regulationsmechanismen der dritten Art586, die „weder egoisti-
sche Kalküle in Marktbeziehungen noch auf verinnerlichte Wertbezüge sozialer Nor-
men ab(ge)stellt (sind), sondern auf gemeinschaftsbildende Handlungsformen wie 
Bekanntheit, Vertrauen und geteilten kulturellen Kontext.“587 (3) Die Einbettung öko-
nomischer Transaktionen in soziale Beziehungen wird in den Mittelpunkt gestellt. 
Ausschlaggebend dabei sind weniger einzelne Akteure des Austauschs sondern Kon-
textbedingungen wie Vertrauen, Normen, Werte oder die gemeinsame Beziehungsge-
schichte. (4) Netzwerke sind als leistungsstarke und innovative Organisationsformen 
zu betrachten.   
 
 
Koordinationsformen nach der Transaktionskostentheorie588: 
Koordinationstyp: Markt Hierarchie / Org. Netzwerk 






Akteursbeziehung Unabhängig Abhängig Interdependent 
Zugang Offen Geregelt Begrenzt, exklusiv 
Kurzfristig Langfristig Mittelfristig Zeithorizont 
                                                 
584 Hellmer u. a. (1999), S. 55 ff.  
585 Der Begriff ‚Ökonomik’ betont die theoretische Auseinandersetzung mit wirtschaftlichen Aktivitä-
ten der Menschen. Die Ökonomik unterscheidet sich von anderen Sozialwissenschaften dadurch, dass 
sie menschliches Verhalten unter dem Fokus von Knappheitsproblemen analysiert [Erlei u. a. (1999), S. 
1 f.]. Institutionelle Ökonomik beschäftigt sich mit der Analyse von Institutionen.   
586 Faulstich, P. (2001). 
587 Faulstich, P. (2001), S. 100. 
588 Der Transaktionskostenansatz wird heute für die Klärung einer ganzen Reihe wirtschaftstheoreti-
scher Fragen herangezogen. Er vertritt eine deterministische Sichtweise über die Evolution von Indust-
riestrukturen und geht davon aus, dass Organisationen durch umwelt- und ökonomische Zwänge ent-
stehen oder sich verändern. Transaktion umfasst den Prozess der Anbahnung, Vereinbarung, Kontrolle 
und Anpassung eines Leistungsaustauschs zwischen Organisationen, der dem Güteraustausch voraus-
geht. Transaktionskosten sind die Kosten, die durch die Durchführung der Aktivitäten entstehen. Pan-
kau, E. (2002), S. 159.  
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Recht Macht Verhandlung Konfliktregulierung 
Quelle: Weyer (2000), S. 7 in Anlehnung an Powell (1990), Mill/Weissnbach (1992) und Willke (1995). 
 
Ein Kennzeichen der modernen Gesellschaften ist es, dass sich netzwerkartige Struk-
turen589 herausbilden und zunehmend horizontale und offene Netzwerke organisieren. 
Netzwerke resultieren aus der zunehmenden Differenzierung und Arbeitsteilung ge-
sellschaftlicher Teilbereiche und dem damit veränderten Koordinationsbedarf. Neue 
Organisationsformen lösen als „Formwandel sozialer Integration“590 die klassisch 
bürokratischen Organisationsformen591 ab. Sie benötigen veränderte Steuerungs- und 
Koordinationsmechanismen jenseits von Hierarchie und Markt. Insbesondere vor dem 
Hintergrund finanzieller Einsparungen bzw. eines veränderten Staatsverständnisses, 
welches mit einer krisenhaften staatlichen Steuerungsfähigkeit verbunden ist, wird die 
Notwendigkeit der Vernetzung betont und bisweilen auch inszeniert. Folgende An-
nahmen begründen diese Entwicklung:592
o „Netzwerke bilden eine organisatorische Antwort auf die Komplexität der Lebens- und Bedarfslagen pädagogi-
scher Zielgruppen. Diese Ausdifferenzierung verlangt auf der anderen Seite auch wieder Integrationsanstrengun-
gen, d. h. das Knüpfen von Netzen. 
o Die Vernetzung mehrdimensionaler Problemlagen erfordert Zusammenarbeit und ein aufeinander abgestimmtes 
Vorgehen. Erst vielfältige Netzwerkbezüge ermöglichen die Leistungserstellung und werden dem Integrations-
anspruch gerecht. 
o Unzureichende Koordination im Handlungsfeld bildet den Ausgangspunkt für Vernetzungsprozesse. 
o Vernetzung zielt auf eine verbesserte Kommunikation zwischen den Akteuren und dient gemeinsamen Pla-
nungsprozessen zur Sicherstellung und Abstimmung von Angeboten. 
o Vernetzung trägt zu mehr Effektivität und Effizienz bei. 
o Vernetzung dient der Sicherung von Qualität. 
o Vernetzung zielt auf Synergie. Von dem Zusammenwirken bisher getrennt von einander agierender Akteure 
werden Synergieeffekte erwartet.“ 
 
Diese Annahmen sollten im Einzelfall immer überprüft werden, denn meist wird auf 
die Optimierung des Ressourceneinsatzes spekuliert und genuin pädagogische Impli-
kationen vernachlässigt. Netzwerke stützten sich auf Kontextbedingungen wie Ver-
trauen, Anerkennung und gemeinsame Interessen. Sie setzen auf kommunikative Be-
                                                 
589 Diese können personal, spezifisch, informell, offen, global, virtuell, integriert, institutionell, ge-
schlossen oder regional sein. Faulstich (2002). 
590 Habermas, J. (1998). 
591 Dahrendorf, R. (1979) spricht in diesem Zusammenhang von den Resten gesellschaftlicher Contai-
ner und meint damit z.B. Kirchen, Wohlfahrtsverbände oder Gewerkschaften.  
592 Jütte, W. (2002), S. 24. 
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ziehungen, die sich nicht in Geld- oder Machtverhältnisse auflösen können.593, und 
sind zeitlich begrenzte vertrauensvolle Kooperationen, deren Merkmale gleichzeitig 
Schwächen oder Stärken darstellen:594
o „Horizontale, heterarchische Struktur (keine Zentren, sondern Knotenpunkte), 
o Selbstbestimmung und Unabhängigkeit der Akteure (auch partielle Teilnahme), 
o Hohes Maß an Selbstverantwortung und Engagement, 
o Verteilung von Kompetenzen und Ressourcen, 
o Partizipation, Einbeziehung unterschiedlicher Partner, 
o Transparenz und hohe (informelle) Informationsdurchlässigkeit, 
o Flexibilität, Veränderbarkeit, 
o Zweckbestimmung durch gemeinsame Übereinkünfte und Konsensbildung, 
o Dezentrale Risikosteuerung.“ 
 
Der Vernetzungsgedanke beruht auf der Annahme, dass sich die anstehenden gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Probleme nicht selbstregulativ lösen lassen. Er ist 
Antwort auf die ‚Krise des Sozialstaates’ oder die ‚Krise der Moderne’.595 Die 
schwindende Handlungsfähigkeit des Staates wird mit der Begrenztheit institutioneller 
Versäulung, der Parzellierung und Abgrenzung von Zuständigkeitsbereichen und mit 
der Problemdefinition der Zuständigkeitserklärung innerhalb von Systemen und Insti-
tutionen begründet. Netzwerke verwirklichen gesellschaftliche Ziele, verbessern die 
Leistungsfähigkeit des politischen Systems und steigern die Selbstgestaltungsfähigkeit 
der Gesellschaft. Sie stellen alternative Modelle der Gesellschaftsgestaltung dar, die es 
ermöglichen, vorherrschende neoliberale Konzepte der Deregulierung und Privatisie-
rung der 80er Jahre abzulösen.596 Es bleibt jedoch fraglich, ob die Krise steuerungs-
orientiert zu lösen oder als grundsätzlicher System- und Paradigmenwechsel zu be-
trachten ist.  
 
Insbesondere regionale Netzwerkdiskussion haben sich mit dem geeigneten Mix der  
drei Steuerungslogiken auseinander zu setzen, der sich von Region zu Region unter-
scheidet:597  
                                                 
593 Faulstich, P. u. a. (2001), S. 14. 
594 Hagedorn / Meyer (2001), S. 235. 
595 Sydow / Windeler (2000), Messner (1997), Kardoff u. a. (1989). 
596 Heinze, R. (2000), S. 32. 
597 Lowndes / Skelcher (1998, S. 314 f. in Fürst, D. (2001), S. 10 f.: www.laum.uni-
hannover.de/ilr/publ/fuerst/governan.pdf  
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o Die gewachsene Wirtschaftsstruktur, von der u.a. abhängt, welche Vernetzungen zwischen Wirtschaftsakteuren 
geschaffen werden, 
o die politische Kultur (kompetitiv oder kooperativ) und historisch gewachsener regionaler Identität, 
o das institutionelle Umfeld (je stärker eine Region institutionalisiert ist, um so mehr wirken die institutionellen 
Eigenheiten wie Hierarchie, Institutionelle Machtbasis, institutionelle Restriktion durch), 
o die nationale Einbettung: das nationale Institutionensystem, die Abhängigkeit der Regionalentwicklung von 
staatlicher Unterstützung (und Steuerung), die dominanten regionalpolitischen Konzepte u.ä., aber auch Steuer-
recht, das räumliche Planungssystem, die Infrastrukturpolitik und letztlich auch die Vertretung der Regionen in 
Brüssel haben Einfluss auf regional governance, welches sich ‚embedded und nicht autonom entwickelt; 
o Anreize zur regionalen Selbststeuerung: Diese bestimmen, was regionale ‚issues’ sind und wer infolgedessen 
dominante Träger der regional governance sind, aber auch, ob eine Netzwerk-Kooperation ausreicht oder part-
nerschaftliche Kooperation erforderlich ist. Partnerschaftliche Kooperation unterscheidet sich von der Netzwerk-
kooperation dadurch, dass gemeinsam ein konkretes Projekt verfolgt wird, was bedeutet, dass die Partner Res-
sourcen einbringen müssen und dafür förmlichere Strukturen benötigen (z.B. Verträge), um den Umgang mit den 
Ressourcen kontrollierbar zu halten. 
 
4.6 Die Bedeutung des Lernens für und in Netzwerke(n) 
Durch Netzwerkarbeit werden bislang getrennte Kontexte innovativ miteinander ver-
knüpft. Für Institutionen der Erwachsenen- und Familienbildung werden folgende 
Bedeutungszusammenhänge relevant:598
o Informationsnetzwerke: Strukturen der Wissensgesellschaft. 
o Versorgungsnetze: Flexible Infrastruktur gesellschaftlicher Dienstleistung. 
o Netzwerkanalyse: Sozialtheorien. 
o Vernetztes Denken: Verknüpfen bislang getrennte Wissensstrukturen. 
o Networking: Strukturelle Intervention als pädagogische Handlungsstrategie. 
 
Der bewusste und planvolle Rückgriff auf Beziehungsnetze setzt die Erhöhung von 
Wahrnehmungsfähigkeit (hinsichtlich des Sozialkapitals (Wert) oder des Ausbaus 
bzw. Aktivierung) für Beziehungsgeflechte voraus. Der Grad planvoller Vernetzung 
gilt als zusätzliches Qualitätskriterium für Weiterbildungseinrichtungen hinsichtlich 
der Finanzierung und der bildungspolitischen Berücksichtigung. Schäffter599 fasst die 
drei Handlungsperspektiven, die durch Networking betrieben werden folgendermaßen 
zusammen: 
                                                 
598 Schäffter, O. (10./11.05.2001). 
599 Schäffter, O. (10./11.05.2001), S. 15. 
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o Support600-Perspektive: Networking erfolgt mit dem Ziel, aus der positionsgebundenen Interessenlage einer 
Bildungseinrichtung eine Unterstützungsstruktur zu aktivieren oder zu fördern. ‚Netzwerkmanagement’601 bildet 
auf mittlerer Sicht Sozialkapital bei strategisch relevanten Unterstützergruppen heraus und versucht dies anlass-
bezogen durch geeignete Supportstrukturen zur Organisation der Bildungsarbeit zu nutzen.  
o Dienstleister-Perspektive: Networking erfolgt unter Betonung von Wechselseitigkeit. Die eigene Position (Er-
wachsenen- und Familienbildungsstätte) wird bewusster aus der Interessenlage und Wahrnehmung von Stake-
holdern oder anderen Organisationen analysiert. Die strategische Stärke der Weiterbildungseinrichtung beruht 
auf einer sensiblen Wahrnehmung und aktiven Berücksichtigung der eigenen Position als Knoten im Netzwerk 
anderer. Hierdurch erhöht sich das Passungsverhältnis zwischen (vorausschauender) Bedarfsermittlung, Ange-
botsentwicklung und den lebensweltlichen Verwendungsbereichen bei den Bildungsadressaten.  
o Systemische Perspektive: Networking als handelnde Bezugnahme auf ein Referenzsystem verstanden, das die 
eigene Einzelperspektive übergreift und durch das die Teilperspektive der Bildungseinrichtung eine höhere 
Wirksamkeit und Legitimation erhält. Die einzelnen Weiterbildungsorganisationen erscheinen hierdurch als spe-
zifische ‚Knotenpunkte’ in einem übergeordneten Netzwerk, für das sie ihre je besonderen Kompetenzen und 
Kontakte ‚einbringen’. Die übergeordneten Netzwerke können Strukturierungsleistungen für unterschiedliche 
(einrichtungsübergreifende) Kontexte bereitstellen. Territorial geht es um ein kommunales oder regionales 
Netzwerk. Beobachtbar sind aber auch aufgabenbereichsbezogene, zielgruppenbezogene oder thematisch-
fachliche Netzwerke. 
 
Netzwerkkonzepte können nicht losgelöst von aktuellen gesellschaftlichen Entwick-
lung betrachtet werden, die wiederum von technischen, wirtschaftlichen und politi-
schen Veränderungen wie z.B. der Beschleunigung von Produkt(lebens)zyklen, der 
Globalisierung und dem Wegfall der Grenzen, der steigende Einsatz von Informati-
onstechnologien und damit verbunden die Reduzierung sinnlicher ‚leibhaftiger’ Erfah-
rungen gekennzeichnet sind. Informationen stehen in zunehmender Unübersichtlich-
keit zur Verfügung und erfordern effektives Wissensmanagement602. Gesteigerte 
Komplexität wird mit der Intensivierung wechselseitiger Verflechtungen mit zuneh-
mender gegenseitiger Abhängigkeit konfrontiert, mit dem Druck zu immer schnellerer 
Anpassung an Bedarfen der Teilnehmer, des Marktes oder des Konkurrenzdrucks603. 
                                                 
600 Der Begriff ‚Support’ wurde 1991 von Faulstich /Teichler eingeführt und dient in der Bildungsarbeit 
als Bezeichnung für sehr umfangreiche dauerhafte Unterstützungsleistungen, -Systeme und –Netzwerke 
zwischen ‚Markt’ und ‚Staat’. Support wird als Unterstützungs-, Entscheidungs- und Steuerungsstruk-
tur definiert. Wesentliche Elemente sind Stabilität, Verbindlichkeit und Nachhaltigkeit.     
601 Bekannte Leitsätze von Netzwerkmanagement sind: ‚Betroffene zu Beteiligten machen’, ‚Gegner zu 
Verbündete gewinnen’, wichtigen Stakeholdern geeignete Möglichkeiten zur Mitwirkung geben.    
602 siehe auch : www.Wissensmanagement_in_Projekten.pdf  
603 Bereits in den 1980er Jahren wird der Begriff der Konkurrenz dem der Kooperation in der Weiter-
bildung gegenüber gestellt. Das Markt- und Konkurrenzmodell (Arnold/Lehmann 1996) steuert und 
veränderte zunehmend den Weiterbildungsmarkt. Konkurrenz gehört zu den lokalen Strukturmerkma-
len der Weiterbildungslandschaft im Rahmen eines „wettbewerbsbezogenen kooperativen Weiterbil-
dungssystems“, wobei Kooperation auch als Korrektur eventuellen Marktversagens dienen kann. Mit 
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Neue und innovative Ideen, neue Risiken und der Erfahrungsaustausch mit gegensei-
tiger Unterstützung gewinnen an Bedeutung. Ziel der Netzwerkarbeit ist es, Bildungs-
angebote am Bedarf mit spezifischem Know-how kostengünstig zu bearbeiten. Jeder 
Netzwerkpartner trägt seinen individuellen Teil zur Lösung bei, d.h. Lernprozesse in 
Netzwerken verbinden sich zu einer neuen regionalen Bedeutung von Macht, Wissen 
und Werten.604  
 
‚Macht’ erscheint nicht mehr als knappes Mittel der transitiven Durchsetzung herrschender Meinung, sondern wird 
über Vernetzung zum reflexiven Medium der Vermittlung und Entwicklung gemeinsamer Kräfte. 
‚Geld’ entwickelt sich zum Medium der Regulierung von Überflüssen und Knappheiten über Zahlungen und Zah-
len. In sozialen Netzwerken wirken aber noch andere Kräfte der Koordination und Kooperation, insbesondere das 
‚soziale Kapital’ der sozialen Kompetenz und Kontexte inter-personaler und inter-mediärer Beziehung, Verhand-
lung, Vermittlung. 
‚Wissen’ ist nicht mehr knappes Gut, dass gegenüber Nicht-Wissenden überlegen macht. In sozialen Netzen 
kommt es eher darauf an, sich das Wissen mitzuteilen und so wechselseitig zu lernen. 
‚Werte’ werden nun im Horizont der Frage nach ‚Sinn’ reflexiv: repräsentierten ‚Werte’ einst in großen Worten 
die Eindeutigkeit und Einheitlichkeit von normativem Konsens, so wird nun in komplexen Netzwerken die Plurali-
tät der Perspektiven zur Herausforderung von Lernprozessen einer reflexiven Sinnbildung.    
Quelle: Pankoke, E. (2002), S. 13. 
 
Das Netz wird zum Bild dafür, dass modernes Leben in all seinen Risiken des Schei-
terns durch Netze sozialer Sicherung aufgefangen wird. Natürliche Netzwerke der 
verwandtschaftlichen oder nachbarschaftlichen Bindungen als auch die Netzwerke 
wohlfahrtstaatlicher Sicherung verändern sich. ‚Künstliche’ Netze müssen auf der 
Basis von Vertrauen (anstelle von Kontrolle) als Modus der Steuerung verknüpft und 
ermittelt werden. Soziale Kräfte (Selbsthilfe, Solidarhilfe, Selbststeuerung) bedürfen 
der aktivierenden Bildungsarbeit. Hierzu ist ein besonders sensibles Wissen erforder-
lich, welches durch kooperative Netze von Haupt- und Ehrenamtlichen erreicht 
wird.605 An die Stelle funktionaler Kontrolle tritt personales Vertrauen, das in Netz-
werken gestärkt und gefördert wird. In sozialen Netzen entsteht vertrauensbildende 
Nähe, die „… in der sozialräumlichen Verbundenheit ‚vor Ort’ (Kommunalität) oder 
in der bindenden Verbindlichkeit eines gemeinsamen Sinns (Konfessionalität, Plurali-
                                                                                                                                            
dem Pluralitätsprinzip, dass die Vielfalt von Weiterbildungsträgern und Bildungsangeboten fördern 
soll, geht das Konkurrenzprinzip einher. Wettbewerbsverhältnisse färben die Beziehungskonstellation 
zwischen den Weiterbildungseinrichtungen.  
604 Pankoke, E. (2002), S. 13 f. 
605 Pankoke, E. (2002), S. 14 ff. 
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tät), aber auch in der Betroffenheit gemeinsamer Problem- und Konfliktlagen (Solida-
rität) gegeben ist.“606
 
Die regionale und lokale Orientierung spielt eine wichtige Rolle bei der Generierung 
und Anwendung von Wissen. In Netzwerken findet ein miteinander und voneinander 
lernen statt, welches beim Einzelnen durch individuell gestaltete Lernprozesse zu ei-
ner Steigerung der Methoden-, Sozial- und Netzwerkkompetenz führt. Netzwerkteil-
nehmer sind Lehrende und Lernende zugleich und der hohe Grad an Selbstorganisati-
on entspricht den Prinzipien der ‚neuen Lernkultur’. Netzwerkkompetenz ist nach 
Jäckel wenn:607      
o Individuelle Kompetenzen mehrer Netzwerkpartner mit Hilfe von Know-how-Transfer für alle verfügbar ge-
macht werden, ein Transfer erfolgt und gegebenenfalls mit externen Experten und Know-how in gemeinsam er-
arbeiteten Outputs (Projekte, Produkte, Initiativen) einfließt. 
o Sich durch Know-how-Transfer auch nach außen bemerkbar macht (Netzwerk-Know-how wird von außen abge-
fragt). 
o Die durch den Prozess des Netzwerks ständig neu erzeugten Probleme und Konflikte in einem intensiven Prozess 
analysiert werden und interdisziplinäre (Berufsgruppen, Wissenschaften, Kulturen, Interessen) Lösungen benöti-
gen. 
o Sich neue Zielkenntnisse aus Erfolgskontrollen der entwickelten Produkte durch die Netzwerkakteure ergeben. 
 
Die virtuelle Nähe neuer Medien ermöglicht, Wissen und Werte anderer kennen zu 
lernen, was durch die neue Offenheit wechselseitiger Transparenz möglich wird.  
 
Bedingt durch die Ausgestaltung neuer Formen der Regionalentwicklung entstehen 
immer mehr Instrumente, die Partizipation ermöglichen. Regionale Netwerke sind 
Ausdruck eines neuen Vernetzungsbedarfs, der auf die regionale Problemlage zurück-
zuführen ist. Regionale Netzwerke können zu Wissensnetzwerken ausgebaut werden, 
in denen Wissen als Ressource ausgetauscht und weitergegeben wird, wobei der je-
weilige Übergang zu gestalten ist. Wissensnetzwerke unterscheiden sich mit folgen-
den Schwerpunkten:608
1. Erfahrungsaustausch: Über aktionsorientierte Prozesse wird neues – impliziertes – Wissen durch Sozialisation 
gewonnen. Die direkte Begegnung zwischen Menschen, Vertrauen und Offenheit ermöglichen gemeinsames 
                                                 
606 Pankoke, E. (2002), S. 18. 
607 Jäckel (2003), S. 8. 
608Trier, M. u. a. (2003), S. 110 zitiert nach: Seufert / Back / von Kogh (1999), S. 144 ff. 
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Handeln mit einem hohen Anteil an Austausch, der impliziertes Wissen beiläufig transportiert. (implizites – 
implizites)   
2. Dialog und Kommunikation: Impliziertes Wissen kann in expliziertes verwandelt werden, wenn durch Visuali-
sierung, Kreativitätstechniken usw. Wissen konzeptionalisiert, strukturiert und damit zwischen Personen ausge-
tauscht wird. (implizites – explizites)   
3. Wissensaufbereitung: Wissensnetzwerke ‚schaffen’ Wissen durch Kombination mit bereits bestehendem und 
bewusstem Wissen. 
4. Wissensanwendung: Wird explizites Wissen internalisiert, so nimmt es die Form impliziten Wissens an. Mög-
lichkeiten dafür bestehen in der Wissensanwendung sowie in aktionsorientiertem und kontinuierlichem Lernen. 
 
Mithilfe dieser Systematik kann die Wissensgenerierung in Netzwerken differenzierter 
Netzwerkprozesse analysiert werden. Kernelement der Netzwerkarbeit ist die Kon-
sensfindung. Netzwerkarbeit entsteht durch wiederholte Interaktion und läuft in be-
stimmten Phasen der Initiierung, Konstituierung, Zentrierung mit Zielfindung (kann 
von innen oder außen angeregt sein; staatlich geförderte Projekte vs. private Initiati-
ven), Normierung (Finden von Regeln der Kommunikation und Entscheidungen) und 
Formalisierung ab. Die korrekte Abgrenzung der Phasen ist nicht möglich da sich die 
Einzelphasen überlagern.609 Bürger oder Organisationen beteiligen sich an Netzwer-
ken, um bestimmte Ziele zu erreichen, um sie zu verstärken und durchzusetzen. Er-
wachsenen- und Familienbildungseinrichtungen als Beteiligte an Netzwerken müssen 
ihre internen Strukturen entsprechend öffnen. 
 
4.7 Rahmenbedingungen für Netzwerkarbeit 
Im Vergleich zu Organisationen oder Gemeinschaften haben eigenständige, beteiligte 
Akteure in Netzwerken kaum Zugriffsmöglichkeiten auf das Verhalten untereinander. 
Vertreter der Netzwerktheorie leiten hieraus ein Steuerungsproblem von Netzwerken 
ab, welches eher weiche Steuerungs- bzw. Regulierungsformen wie Information, Be-
ratung, Kommunikation und Vermittlung von Kooperationsmöglichkeiten fordert.610 
Erforderlich ist die Integration der Widersprüche in ein entsprechendes Handlungs-
modell oder in eine Struktur der widersprüchlichen Einheit. Diese sollte im Rahmen 
einer Sowohl-als-auch-Struktur dem individuellen Interesse und Bedarf als auch der 
                                                 
609 An dieser Stelle sei auf die zahlreichen Praxisvorlagen zur Initiierung, Aufbau und Pflege von 
Netzwerken verwiesen. Explizit zur Agenda 21 als Lernnetzwerk bei Trier, Matthias u. a. (2003), S. 
141-153.  
610 Gnahs, Dieter / Dollhausen, Karin 2004 zum Thema Netzwerkmanagement als Aufgabe einer Er-
wachsenenbildungsstätte unter www.die-bonn.de/esprid/dokumente/doc-2004/gnahs04_02.pdf   
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sozialen Realität angemessen sein. Für Oevermann611 zählt die Struktur der wider-
sprüchlichen Einheiten zu den wesentlichen Merkmalen von Lebenspraxis. „Lebens-
praxis ist dadurch geprägt, dass beständig Entscheidungen mit Anspruch auf Vernünf-
tigkeit getroffen werden müssen, obwohl zugleich deutlich ist, dass …ausreichende 
Rechtfertigungsargumente nicht immer zur Verfügung stehen. Lebenspraxis höbe sich 
selbst auf, wenn sie … ein Defizit an Begründungsargumenten zum Anlass nähme, die 
zu treffenden Entscheidungen zu vertagen.“ Begründungspflicht und Handlungsver-
pflichtung werden nicht aufgegeben, sondern stehen in einem Verhältnis von Begrün-
den und Handeln zueinander. Durch diese Wechselwirkung erfolgen die Weiterent-
wicklung der materiellen Rationalität und die der Steigerung von Handlungsmöglich-
keiten. Verbunden damit ist der Anstieg von Problemen, die in hoch technisierten Ge-
sellschaften hinsichtlich einer umfassenden Rationalität besonders deutlich zutage 
treten. „Man gewinnt den Eindruck, dass in der industriellen Gegenwartsgesellschaft 
dieser dialektische Bogen bis zum Zerreißen gespannt ist und subjektiv nicht mehr in 
Spannung gehalten werden kann, weil unter dieser Dialektik das zur Autonomie verur-
teilte Subjekt sich überfordert fühlt.“612 „Wird die widersprüchliche Einheit zerrissen, 
so ergibt sich daraus entweder eine passive Rezeption vorhandener Rahmenbedingun-
gen oder ein Rückzug in sich selbst bestätigende Gesinnungsgemeinschaften, die den 
Bezug zu gesellschaftlichen Realitäten mit den daraus resultierenden Verpflichtungen 
tendenziell aufkündigen.“613 Demnach sind Netzwerke umso erfolgreicher, je besser 
es ihnen gelingt, eine Sowohl-als-auch-Struktur zu entwickeln, die das Spannungsver-
hältnis zwischen individuellen Bedürfnissen und sozialer Realität, d.h. zwischen Ko-
operation und Konkurrenz aushält. Unterschiedliche Ressourcen, ungleiche Machtpo-
tentiale und die formale Gleichheit der Netzwerkpartner erfordern Kompetenzen, die 
die unterschiedlichen Interessen, Ziele, oder Ausgangssituationen in Aushandlungs-
prozessen ermöglichen. Karin Ruck614 fasst die Voraussetzungen für Netzwerkarbeit 
als „Das Prinzip Vitamin C“ folgendermaßen zusammen: 
o Vertrauen als Fundament für erfolgreiches und dauerhaftes Netzwerken. 
o Initiative: Werden Sie aktiv und gehen Sie auf Menschen offen zu. Nutzen Sie bzw. schulen Sie Ihre Sozialkom-
petenz. 
                                                 
611 Oevermann, U. (1985), S. 4 f. 
612 Oevermann, U. (1985), S. 14. 
613 Steger, R. (06/2003), S. 18. 
614 Ruck, K. (2004). 
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o Timing: Zur richtigen Zeit am richtigen Ort um interessante Menschen kennen zu lernen und Kontakte zu knüp-
fen. 
o Authentizität: Echt und glaubwürdig sein – Keine Schauspielerei und kein Flunkern. 
o Menschen: Nutzen Sie die anthropologische Erkenntnis: Menschen brauchen Menschen um soziale Bindungen 
und Beziehungen einzugehen. 
o Informationen: Sind die Grundnahrung in Netzwerken: Informationen sammeln, aufbereiten und für besondere 
Gelegenheiten nutzen. Das Weitergeben von Informationen für das Knüpfen von Netzwerken verwenden. 
o Neugierde: Mit offenen Augen und Ohren Menschen, Dinge, Zusammenhänge verfolgen und Vernetzungsmög-
lichkeiten überprüfen. 
o Connections als Ergebnis der Netzwerkarbeit: vielfältige Kontakte mit unterschiedlichen Ressourcen. 
  
In Netzwerken gibt es bei der Verteilung von Machtbefugnissen unterschiedliche Di-
mensionen. Nach Petzold bestehen verschiedene Basiskategorien, die von den Res-
sourcen abhängig sind. Diese sollen konkret benannt und dann klassifiziert werden: 
o „personale Ressourcen (Gesundheit, Vitalität, persönliche Souveränität, Intelligenz, Bildung, Willenskraft etc.); 
o soziale Ressourcen (Familie, Freunde, Kolleginnen, Beziehungen etc.); 
o materielle Ressourcen …und 
o professionelle Ressourcen (berufliche Position, formelles Portfolio, berufliches Fachwissen, Berufserfahrung, 
Mitarbeiterkompetenz, Geschäftsbeziehungen etc.).615 
 
Eine geeignete Methode stellt das „Ko-respondenzmodell“616 der integrativen Super-
vision dar. Ziel ist es, einen permanenten Prozess der Konsensbildung herzustellen. 
Dieser stellt den Steuerungsmechanismus dar, der durch das kontinuierliche Zusam-
menspiel zwischen den äußeren Anforderungen und den inneren Bedürfnissen der 
Individuen entsteht und dem Netzwerk Flexibilität verleiht. Dabei spielt das Vertrauen 
in ein Positivsummenspiel für die Netzwerkpartner eine herausragende Rolle. Ver-
trauen ist eine Ressource, für die man sich freiwillig entscheiden kann. Dabei spielt 
immer eine gewisse Unsicherheit und Toleranz hinsichtlich der Netzwerkpartner eine 
Rolle. Vertrauen ist eine Kompetenz des jeweiligen Akteurs, sich auf die eigene Ein-
schätzungskompetenz verlassen zu können. 
  
Netzwerkarbeit bedeutet immer auch Netzwerkorientierung und Netzwerkanalyse. 
Netzwerkarbeit zielt darauf ab, vorhandene Netzwerke zu stärken (network coaching, 
                                                 
615 Petzold, H. G. (1998), S. 382. 
616 Petzold H.G. (1993), S. 482; (1998). 
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network intervention), neue zu schaffen (network construction) oder fragwürdige 
Netzwerkstrukturen aufzulösen. Bei der Netzwerkarbeit werden Vernetzungen im 
professionellen Helfernetzwerk geprüft und modifiziert. Sie ist gleichzeitig soziale 
Identitäts- aber auch Ablösearbeit. Netzwerke bringen dann Nutzen, wenn der An-
wender ihre Leistungsfähigkeit versteht, nicht alles zu Netzwerken erklärt oder diese 
idealisiert bzw. als Selbstverständlichkeit betrachtet. 
 
4.8 Zwischenbilanz: Netzwerke sind Missing-Links zwischen unmittelbarer Um-
welt und den gesellschaftlichen Strukturen. Sie lenken den Blick von der Einzel-
organisation auf die interorganisationalen Beziehungen. 
Erwachsenen- und Familienbildner müssen die Perspektiven und Gefahren der Netz-
werkarbeit einschätzen lernen und beobachten, wie sie sich zwischen den zivilgesell-
schaftlichen Ansprüchen, dem Wandel der Arbeitsgesellschaft und der Neuorientie-
rung der Sozialpolitik als Vergesellschaftungsform entwickelt. Konflikte und Gegen-
sätze von Netzwerkarbeit müssen aufgedeckt werden. Die kritische Betrachtung hin-
sichtlich bestehender Macht- und Herrschaftsverhältnisse erfordern Reflektion. Immer 
komplexere gesellschaftliche und wirtschaftliche Probleme, die sich nicht durch die 
idealtypischen Koordinationsmechanismen ‚Markt’ und ‚Hierarchie’ steuern lassen, 
müssen von den unterschiedlichsten Akteuren in Netzwerken bestimmt und gelöst 
werden. Bei den Überlegungen der Netzwerkarbeit muss es darum gehen, diese in 
Bezug zu den Lebensübergängen, Bedürfnissen und Interessen der Erwachsenen oder 
Familien zu stellen und die dementsprechende Gestaltung von Bildungsräumen und 
Bildungseinrichtungen daran auszurichten. Ziel ist es, die Handlungsfähigkeit und 
somit das Handeln der Zielgruppe herzustellen, wie dies z.B. in der Tradition der 
‚Comunity Organizing’, der ‚Political Empowerment’ oder der ‚Community Action’ 
passiert.  
 
Vernetzungen und Kooperationen in Erwachsenen- und Familienbildung sind auf ver-
schiedenen Ebenen notwendig. Als zentrale Ressource gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Entwicklung nimmt die Bedeutung von Wissen und Informationen bzw. 
damit verbunden das Lebenslange Lernen für jeden Bürger zu. Erfolgreiches Lebens-
langes Lernen ist abhängig von der Bereitschaft des Einzelnen, wie er Lernen plant 
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und wie er für die eigene Bildungsbiographie die individuelle Verantwortung über-
nimmt. Eng damit verbunden ist das Risiko der sozialen Ausschließung. Es ist erfor-
derlich, schlüssige Konzepte und die Entwicklung einer veränderten Bildungsland-
schaft, die unterstützend und fördernd wirken, zu entwickeln. Diese muss sich an den 
Bedürfnissen der Bürger und weniger an gewachsene institutionelle Zuständigkeiten 
ausrichten. Es ist erforderlich, entsprechende Einrichtungen z. B. der Beratung, 
Betreuung, Bildung, Unterstützung oder des Coachings adäquat zu vernetzten, sodass 
Bürger lernen, Lebenslanges Lernen als ihr persönliches Anliegen in die Hand zu 
nehmen, d.h. es müssen auch die zivilgesellschaftliche Kompetenzen gestärkt werden. 
Dabei ist die Region als Lebenszusammenhang der Individuen und der Betrieb als Ort 
der lebendigen Verbindung von Arbeit und Bildung von besonderer Bedeutung. Da-
durch wird die Verzahnung der verschiedenen Bildungsbereiche zunehmen, was neue 
Kommunikationsmuster zwischen den Akteuren erforderlich macht.  
      
Aufgabe der Bildungsarbeit ist es, Menschen bei den Herausforderungen des Lebens-
langen Lernens zu unterstützen. „Ziel der Strategie ‚Lebenslanges Lernen’ ist es dar-
zustellen, wie das Leben aller Bürger in allen Lebensphasen und Lebensbereichen, an 
verschiedenen Lernorten und in vielfältigen Lernformen angeregt und unterstützt wer-
den kann. Lebenslanges Lernen bezieht alles formale, nicht-formale und informelle 
Lernen ein. Dabei wird ‚Lernen’ verstanden als konstruktives Verarbeiten von Infor-
mationen und Erfahrungen zu Kenntnissen, Einsichten und Kompetenzen.“617 Auch 
wurden folgende Entwicklungsschwerpunkte für diese Strategie benannt: Einbezie-
hung informellen Lernens, Selbststeuerung, Kompetenzentwicklung, Vernetzung, 
Modularisierung, Lernberatung, Neue Lernkultur / Popularisierung des Lernens, 
Chancengerechter Zugang aber auch formales, planmäßig organisiertes Lernen in Bil-
dungsinstitutionen. Die wachsende internationale Anerkennung für das informelle 
Lernen erwartet, dass die Möglichkeiten des formalen und des informellen Lernens in 
ein umfassendes Lernnetzwerk eingebunden wird. 
 
Es geht dabei nicht mehr nur um einen engen und begrenzten formalen Bildungs- und 
Berufsbildungskontext, sondern auch um die Integration von nicht-formalen und in-
                                                 
617 BLK (2004), S. 5. 
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formellen Lernkontexten. Ziel ist es, losgelöst vom Funktionskontext wie z.B. Beruf 
oder Familie, die biographische Gestaltungskompetenz618 bzw. die gesellschaftlichen 
Schlüsselkompetenzen619 zu stärken, um möglichst gut den Alltag zu bewältigen. Ei-
nen Schwerpunkt stellt zudem die Entwicklung selbstbewusster kultureller Kompeten-
zen dar. Verbunden damit spielen Kreativität, soziale Sensibilität, Medien- und Infor-
mationskompetenz als auch die Kulturtechniken wie Schreiben, Lesen und Rechnen 
eine Rolle.620  
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten sind dabei Teil einer nach wie vor stark 
segmentierten pluralistischen Bildungslandschaft621, die in der Vergangenheit häufig 
von Spannungen untereinander gekennzeichnet war. Übergreifende nachhaltige Kon-
zepte finden nur langsam Einzug und es fehlt an etablierten Strukturen, die Kooperati-
on bzw. Integration für eine zukunftsweisende übergreifende Bildungsstruktur ermög-
lichen. „In Netzwerken und in lernenden Regionen kann es zur Abstimmung von Kol-
lektiven, zur Differenzierung von Normen und insgesamt zu integrierteren und den-
noch offenen Lernprozessen kommen.“622 Dabei verlangen offene Lernkonzepte die 
Überwindung isolierter Lernarrangements zugunsten bürgernaher Lernzentren. Ko-
operationen unterstützen eine bessere Zugänglichkeit für alle Bevölkerungsteile zu 
den Angeboten, dem Wissen und den Informationen, wenn sie im vertrauten Rahmen 
stattfinden oder auch darin eingebunden werden. Zum vertrauten Umfeld für Erwach-
sene und Familien gehören die gewachsenen lokalen und regionalen Strukturen623, die 
                                                 
618 Hendrich, W. (2004). 
619 Negt, O. (1997). 
620 Stang, R. (07.2005), S. 10. 
621 Grundsätzlich wird die plurale Trägerlandschaft bejaht, es wird jedoch die mangelnde Systematisie-
rung bemängelt. Zwischen ‚Chaos’, ‚Unübersichtlichkeit’ und ‚wildwüchsige Pluralisierung’ als Zei-
chen mangelnder Gestaltung, Planung oder Koordination besteht die Notwendigkeit von Kooperationen 
als Strukturierungsprinzip. „Pluralität aber, soll sie nicht in eine amorphe Masse miteinander rivalisie-
render Individualinteressen zerfallen, bedarf der Kooperation, der vertrauensvollen Zusammenarbeit. 
Kooperation ist das Strukturelement eines plural verfassten Weiterbildungssystems schlechthin.“ Geil, 
R. (1982), S. 69. 
622 Jütte, W. (2002), S. 9. 
623 Gieseke u. a. (1997), S. 199 unterbreiten Gestaltungsempfehlungen hinsichtlich regionaler Weiter-
bildungsnetze, die 1999 im novellierten WBG aufgenommen wurden. Diese sollen  folgendes leisten 
sollen: 
o „fördern die regionale Bedarfsermittlung in Zusammenarbeit mit sozialen, wirtschaftlichen und kultu-
rellen Einrichtungen,   
o bewirken die Abstimmung des regionalen Angebotes im Sinne der Bedarfsdeckung, 
o kontrollieren vereinbarte bzw. vom Land vorgeschriebene Mindeststandards der Qualität der Einrich-
tungen und ihrer Angebote und vergeben ggf. Gütesiegel, 
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die Alltagstraditionen und die sozialen Versorgungsangebote mit der Lebenswelt der 
Personen verbinden. Vorhandene Strukturen müssen verbessert oder durch Neustif-
tungen von regionalen Bezügen, Kooperationen und Vernetzung ergänzt werden. Ver-
netzung und Kooperation entstehen mit der Öffnung zum Gemeinwesen, mit dem ei-
genem Profilbewusstsein der beteiligten Einrichtungen, mit verbindlichen Absprachen 
und dem gemeinsamem Handeln.   
 
Gesetzliche Vorgaben dazu existieren seit vielen Jahren. Im WBG (1973) heißt es, 
dass „Einrichtungen der Weiterbildung ihre Aufgaben im Zusammenwirken mit ande-
ren Bildungseinrichtungen erfüllen“.624  Die vom KJHG ausdrücklich angeregte „in-
stitutionelle Stützung von Vernetzung…“625 gibt ein politisches Kooperationsgebot 
vor, ebenso der bislang eher vernachlässigte, genuin präventive Bereich der familien-
unterstützenden Angebote nach § 16 KJHG bzw. § 16 SGB VIII. Weitere gesetzliche 
Regelungen im Rahmen des KJHG verpflichten die Akteure der öffentlichen und frei-
en Jugendhilfe entweder zur Kooperation oder legen ihnen diese zumindest nahe. Be-
sonders erwähnenswert sind dabei die §§ 5, 8, 11, 22 und 37 KJHG zur Betroffenen-
beteiligung, zur Zusammenarbeit öffentlicher und freier Träger (§§ 4, 76 und 80 
KJHG) und zur Zusammenarbeit der Fachkräfte mit anderen Stellen (§§ 12 und 81). 
Die Einrichtung eines ‚neutralen runden Tisches’, an dem die entsprechenden Einrich-
tungen gemeinsame Überlegungen treffen ist Bestandteil der Jugendhilfeplanung und 
Aufgabe der zuständigen Jugendämter.626  
 
Lokale und regionale Netzwerke motivieren auch das Lernen bildungsferner Gruppen 
durch Erweiterung und Reformierung von Support-Strukturen wie Beratung, lebens-
nahe Zertifizierungssysteme, Modularisierung, Informationen, Fortbildung von Refe-
renten oder Austausch von sächlichen Ressourcen. „Überregionale oder in einem So-
zialraum nicht verankerte Vernetzungen neigen eher zur Entfernung von den Bedürf-
                                                                                                                                            
o verbessern die Transparenz der Weiterbildungsangebote und fördern die Weiterbildung durch Öffent-
lichkeitsarbeit, 
o sichern und koordinieren die Weiterbildungsberatung, 
o wirken im Rahmen der integrierten Regionalpolitik an Verbesserungen der kulturellen, sozialen und 
wirtschaftlichen Struktur mit“. 
624 §1, Abs. 3. Erstes Gesetz zur Ordnung und Förderung der Weiterbildung im Lande Nordrhein-
Westfalen. Helmer, E. (1978), S. 4. 
625 Gilles-Bacciu, A. (1995), S. 26. 
626 Siehe rechtliche Rahmenbedingungen in dieser Arbeit.  
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nissen der Zielgruppe.“627 Gemeinsame Aktivitäten müssen deshalb am Sozialraum 
anschließen. Vorhandene Sozialraumstatistiken oder Erfahrungen der Fachkräfte kön-
nen hilfreich sein, um die gemeinsamen Aufgaben abzuleiten oder zu überprüfen. Oh-
ne den wirksamen Einbezug der Adressaten, denen die Vernetzung letztendlich gilt, 
würde ‚für’ statt ‚mit’ den Lernenden beschlossen, wird ‚über’ sie geredet statt ‚mit’ 
ihnen. In der Koproduktion mit den partizipierenden Partnern und in gegenseitigen 
Lehr- und Lernprozessen können angemessene Leitziele verabredet und längerfristige, 
gemeinsame Handlungsfolgen entwickelt werden.628       
 
5. Drei-Sektoren-Allianzen im sozialen Umfeld 
Um die individuelle Beschäftigungsfähigkeit zu erhalten oder auszubauen und die 
Persönlichkeitsentwicklung zu fördern, erhält das Lernen im sozialen Umfeld oder 
freiwilligem Engagement eine wachsende Bedeutung. Insbesondere für nicht oder 
nicht mehr Erwerbstätige sind Tätigkeiten und Lernen im sozialen Umfeld zur indivi-
duellen und sozialen Kompetenzentwicklung wichtig. Es werden besonders die Kom-
petenzen gefördert, die außerhalb der Erwerbsarbeit liegen wie beispielsweise die 
Haus- und Familienarbeit, Betreuungsarbeit, Freizeitbeschäftigung, Nachbarschafts-
hilfe, Vereinsarbeit, Selbsthilfe, Ehrenamt usw. 
 
5.1 Begriffsklärung und Entwicklung des Bürgerschaftlichen Engagements 
Der Bundestag hatte in der Legislaturperiode 1998-2002 eine Equete-Kommission zur 
„Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ produziert. Das Jahr 2001 galt als das 
Internationale Jahr der Freiwilligen. Helmut Klages spricht von „brachliegendem Po-
tential“ oder von einer „riesigen schlafenden Ressource“ und meint damit die Res-
sourcen, die sich durch die (Re) Aktivierung der Gemeinschaft entwickeln können. 
 
Freiwillige, außerberufliche, unentgeltliche und am Gemeinwohl orientierte Arbeit 
von Bürgern wird in öffentlichen Diskussionen und in der Literatur häufig mit den 
Begriffen ‚bürgerschaftliches Engagement, freiwilliges Engagement, Selbsthilfe, neu-
es Ehrenamt, volunteering, Arbeit not for profit, Gemeinsinn oder Bürgerarbeit’ be-
legt. Sie sind „soziale Erfindungen“ der letzten Jahre, durch die der nach Ansicht vie-
                                                 
627 Verlinden, M. (2000), S. 5. 
628 Verlinden, M. (2000), S. 6. 
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ler Ehrenamtlicher missglückte Begriff des Ehrenamtes ersetzt werden soll.629 Eine 
einheitliche Terminologie fehlt. Trotzdem sind die einzelnen Formen und der Umfang 
des bürgerschaftlichen Engagements gut belegt.630 Bürgerschaftliches Engagement 
stellt eine andere Form des Tausches dar, einer interessengeleiteten Beziehung auf 
Gegenseitigkeit, bei der es sich immer auf mittlere Sicht um ausgeglichene Bilanzen 
handelt. „Man tut etwas, um etwas dafür zu bekommen, z.B. einen erleichterten Start 
ins Berufsleben, materielle oder ideelle Anerkennung.“631    
 
Der Begriff ‚bürgerschaftliches Engagement’ ist eng mit dem Begriff ‚Arbeit’632 ver-
bunden. Während der Bürger mit Arbeit den Lebensunterhalt für sich und seine Fami-
lie absichert, kann er nur dann einem bürgerschaftlichem Engagement nachkommen, 
wenn er zuvor den Lebensunterhalt gesichert hat. Die Abgrenzung von bürgerschaftli-
chem Engagement zur Erwerbsarbeit und Familienarbeit ist dessen Freiwilligkeit, die 
beinahe immer im diametralen Gegensatz zur Fremdbestimmtheit der Erwerbsarbeit 
steht. Die Gruppe der Erwerbstätigen stellt zudem auch die Kerngruppe der bürger-
schaftlich Engagierten dar.633 Wichtige Ressourcen, die in der Erwerbsarbeit benötigt 
werden, sind gleichsam wichtige Ressourcen für ein bürgerschaftliches Engagement. 
Umgekehrt fördert das Engagement die mit ihm verbundenen Netzwerke und die In-
tegration in die Erwerbsarbeit. Die Zusammenhänge zwischen Erwerbsarbeit, Famili-
enarbeit und bürgerschaftlichem Engagement werden entsprechend der zukünftigen 
Herausforderungen insgesamt aber auch durch die Entwicklungen im europäischen 
Kontext’634 an Bedeutung zunehmen.635 Bürgerschaftliches Engagement wird zur 
dritten Säule neben  Erwerbsarbeit und Familie, mit eigenen Organisationsstrukturen 
                                                 
629 Notz, G. (1999), S. 27. 
630 Zimmer, A. (1998) (Entwicklung des Vereinswesens); Rauschenbach (1998) (Umfang und Schwer-
punkte ); Kettler/Becker (1997) (Entwicklung der Selbsthilfegruppen). 
631 Evers (1999), S. 188. 
632 Arbeit wird verstanden als eine Tätigkeit, die im Auftrag eines Dritten zu Zwecken verrichtet wird, 
die man nicht selbst gewählt hat und unter Bedingungen und Zeit, die der zahlende Arbeitgeber fest-
setzt. [Gortz (1998)] Arbeit dient dem Zweck der ökonomischen Absicherung. Ausgenommen aus die-
ser Definition sind Arbeitsformen wie z.B. Hausarbeit oder Kindererziehung.  
633 Rosenbladt, B. v. (2000). 
634 Bereits heute werden in europäischen Ländern wie Großbritannien oder den Niederlanden bürger-
schaftliches Engagements im Rahmen sozialpolitischer Programme als arbeitsmarktpolitisches und 
kontrollierendes Instrument eingesetzt und zielt insbesondere auf die Gruppen der Arbeitslosen, die 
kaum Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben. 
635 Weitere Informationen zu den Zusammenhängen und Bedeutungen zwischen Erwerbsarbeit und 
bürgerschaftlichem Engagement von Gisela Jakob, S. 72 ff. Download unter: www.soziale-dienste-in-
europa.de/Anlage25562/DFTBuergerbeteiligungSozialeDienste2003.pdf   
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und Handlungslogiken. Familienfreundliche Unternehmens- und Familienpolitik636 
sollte aus diesem Grund um das Ziel der Engagementfreundlichkeit erweitert werden.   
 
Bürgerschaftliches Engagement entwickelt und veränderte sich fortwährend.637 638 
Durch die Unterscheidung ‚klassisches’ und ‚neues’ Engagement werden gegenwärti-
ge Tendenzen deutlicher, wobei die Übergänge fließend sind. Die sprachliche Ver-
schiebung vom klassischen Ehrenamt hin zum freiwilligen, zivilgesellschaftlichen, 
gemeinwohlorientierten oder bürgerschaftlichen Engagement sind Anzeichen für den 
Strukturwandel des Ehrenamts. Alle Formen bürgerschaftlichen Engagements sind 
gekennzeichnet durch Freiwilligkeit, altruistischer Motivation, Unentgeltlichkeit (mit 
Auslagenerstattung), außerberuflichem Engagements außerhalb des eigenen sozialen 
oder natürlichen Nahraums sowie dem Bezug zum Gemeinwohl. Zu diesen Kriterien 
treten bestimmte Faktoren, die für den Einzelnen und für die Gesellschaft bedeutsam 
geworden sind. Beispiele hierfür sind Tauschringe, deren Mitglieder sich gegenseitig 
für Dienstleistungen mit virtuellem Geld bezahlen oder Selbsthilfegruppen, die sich 
zur Bewältigung ihres Schicksals gegenseitig unterstützen. Hier wird besonders der 
                                                 
636 Familienpolitik ist die Summe aller Handlungen und Maßnahmen, die im Rahmen einer feststehen-
den Verfahrens-, Kompetenz- und Rechtfertigungsordnung eines Staates normativ und/oder funktional 
begründbar die Situation von Familien im Hinblick auf eine als wünschenswert definierte Erfüllung von 
deren Teilfunktionen hin beeinflussen. Gerlach, Irene (2003).  
Erforderlich ist eine Familienpolitik, die neben der Gestaltung familienfreundlicher Arbeitsplätze auch 
eine Aufwertung der Familienarbeit anstrebt. Perspektive wäre dabei eine „stärkere kinderorientierte 
und mit mehr Bürgersinn ausgestattete Gesellschaft“ Hochschild, A. R. (2002), S. 274. 
637 Siehe auch Olk, T. (2002): Modernisierung des Ehrenamts im Alter – Vom Ehrenamt zum bürger-
schaftlichen Engagement? www.senioren-initiativen.de/service/bas-band13-th_olk.pdf  
638 Bürgerschaftliches Engagement entwickelte sich in fünf Traditionslinien: 
1. Durch die Einführung der kommunalen Selbstverwaltung (preußische Ständeordnung 1808), wurde 
die Beteiligung des Bürgertums an der Verwaltung lokaler Angelegenheiten vorgesehen. Neben dem 
‚bürgerlichen Engagement’ trat das ‚soziale Engagement’ im Sinne des Elberfelder Systems (1853), 
mit dem die öffentliche Armenpflege zu einer ehrenamtlichen Aufgabe der männlichen Bürger wurde 
(Sachße 2002). 
2. Das Spektrum der konfessionellen ‚Liebestätigkeit’ durch lokale und überlokale Vereine, Stiftungen, 
Anstalten und Sozialverbänden (z.B. Innere Mission, Caritasverband usw.). 
3. Das umfangreiche Spektrum privater wohltätiger Einrichtungen für unterschiedliche Zielgruppen, 
meist organisiert als Verein im Sinne sozialreformerischen und sozialpolitischen Engagements. 
4. Die Vielzahl der Aktivitäten und Vereinigungen im Bereich der Wohlfahrtspflege durch die bürgerli-
che Frauenbewegung 
5. Die unterschiedlichen Formen der Arbeitersolidarität und Arbeiterselbsthilfe wie private Hilfskassen, 
Genossenschaften und Selbsthilfevereinigungen. www.wz-berlin.de/ow/inno   
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subsidiäre Charakter deutlich, weil Bürger639 ihre Probleme selbst organisieren. Heute 
verstehen sich Engagierte als Teil des bürgerlichen Selbstverständnisses wie folgt: 
 
Klassische Formern der Ehrenamtlichkeit Neue Formen des bürgerschaftlichen Engagements 
Orientierung an der Organisation, entsprechend eigener 
weltanschaulicher Bindung (z.B. Ortsvereine, Kirchen-
gemeinde). 
Wahl des Engagements nach Interesse an den Inhalten 
der Arbeit. 
Sinnhaftigkeit und Nützlichkeit ergeben sich aus der 
Tätigkeit des Verbandes / der Organisation.
Sinnhafigkeit und Nützlichkeit ergeben sich aus den 
Inhalten des Engagements. 
Eher altruistische Orientierung und Zurückdrängung 
eigener Bedürfnisse. 
Erwartungen an interessante Arbeit, die dem individu-
ellen Anspruchsniveau entspricht, Selbsterfahrung und 
Kompetenzsteigerung ermöglicht und Spaß macht. 
Eher hierarchische Einordnung in Verbandstrukturen. Mitgestaltung der Arbeit (Inhalt, Umfang, Dauer) als 
bedeutsames Motiv. 
Konzentration auf eine Organisation und häufig lang-
fristiges Engagement.
Wunsch nach Vielfalt und Abwechslungsreichtum: in 
Umfang und Dauer begrenztes Ehrenamt bzw. Enga-
gement bei mehreren Organisationen. 
Auf Dauer und auf verbindliche Mitarbeit angelegte 
Gruppe als Organisationsform. 
Auf kurz- und mittelfristige Verpflichtung angelegte 
Initiativgruppe, Projekte und Aktionen als Organisati-
onsform. 
Quelle: Möller, A. (2004). 
  
Modernisierungsprozesse und Neuprofilierung des ‚neuen Ehrenamts’ sind in erster 
Linie auf die Veränderungen von Werte, Einstellungen und Motive der Engagierten 
zurückzuführen, die auf die Strukturveränderungen in der Gesellschaft reagieren.640 
Diese wirken wiederum innerhalb der Ehrenamtsorganisation.641 Kennzeichen der 
neuen Form sind die thematische Spezialisierung, eine zeitlich überschaubare Ver-
                                                 
639 Allgemein gilt, dass eher Personen mit höherer Bildung, besseren beruflichen und finanziellen Vor-
aussetzungen sowie einer stärkeren sozialen Einbindung bereit sind, ehrenamtliche Aufgaben zu über-
nehmen. [Rosenblatt, B. v. (2001), S. 57 ff.] Durch die Bildungslastigkeit im Bürgerschaftlichen Enga-
gement, die sich bei den ‚Neuen Sozialen Bewegungen’ sehr stark entwickelt, ist das Problem der neu-
en ‚sozialen Ungleichheit’ zu berücksichtigen. [These der „Gespaltenen Bürgergesellschaft von Böm-
me, N. / Strasser, H. (2001)] Deshalb sollte bereits bei der Planung überlegt werden, welche Zugänge 
zum Engagement (z.B. über Kontaktnetzwerke, Hauptschulen) vorgegeben werden und welche Bedeu-
tung die ‚Folgen des Engagements’ für die Strukturen der sozialen Ungleichheit haben können. 
640 Wie Umbau des Sozialstaates, Veränderung der Bedeutung von Erwerbsarbeit, Bedeutungsverlust 
von Familie und Milieus, Zerfall gewachsener sozialer Netzwerke 
641 Wie Ausweitung der Professionalisierung, Diversifizierung der Angebote und Entwicklung der Ein-
richtungen, stärkere Ökonomisierung und Bürokratisierung, Zunahme an Berufstätigen und fachlichen 
Experten in Einrichtungen. 
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pflichtung, die geringe Verbindlichkeit der Teilnahme sowie eine überschaubare 
Gruppengröße.642  
 
5.2 Politische Herausforderungen 
An die Zivilgesellschaft werden Erwartungen geknüpft, die weitreichende Reformstra-
tegien mit sich bringen, wie die Entwicklungen vom Wohlfahrtsstaat zu Wohlfahrts-
gesellschaft, von der repräsentativen zur partizipativen Demokratie, von der indivi-
dualistischen Isolierung zur gemeinschaftlichen Sozialisation unter Bildung von sozia-
lem Kapital. Die ‚Erneuerung und Stärkung der Zivilgesellschaft’ und die ‚zivile Bür-
gergesellschaft’ sind Kernelemente der neuen Arbeits- und Verantwortungsteilung 
zwischen ‚aktivierenden Staat’ und Gesellschaft: als Plattform für Teilhabe und Mit-
bestimmung, als Schauplatz demokratischer Selbstbestimmung der Bürger, als Netz-
werk bürgerschaftlicher Selbsthilfe oder als Produzent von Wohlstand und Lebens-
qualität. Die dezentralen Selbststeuerungsmechanismen ‚Bürgerschaftliches Engage-
ment’ und ‚Netzwerke sozialen Kapitals’ ergänzen die ordnungspolitische Funktion 
des Staates bzw. internationaler Organisationen.643 Sie sind in der Lage, Bildungs- 
und Sozialprogramme weiter zu entwickeln, wobei die Selbstkontrolle und Selbstver-
pflichtung der Zivilgesellschaft von großer Bedeutung ist. Die Schaffung Sozialer 
Ordnung erhält in Zeiten schneller Veränderungen und Entgrenzungen einen sehr ho-
hen Stellenwert. Die Globalisierung fordert, über weite räumliche und kulturelle Ent-
fernungen hinweg, eine neue Stabilität hinsichtlich wechselseitiger Verhandlungser-
wartungen. Lokal müssen parallel hoch entwickelte, heterogene und spezialisierte 
Lebens- und Arbeitswelten miteinander verknüpft werden. Bislang funktionierende 
Ordnungsmechanismen stoßen an ihre Grenzen oder blockieren. Dezentrale Ord-
nungsformen der Zivilgesellschaft gewährleisten zunehmend, ergänzend zum Staat, 
eine soziale Ordnung. Durch die Koexistenz einer Vielzahl dezentraler Ordnungsmus-
ter entstehen neue Potentiale, die auf verschiedenen Ebenen durch ein Netzwerk En-
gagierter die Feinsteuerung staatlichen Rechts übernehmen. Hierzu benötigen sie vor-
                                                 
642 Reinert, A. ( 2004). 
643 Notwendig wäre ein gesellschaftlicher Konsens darüber, was künftig staatliche Aufgaben und was 
selbstbestimmtes Bürgerengagement sein sollen. Wie wirken der aktivierende Staat, die Wirtschaft und 
die Bürgergesellschaft ineinander und wie soll diese Beziehung zukünftig im Sinne einer Koproduktion 
der Erwachsenen- und Familienbildung konkret aussehen. Bildungseinrichtungen als auch einzelne 
Bürger stehen mit dem Rücken an der Wand und brauchen stabile Strukturen.  
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gegebene Rahmenbedingungen. Wie bereits im vorherigen Kapitel beschrieben, tragen 
lokale Lösungen dazu bei, voneinander zu lernen und gleichzeitig kontrolliert zu wer-
den. Dabei spielt der Aufbau von Bildungs- und Ausbildungskapazitäten für bereichs-
übergreifende kooperative Netzwerkarbeit eine bedeutende Rolle. Bürgerschaftliches 
Engagement ermöglicht Kommunikation und Kooperation, womit es zur Konstitution 
sozialer Ordnung hinsichtlich der Stabilität und Entwicklungsfähigkeit beiträgt.        
 
Diese politische Sichtweite verändert insbesondere die Organisation der Erwachsenen- 
und Familienbildungsstätten. Neben den Strukturelementen klassischer Staatlichkeit 
und der Wirksamkeit von Marktelementen erhält die Präsenz des dritten, zivilgesell-
schaftlichen Elements eine bedeutende Rolle. Gelingt die Vermittlung zwischen staat-
lichen Einflüssen, dem aktiven Aufgreifen bestimmter Marktelemente und den Ele-
menten der Bürgergesellschaft644, so erhalten Erwachsenen- und Familienbildungsein-
richtungen neue Chancen. Mehr Vielfalt und Autonomie geben Raum für die Entwick-
lung zu relativ eigenständigen sozialen Bildungs-Unternehmen. Die Vermischung von 
Strukturelementen der Staatlichkeit und des Marktes nimmt deutlich zu. An die Stelle 
der Verwaltungsprinzipien des öffentlichen Dienstes tritt die Marktlogik. Hierarchi-
sche Kontrolle, Steuerung durch Wettbewerb und Kooperation unter Einbezug zivil-
gesellschaftlicher Akteure sind die Kennzeichen der Überlagerung und Koexistenz 
verschiedener Steuerungsprinzipien oder Mehrfachsteuerungen. 
 
Thesen von H. Keupp645 zeigen auf, dass sich das neue Sozialbewusstsein besonders 
im Dritten Sektor konzentriert, beispielsweise in Projekten der Familienselbsthilfe:  
1. Initiativen wie Mütterzentren und Nachbarschaftshilfen sind Ergebnis und Antwort auf die ‚Risikogesell-
schaft’. Traditionelle Bindungen werden von einem sich beschleunigenden gesellschaftlichen Prozess immer mehr 
aufgerieben. Initiativen stellen eine neuartige Form der sozialen Vernetzung im Alltag dar. Sie sind nicht das ein-
fach immer schon Vorgefundene. Sie sind eine spezifische soziale Leistung, in die Bedürfnisse und Wünsche der 
einzelnen eingehen. Hier ist nicht eine Gemeinschaft da, in die sich einzelne Subjekte integrieren müssen, sondern 
hier schaffen sich diese ihre Gemeinschaft nach ihren eigenen Vorstellungen und sie leben von den Wünschen der 
Selbstverwirklichung. 
                                                 
644 Die Begriffe ‚Bürgergesellschaft’ und ‚Zivilgesellschaft’ werden in dieser Arbeit synonym verwen-
det. Mehr über die vielfältige und differenzierende Verwendung der beiden Begriffe u.a. bei Olk, T, 
2002, Klein, A. (2001).  
645 Keupp, H. (2004), S. 13 f. 
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2. In diesen neuen sozialen Netzwerken entstehen wichtige Quellen alltäglicher sozialer Unterstützung, die 
beim Umgang mit Krisen und Krankheiten, bei der praktischen Alltagsbewältigung und bei dem kontinuierlichen 
Prozess der Identitätsarbeit von zentraler Bedeutung sind. Gemeinsinn ist hier kein abstraktes kulturell-moralisch 
definiertes Projekt, sondern er realisiert sich in dem Gebrauchswert für einzelne. Wer in seiner Kommune etwas für 
die Gesundheitsförderung tun will, der investiert in eine solche Initiative. 
3. In solchen kommunitären Initiativen werden zugleich Dienstleistungen und Selbsthilfe erbracht. Beides 
hat Anspruch auf öffentliche Förderung. Gerade die alltägliche Beziehungsarbeit von Frauen ist eine fundamentale 
Dienstleistungsarbeit in unserer Gesellschaft, die nicht länger als kostenlose Ressource betrachtet werden darf. 
Initiativen zur Förderung von Gemeinsinn dürfen nicht als aktueller Versuch missbraucht werden, erneut die Quel-
le anzuzapfen, aus der die Ressource Liebe sprudelt. 
4. In diesen Projekten kommunitärer Selbstorganisation entsteht eine demokratische Alltagsstruktur, also 
das Zentrum der Zivilgesellschaft oder „die Seele der Demokratie“646. Die gesellschaftliche Förderung von Selbst-
organisation und „aufrechtem Gang“. Sie sind „BürgerInnenhäuser von unten“. 
5. Initiativen dürfen mit Funktionen und Erwartungen nicht überlastet werden. Sie sind vor allem völlig 
ungeeignet, ein billiges soziales Netz zu bilden, das den Sozialstaat aus der Verantwortung frei ließe. Sie sollen 
aber ein Ferment bilden, das kommunale Wirtschafts-, Sozial-, Gesundheits-, Wohnungs- und Kulturpolitik zu-
nehmend mit der Idee der Selbstorganisation durchwirken soll. 
6. Die Projekte der Selbstorganisation wie Selbsthilfegruppen oder Projekte der Selbsthilfe stellen die etab-
lierten Zuständigkeitsschneidungen zwischen Laien und Professionellen grundlegend in Frage. Notwendig sind ein 
kritisches Hinterfragen und eine Modifikation starrer berufsrechtlicher Zuständigkeiten. Fonds sollten für kommu-
nitäre Projekte unabhängig von ihrem professionell-institutionellen Zuschnitt zugänglich sein. Entscheidungskrite-
rium für die Vergabe öffentlicher Mittel soll allein die Qualität der Dienstleistung sein. 
7. In kommunitären Projekten wird nicht nur für die unmittelbar benachteiligten Personen solidarische 
Selbstsorge möglich, sondern hier sind die Werkstätten eines „demokratischen Experimentalismus“ entstanden, in 
denen zukunftsfähige Lösungen für eine sich dramatisch wandelnde Welt erprobt werden und sich bewähren kön-
nen. Hier wird im Sinne von Manuel Castells (1997) jene „Projekt-Identität“ entwickelt, die die Gestaltung eines 
nicht mehr fassbaren globalisierten Finanznetzwerkes überlässt, sondern ihr eine selbst bestimmte Gestaltungsform 
zumisst.      
 
Die Restrukturierung kostet Zeit, Arbeit und die intensive Auseinandersetzung mit 
den Bedarfen der Teilnehmer, des Personals, der Vorgesetzten auf allen Ebenen, der 
Situation und Strukturen der Einrichtung und der Region. Veränderungen können in  
Form von ‚Szenarien’ im Vorfeld in Verbünden, bei kollegialer Beratung und durch 
das Hinzuziehen von Experten bzw. empirischer Befunde überlegt werden.  
 
5.3 Lernen im Bürgerschaftlichen Engagement 
Lernförderliche Strukturen ermöglichen die Identifikation konkreter Lernprozesse und 
helfen, individuelles Lernarrangement zu optimieren. Grundlage einer ‚lernförderli-
                                                 
646 Beck, U. (1997). 
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chen Struktur’ sind Lernsituationen, die Lernprozesse ermöglichen und unterstützen. 
Sie sorgen für die optimale Verbindung und Ausprägung der folgenden Elemente, die 
in innere (individuelle und persönlichkeitsbezogene) und äußere (soziale und gesell-
schaftsbezogene) Elemente unterteilt werden. 
 
Innere Elemente (Auswahl) Äußere Elemente (Auswahl) 
o Werte und Normen zum Lernen 
o Motivation und Bereitschaft zum Lernen 
o Persönliche Aktivität beim Kompetenzerwerb 
o Selbstlernkompetenz (Ziele, Methoden…) 
o Kommunikationsfähigkeit 
o Rechtliche /institutionelle Rahmenbedingungen 
o Zur Verfügung stehende Lernorte 
o Einbindung in informelle/ formelle Gruppen 
o Bereitstellung von Informationen und Wissen 
o Zur Verfügung stehende Lehrer, Tutoren, Mentoren 
o Kooperationsbereitschaft o Finanzielle Sicherstellung des Lernens 
o Methoden und Verfahren zur Aneignung, Festigung 
und Nutzung des Wissens/Könnens 
o Anerkennung von Lernleistungen 
o Lern- und Unternehmenskultur 
o Fähigkeit zur Selbstbewertung von Lernergebnissen 
   Quelle: in Anlehnung an ITF Schwerin (2004), Heft 14. 
 
Jeder Lernende, und das gilt insbesondere für den Lernenden in der ehrenamtlichen 
Arbeit,647 unterscheidet sich in seiner Ausprägung, dem Umfang an Selbständigkeit 
oder seiner inhaltlichen Bedarfe von dem anderen. Es lassen sich so nur schwer all-
gemeingültige Grundsätze lernförderlicher Strukturen festsetzen. Für die Gestaltung 
ist die individuelle Beziehungsanalyse des jeweiligen Lernprozesses und seiner Um-
gebung erforderlich. 
  
Von besonderer Bedeutung sind dabei die Vereine. Vereine verzeichnen augenblick-
lich einen zahlenmäßigen Aufschwung bei wachsendem öffentlichem und wissen-
schaftlichem Interesse.648 Vereine sind Lernorte und Mitgestalter kommunaler und 
regionaler Lebensräume, in denen sich Millionen von Bürgern für ihre Interessen ein-
setzen und ihre Leistungen in die Gemeinschaft einbringen, mithilfe des Vereins An-
liegen veröffentlichen und Meinungen vertreten. Vereinsaktivitäten und -kontakte 
                                                 
647 Bürgerschaftlich Engagierte haben verschiedene Lernorte und Lernanlässe. Lernstrukturen bzw. 
Lernkulturen bauen auf individuelle Beziehungsanalysen der jeweiligen Lernprozesse auf.  
648 Die Zahlen über Vereine sind sehr verstreut. Zwischen 300.000 und 544.701 Vereine sind in 
Deutschland im Vereinsregister eingetragen. (Enquetekommission des Bundestages ‚Zukunft bürger-
schaftlichen Engagements’). 
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reichen in die verschiedensten Strukturen und Netzwerken hinein649 und ihre Band-
breite ist so bunt wie das lebendige Leben selbst. Ihr Aufgabenspektrum konzentriert 
sich auf die jeweiligen Mitgliederinteressen oder ist auf gemeinnützige Zwecke ge-
richtet, beruht auf freiwilligem Engagement oder kann sich auch auf wirtschaftliche 
Tätigkeiten erstrecken. Andere Vereine sind ideell und gleichzeitig wirtschaftlich ak-
tiv. Vereine sind Lernorte, „… die ihre Mitglieder durch Aufgaben bzw. durch darauf 
bezogene Veranstaltungen und Schulungen zum Lernen aktivieren, aber auch durch 
Freiwilligkeit der Mitgliedschaft, Wahl in - und Wahrnehmung von Funktionen im 
Verein, freiwillige Mitarbeit an seinen Zielen und Aufgaben, demokratische Verhal-
tensweisen als freiwillig und selbständig handelnde Bürger praktisch erlernt wer-
den.“650 Vereinsmitglieder lernen in Gruppen, Vorständen oder Kooperationen mit 
anderen und reflektieren ihr Wissen dadurch, dass sie es bewusst einsetzen und erle-
ben. Soziales Lernen und aktives Handeln führen zu neuen Einsichten und Kenntnis-
sen, die soziales Verhalten und Handeln, zuweilen auch fundamentale Dispositionen 
wie Normen, Einstellungen oder Werte verändern. Lernen in Vereinen ist vorwiegend 
beiläufiges als auch reflektiertes informelles Lernen. Soziales Lernen erfolgt hier 
durch Kommunikation, Kooperation, Verantwortungsübernahme und durch Gestal-
tung des Vereinslebens. Es ist ein Lernen an Handlungen und durch Handlungen, die 
es ermöglichen, sich auszuprobieren, Erfahrungen zu sammeln und sich für Dinge 
einzusetzen, die das eigene Handeln verbessern und unmittelbar wirksam sind. In 
Vereinen ist jedes Vereinsmitglied zur sachkundigen Meinung, Mitsprache und Mit-
entscheidung aufgefordert. Vorstandsmitglieder oder Vereinssprecher haben darüber 
hinaus noch weitere Funktionen, die Lernen voraussetzt. Insgesamt bieten sich in Ver-
einen Lerngelegenheiten, die sich an den Interessen der Bürger orientieren, wo sich 
Gleichgesinnte treffen, die die eigene Persönlichkeit erleben als Ausgleich zur Er-
werbsarbeit, die gemeinsame Aktionen verwirklichen und Synergien erzeugen. Ver-
einsmitgliedschaften mit sozialen Bindungen, Geselligkeit, räumlicher und zeitlicher 
Stabilität, werden als willkommenes Gegengewicht zu gesteigerter Mobilität und 
weitgehender sozialer Bindungslosigkeit betrachtet. Vereine prägen die regionale 
Lernkultur außerhalb der beruflichen Tätigkeit, wobei sie sich selten selbst als Lernor-
                                                 
649 Zimmer, A. (1992), S. 170 spricht in diesem Zusammenhang von einem netzwerkartigen Geflecht 
einer Verbandslandschaft. 
650 Trier, M. u. a. (2003), S. 49. 
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te verstehen, die aber im Gestaltungsinteresse eines Regionalmanagemets bewusst und 
effizient zu fördern sind.  
 
Kirchhöfer formuliert, dass lernförderliche Infrastrukturen vernetzte Strukturen be-
zeichnen, die fremdorganisierte und selbstorganisierte Lernhandlungen bzw. die Or-
ganisation von solchen Lernhandlungen ermöglichen. Diese Vernetzung setzt inter-
mediäre Unterstützungsleistungen der Beratung, Bewertung und Gestaltung voraus, 
die regionalen Akteuren hilft, Orte, Institutionen und Medien als Lernorte im sozialen  
Umfeld weiterzuentwickeln und zu gebrauchen.651 Netzwerke sind selbst Bestandteile 
einer lernförderlichen Infrastruktur, wenn sie Initiatoren und Inputgeber für Lernpro-
zesse sind, regionale Probleme und deren Lösung interdisziplinär diskutieren und ent-
sprechende Maßnahmen organisieren.652   
  
Zivilgesellschaftlich können innerhalb von Organisationen zwei Dimensionen Bürger-
schaftlichen Engagements unterschieden werden: 
o Einerseits wird damit ein öffentlicher politischer Raum bezeichnet, der kritische Räsonnements, Interessenkämp-
fe und Aushandlungsprozesse ermöglicht, welche direkten Einfluss auf die Entwicklungen staatlicher Politik 
nehmen können.  
o Die zweite Dimension eröffnet der Bürgergesellschaft ein Feld der bürgerschaftlichen Selbstorganisation und 
unmittelbaren sozialen (Mit)Trägerschaft von sozialen Einrichtungen z.B. in der Verantwortung eines Vereins 
oder eines Ehrenamts.  
 
Der Einfluss der ersten Dimension ermöglichte erst die Entwicklung und die Ge-
schichte der Erwachsenen- und Familienbildung und es entstanden z.B. Berufsverbän-
de, Landes- oder Bundesarbeitsgemeinschaften. Durch die Entwicklung des traditio-
nellen Sozialstaates und der damit verbundenen Entwicklung professioneller Groß-
strukturen schmolz allerdings die Bedeutung der zweiten Dimension und damit ver-
bunden das soziale Engagement, die Laienmitarbeit oder das soziale und ehrenamtli-
che Engagement.653 Beispielsweise verloren die traditionellen Mütterschulen die Ver-
                                                 
651 Kirchhöfer, D. (2004), S.101. 
652 Arbeitsgemeinschaft Betriebliche Weiterbildung e.V. 2004. 
653 Dem Dritten Sektor wird vorgehalten, durch seine Politik des Ausbaus staatlicher Leistungen dazu 
beigetragen zu haben, die Fähigkeiten, vor allem aber auch die Bereitschaft der Bürger anderen auf 
privater Ebene zu helfen, zu schwächen. Es wird vermutet, dass es für NPOs, die zwischen dem Sozial-
staat und der Lebenswelt der Bürger stehen, schwierig wird, Gemeinsinn und soziale Anteilnahme zu 
wecken, freiwilliges Engagement anzuregen, zu organisieren und zu stabilisieren. NPOs richteten den 
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bindung der beiden Dimensionen der politischen Einflussnahme und der unmittelba-
ren sozialen Mitträgerschaft. Die anfangs kennzeichnende lokale und vielfältige Ein-
bettung in soziale Milieus und Gewerbe hat gegenüber der Dimension der Interessen-
verhandlungen an Bedeutung verloren.654  
 
Der Bürger nimmt sich heute in der Rolle als Kursteilnehmer, Konsument und Mitbe-
teiligter standardisierte Bildungsangebote wahr. Als direkter Beteiligter, Mitverant-
wortlicher und selbst bestimmender Lerner mit neuen Erfahrungs- und Lernmöglich-
keiten, gewinnt er als Teil der Zivilgesellschaft Präsenz, als ‚dritte Dimension’, neben 
Staat und Markt und nimmt begrenzt Einfluss auf die Arbeit der Bildungseinrichtung. 
Erst die Vermischung staatlicher, marktlicher und bürgerschaftlicher Elemente eröff-
net die dynamische Vielfalt neuer Möglichkeiten.655  
 
Die Orientierung am Bedarf vieler Bürger, seine direkte Beteiligung und Mitverant-
wortung tragen zu einem qualitativ besseren Angebot als auch zur Stärkung der kom-
petenten individuellen Mitsprache bei. Besonders die Wahrung direkter Mitsprache 
und Teilhabemöglichkeiten erfordert eine entsprechende Öffnung und Flexibilität der 
Einrichtung bzw. deren Einbettung in die Infrastruktur. Dazu benötigt sie die entspre-
chende Handlungsautonomie, welche das Tragen des eigenen Risikos hinsichtlich des 
unternehmerischen Handelns und des Wettbewerbs ermöglicht.  
 
Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen erreichen durch den Einbezug bür-
gerschaftlichen Engagements die Ressourcen der drei Sektoren Staat, Markt und Ge-
meinschaft. Gleichzeitig besteht aber auch die Gefahr, dass sich durch die jeweils un-
terschiedlichen Steuerungsprinzipien interne Spannungen entwickeln, die zur Instabi-
                                                                                                                                            
Blick zu sehr auf die Kosten, wobei die Ehrenamtlichen aus dem Blick gerieten. Auch ist die Koopera-
tion zwischen Ehren- und Hauptamtlichen konfliktreich. Die häufig sperrigen ökonomisch effizienten 
und leistungsorientierten Strukturen entstanden durch den Ökonomisierungs- und Professionalisie-
rungsdruck, der wiederum durch politisch gewollte wettbewerbliche Rahmenbedingungen angetrieben 
wurde. So wird es immer schwieriger, Träger- und Kirchenstrukturen parallel zu organisieren. Sozial-
wirtschaft und Bürgerliches Engagement bzw. kirchliche Subventionen passen mental nicht zusammen. 
Wohlfahrt, N. (2004), S. 9.    
654 Evers / Olk (2002). 
655 Siehe auch: Keskilato, Elsa (2004): Bürgerschaftliche soziale Unterstützungsnetzwerke. Ein Modell 
zum Aufbau lokaler Partnerschaften im Kontext des universellen Wohlfahrtsmodells in Finnland. Syn-
thesebericht. www.europa.eu.int/comm/employment_social/social_inclusion/docs/2005/pr_fi:de.pdf  
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lität der Einrichtung führen können. Beispielsweise können sich Abhängigkeiten 
durch Spender, Sponsoren, ehrenamtliche Referenten oder Teilnehmer einseitig auf 
das Bildungsprogramm bzw. die Einrichtung auswirken. Die Gefahr der Lastenüber-
wälzung durch Rückzug des Staates bzw. der Kommunen und der damit verbundene 
Kommerzialisierungsdruck sind nicht unerheblich. Auch das Engagement von Unter-
nehmen im Bildungsbereich  lässt die Frage zu, inwieweit ein Eindringen in die Bil-
dung dazu führt, bisher bestehende Verantwortlichkeiten z.B. gegenüber Mitarbeitern 
aufzulösen. Hinzu tritt der Gerechtigkeitsaspekt der Förderung hinsichtlich der Prob-
lematik der Vielfalt und Ungleichheiten der Einrichtungen, Stadtteile, Kommunen und 
Länder bzw. Bistümer in Anbetracht der Realität sozialer Probleme, Strukturen, Wirt-
schaftlichkeit, des Wettbewerbs oder der Autonomie. Ebenso stellt sich die Frage nach 
dem Umfang und dem Zugriffsrecht einzelner Akteure und die mögliche Gefahr der 
Verfilzung „einer Gesellschaft von Lobbyisten“.656          
 
Bürgerschaftliches Engagement wirkt innerhalb der Einrichtung z.B. durch bewusste 
und organisierte Partizipation der Teilnehmer, Interessenten, Referenten oder Unter-
stützer am Bildungsprogramm oder im Alltag und nach außen, z.B. durch Lern-
Partnerschaften mit Schulen, Unternehmen oder Kirchengemeinden u.v.m. Erwachse-
nen- und Familienbildungsstätten werden so zu Organisationen, die das soziale Kapi-
tal vor Ort nutzen, beitragen es zu bilden und zu pflegen und sich gleichzeitig lokali-
sieren, sich vor Ort einbinden und vernetzten. Das soziale Kapital der Zivilgesell-
schaft, die Kooperation und freiwillige Mitwirkung wird zur Ressource, und ist in 
diesem Zusammenhang mehr als eine Spende oder individuelle freiwillige Mitarbeit. 
Es geht um Partnerschaften mit der Wirtschaft, der Politik, anderen Vereinen, Organi-
sationen, Netzwerken und Familien, mit denen die (bürger-) gesellschaftliche Stellung 
und Einbettung der Bildungsstätte verstärkt wird. Steuerungsprinzipien, Ressourcen, 
Ziele, deren Koexistenz und Verträglichkeit ergeben sich durch den Markt z.B. im 
Wettbewerb um Mittel oder Teilnehmer, durch staatliche Vorgaben und durch bürger-
gesellschaftliche Bezüge. Die bürgerschaftliche Dimension fordert, ungeachtet ihrer 
jeweiligen Rechtsform oder Trägerschaft, neue Suchbewegungen im Hinblick auf die 
Identität der Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen.  
                                                 
656 Evers, A. (2002). 
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 ‚Soziale Bildungs-Unternehmen’ zeichnen sich, im Gegensatz zu den gewerblichen, 
dadurch aus, dass sie im Hinblick auf die Bedeutung unmittelbarer Beteiligung und 
Einflussnahme sozialer und lokaler Akteure, auch staatliche Vorgaben präsentieren. 
Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen als ‚soziale Unternehmen’ verste-
hen sich als offene Einrichtungen, die sich dem Wettbewerb bzw. den Management-
herausforderungen stellen und sich gleichzeitig an eigene individuelle Leitwerte orien-
tieren und profilieren. Die Leitwerte wiederum bewahren und prägen die der bürger-
schaftlichen Dimension, als auch die der Unterstützer. Sie integrieren neben staatli-
chen Aufträgen direkte soziale Beteiligungsmöglichkeiten.  
 
a. Aktivierung  
Ehrenamtliche Mitarbeiter investieren Zeitspenden,657 verbunden mit der Bereitstel-
lung von Arbeit, Wissen, Erfahrungen und Beziehungen, die davon abhängig sind, aus 
welchem Grund bzw. mit welchem Nutzen sie getätigt werden. Altruismus besteht 
nicht nur in selbstlosem Handeln, sondern stiftet auch für den Ehrenämtler Sinn. Eh-
renämtler erfahren durch den Akt des Gebens selbst eine Quasi-Rente (Nutzenerhö-
hung), welche ausschlaggebend ist für ihre Bereitschaft und Motivation. Während die 
Begründer der Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit noch überwiegend von ideo-
logischen Motiven geleitet wurden, liegen die Motive der heutigen ehrenamtlichen 
Vorstandsmitglieder in der jeweiligen formalen (Gesetze, Statuten) und informalen 
(Kontakte, Wissen, Fähigkeiten, Reputation) Macht begründet. Bedingt durch den 
Wertewandel sind strukturelle Veränderungen zu beobachten. Das religiös oder mora-
lisch verpflichtende, in organisatorisch gefestigtem Rahmen und längerfristig angeleg-
ten fremdbestimmte Engagement nimmt zugunsten kurzfristiger, projektorientierter 
und eher selbstbestimmter Formen ab. Gleichzeitig werden neue Tätigkeitsbereiche 
erschlossen. Insbesondere jüngere Menschen sind dann handlungsbereit, wenn ihre 
individuellen Wünsche und Ressourcen mit Angebot und Bedarf des Anbieters frei-
williger Arbeit übereinstimmen. ‚Neue’ Freiwillige suchen nach persönlicher Befrie-
digung und Bereicherung und fühlen sich weniger einer altruistischen Motivation ver-
pflichtet. Sie möchten neue Erfahrungen sammeln, ihre Kenntnisse erweitern, Hobbys 
                                                 
657 An dieser Stelle werden Spender, Sponsoren usw. ausgeklammert.  
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pflegen, ihre Freizeit sinnvoll gestalten bzw. ihre Fähigkeiten und ihren Bekannten-
kreis vergrößern.   
 
Bürger definieren ihren Lebenssinn und ihr Selbstwertgefühl nicht allein über die im-
mer geringer werdende Erwerbsarbeit oder den Konsum. Sie suchen nach ergänzen-
den Sinnangeboten. „Lebens-Leistung vollzieht sich ebenso in der Eigenleistung und 
in der Dienst-Leistung für die Nächsten wie in der Berufs-Leistung.“658 Freie Zeit, 
einen gesicherten Lebensunterhalt und Interesse sind die Grundlagen für das bürger-
schaftliches Engagement. Engagierte unterscheiden sich in: Noch-nicht-
erwerbsfähige659, Erwerbsfähige, Vorübergehend-nicht-erwerbsfähige und Nicht-
Mehr-Erwerbsfähige660. Eigenverantwortung, Gestaltungswille, Kreativität, Wagnis-
bereitschaft und Vertrauen zum Mitmenschen sind die Kriterien des Menschenbildes 
der Personalität unseres freiheitlich-demokratischen Gemeinwesens. Die Aufwertung 
der Bürgerarbeit ist ein Bestandteil der Aktivierung der Bürgerrolle. Deren Eckpunkte 
sind: 
o Eigenverantwortung statt Versorgungsmentalität; 
o Selbstbestimmung statt Fremdbestimmung; 
o Zivilcourage statt Gleichgültigkeit; 
o Mitgestaltung statt Konsumhaltung; 
o Gemeinsinnorientierung statt Egoismus.     
 
Um das Steuerungspotential der Gesellschaft durch ehrenamtliches Engagement zu 
aktivieren können Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen durch folgende 
Haltung beitragen661: 
o Moral des Gemeinwesens etablieren: z.B. durch Öffnen der Einrichtung nach innen und außen, Werte vorleben, 
bedarfsorientierte Angebote schaffen, 
                                                 
658 Landesregierung Baden-Württemberg, (1999), S. 137. 
659 Insbesondere bei der jüngeren Generation ist ein Schwinden des sozialen Vertrauens und der gesell-
schaftlichen Beteiligung zu erkennen. Putnam, R. D. (2001) spricht in diesem Zusammenhang von 
‚bowling alone’ und sucht nach Erklärungsmustern für die Erosion. Als ein Erklärungsgrund gilt die 
Ausbreitung der Informations- und Kommunikationsmedien, in erster Linie der Fernsehkonsum, weil 
auf diese Weise tradierten Formen bürgerschaftlicher Vergemeinschaftung und die öffentliche Ver-
handlung zugunsten von passivem Konsumverhalten verdrängt wird.  
660 Siehe auch den „Leitfaden für die Nutzung des Erfahrungswissens der Älteren als seniorTrainerin“: 
www.isab-institut.de/upload/Aktuelles/PDF/ISAB-Bericht_Nr90.pdf  
661 Angelehnt an Kranitz, H. (2000), S. 15 – 18. 
 - 251 -
o Kultur des Helfens propagieren: z.B. durch Unterstützung, Koordinierung und Förderung von Selbsthilfegrup-
pen, Initiativen, Tauschringen oder Vereinen. Vermittlung des Gefühls, gebraucht zu werden und Dank zu erfah-
ren. 
o Gemeinsinn und Mäzenatentum präferieren: z.B. durch geeignete Kursangebote zu den Themen Vereins- oder 
Stiftungsrecht,  
o Bürgertugenden reaktivieren: z.B. durch die Schaffung entsprechender Gestaltungsfreiräume, Eröffnung von 
Partizipation und Mitarbeit vor Ort, Öffentlichkeitsarbeit und Diskussionen über vor Ort aktive Interessenver-
bände usw. 
o neue Strategien zur Gewinnung Freiwilliger entwickeln: Die Orientierung an vielfältige Motive, Wünsche, Inte-
ressen, Milieus und Lebenssituation. Ehrenamtliche Mitarbeiter zielgruppenspezifisch ansprechen und einbinden 
o Schaffung anderer Formen der Motivation und des Engagements. Diese orientieren sich an den Bedürfnissen der 
Ehrenämtler wie z.B. ihrem Wunsch nach Selbstverwirklichung, Weiterbildung und Mitgestaltungsmöglichkei-
ten. 
o Entmachtung der Ehrenamtlichen beenden und deren Handlungsspielräume ausweiten: Dauerhaft sollen nur die 
Aufgaben Ehrenamtlichen vorenthalten werden, die keine Professionalität erfordern. Hauptamtliche Mitarbeiter 
sollen die Motivation der Ehrenamtlichen nicht verdrängen oder sie als ‚billigen Jakob’ missbrauchen. 
o Vermehrt ehrenamtliches Engagement würdigen: Ehrenamtliche benötigen (öffentliche) Anerkennung für ihre 
Arbeit. Sozialaktive Bürger erhalten Auszeichnungen und Ehrungen als Ausdruck der gesellschaftlichen Wert-
schätzung. Auch hierdurch werden Freiwillige in ihrer Motivation ermutigt und gestärkt. Besonders die Bericht-
erstattung hat in unserer medial durchdrungenen Gesellschaft eine nicht zu unterschätzende Wirkung – auch auf 
potentielle Nachahmer. Zertifikate für die ehrenamtliche Tätigkeit haben häufig auch Einfluss bei Bewerbungen 
um Arbeits- oder Ausbildungsplätze.             
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten benötigen besondere Instrumente, die den 
Schutz der Quasirente gewährleisten. Anerkennung662 ist dabei ein wichtiger Bestand-
teil des gesellschaftlichen Zusammenlebens.  
 
b. Qualifizierung 
„Qualifizierung und Bildung haben entscheidende Bedeutung für die Förderung bürgerschaftlichen Engagements 
und die Gestaltung einer aktiven Bürgergesellschaft. Möglichkeiten zum Erproben und Erlernen von Engagement, 
zur Fortbildung der Freiwilligen in unterschiedlichen Engagementfeldern sowie die Qualifizierung der Organisati-
on und Hauptamtlichen stehen dabei in engem Zusammenhang(…) Bildung und Qualifizierung zielen dabei auf die 
Herausbildung, Stärkung bzw. Weiterentwicklung bürgerschaftlicher Kompetenzen(…)“.663  
 
Auch die Enquete-Kommission „Zukunft bürgerschaftliches Engagement“ unterschei-
det zwei Funktionsbereiche der Qualifizierung:  
                                                 
662 Siehe auch Knothe, H. (2004): www.ipp-muenchen.de  
663 Klein & Rauschenbach (2003), S. 101. 
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o Sie dient als Mittel um das Ehrenamt effektiv auszuüben, und als Anreiz, sich zu engagieren.664  
o Zum anderen geht es um die Qualifizierung der Hauptberuflichen hinsichtlich der aktivierenden Förderung und 
Unterstützung sowie der Zusammenarbeit mit den Ehrenamtlichen.665  
 
„…wer Engagement fordert, muss Kompetenz fördern wollen.“ (Eckart Pankoke) 
Kompetenzen kennzeichnen Anlagen, Fähigkeiten und Bereitschaften zu selbstorgani-
siertem Denken und Handeln, sind Selbstorganisationsdispositionen in zieloffenen 
Entscheidungssituationen: In wechselseitiger Beziehung stehende  Schlüsselkompe-
tenzen bzw. Kompetenzklassen sind: 
o Personale Kompetenzen: Dispositionen, sich selbst gegenüber klug und kritisch zu verhalten, produktive Ein-
stellungen, Motive, Werthaltungen und Ideale zu entwickeln, Begabungen und Leistungsvorsätze zu entfalten 
und (innerhalb und außerhalb der Arbeit) kreativ zu denken, zu handeln und zu entwickeln. 
o Fach- und Methodenkompetenzen: Dispositionen, mit fachlichen Fertigkeiten, Fähigkeiten und instrumentellen 
Kenntnissen Probleme kreativ zu lösen, eingeschlossen sind Dispositionen, Tätigkeiten, Aufgaben und Lösun-
gen methodisch selbstorganisiert zu gestalten. 
o Sozial-kommunikative Kompetenzen: Dispositionen, kommunikativ und kooperativ selbstorganisiert zu han-
deln, sich mit anderen kreativ auseinanderzusetzen, sich gruppen- und beziehungsorientiert zu verhalten. 
o Aktivitäts- und Handlungskompetenzen: Dispositionen, das eigene Wissen und Können, die Ergebnisse sozialer 
Kommunikation, persönliche Werte und Ideale willensstark und aktiv auf Pläne und Vorhaben richten zu kön-
nen, also gesamtheitlich selbstorganisiert zu handeln. Sie bezeichnen damit auch das Vermögen, alle anderen 
beschriebenen Kompetenzen zu integrieren und Handlungen erfolgreich zu realisieren. 
 
 Quelle: Erpenbeck (2004). 
  
Selbstorganisatiosdispositionen stehen immer im Zusammenhang mit dem sie über-
greifenden System der Organisation. Zwar können Organisationskompetenzen nicht 
linear aus Individualkompetenzen abgeleitet werden, sie stellen jedoch die inhaltliche 
Seite des Humankapitals dar und somit auch die Handlungsmöglichkeiten der Einrich-
tung. Die moderne Kompetenzforschung bietet für das Grundanliegen der Förderung 
des bürgerschaftlichen Engagements eine optimale Basis, die einerseits bei den Bür-
gern und andererseits in der Bildungseinrichtung selbst ansetzt. Beide stehen glei-
chermaßen in der Verantwortung, ihre Qualifikationen ständig auszubauen und zu 
aktualisieren. Einrichtungen sind gefordert, Ziele und Bedarfe zu ermitteln, und ent-
                                                 
664 Hier gibt es bereits zahlreiche Kurskonzepte, Kursmaterialien und Arbeitspapiere für unterschiedli-
che Zielgruppen z.B. für SeniotrainerInnen von Joachim Burmeister, Anne Heller, Ilona Stehr (Juni 
2005) ISAB-Schriftreihe: Berichte aus Forschung und Praxis Nr. 91, Nr. 84. 
665 Siehe auch Hugenroth, R., Pankoke, E., Thunemeyer (2003). 
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sprechende Entfaltungsmöglichkeiten zu fördern bzw. Möglichkeiten des Einsatzes 
ihrer Fähigkeiten zu geben.  
 
Hilfreich ist eine Kompetenzbilanz, in der zunächst die Kompetenzen erfasst, dann 
bewertet und später offiziell anerkannt bzw. validiert werden.666  Hierbei spielen der 
eigene und der Nutzen der Einrichtung eine Rolle, wobei die unterschiedlichen 
Zwecksetzungen von Kompetenzbilanzierungen wie folgt aussehen können: 
 
Persönlicher Nutzen Nutzen für die Einrichtung 
o Bewertung und Anerkennung von nicht formell erworbenen Kompeten-
zen (z.B. Familienarbeit, Ehrenamt); 
o Aufdeckung von Ressourcen zur 
Erhöhung der organisationalen 
Kompetenzen o Steigerung des Selbstbewusstseins /Selbstvertrauens des Individuums - 
mögliche Qualitätssteigerung der Erwerbsarbeit; 
o Darstellung der eigenen Beschäftigungsfähigkeit (z.B. vor potentiellen 
Arbeitgebern); 
o Eigene Entwicklungsmöglichkeiten entdecken, auch in Bezug auf die 
Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit; 
o Standortbestimmung zur Neuorientierung. 
o Gezielte Förderung der Kompe-
tenzen; 
o Transfer von Kompetenzen; 
o Rekrutierung. 
Angelehnt an Carcía 2001 
 
Ausschlaggebend sind der konkrete Nutzen und die konkrete Situation auf individuel-
ler und organisatorischer Seite als auch Kapazitäten, Kosten und Zeit. Kompetenzbi-
lanzen sind mit einfachen hochökonomischen Methoden667 einsetzbar, vermindern die 
Subjektivität von ‚Bauch-Urteilen’ und sind selbst unter Aspekten des Datenschutzes 
für den Laien gut nachvollziehbar. Zudem werden alle Kompetenzen erkannt, womit 
Kompetenzdefizite durch Qualifizierung ausgeglichen werden können. Die hohen 
damit verbundenen Aufgaben verlangen ein Umdenken aller Beteiligten, was eine 
stärkere Vernetzung und Kooperation als auch einen hohen Fortbildungs- und Ent-
wicklungsbedarf beinhaltet. 
 
c. Formen der Anerkennung und Anerkennungskultur 
„Anerkennung ist – unabhängig von der konkreten Art und Weise wie anerkannt wird 
- immer auch ein symbolischer Akt, der in öffentlicher Sichtbarkeit gesellschaftliche 
                                                 
666 Wettstein, E. (1998), S. 5-7. 
667 Bildungsvereinigung Arbeit und Leben (2005), S. 35-47. 
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Wertschätzung und Würdigung ausdrückt.“668 Wichtig ist, „dass sie den engagement-
bereiten Bürgerinnen und Bürgern glaubhaft deutlich machen, dass es wirklich auf sie 
ankommt und dass ihr Beitrag zur Gesamtleistung einer Organisation zum Erfolg ei-
nes Vorhabens bedeutsam ist.“669
 
Immateriellen Formen der Anerkennung sind: Auszeichnungen und Ehrungen durch Orden, Plaketten, Urkunden / 
Berichterstattung in öffentlichen Medien, Programmheften, Ehrenamtlichen-Zeitung, Ethik-Berichte / Ehrenmit-
gliedschaften, Dienstränge / Danksagungen bzw. Aufmerksamkeiten bei besonderen Anlässen / Ehrenfeiern / 
Empfänge bei Politikern / Ernennung zum Ehrenbürger  
Geldwerte Anerkennungsformen: Kostenlose bzw. vergünstigte Nutzung bestimmter Angebote / Bevorzugte 
Berücksichtigung z.B. bei der Vergabe von… / Besondere Fort- und Weiterbildungsangebote 
Monetäre Anerkennungsformen: Direkte Vergütung z.B. kleines Taschengeld bzw. Sachkostenaufwand / Unter-
stützung bei eigenen Projekten der Engagierten / Abgestufte Bonusprogramme 
Qualifikation als Anerkennung670: 
Niederschwellige Schnupperangebote und Einsteigerseminare / Zertifizierung der erworbenen Qualifikation und 
Anerkennung in andern Einrichtungen / Ausbilder-Ausbildung für ein Train-the-Trainer-System / Ausbildung von 
Ehrenamtsberatern und Freiwilligenkoordinatoren / In Zukunftswerkstätten z.B. bei neuen Projekten für die Ein-
richtung / Kurse und Seminare z.B. Rhetorik, Selbsterfahrung oder juristische Themen 
Begleitung und Beteiligung innerhalb der Einrichtung: Information und Beratung / Vermittlung geeigneter Tätig-
keitsfelder / Vernetzung mit anderen Ehrenamtsorganisationen, Freiwilligenagenturen / Personalentwicklungspro-
gramme z.B. für spezifisch ausgebildete Ehrenämtler / Ernennung spezieller Freiwilligen-Betreuer, Mentoren / 
Supervision / Psychologische Verträge / Eröffnen von Freiräumen für Selbstorganisation der Engagierten und 
Beteiligung an Entscheidungsprozessen / Qualifizierung der Hauptamtlichen im Umgang mit den Engagierten / 
Schaffen und Sicherung von Mitbestimmungs- und Mitgestaltungsmöglichkeiten in der Einrichtung 
Quelle: angelehnt an Möller, A. (2004). 
 
Besonders wichtig ist die Art und Weise, wie bürgerschaftlich Engagierte an ihrem 
Einsatzort tatsächlich anerkannt werden, welche Rahmenbedingungen für sie geschaf-
fen und wie ihr Einsatz konkret gestaltet und wertgeschätzt wird. Angemessene For-
men der Anerkennung orientieren sich am Eigeninteresse der Engagierten und sind 
individuell mit den Engagierten abzusprechen. Nur so kann der jeweiligen Motivation 
entsprochen werden. Hervorzuheben ist die Bedeutung der gesellschaftlichen Aner-
kennung, die mit einer breit angelegten Palette von Maßnahmen und Instrumenten zu 
einer nachhaltigen Würdigung, Anerkennung und Ermutigung bürgerschaftlichen En-
                                                 
668 Enquete-Kommission Bürgerschaftlichen Engagement (2002), S. 268. 
669 Olk, T. (2001). 
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gagements und damit zu dessen besseren Sichtbarkeit, Beachtung und Wertschätzung 
in der Gesellschaft beitragen würde.“671   
 
Das Instrument der Anerkennungskultur beinhaltet den Anspruch des respektvollen 
und würdevollen Umganges miteinander. Die Instrumente der Engagementförderung 
müssen den Strukturen der Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen, wie 
beispielsweise der Organisationsentwicklung, den Weiterbildungsangeboten, der Ko-
ordinierung und Unterstützung, angepasst sein.  Ehrenamtliche erwarten positive 
Rückmeldungen und Bestätigung, ein konstruktives Arbeitsklima und persönliche 
Entfaltungsmöglichkeiten in den Gruppen. Bürgerlich Engagierte erwarten eine sinn-
stiftende Freizeitbeschäftigung, verbunden mit positiven Erlebnissen in der Gruppe 
und Kenntnis- bzw. Kompetenzerweiterung.   
 
5.4 Pädagogische und gesellschaftliche Bedeutung ehrenamtlicher Bildungsarbeit 
Eine gesetzlich verankerte Aufgabe der Erwachsenen- und Familienbildung ist es, 
Menschen die Chance zu bieten, sich für die freie Entfaltung der Persönlichkeit und 
die Mitgestaltung der Gesellschaft erforderliche Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten anzueignen. Gleichzeitig werden zu dem Thema ‚Familie’ neue Schwerpunkte 
zum Miteinander der Generationen gesucht und Überlegungen zu den Thema ‚Ver-
trauen erneuern’ ausgesprochen.672 Diese Forderung stellt an Erwachsenen- und Fami-
lienbildungseinrichtungen den politischen Auftrag, sich intensiv mit den individuellen 
Entwicklungsmöglichkeiten einzelner und den Chancen gesellschaftlichen Engage-
ments zu befassen. Bildungseinrichtungen übernehmen hinsichtlich der gesellschaftli-
chen Bedeutung des Bürgerschaftlichen Engagements einen wichtigen Motivations- 
und Qualifikationsauftrag und sind gleichzeitig selbst Einsatzfeld ehrenamtlichen En-
gagements. 
      
Strukturen ehrenamtlicher Bildungsarbeit sind bislang wenig erforscht. Vorhandene  
weisen auf eine Art eigenständige Ermöglichungsstruktur bzw. auf den Eigen-Sinn der 
                                                 
671 Olk, T. (2001), S. 13. 
672 13. Württembergische Evangelische Landessynode. Herbsttagung 22. – 25. November 2004. 
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ehrenamtlichen Bildungsarbeit hin. 673 Ehrenamtliche Bildungsarbeit ist sowohl für 
die Adressaten der Bildungsarbeit als auch für die Ehrenamtlichen selbst ein spezifi-
sches pädagogisches und gesellschaftliches Lernfeld. 
 
Im Sinne des pädagogischen Eigen-Sinns sind ehrenamtliche Erwachsenen- und Fami-
lienbildner engagierte und motivierte Gemeindebürger mit guten Kontakten und funk-
tionierenden Netzwerken vor Ort. Bestimmte Grundorientierungen wie die Bedarfs- 
und Teilnehmerorientierung, das Anknüpfen an Alltagserfahrungen und Problemlagen 
der Bürger sind Motivation für das Engagement und bereits vorhanden, bevor sie 
(durch hauptberufliche Pädagogen) qualifiziert werden.  
 
Im Sinne des gesellschaftspolitischen Eigen-Sinns nehmen ehrenamtliche Erwachse-
nen- und Familienbildner öffentliche Funktionen vor Ort wahr, werden also zu einem 
Teil Gemeindeöffentlichkeit und Gemeindepolitik. Erwachsenen- und Familienbil-
dungsstätten bieten den Engagierten oftmals die erste Möglichkeit öffentlich zu spre-
chen, zu moderieren, zu kooperieren oder sich zu streiten. Engagierte treten aus ihrer 
Privatheit heraus bzw. nehmen politisch und bürgerschaftlich teil. Problematisch ist 
allerdings noch, dass den Engagierten der pädagogische und gesellschaftliche Stel-
lenwert ihrer Arbeit zu wenig bewusst ist.         
 
Beispiel: Seniortrainer 
Insbesondere der demographische Wandel wird die Gesellschaft nachhaltig ändern 
und regional unterschiedlich verlaufen. Das bislang beinahe brach liegende ‚soziale 
Kapital’ der wachsenden Bevölkerungsgruppe zwischen 50 und 100 Jährigen kommt  
durch Bürgerschaftliches Engagement zur Entfaltung. Parallel werden gängige Zerr-
bilder vom Alter abgebaut. Senioren sind Experten in eigener Sache und besitzen die 
Ressourcen des Alters wie Zeit, Lebenserfahrung, Wissen und Werte, die sie als 
Chance und Motor für zivilgesellschaftliche Veränderungen und Lebensqualitäten vor 
Ort674, in der Städten und Gemeinden in denen sie leben, einbringen können. Ältere 
                                                 
673 Z.B. das EU-Sokrates-Projektes zum Thema ‚Lernen im Ehrenamt’ des Rings Österreichischer Bil-
dungswerke. Brandstetter /Kellner (2000). 
674 Im Wettbewerb um Bevölkerungszahlen ist gelungene Seniorenpolitik als Handlungsebene der 
Stadtentwicklung ein weicher Standortfaktor. Ältere Menschen werden dabei im Kontext ihrer Mög-
lichkeiten betrachtet, die den tief greifenden Strukturwandel aktiv mitgestalten. Pflegebedürftigkeit, 
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bringen besondere Qualitäten ein wie komplexe Aufgaben zu lösen, offen zu sein für 
alternative Lösungen (weniger Eigenbetroffenheit, stärkere Toleranz), Entscheidungs-
prozesse zu optimieren, eigene Möglichkeiten und Grenzen zu erkennen, Lebens- und 
Berufserfahrung einzubringen und subjektive Faktoren realistischer zu beurteilen. 
Mehr Partizipation verändert die neue, positive, soziale Verantwortungsrolle älterer 
Menschen, was zu neuer Alltagssolidarität innerhalb aller Generationen und gesell-
schaftlichen Gruppierungen beiträgt.  Engagementbereitschaft und Ideenreichtum älte-
rer Menschen brauchen Strukturen, Projekte, Konzepte, Transparenz, Öffentlichkeits-
arbeit, Tätigkeitsfelder, Kooperationen und stützende Netzwerke, die die produktive 
Einbindung älterer Generationen in die Gesellschaft fördern. Engagierte benötigen die 
Motivationskomponenten Sinn, Freude, Persönlichkeitsentwicklung und Selbstentfal-
tung. Nicht die Bürgerpflicht oder moralisches Pflichtbewusstsein sondern Spaß und 
Sinn sind die Antriebsfedern. 
   
Die Erfolgsfaktoren sind:675
o Ein Paradigmenwechsel des Altersbildes. 
o Das Recht der Älteren auf Teilhabe an der Gestaltung des Lokalen. 
o Die Entwicklung konkreter, an den Interessen Älterer orientierter Verantwortungsrollen im individuellen Alltag. 
o Selbstentfaltung  engagementbereiter Menschen ermöglichen. 
o Raum für selbständiges Handeln und Entscheiden schaffen. 
o Flexibilität des Zeitrahmens für bürgerschaftliches Engagement sichern. 
o Die älteren Menschen frühzeitig an der Festlegung von Zielen und Strategien beteiligen. 
o Chancen zum jederzeitigen Widerausstieg geben. 
o Mobilitätsbedürfnis im Engagement berücksichtigen. 
o Keine Rolle als Lückenbüßer schaffen, sondern verantwortliche Mitwirkung sichern. 
o Gruppen und Teams als Handlungsebenen im bürgerschaftlichen Engagement stärken und stützen. 
o Offene Netzwerke als Aktivierungsbedingungen schaffen und strukturieren. 
o Öffnung von Institutionen, Vereinen, Verbänden von Grund auf für ein bürgerschaftliches Engagement. 
o Räume und Treffpunkte, sowie deren technische Ausstattung für eigenständiges Handeln bereitstellen. 
o Aktivierende Führungsleistungen bereithalten (personelle, finanzielle und logistische Ressourcen für ein Pro-
jekt- und Konzeptmanagement schaffen). 
 
                                                                                                                                            
sinkende Mobilität und abnehmendes Sehvermögen nehmen Einfluss auf die Planung der Infrastruktur 
wie z.B. Zunahme an flexiblen, dezentralen, stationären Betreuungs- und Versorgungsangeboten, 
Schaffung kurzer Wege usw.   
675 Bischoff u. a. (2005), S. 19, vgl. Vogel, Hans-Josef, Bürgermeister der Stadt Arnsberg – Leitbild 
Bürgerkommune – Die Selbstorganisation in der Stadt des langen Lebens. 
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Bürgerschaftliches Engagement benötigt selbstbewusste Akteure. Wissenschaftlich 
fundierte Angebote entstehen auf der Grundlage einer Bedarfsanalyse. Es entstehen 
zusätzliche Angebote, Projekte und Aktivitäten zur Stärkung der Jugend, der Unter-
stützung der Familien, der Erleichterung der Integration ausländischer Mitbürger, der 
Begleitung beim Berufsstart, dem Ausbau von Patenschaften und Netzwerken für 
hilfs- und pflegebedürftige Mitbürger, zum Anregen eines übergreifenden Dialogs der 
Generationen u. v. m.676 Je nach Interesse stellen Engagierte ihr Erfahrungswissen zur 
Verfügung und übernehmen die Verantwortungsrolle als Unterstützer und Berater, als 
Initiator neuer Projekte, als Vernetzer  im Gemeinwesen oder als Teamkoordinator 
und Moderator, wobei diese Rollen nicht starr voneinander zu betrachten sind. Er-
wachsenen- und Familienbildungsstätten sind dabei für die ‚Qualifikation der Senior-
trainer’677 zuständig. Die Reflexion des Erfahrungswissens, die Überprüfung und 
Weiterentwicklung des konkreten Anwendungsbezuges unter Einbeziehung kommu-
naler Bedarfslagen und Selbstorientierungsfähigkeit werden angeregt und gefördert. 
Ziel ist es, Engagierte in ihrem Rollenfindungsprozess und ihrer Lernbereitschaft zu 
unterstützen.  
 
Seniorentrainer sollen sich nach der Weiterbildung, je nach Voraussetzungen und Fä-
higkeiten, in bestehenden Einrichtungen, Organisationen, Verbänden oder Vereinen 
als Multiplikatoren  engagieren. Weiterbildungsangebote orientieren sich auf:678
o Erfahrungswissen: Seniortrainer sollen an ihrem eigenen Erfahrungswissen ansetzen können. Dies kann berufli-
ches Vorwissen sein, aber auch allgemeine Lebenserfahrung, Familienarbeit oder Erfahrungen aus freiwilligem 
Engagement. 
o Organisationskompetenzen: Er sollte Projekte aufbauen und sein Wissen in geeigneter Weise weitergeben kön-
nen. 
o Sozialkompetenz: Empathie, Kommunikations- und Konfliktfähigkeit können in Gruppenarbeit oder Gruppen-
moderation erworben werden. 
o Lust auf Neues: Er sollte bereit sein, sein Erfahrungswissen in neuen Formen und Kontexten weiterzugeben. 
o Engagementbereitschaft: Er sollte bereit sein, sich längerfristig zu engagieren. 
o Bereitschaft zur Selbstorganisation und zur Teamarbeit: Er soll in der Lage sein, eigenständig Strukturen zu 
schaffen, die eine große Beteiligung und Vernetzung ermöglichen. Schlüsselqualifikationen wie Teamfähigkeit, 
konstruktives Zusammenarbeiten mit unterschiedlichen Personen, das Austragen möglicher Konflikte und das 
‚gemeinsame stemmen’ komplexer Projektvorhaben sind zu erlernen. 
                                                 
676 Vielfältige Beispiele: www.isab-institut.de/upload/Aktuelles/PDF/ISAB-Bericht_Nr90.pdf
677 Informationen zum Kurskonzept: www.seniorentrainer.de  
678 Bischoff u. a. 2005, S. 65: www.isab-institut.de/upload/Aktuelles/PDF/ISAB-Bericht_Nr90.pdf
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o Kompetenz und Offenheit gegenüber neuen Kommunikationsformen müssen erlernt werden.  
 
Umgekehrt können auch bürgerschaftlich Engagierte in Bildungseinrichtungen aktiv 
mitarbeiten z.B. als Inputgeber und Gestalter bestimmter Kurseinheiten. Die parallele 
Weiterentwicklung einer offenen, lokalen und vernetzten Engagementstruktur aller  
Institutionen, Organisationen, Unternehmen und Entscheidungsträgern fordert ein 
hohes Maß an Informations- und Überzeugungsarbeit. Freiwilligenagenturen679 zeigen 
sich für die Gewinnung, Begleitung, Beratung und Unterstützung der Engagierten 
verantwortlich. Sie stehen dabei im engen Austausch mit der Bildungseinrichtung.  
 
Menschen als Experten in eigener Sache für bürgerschaftliches Engagement zu be-
geistern ist nicht immer leicht und manchmal auch ein konfliktträchtiger Prozess, der 
von Teamkonflikten, Konkurrenzdenken oder mangelnden Absprachen zwischen 
Team, Vorständen und anderen Akteuren geprägt ist. Insbesondere bestimmte Regula-
rien und Abläufe in den Verwaltungen, gewachsene Strukturen als auch Denk- und 
Handlungsweisen von Mitarbeitern, Vorständen und anderen Akteuren in Erwachse-
nen- und Familienbildungsstätten müssen neu hinterfragt werden.    
 
2.2. Unternehmerisches Ehrenamt 
 
2.2.1 Begriffsklärung und Entwicklung 
Die institutionelle Welt des bürgerschaftlichen Engagements wird in erster Linie 
durch gemeinnützige Organisationen geprägt, wobei Wirtschaft und Staat immer als 
das Gegenüber des bürgerschaftlichen Engagements als Dritter Sektor betrachtet wird. 
Dabei scheinen Profit-Making-Organisations (PMO) und Nonprofit-Organisationen 
(NPOs) im engen, sogar wechselseitigen Zusammenhang hinsichtlich ihrer Probleme 
bzw. Problemlösungen zu stehen, denn es liegt nahe - 
(1) dass PMOs und NPOs gleichermaßen mit sozialen und ökonomischen Herausforderungen konfrontiert wer-
den, 
(2) dass beide mit Zweckerreichung und Bestandssicherung grundsätzlich ähnliche Problemlagen aufweisen, 
                                                 
679 Einen Überblick über Rolle und Aufgaben der Agenturen für Bürgerengagement: 
www.seniortrainer.de (im Bereich ‚Öffentlichkeitsarbeit und Berichte) 
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(3) dass diese Problemlagen komplementär zueinander stehen, und zwar insofern, als bei den einen soziale 
Zweckerreichung und ökonomische Bestandssicherung, bei den anderen hingegen ökonomischer Zweckerrei-
chung und soziale Bestandssicherung im Mittelpunkt stehen, 
(4) dass sowohl Profits als auch Nonprofits angesichts dieser Dualitäten in eine Dilemmasituation geraten, 
(5) dass auf beiden Seiten bereits erste Maßnahmen ergriffen wurden, die zu einer gegenseitigen Annäherung 
geführt haben und die Grenzen nicht mehr unüberbrückbar erscheinen lassen, 
(6) dass zum Teil unsicherheitserzeugende Interdependenzen das Verhältnis zwischen beiden Organisationstypen 
bestimmen. 
Quelle: Pankau, E. (2002), S. 124. 
  
Das Institutionensystem der Sozialen Marktwirtschaft setzt auf den Unternehmer als 
selbst- und mitverantwortlichen Bürger. Seit der Globalisierungsdiskussion steht die 
regionale und soziale Verantwortung von Unternehmen im Mittelpunkt wirtschafts-
ethischer Fragen. Der Begriff ‚soziale Verantwortung’ ist nicht klar definiert und um-
schreibt in erster Linie ein ‚mehr’ an humanen, ethischen und transparenten Manage-
mentprinzipien680, die über das Übliche hinausgehen. Die Europäische Kommission 
hat in ihrem Grünbuch 2001 „Rahmenbedingungen für die soziale Verantwortung von 
Unternehmen“ festgelegt. Corporate Social Responsibility681 ist demnach ein Kon-
zept, dass den Unternehmern als Grundlage dient, auf freiwilliger Basis soziale Be-
lange und Umweltbelange in ihre Unternehmenstätigkeit und in die Wechselbezie-
hungen mit den Stakeholdern, Mitarbeitern, Aktionären, Konsumenten und Zuliefe-
rern zu integrieren. Demnach erstrecken sich die Aktivitäten der Unternehmen, neben 
der Förderung des Humankapitals, der Umwelt und der Beziehungen zu anderen Sta-
keholdern auch auf innerbetriebliche verantwortungsbewusste Unternehmenspraxis 
wie beispielsweise eine nicht diskriminierende Einstellungspolitik. Corporate Citi-
                                                 
680 Nach Hamel, G. (2001) müssen Unternehmen heutzutage, im „Zeitalter der Revolution“, tragfähige 
flexible Geschäftsmodelle entwickeln, zu denen u. a. sozial-ökonomische Allianzen zählen.   
681 Mehr zum für und wieder der sozialen Verantwortung bei Ulrich, P. (1977), S. 214 ff. Insbesondere 
hat die Diskussion um soziale Verantwortung ihre Fortsetzung in der Wirtschafts- und Unternehmens-
ethik gefunden. Auch wenn bislang konkrete Umsetzungsvorschläge fehlen, erkennen immer mehr 
Profit-Organisationen die Notwendigkeit eines gesellschaftsbewussten Handelns. Das vorherrschende 
Gewinnprinzip wird durch eine stärkere Berücksichtigung nicht-ökonomischer Sachverhalte relativiert. 
Die Unternehmensethik wird somit zum Regulativ unternehmerischen Handelns, zu einem Instrument 
der Konfliktlösung. Pankau, E. (2002), S. 112.   
‚Corporate Social Responsibility’ oder ‚Business Corporate Social Responsibility dienten ursprünglich 
als Label für solche ethischen Programme oder Modelle. Sie dienen als ‚Dach’ bzw. die übergeordnete 
Leitidee des Engagements für weltweite Gerechtigkeit, nachhaltige Entwicklung, schonender Umgang 
mit Ressourcen und die Verbesserung der Lebensbedingungen zukünftiger Generationen. Corporate 
Citizenship – unternehmerisches Engagement – ist als Instrument dazu zu betrachten. 
Mutz/Korffmacher/Arnold (2001).    
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zenship (CCS) erweitert das CSR-Konzept um die Übernahme von Sozialverantwor-
tung im Rahmen des Engagements in der Gesellschaft im weitesten Sinne wie bei-
spielsweise Sponsoring, Schenkungen, kostenlose Dienste, Mitarbeiterfreistellungen, 
Stiftungsgründungen oder der Förderung regionaler Projekte. Unternehmer sollen 
nicht nur Ressourcen schöpfen sondern auch als ‚guter Bürger gesellschaftliches En-
gagement signalisieren. 
 
Bereits in der Vergangenheit übernahmen hierzulande typische mittelständische  Un-
ternehmen, die vor Ort verwurzelt sind und eine natürliche Neigung zu gesellschaftli-
chem Engagement haben, die zentrale Rolle für die Finanzierung, Organisation und 
Dynamik der Bürgergesellschaft. Unternehmen können in vielfältiger Weise soziale 
Integration und soziales Kapital bewirken und gleichzeitig bürgergesellschaftliche 
Züge tragen. Das CSR-Konzept zielt darauf ab, ein ethisch verantwortungsvolles Ver-
hältnis zu den Kunden und Geschäftspartnern aufzubauen, das stabiler ist als der rein 
wirtschaftlich motivierte Zusammenhalt. Innerhalb des Unternehmens kann das Bür-
gerschaftliche Engagement der Mitarbeiter gefördert und  neue Lern- und Engage-
mentfelder etabliert werden. Mit dem Begriff ‚Corporate Citizenship’ wird die nach-
haltige Mitverantwortung des Unternehmers hinsichtlich gesellschaftlicher Themen 
beschrieben. In der Kultur der USA ist CCS traditionell moralisch begründet als ‚gi-
ving back to the community’, wobei es aber auch zur Steigerung der wirtschaftlichen 
Fähigkeit beiträgt. Von amerikanischen Unternehmern wird CCS als strategisches 
Handlungs- bzw. Managementkonzept und Querschnittsaufgabe aktiv in allen betrieb-
lichen Funktionen und Abteilungen eingesetzt und beinhaltet den Einsatz entschei-
dender Ressourcen wie Geld, (Mitarbeiter-) Zeit und unternehmerische Kreativität. So 
genannte lokale Cares-Organisationen682 entwickeln und begleiten passende Freiwilli-
genprogramme und unterstützen Partnerschaften zwischen Unternehmen und sozialen 
Einrichtungen.  
 
                                                 
682 Diese Agenturen arbeiten als privatwirtschaftliche Unternehmen und erschließen sich ihren eigenen 
Markt. Gute, gemeinsam entwickelte Ideen, bewusste regional geplante Roundtable-Gespräche mit 
Erfahrungsaustausch, maßgeschneiderte Öffentlichkeitsarbeit, die gezielte Zusammenführung von Part-
nern als auch die Sicherstellung der Nachhaltigkeit des unternehmerischen Bürgerengagements stellen 
die Grundlage der Arbeit dar. Hierzu werden besondere kommunikative Kompetenzen benötigt, die  die 
bereichsübergreifende Zusammenarbeit ermöglicht.  
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5.2.1 Wirtschaftliche und politische Herausforderungen 
Globalisierung und Individualisierung prägen das gesellschaftliche Umfeld von Un-
ternehmen im 21. Jahrhundert. Auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene 
sind Unternehmen mit völlig neuen Problemstellungen und Herausforderungen kon-
frontiert, die sich nicht mehr mit den hervorgebrachten Instrumenten staatlicher Regu-
lierung oder diplomatischer Vereinbarungen bearbeiten lassen.  
 
Die berufliche Tätigkeit dient heute nicht nur dem Gelderwerb. Jeder einzelne Mitar-
beiter muss sich mit seiner Arbeit identifizieren können und von dem herzustellenden 
Produkt als auch von dem Unternehmen überzeugt sein. Gleichzeitig beschreiben 
Begriffe wie ‚Arbeitsbereicherung’, ‚Arbeitserweiterung’ oder ‚Zunahme der Disposi-
tionsspielräume’ zukünftige Trends, die vom Mitarbeiter Breitenqualifikationen, Ü-
bersichtswissen, Vernetzungsfähigkeit und Entscheidungsfreiheit hinsichtlich kom-
plexer Systeme fordern. Diese gehen mit veränderten Unternehmensleitlinien einher, 
die interkulturelle, soziale und ökologische, berufliche Kompetenzen, Verantwor-
tungsübernahme, soziale Eingebundenheit, Selbständigkeit und Autonomie erzielen 
wollen. Unternehmen betrachten sich selbst, insbesondere wegen des ökonomischen 
Erfolges, auch als soziales System, in dem der kulturelle und soziale Lebenszusam-
menhang der Mitarbeiter als auch der Mitarbeiter als Individuum und nicht nur als 
Auszuführender spezialisierter Arbeiten eine Rolle spielt. Große Konzerne stehen vor 
integrativen Herausforderungen der Globalisierung, internationaler Projekte und mul-
tikultureller Belegschaft.     
 
Der gesetzliche Hintergrund für unternehmerische soziale Verantwortung besteht 
nicht nur im Artikel 14 Abs. 2 des Grundgesetzes, indem der Grundsatz „Eigentum 
verpflichtet“ beschrieben wird. Das umweltbewusste Verhalten der Verbraucher be-
stimmt in vielen Teilen das Konsumentenverhalten,683 welches wiederum abhängig ist 
vom Image der Unternehmen. Unternehmen, welche die Umwelt verschmutzen z.B. 
Esso oder Kinder als billige Arbeitskräfte z.B. Nike ausbeuten verspielen ihren Unter-
nehmenserfolg, insbesondere in den Zeiten von Übernahmen und Fusionen. Die Ver-
                                                 
683 Der moderne Konsument drückt über seine Kaufentscheidungen, Einstellungen und Überzeugungen 
aus. Bei der Verbraucherzentrale, Fernsehbeiträgen wie beispielsweise WISO, MARKT und anderen 
Medien oder beim Handel an der Börse spielt der Nachhaltigkeitsgedanke eine immer größere Rolle.  
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pflichtung führender Unternehmen auf das Nachhaltigkeitskonzept beweißt, dass sie 
sich (zumindest formal) zur Vernetzung der drei Dimensionen Ökologie, Soziales und 
Ökonomie bewusst entscheiden. Ethisch verantwortungsbewusstes, öffentlich akzep-
tiertes Handeln zeichnet sich dadurch aus, dass geschäftliche Aktivitäten legitime An-
sprüche und moralische Rechte der Shareholder als Kapitaleigentümer und der Stake-
holder mit dem Erfolgsstreben im Einklang gebracht werden. In diesem Zusammen-
hang wird auch vom Management des sozialen Kapitals in unternehmensbezogenen 
interpersonalen Netzwerken gesprochen. Zukunftsfähigkeit und Wachstum von Un-
ternehmen orientieren sich gleichberechtigt an Shareholder Values und Sustainability 
als nachhaltiges Konzept zum Aufbau von Vertrauensressourcen. Für Firmen und ihre 
Entscheidungsträger können die Folgen der Vernachlässigung negativ Betroffener 
noch Jahre später auf das Unternehmen negativ zurückwirken. Nach der dritten For-
mel des kategorischen Imperativs von Kant wird gefordert: 
„Handle so, dass du die Menschen sowohl in deiner Person, als auch in der Person eines jeden andern jederzeit 
zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel brauchst“ 
Quelle: Kant zitiert nach Thielemann/Breuer 2000, S. 7    
 
Zu bedenken ist dabei, dass moralische Probleme als auch ethische und soziale Ver-
antwortung in Unternehmen nicht philosophisch diskutiert sondern in die Sprache der 
Organisationsentwicklung transferiert werden muss. 
„Als unternehmerisches Bürgerengagement werden Aktivitäten bezeichnet, mit deren Hilfe Unternehmen selbst in 
ihr gesellschaftliches Umfeld investieren und ordnungspolitische Mitverantwortung übernehmen. Sie helfen mit, 
Strukturen bereichsübergreifender Zusammenarbeit und Soziales Kapital aufzubauen, um zusammen mit Partnern 
aus anderen gesellschaftlichen Bereichen (Bildungs-, Sozial- und Kultureinrichtungen, Bürgerinitiativen und 
NGOs684, Verbänden, Politik, anderen Unternehmen etc.) konkrete Probleme ihres Gemeinwesens zu lösen. In 
diesen Prozess bringen sie nicht nur Geld, sondern alle ihre Ressourcen – also Mitarbeiterengagement, fachliches 
Know-how und Organisationskompetenz, Informationen etc.- ein.“685   
                                                 
684 NGOs (Non Govermental-Organisationen) werden als eine besondere Art von NPOs verstanden, die 
international handeln und sich mit Problemen beschäftigen, die jenseits der Grenzen des eigenen Natio-
nalstaates liegen. NGOs sind laut ‚Union of International Associations’ (UIA) von folgenden Merkma-
len gekennzeichnet: 
o internationale Mitgliedschaft, Finanzierung und Tätigkeit (aus mindestens drei Staaten); 
o Vorhandensein eines Wahlmechanismus des Exekutivskommitees, eines Hauptsitzes und fester Mit-
arbeiter: 
o Unabhängigkeit vom Einfluss anderer (insbesondere von Staaten) oder der Dominanz der Mitglieder 
nur eines Staates; 
o Gründung durch private Initiative. 
Die Grenzen zwischen den einzelnen Organisationstypen sind fließend. 
685 Habisch, A. (2003), S. 58. 
 - 264 -
 Zum Mitbürger wird ein Unternehmen erst durch die Anerkennung der Bürger und der 
Kooperation mit ihnen. Das Leitbild der bürgergesellschaftlichen Verantwortung setzt 
ein tief verankertes Selbstverständnis und die Selbstbindung an klar definierte und 
ethisch verankerte Geschäftsprinzipien ‚ohne Doppelmoral’686 im Unternehmen vor-
aus. Dies gilt als Bürger und beim Umgang mit Mitarbeitern, Kunden und weiteren 
Beteiligten nach innen und nach außen. Unter ‚unternehmerisches Bürgerengagement’ 
wird das gesamte ‚gemeinwohlorientierte Handeln’ des Unternehmens gefasst. Hier-
bei lösen Unternehmen mit mindestens einem Partner aus einem anderen gesellschaft-
lichen Bereich gesellschaftliche Probleme. Die entsprechende Aktivität betont den 
gemeinnützigen Charakter, der zwar wirtschaftliche Vorteile bringt, aber nicht explizit 
auf diese abzielt. Vorteile der Unternehmen durch CC sind z.B.: 
 
o Vom Arbeitgeber initiiertes Engagement fließt als gezielte Maßnahme in das Management-Trainee-Programm 
oder in den Change-Management-Prozess ein. 
o Aufzeigen des im Unternehmen vorhandenen moralischen Verantwortungsbewusstseins für benachteiligte Men-
schen. 
o Sicherung des eigenen Umfeldes durch Investitionen in die Gemeinschaft. 
o Wunsch nach einem positiven Image in der Öffentlichkeit und im unternehmerischen Umfeld. 
o Förderung von Loyalität und Moral in der Mitarbeiterschaft. 
o Verbesserung der Personalqualität, Ausbau der soft Skills und Erhöhung der Chancen auf dem Personalmarkt. 
o Sensibilisierung für neue Trends auf den Märkten und in der Gesellschaft, dabei fungieren Mitarbeiter als 
Trendscouts. 
o Leichtere Realisierung kommerzieller Produkte, da mit dem Herstellernamen bestimmte (soziale) Leistungen 
und Aktivitäten assoziiert werden. 
o Intensivierung der Kooperationsbeziehungen zu den Lieferanten und Kunden. 
Quelle: Zeller, M. 2003, S. 75 
 
Im Vordergrund stehen aber außerökonomische Motive des Unternehmers als ‚Corpo-
rate Citizen’, der ‚wohltätigen Zwecken’687 dient und ‚externen Instanzen’ zugute 
kommt. Das bedeutet, dass die Ziele der Kunden- und Mitarbeiterzufriedenheit vor-
rangig oder zumindest gleichrangig zum Ziel der Gewinnmaximierung stehen sollen. 
CCS-Projekte haben wechselseitige Vorteile für Unternehmen, Unternehmenspartnern 
                                                 
686 Die damit verbundenen Steuerprivilegien der Unternehmen wie Spendenabzug oder Abschrei-
bungsmöglichkeiten sind legitime, vom Staat geschaffene Anreizsysteme, auf die hier nicht weiter 
eingegangen wird.  
687 Angelehnt am Gemeinnützigkeitsrecht 
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und gesellschaftlichem Umfeld, wobei eine Trennung zwischen ‚Eigennutz’ und ‚Ge-
meinwohl’ unmöglich ist. Sie nutzen zum einen der Gesellschaft, andererseits jedoch 
auch dem engagierten Unternehmen in vielfältiger Weise.688 Vorteile von CC für die 
Gesellschaft im Allgemeinen sowie für die Erwachsenen- und Familienbildungsstätte 
liegen bei… 
 
o …der Zunahme von Freiwilligenarbeit und Anerkennung der erbrachten Leistungen, 
o …der erleichterten Akquise von Spenden in den Organisationen durch verbesserte Öffentlichkeitsarbeit sowie 
einer Erhöhung des Bekanntheitsgrades, 
o …Lerneffekten und einer Professionalisierung der Arbeit durch Erfahrungsaustausch zwischen sozialen Organi-
sationen und Unternehmen, 
o …einer damit verbundenen besseren Verbindung zu anderen Unternehmen zur Bewältigung von Problemen, 
o …dem Ausbau von Netzwerken und der Infrastruktur in den Einrichtungen, 
o …der Verbesserung von Managementkompetenzen in sozialen Einrichtungen, 
o …dem Überdenken von Unternehmenszielen, 
o …der Zunahmen sozialer Sensibilität und Empathie; Menschen und Umwelt werden wieder stärker in den Mit-
telpunkt gerückt, 
o … die Aufwertung des räumlichen Umfeldes und damit verbunden einer höheren Lebensqualität, 
o … einem Anwachsen des Bekanntheitsgrades des Arbeitsfeldes, 
o … dem Imagegewinn für die sozialen Einrichtungen durch Teilnahme an einem innovativen Projekt, 
o … dem frischen Wind, der durch Menschen mit anderen Erfahrungshintergründen in die Einrichtungen kommt 
und dem Hinterfragen von Arbeitsabläufen, 
o … einem anderen Blickwinkel der Mitarbeiter für ihre Arbeit, 
o … der Abwechslung und neuen Erlebnissen.   
Quelle: Zeller, M. (2003), S. 84 f. zitiert nach Aktion Gemeinsinn e.V. (2002), S. 46 f.; Schöffmann (2001), S. 108 f.; Ja-
ning/Bartjes (2000). 
 
Insbesondere im Zuge der Globalisierung gewinnt CCS und die damit verbundene 
kollektive Selbstbindung an Bedeutung, denn die Investition in soziales Kapital för-
dert die Verbesserung der Spielregeln und wird so zum zentralen Instrument der Absi-
cherung ‚konstitutioneller Interessen’. Nachhaltiges Lösen vorhandener Ordnungs-
probleme durch kontinuierliche Zusammenarbeiten als Bürger in Netzwerken sorgt für 
die Stärkung wichtiger Gruppen im Sinne des Empowerments, bietet dem Unterneh-
                                                 
688 z.B. Politikkontakte, Reputation, Mitarbeitermotivation, Gewinnung von Informationen und Know-
how, Lernprozesse und Aufbau Sozialen Kapitals, Unternehmensbewertung an den Finanzmärkten, 
Fusionsmanagement und Lobbying (Habisch, A. 2003, S. 59) ; mehr zum Thema ‚Macht des Lobbyis-
mus’: www.Brackmann_-_Macht_des_Lobbying.pdf  
 - 266 -
men Standortsicherheit und somit eine Steigerung des Marktwerts und der Investiti-
on.689
 
CCS-Projekte690 haben, neben der politischen und gesellschaftlichen Außenwirkung, 
auch personalpolitische Effekte, insbesondere dann, wenn sie möglichst viele Mitar-
beiter informieren oder integrieren. Die damit verbundene hohen gesellschaftlichen 
Reputation, das öffentlich wahrgenommene soziale und ökologische Verantwortungs-
bewusstsein des Unternehmers bzw. Arbeitgebers wirkt sich positiv auf die Arbeitszu-
friedenheit, den Teamgeist und die Zusammenarbeit mit unternehmensexternen Part-
nerorganisationen aus. Eine besondere Bedeutung erhält auch die Zunahme an sozialer 
Kompetenz beim Personal, insbesondere beim Einsatz des Mitarbeiters in der Erwach-
senen- und Familienbildungseinrichtung. Der Tatbestand wird insbesondere bei Füh-
rungskräftetrainings im Rahmen von ‚Secondment’ genutzt. Über mehrere Wochen 
oder Monate kann der Teilnehmer innerhalb der Bildungseinrichtung sein Erfah-
rungswissen erweitern, gewinnt an menschlicher Reife, lernt die Arbeit unter Low-
kost-Bedingungen in anderen Denk- und Wertewelten kennen. Bildungsstätten hinge-
gen nutzen die Ressourcen des Teilnehmers hinsichtlich seiner Professionalität und 
Managementkapazität. Gewinner auf beiden Seiten lernen voneinander. So können 
auch kleinere Projekte z.B. als Alternative zu einem Betriebsausflug oder im Rahmen 
einer Fortbildungsaktion große Wirkungen erzielen. Teilnehmer lernen die komplexe 
Wirklichkeit der eigenen Gesellschaft vor Ort kennen, d.h. sie informieren sich nicht 
nur über die Erwachsenen- und Familienbildungsstätte in der gleichen Straße, sondern 
arbeiten auch an sich selbst, entdecken die unmittelbare Lebens- und Lernwelt z.B. 
der Familien und das Gefühl, sich um das Wohl der Mitmenschen zu kümmern, sehen 
die Professionalität anderer Berufsgruppen und entwickeln ein wechselseitiges Ver-
ständnis füreinander. Insbesondere ist diese Form der Zusammenarbeit ideal für Mit-
arbeiter, die an wechselnden Standorten mit umziehenden Angehörigen eingesetzt 
werden bzw. in Krisensituationen oder bei Zusammenschlüssen von Unterneh-
men691.692       
                                                 
689 Habisch, A. (2003), S. 62 ff. 
690 Siehe auch betriebliche Freiwilligenprogramme zum Konzept des ‚Corporate Volunteering’ bei 
Halley (1999); Schubert / Littmann / Tingler (2002), VIS a VIS Agentur für Kommunikation (2001). 
691 Bis zu 70% der Firmenzusammenschlüsse scheitern an internen Widerständen, fehlendem Vertrauen 
und an der Zusammenführung verschiedener Unternehmenskulturen. Habisch, A. (2003), S. 69. 
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 Der Reputationsgewinn durch CCS ist für alle Beteiligten von hoher Bedeutung. Be-
sonders kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind abhängig vom gesellschaftli-
chen Umfeld vor Ort. Staatliche Institutionen spielen für Mittelständler eine zentrale 
Rolle als Vertragspartner und Kunden. Hinzu tritt, dass die lokale Verwaltung und 
Politik die Rahmenbedingungen für den Mittelstand festlegen und auch der private 
Kunde vor Ort eine bedeutende Rolle für das Unternehmen spielt. Viele mittelständi-
sche Unternehmen kennen bewährte Instrumente der Entwicklung der Reputation und 
der kooperativen Grundstimmung seit Generationen und verfügen über viele Mög-
lichkeiten der Engagementförderung. Bewusst fördern sie den Aufbau in der für sie 
relevanten Teilöffentlichkeit. Durch CCS-Projekte können Unternehmen Vertrauen 
aufbauen und Identität stiften. Von der Auswahl des zu lösenden Problems oder der 
des Kooperationspartners gehen Signalwirkungen auf Dritte aus. Dieses, aber auch die 
verschiedenen Dimensionen und Funktionen der Unternehmen, Verhaltenserwartun-
gen, Wertvorstellungen und gegenseitige Interessen müssen bei der Initiierung der 
Projekte bedacht werden. 
 
Unternehmen können durch CCS-Projekte auch Informationen gewinnen, die die 
Sichtweisen, Wertvorstellungen, Erfahrungen, gesellschaftliche Positionen, Kulturen 
und Perspektiven von Geschäftspartnern, Kunden oder Entscheidungsträgern wider-
spiegeln. Zudem werden auch neue Erfahrungen gemacht und Informationen neu ge-
neriert. Wissen lässt sich ansonsten nur schwerlich professionell beschaffen. Hinzu 
tritt, dass sich die Gesellschaft bei steigender Professionalität, Spezialisierung und 
Arbeitsteilung in immer mehr Teilkulturen zeigt, in der Selbstbestimmung und die 
Verantwortung für sich und seine Region eine sehr hohe Priorität einnimmt und die 
passgenaue Informationsgewinnung immer wichtiger wird. Interessant sind Projekte, 
in denen Erwachsene oder Familien als potentielle Nutzergruppen in die Entwicklung 
mit einbezogen werden. Sie können bereits im Vorfeld wichtige Informationen über 
ihre Bedürfnislage und der relevanten, sich immer dynamischer verändernder Umwelt 
                                                                                                                                            
692 In den USA existieren auch betriebliche Freiwilligenprogramme unter Einschluss der Familie des 
Mitarbeiters (familiy volunteering). Vorteile sind, dass sich ganze Familien der Mitarbeiter  untereinan-
der kennen lernen. Der gemeinsame familiäre Einsatz für beispielsweise ein soziales Problem oder für 
das gemeinsame Anlegen eines Gartens eröffnet die Basis des gemeinsamen Kennenlernens und auch 
der Hinführung der Kinder zum bürgerschaftlichen Engagement.   
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geben, die der Fachmann, vermutlich aufgrund seiner Professionalität, kaum alleine 
gewinnen könnte. Dies bedeutet für umweltsensible Unternehmen die sich als ‚lernen-
de Organisation’693 begreifen die Möglichkeit einer frühzeitige Anpassung bzw. Um-
stellung ihrer Angebote auf aktuelle Bedarfe.  
 
Die Nutzendimension von unternehmerischem Bürgerengagement ist vielschichtig 
und setzt neue Akzente hinsichtlich der Relevanz für die Demokratie. Es unterstreicht 
nicht nur die Komponenten der Personalentwicklung oder der Öffentlichkeitsarbeit 
der Unternehmen oder Bildungsstätten sondern ist als lebendiger Beitrag zu einer le-
benswerten Gesellschaft zu betrachten und weiterzuentwickeln. Nachhaltigkeit, 
Selbstverwirklichung und soziale Identität entstehen so durch die verantwortungsvolle 
Teilhabe an einem gerechten Gemeinwesen. Dieser Kerngedanke eines auf Nachhal-
tigkeit angelegten Modernisierungsszenarios von Unternehmens- und Kommunikati-
onsstrategien oder Personalentwicklungskonzepten steht im engen Zusammenhang zu 
verbindlichen Bewertungskriterien unternehmensethischer Verantwortung. Beispiels-
weise werden dabei folgende Indikatoren bewertet: 
 
o Arbeitnehmerinteressen: Betriebsrat, Zahl der Arbeitsunfälle, Aus- und Weiterbildung, Teilzeitkonzepte, Ausbil-
dungsplätze, Gesundheitsvorsorge sowie Freizeit- und Sportförderung. 
o Frauenförderung: Frauenanteil im Unternehmen, Angebote zur Personalentwicklung (zum Beispiel zur Wieder-
eingliederung, zum Erziehungsurlaub, Maßnahmen gegen sexuelle Belästigung etc.). 
o Informationsoffenheit: Qualität und Zugang zu Unternehmenspublikationen sowie Stellungnahme zu kontrover-
sen Themen. 
o Verbraucherinteressen: Qualitätssicherungsmaßnahmen, Umgang mit Kunden und Reaktion auf Reklamation 
und Anfragen. 
Quelle: Zeller, M. (2003), S. 91. 
 
Insbesondere international tätige Unternehmen tragen durch Sozial- und Umweltstan-
dards zu Wohlstand und Kaufkraft im jeweiligen Land bei.  
 
Am unternehmerischen Bürgerengagement wird auch die Hoffnung geknüpft, dass 
sich hier in Netzwerken bereichsübergreifender Zusammenarbeit neue Selbststeue-
rungs- und Selbstbindungskräfte entwickeln. Sie sollen helfen, den wachsenden globa-
                                                 
693 Senge, P. (1994). 
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lisierungsbedingten Problemdruck bei gleichzeitig zurückgehenden Ordnungspotentia-
len des Staates zu überwinden.  Politisch geht es dabei nicht direkt um Tugend und 
ethische Ziele, sondern um ordnungsstiftende Potenzen hinsichtlich der Vergreisung 
des (Leviathan)694Staates.  
 
CC schlägt die Brücke zur nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Schaffung Sozialer 
Ordnung. Durch eine einseitige Entwicklung der (Welt-)Wirtschaft ohne parallelen 
sozialen Ausgleich entsteht ein Ungleichgewicht, welches die europäischen Gesell-
schaften aus der Balance bringt. Der unausgeglichene Liberalismus ignoriert die Zu-
sammengehörigkeit von Wohlstandssteigerung und gesellschaftlicher Mitverantwor-
tung. Er sieht hinweg über die Bedarfe und Hoffnungen der breiten Mehrheit der Be-
völkerung, welche zwangsläufig den größten Anteil der gesellschaftlichen Anpas-
sungskosten hinsichtlich des Übergangs zu freien Märkten tragen.    
 
Insbesondere durch die Globalisierung sind nationale Regelgefüge vieler Staaten der 
Erde nicht in der Lage, in ihren Ländern Soziale Ordnung zu konstituieren. Dabei 
müssen nationale, eher noch regionale Regelgefüge mit ordnungstiftender Rolle in-
stand gesetzt werden. ‚Ordnung ist kein Druck, den man von außen her auf die Gesell-
schaft ausübt, Ordnung ist ein Gleichgewicht, das in ihrem Inneren hergestellt wird’ 
(Ortega y Gasset). Es sind nicht nur die internationalen Staatengemeinschaften oder 
globalen Organisationen sondern insbesondere Bürger und gesellschaftliche Gruppen 
gefordert, zur Entstehung Sozialer Ordnung beizutragen.  
 
                                                 
694 Seine Theorie des modernen Staates hat der Sozialphilosoph Thomas Hobbes am Motiv des Levia-
thans dargestellt, eines Fabeltiers des Alten Testaments. Er beschrieb damit den Ur-Zustand, in wel-
chem die Bürger angesichts eines chaotischen Kampfes ‚alle gegen alle’ dem Leviathan, dem Souverän, 
ihre Gewalt übertrugen um in Sicherheit leben zu können. Der umfassende Verzicht auf Selbstbestim-
mungsrechte als Naturzustand stellte folgende Ordnung dar: „Ich übergebe mein Recht, mich selbst zu 
beherrschen, diesem Menschen oder dieser Gesellschaft unter der Bedingung, dass Du ebenfalls dein 
Recht über dich ihm oder ihr abtrittst. (17.Kapitel)“ Insbesondere im 20. Jahrhundert wuchs der Staat 
zum wirklichen Leviathan heran. Bedingt durch den Druck der Kriege, Geldentwertungen und dem 
Niedergang des Mittelstandes wuchs die Bedeutung des Staates, insbesondere aber auch durch die ver-
änderten Bedürfnisse und Infrastrukturerfordernisse der modernen Industriegesellschaft. Dazu gehören. 
Habisch A. (2003), S. 12: 
o Ein entwickeltes Bildungssystem als Voraussetzung der Professionalisierung. 
o Ein modernes Rechtssystem.  
o Ordnungspolitische Flankierung von Wettbewerbsmärkten. 
o Verkehrsinfrastruktur. 
o Generalkompensation für Risiken – soziale Sicherungssysteme.  
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5.2.2 Rahmenbedingungen für unternehmerisches Bürgerengagement 
Geeignete Rahmenbedingungen für CSR-Konzepte werden nicht nur vom Staat oder 
internationalen Institutionen vorgegeben.695 Seit der Wiederentdeckung der ‚leistungs-
fähigen Bürgergesellschaft’ für die Wirtschaft kann davon ausgegangen werden, dass 
auch die Bürgergesellschaft selbst Rahmenbedingungen für unternehmerisches Bür-
gerengagement vorgibt. Städte und Kommunen soll daran gelegen sein, Partner-
schaftsprojekte deutlich zu stärken. Durch die Schaffung sozialen Kapitals entstehen 
wichtige nachhaltige Potentiale in den Regionen. 
 
Auch in Erwachsenen- und Familienbildungsstätten gibt es bislang Praxisbeispiele 
beispielsweise die finanzielle Unterstützung im Rahmen des Sponsorings oder zur 
Verfügung gestellte unentgeltliche Sachleistungen. Als sinnvolle Ergänzung können 
auch betriebliche Freiwilligenprogramme (Corporate Volunteering) dienen, die geför-
dert und gefordert werden. Insbesondere Familienbildungsstätten erreichen  Familien 
der Unternehmensmitarbeiter mit sehr kleinen Kindern. Traditionell spielen besonders 
die ersten Erfahrungen in Kindheit und Jugend eine bedeutende Rolle für die Enga-
gementbiographie. Insbesondere die Bereitschaft der Familie, sich ehrenamtlich zu 
engagieren ist eine wichtige Motivation und dient als Türöffner, um an bürgerschaftli-
ches Engagement herangeführt zu werden. Die wichtigsten Faktoren der Engagement-
bereitschaft sind:696  
o Die zeitliche Überschaubarkeit des Engagements und sinnvolle Gestaltungsmöglichkeiten darin; 
o Der Bezug zur eigenen Tätigkeit inklusive flankierender Qualifizierungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten; 
o Die Aussicht darauf, auch wirklich etwas zu bewegen. 
 
Hinsichtlich der drei Vorgaben können Unternehmer und Erwachsenen- und Famili-
enbildungsstätten wichtige Partner bei der Förderung des bürgerschaftlichen Engage-
ments werden. Hinzu tritt die Möglichkeit, in Netzwerken  bereichsübergreifende Pro-
jekte z.B. mit anderen sozialen Trägern, Krankenkassen, Betrieben oder Kommunen 
anzustreben.697 Durch neue Kooperationsstrukturen entstehen Gelegenheitsstrukturen, 
                                                 
695 Bis zum Jahr 2008 werden weltweit gültige Standards, unter der Richtlinie ISO 26000, für die ge-
sellschaftliche Verantwortung von Organisationen erarbeitet. Infos unter: www.b-b-
e.de/downloads.html  
696 Habisch, A. (2003), S.144. 
697 Die Bertelsmannstiftung fördert im Jahr 2006 soziale Partnerschaften mit der Marktplatzmethode.  
www.b-b-e.de/newsletter.html#Inhalt6075  
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die auch andere Partner ermuntern, sich zu beteiligen. Es entsteht ein regionales 
Netzwerk, welches durch tragfähige Koordinationsstrukturen und Zusammenarbeit an 
bestimmten Ordnungsproblemen  der Region ermöglicht.698 Bedenkenswert ist, dass 
sich die Übernahme sozialer Verantwortung kleiner und mittlerer Unternehmen bei-
nahe ausschließlich auf die kommunale bzw. regionale Ebene konzentriert, weil es 
hier die wichtigsten Anspruchsgruppen (stakeholder) erreicht. Aus diesem Grunde ist 
den Mittelständler auch eher an die positive Resonanz in der Lokalpresse gelegen. 
 
5.5  Zwischenbilanz: Drei-Sektoren-Allianzen im sozialen Umfeld eröffnen Hand-
lungsspielräume ‚nach unten’ für jeden einzelnen Bürger. Der lokale Raum wird 
zur gemeinsamen Problemerkennung- und –lösung geöffnet und eine informelle 
Parallelstruktur aufgebaut. 
Alle Formen des Engagements tragen zum alltäglichen Zusammenhalt im Gemeinwe-
sen bei. Bürgerschaftliches Engagement findet im öffentlichen Raum statt. Öffentlich-
keit gewährleistet Teilhabe, Transparenz, Verantwortung und Dialog für den Enga-
gierten als auch Informationen bzw. öffentliche Anerkennung.  
 
Um bürgerschaftliches bzw. unternehmerisches Engagement zu fördern ,benötigen 
Erwachsenen- und Familienbildungseinrichtungen Strategien, mit denen sie dezentrale 
niederschwellige Bildungsformen unterstützen, gemeinwesenorientierte Bildungsar-
beit beleben und ihre eigene Organisationsform gegenüber Mitarbeitern und Engagier-
ten in Kirchengemeinden, Selbsthilfegruppen, lokalen Vereinen, Unternehmen usw. 
öffnen können. Insbesondere erreichen Familienbildungsstätten vorwiegend Frauen, 
die den Spagat zwischen Erwerbstätigkeit, Familienarbeit und Bürgerarbeit bewälti-
gen. Sie benötigen eine nachhaltige Unterstützung hinsichtlich der Familienfreund-
lichkeit als auch der Engagementförderung. Sinnvolle engagementfördernde Projekte 
sollten entsprechend familienentlastend konzipiert werden. Ebenso ist eine grundsätz-
                                                 
698 In einem ersten Schritt kann es deshalb in einem Gespräch um die gemeinsame Bearbeitung regio-
naler Ordnungsprobleme, um die gemeinsame Veränderung der Rahmenbedingungen, gemeinsame 
Problemwahrnehmung oder Lösungsstrategien gehen. Konstruktive Dialoge können beispielsweise in 
Kirchengemeinden, im Lionsclub oder im Sportverein, in Gemeinderatssitzungen oder bei Abschluss-
bällen stattfinden. Ebenso können CCS-Projekte aus reinem Sponsoring entstehen. Sponsoren deuten 
bereits durch die Bereitschaft der finanziellen Unterstützung auf ihr bestehendes Interesse hin und sind 
somit leichter für Projekte begeistern. 
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liche Betrachtung des Kursangebotes zu empfehlen, denn „eine konzeptionelle Dis-
kussion in unserer Gesellschaft darüber, was soziale Dienste leisten, welchen Stellen-
wert sie für das Gemeinwesen haben und warum es sich lohnt, Solidarität zu praktizie-
ren, könnte für die Kultur des Engagements weitaus bedeutsamer sein als die sound-
sovielte Werbekampagne für die Ehrenamtlichen.“699 Ziel ist es nicht, „aus einer de-
mokratischen Gesellschaft eine ‚Horde von Arbeitstieren’ zu machen, sondern darum, 
‚republikanische Solidaritätsstrukturen’ aufzubauen.700     
 
Problematisch ist die Situation der Erwachsenen- und Familienbildungsstätten, die 
sich durch politische Vorgaben zunehmend zu Sozialunternehmen einseitig in die 
marktwirtschaftliche Richtung entwickeln. Ihre Organisations- und Finanzstrukturen 
sind dabei sehr staats-, bistums- und marktabhängig. Die Organisationskultur ist somit 
unternehmerisch geprägt, während die Engagementförderung als auch der Gemeinwe-
senbezug kaum entwickelt ist. Der ursprüngliche ‚Drive’ der alten Mütterschulen mit 
ihrer wirksamen Engagementförderung durch die aktive Basisbewegung ist ihnen ver-
loren gegangen.  Ob sie in der Lage sein werden, eine Kultur des solidarischen Hel-
fens, eine Kultur der Mitsprache und Partizipation ohne staatliche Förderung in ihre 
Arbeit einzuflechten, hängt u. a. von der nachhaltigen Veränderung der Bistums- und 
Trägerstrukturen ab. Diese muss geprägt sein von Wertediskussionen und ihrer Kon-
kretisierung des praktischen Engagements. „Werteorientierung gehört gewissermaßen 
zur Kernaufgabe in Form systematischer Störungen in den Idealverein. Sie muss per-
manent hinterfragt werden, ob die sozialwirtschaftliche Eigenlogik mit dem Zweck 
des Idealvereins noch kompatibel ist.“701 Werden sozialwirtschaftliche Anteile ledig-
lich als gGmbH ausgegliedert ohne nachhaltige Engagementstrukturen zu berücksich-
tigen, verlieren die Trägervereine  ihre ‚Mission’ und ursprüngliche Ziel- und Zweck-
vorgabe.    
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten, ob in freier, kommunaler oder privat-
gewerblicher Trägerschaft, benötigen ein nachhaltiges Konzept, welches in seinem 
Leitbild Chancengleichheit, soziale Gerechtigkeit und gesellschaftliche Teilhabe an-
                                                 
699 Wohlfahrt, N. (2004), S.10. 
700 Zitiert nach dem katholischen Sozialethiker Friedhelm Hengsbach.  
701 Wohlfahrt, N. (2004), S.11. 
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streben. Die Reduzierung öffentlicher Mittel werden Rationalisierungskonzepte voran-
treiben, die auf der einen Seite einen Druck auf Gehälter und Arbeitsbedingungen, auf 
der anderen Seite neue Chancen aber auch Risiken verursachen. Dabei geht es nicht so 
sehr um Stellenabbau sondern um einen schleichenden relativen Gewichtsverlust z.B. 
mehr Honorarkräfte, geringfügige Jobs, 1-€-Jobs etc.702 Insbesondere in privatwirt-
schaftlichen Bildungseinrichtungen werden neue Arbeitsplätze entstehen, die aller-
dings auch der Gefahr der Prekarisierung ausgesetzt sind. Problematisch ist dann das 
Nebeneinander hauptamtlicher Mitarbeiter mit ‚gesicherten’ Arbeitsplätzen und unbe-
zahlten Engagierten. Neue Formen der Mitarbeit wie befristete oder geringfügige Ar-
beitsverhältnisse werden als Teile neuer Dienstleistungs- und Qualitätsentwicklung 
zunehmen.    
 
Dieser Prozess wird sich nach und nach entwickeln und nicht von heute auf morgen 
zwei neue Formen der Erwachsenen- und Familienbildungsarbeit bilden. Er wird sich 
anders entwickeln als beispielsweise im Pflegebereich, und von den regionalen und 
marktlichen Voraussetzungen und dem bürgerschaftlichen Engagement abhängen. 
Verschiedene Produkte der Erwachsenen- und Familienbildungsstätten stoßen bereits 
heute im Wettbewerb auf Konkurrenz. Wie die Einrichtungen die Formen der Nut-
zung und Kultivierung des sozialen Kapitals konzeptionell vor Ort als public-private-
partnership, als Nutzung von Vertrauensbeziehungen zu bestimmten Milieus und Ad-
ressaten, durch  Corporate Citizenship, Spendenbereitschaft oder freiwilligem Enga-
gement einbinden, ist von vielen Faktoren abhängig. Es lohnt sich jedoch, als soziales 
Unternehmen bürgerschaftliches Engagement als Gegengewicht zu Staat und Markt 
zu setzen. Auch ist der öffentliche Rückhalt durch Bürgerengagement hinsichtlich der 
Schließung bzw. Auszehrung der Einrichtung nicht zu unterschätzen. Je stärker sie 
nicht nur bei den Teilnehmern und Referenten durch Vernetzungsstrategien in ver-
schiedenen Bereichen und Milieus vor Ort Rückhalt genießt, je besser ist sie ge-
schützt. Dazu müssen sich Erwachsenen- und Familienbildungsstätten nach innen und 
                                                 
702 Traditionelle Formen der Beschäftigung befinden sich in allen Industrieländern im Umbruch, wer-
den zunehmend durch ‚unsichere’ Arbeitsverhältnisse und durch Arbeitsplätze mit diskontinuierlich 
verteilten Arbeitszeiten bzw. durch diskontinuierliche Erwerbsverläufen ersetzt. Es ergibt sich die Fra-
ge, ob sich dadurch bisherige arbeitsbegleitende Lernverhältnisse bzw. gegenwärtigen Lernformen 
gegenüber dem eigenverantwortlichen individuellen Lernen außerhalb von Erwerbsprozessen verän-
dert. 
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nach außen öffnen. Die innere Öffnung meint die Beteiligung aller, insbesondere die 
der Bürger und Teilnehmer und die äußere Öffnung meint die Aufwertung von Bezie-
hungen und Partnerschaften zu Vereinen, Unternehmen, Schulen, anderen Einrichtun-
gen, die materiell und ideell zu den Ressourcen der Bildungsstätte beitragen können. 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten werden so zu Orten, die soziales Kapital 
nutzen, sich lokalisieren, vernetzen und einbinden. Allerdings bleiben die Fragen of-
fen, ob es mehr Vielfalt oder Ungleichheit, mehr Mitgestaltung oder mehr Lastenver-
schiebung geben wird.        
 
VI. Ausblick 
Die Untersuchung spannte einen vielfältigen Bogen. Ausgehend von den Problemen 
und Krisen Erwachsener und Familien, suchte sie nach geeigneten programmatischen 
Reformen und Transformationen für reflexive Kompetenzen und Kontexte. Erwach-
senen- und Familienbildungsstätten als Einrichtungen des Dritten Sektors zeigen sich 
geeignet, die gesellschaftlichen Steuerungsprinzipien von Markt, Staat und Gemein-
schaft zu verbinden in Regionen, Netzwerken und sozialem Umfeld. Die Entwicklung 
des Sozialstaates zum Aktivierenden Staat zeigt die Richtung an, in der sich die Poli-
tik, die Gesellschaft, die Wirtschaft und der Dritte Sektor bewegen. Insbesondere die 
Bedeutung des Lernens spielt dabei eine wichtige Rolle. Die Überlegungen führen zu 
einem an alle drei Sektoren gerichteten Lösungsvorschlag, den Dritten Sektor bewusst 
als Drei-Sektoren-Allianz zu betrachten, zu fördern und zu nutzen.  
 
Für die Stärke von Zivilgesellschaften ist nicht die Größe eines Dritten Sektors ent-
scheidend, sondern dass zivilgesellschaftliche Leitprinzipien auch außerhalb des Drit-
ten Sektors zur Geltung kommen. Die in den drei Sektoren vorherrschenden Leitprin-
zipien ‚Nutzenmaximierung’ (Markt), ‚Redistribution und hierarchische Ordnung’ 
(Staat) und ‚persönliche Zuwendung und Bewahrung von Identität’ (Familie) stellen 
im öffentlichen Raum konkurrierende Prinzipien dar. Hinzu tritt, dass innerhalb des 
gemeinschaftlichen Gefüges Prinzipien der Kooperation, Solidarität und Hilfsbereit-
schaft wirken, die wiederum von Kooperationsvermögen, Konfliktfähigkeit usw. ab-
hängig sind. Dritte-Sektor-Organisationen balancieren die Prinzipien aus, relativieren 
oder verschränken sie. Hierdurch werden sie zunehmend offener und unbestimmter 
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aber auch ungesicherter und somit gefährdeter. Der Dritte Sektor wird immer mehr 
zum Flickenteppich verschiedener Prinzipien, zu einem Nebeneinander verschiedener 
Organisationen unter einem Dach, welche sich marktwirtschaftlichen, staatlichen, 
kirchlichen oder ehrenamtlichen Zielen verbunden fühlen. Staatliche Verwaltung, 
freie Träger und unternehmerische Kalküle verschmelzen zu einem Strang. Zivilge-
sellschaftliche Prinzipien wie Demokratie und Selbstorganisation erhalten eine Auf-
wertung. Sie übertragen sich auf Markt und Staat und durchziehen sie. Zivilgesell-
schaftliche Funktionsprinzipien, die traditionell dem Dritten Sektor zugeordnet wur-
den, sind immer häufiger in interaktiven, partizipativen und sektorüberschreitenden 
Netzwerken, Kooperationen oder Projekten anzutreffen.703  
 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten werden als Soziale Unternehmen betrach-
tet, die immer weniger Zuwendungen als Gegenleistung für die Entwicklung und 
Pflege des sozialen Kapitals erhalten. Die Gefahr ist groß, dass sie sich nur noch auf 
die Regeln allgemeiner Unternehmen beschränken. Aus diesem Grund haben z.B. 
Familienbildungsstätten bereits vor vielen Jahren den direkten Draht zu den Müttern 
und Müttergemeinschaften im Sinne der Mütterschulen verloren. Hier müssen Mecha-
nismen integriert werden, die den von innen und als auch von außen kommenden so-
zialen und demokratischen Meinungsdruck ermöglichen. Erst durch den Einbezug des 
Bürgers und der Gemeinde lebt die Bildungsstätte als Teil der Zivilgesellschaft. Um-
gekehrt helfen Erwachsenen- und Familienbildungsstätten eine Zivilgesellschaft zu 
schaffen und zu kultivieren. Bildungsstätten sind dabei mehr als Dienstleistungsunter-
nehmen, sie sind soziale Partner regionaler Wirtschaft und Politik. Erwachsenen- und 
Familienbildungsstätten sind attraktive Partner an der kommunalen Peripherie, die 
Versorgungskonzepte entwickeln, welche von  Bürgern für Bürger kooperativ, solida-
risch und vertrauensvoll definiert und umgesetzt werden.  
 
Bürger leben, lernen und arbeiten in allen gesellschaftlichen Sektoren – nicht nur in 
Erwachsenen- und Familienbildungsstätten oder dem Dritten Sektor. Lebenslanges 
Lernen im Sinne einer Stärkung der Zivilgesellschaft trägt dazu bei, die Grenzen der 
Sektoren aufzuweichen, so dass sie in unterschiedlichen zivilgesellschaftlichen Drei-
                                                 
703 Evers, (2004). 
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Sektoren-Allianzen miteinander kooperieren. Abschließend soll nun der Blick gerich-
tet werden auf die Möglichkeiten, Grenzen und möglichen Weiterentwicklungen, die 
sich mit Drei-Sektoren-Allianzen verbinden lassen. 
 
Markt, Staat, Gemeinschaft und Dritter Sektor stehen ständig komplexen und dynami-
schen Veränderungen in ihrer Systemwelt gegenüber. Sie müssen sich permanent an-
passen und dürfen dabei ihre eigene Identität nicht verlieren. Einrichtungen des Drit-
ten Sektors entwickeln sich dabei immer stärker zu Drei-Sektoren-Allianzen, die sich 
trotz der Systemgrenzen öffnen oder schließen, Systemgrenzen aufrechterhalten und 
den Systembestand bzw. die Systemzwecke sichern. Alle Beteiligten der Sektoren 
versuchen, durch ihre Beteiligung an Drei-Sektoren-Allianzen das eigene Überleben 
zu sichern oder zu verbessern bzw. sich auf gemeinsame originäre Zwecke zu kon-
zentrieren. Drei-Sektoren-Allianzen stellen so gesehen eine potentielle strategische 
Antwort auf spezifische Problemlagen der Beteiligten, die in Zusammenarbeit neue 
Tätigkeitsbereiche erschließen und Problemlösungs- und Entwicklungspotentiale er-
reichen. NPOs geraten seltener in die Gefahr der einseitigen Kommerzialisierung oder 
Professionalisierung. Marktwirtschaftliche Vertreter erhalten die Möglichkeit, ihrer 
sozialen Verantwortung gerecht zu werden. Individuen, Familien und Gemeinschaften 
erwerben Kompetenzen und Ressourcen, soziales Kapital kann sich entwickeln u.v.m. 
Im Zeitalter der Globalisierung lösen Drei-Sektoren-Allianzen zugunsten symbioti-
scher Verbindungen mit externen Partnern die traditionellen Organisationsstrukturen 
und Organisationsgrenzen ab. Es folgt eine globale Integration von Wertschöpfungs-
ketten über die zunehmende Vernetzung von Organisationen unterschiedlichster Art 
an den unterschiedlichsten Orten.       
 
Neben neuen Chancen können Drei-Sektoren-Allianzen durch die Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Partner auch Gefahren bergen. Unterschiedliche Interessen und 
Ausgangssituationen der Akteure können zu Problemen, Verständigungs-, Interessen- 
und Verteilungskonflikten, Machtverschiebungen oder zu neuen Abhängigkeiten füh-
ren.704 Ökonomische Motive können zu negativen Imageeffekten beitragen, sodass 
                                                 
704 „An professionelle Grenzen stieß zudem gerade in Feldern der sozialen Praxis kritisch die in Frage 
gestellte Macht der Experten, welche das Alltagswissen sozialer Eigenständigkeit und Selbsthilfe ent-
mutigen, entmündigen und entmachten könnte. Schließlich zeigt sich als kritische Paradoxie, dass im 
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Vertrauen, Reputation oder Glaubwürdigkeit der Akteure zu negativen Ergebnissen 
wie beispielsweise dem Verlust traditioneller Ressourcenquellen beiträgt. Auch die 
Reduzierung der Dritt-Sektor-Allianz auf ein reines Marketinginstrument, die halb-
herzige Mitarbeit oder Konkurrenzen schaden dem Erfolg. Zu hinterfragen ist auch die 
Abpufferungsfunktion der Drei-Sektoren-Allianz, wenn sie sich nur auf ein Projekt, 
ein Problem oder auf eine Aktion beschränkt. Darüber hinaus können nicht alle Prob-
leme aller Akteure bearbeitet werden, wobei die unterschiedlichsten Ansprüche der 
Umwelt noch intensiver, vielfältiger, schnelllebiger und komplexer werden. Gleich-
wohl müssen bei allen Akteuren der Drei-Sektoren-Allianz, insbesondere in den Ma-
nagementsystemen, die Partnersysteme aufeinander ausgerichtet sein. Die Akteure 
geraten so unter den mittelbaren Einfluss der Allianzpartner, die die eigenen Ziele 
mitfärben. Die wechselseitige Macht-Geld-Sinn-Verflechtung wird zu einem dynami-
schen sich weiterentwickelnden Prozess, in dem gegebenenfalls widersprüchliche 
Zwecke zu strukturieren sind. Denn je wichtiger es wird, ein System zu erhalten, desto 
elastischer müssen die Systemzwecke gefasst werden – sei es, dass sie allgemein, un-
bestimmt, diffus bzw. vage formuliert oder  änderungsfähig institutionalisiert wer-
den.705 Dabei dienen die Zwecke dann eher der Umweltanpassung als der systemin-
ternen Rationalisierung. NPOs mit ihren Motivationsbedeutungen für ihre Systemmit-
glieder stehen damit vor  Problemen wie internen Konflikten oder dem Verdacht der 
Scheinharmonie. Sie können ihre handlungsleitenden sozialen Zwecke und damit auch 
ihre Identität bzw. ihre Profile verlieren. Die beteiligten Partner müssen gemeinsam 
nach Kompromissen für einen Gleichgewichtszustand suchen, obschon Unstimmig-
keiten zwischen ökonomischen, politischen und sozialen Erfordernissen in allen Sek-
toren vorhanden sind. Insbesondere dort, wo eine Einigkeit der unterschiedlichen 
Wertperspektiven schwierig wird, gewinnt die Selbststeuerung im Sinne des Aktivie-
renden Staates an Bedeutung. Da die sozialen Voraussetzungen wie die Stabilität sozi-
aler Nähe, die Produktivität wirtschaftlichen Wachstums, die Aktivität bürgerschaftli-
                                                                                                                                            
Modernisierungsprozess die institutionelle Balance von Arbeitsgesellschaft und Wohlfahrtsstaat nur 
noch bedingt auf ihre bislang tragenden sozialen Voraussetzungen wird bauen können. Nicht mehr 
selbstverständlich scheinen die Rückhalte der sozialen Nähe in Familie, Verwandtschaft und Nachbar-
schaft, aber auch die Solidaritäten der Arbeit oder auch die ‚unternehmerische’ Selbstverantwortung 
aktiver Bürger. (…) Der Tempodruck mobiler und riskanter Lebensführung treibt in immer weitere 
Abhängigkeiten von professionell organisierter Fremdhilfe und wohlfahrtsstaatlich zu finanzierende 
Transferleistungen. [Pankoke, E. (2005), S. 627 f.] 
705 Luhmann (1973), S. 212. 
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cher Initiative und die rechtlich-politische Regulierung heute nicht mehr selbstver-
ständlich sind, fordert die Wohlfahrtspolitik neue Arenen (öffentlich ausgetragene 
Kontroversen und Diskurse), neue Allianzen (solidarpartnerschaftliche Kooperationen 
und Koalitionen) und neue Agenden (Selbststeuerung gemeinsamer Entwicklungen 
mit der partizipativen Schubkraft sozialer Bewegung).706Insbesondere sei an dieser 
Stelle auch auf die Gruppe der stummen und schwachen Akteure oder die der Bil-
dungsfernen hingewiesen, die keine Lobby haben und auf Interessenvertretung ange-
wiesen sind.707 Diese Risiken sollten strategisch bedacht werden, bevor sich Drei-
Sektoren-Allianzen entwickeln.708     
 
Langfristig werden sich die jeweiligen Zwecke der einzelnen Vertreter nicht nur diffu-
ser und elastischer gestalten, sondern sie werden auch grundsätzlich zur Disposition 
gestellt. Durch die zunehmende Dynamik und Komplexität in der Umwelt werden 
auch Drei-Sektoren-Allianzen zukünftig den Ansprüchen nicht mehr gerecht. Viel-
mehr müssen die Akteure davon ausgehen, dass vor dem Hintergrund der immer vari-
abler werdenden Zwecke die Systemgrenzen immer weiter aufweichen und die jewei-
lige Identität zunehmend unschärfer und verschwommener wird. Die Entgrenzung der 
Systemgrenzen wird dazu führen, dass das Problem des Systemüberlebens das der 
Zweckerreichung überwiegt. Das bedeutet, dass aus den bisherigen Zwecksystemen 
offene Problemlösungssysteme zu entwickeln sind, hin zu Institutionen höheren Gra-
des, die für die Bedarfe als auch für die eigene Stabilität zu sorgen haben. Die Akteure 
müssen dann bereit und in der Lage sein, ihre eigene Stellung in den Systemen zu re-
flektieren, um sich über die eigene Handlungskompetenz und Handlungswirkung be-
wusst zu werden. Die alte Vorstellung, wonach die Wirtschaft für den materiellen 
Wohlstand, die Kirche für das Seelenheil, die Schule für die Bildung, die Familie für 
die Geborgenheit bzw. Profit-Organisationen für das Ökonomische, NPOs für das 
Soziale zuständig sind, wird hinfällig.709 Jeder Sektor und jeder Akteur wird in einer 
komplett anderen Arbeitsteilung für das Gesamte mitverantwortlich sein. Jede Organi-
sation kann nur weiter existieren, wenn sie eine intensivere Umweltbezogenheit und 
                                                 
706 Pankoke, E. (2005), S. 640. 
707 Seit 126 Jahren hat der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge diese Aufgabe über-
nommen. [Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge (2005)]. 
708 Pankau, E. (2002), S. 266 ff. 
709 Remer, A. (1993), S. 461. 
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Anpassungsbereitschaft im Sinne einer Haushaltsgemeinschaft der Systeme mit ihrer 
Umwelt praktiziert. Sie verstehen sich dann als Subsysteme eines umfassenderen Ö-
kosystems, welches gleichsam die Ko-Operation als auch die Ko-Evolution unter dem 
mehr voluntaristischen Blickwinkel einer gemeinsamen Entwicklung einbezieht. Zu-
künftig wird sich die Frage stellen, wie ein System zu gestalten ist, damit es eine 
Haushaltsgemeinschaft mit den anderen Systemen des Lebensraums entwickeln 
kann.710       
 
Drei-Sektoren-Allianzen sind bereits heute Gegenstand eines schnell wachsenden For-
schungsfeldes. Bedingt durch die verschiedenen Diskussionsstränge der jeweiligen 
Sektoren laufen sie jedoch häufig aneinander vorbei. Zukunftsträchtige Forschungs-
felder liegen im internationalen Raum bei der Frage der Messbarkeit von Erfolgskrite-
rien. Innerhalb der Sektoren stellen sich Fragen hinsichtlich der vorrangigen Interes-
sen und Aktivitäten der verantwortlichen Akteure und der Vereinbarung mit dem 
Budget. Erforderlich ist dabei die intensivere Betrachtung der Investition in soziales 
Kapital in Verbindung mit der rein finanziellen Performance von Organisationen. 
Problematisch stellt sich die Frage von Ursache und Wirkung bzw. Abgrenzung der 
Sektoren innerhalb und außerhalb einer Haushaltsgemeinschaft. Auch die Frage nach 
der Integration der Strategie und der Instrumente in das strategische Management ist 
bislang nicht beantwortet. Wie können Drei-Sektoren-Allianzen als Querschnittsauf-
gabe in ganz unterschiedlichen Arbeitsbereichen der Sektoren genutzt werden um ü-
bergeordnete Ziele zur Geltung zu bringen?  
 
Eine übergeordnete Strategie für alle Sektoren wäre abzustimmen. Es geht dabei nicht 
um eine Parallelstruktur oder darum, ein neues Konzept anzukoppeln, sondern, ange-
lehnt an der Theorie der Lernenden Organisation, um wechselseitige Lernprozesse mit 
gemeinsamen Schub. Erforderlich ist weiterhin die Diskussion um nachhaltige Ent-
wicklung. Nachhaltigkeit ist dabei zu verstehen als die gemeinsame Leitvorstellung, 
als umfassender Ansatz der sozialen Nachhaltigkeit. Diese Prozesse könnten durch 
entsprechende Instrumente wie beispielsweise eine dem Anspruch angepasste ‚Balan-
ced Scorecard’ begleitet werden.  
                                                 
710 Pankau, E. (2002), S. 269 f. 
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 Dritt-Sektor-Allianzen als auch die dafür notwendigen Handlungs- und Systemkompe-
tenzen stellen eine Querschnittaufgabe dar. Notwendig ist das Zusammenwirken von 
Theorie und Praxis verschiedener Disziplinen und deren Schnittmengen. Das Konzept 
des Lebenslangen Lernens birgt ganz erhebliche Chancen für die Verbreitung einer 
Kultur des Engagements in Regionen, Netzwerken und sozialem Umfeld angesichts 
der globalen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts.  
 
 
Bei der Umsetzung ist zu bedenken: 
o Die Probleme heute beruhen auf Lösungen von gestern. 
o Je stärker du drückst, desto stärker schlägt das System zurück. 
o Das Systemverhalten wird besser, bevor es schlechter wird. 
o Der leichte Ausweg führt gewöhnlich zurück ins Problem. 
o Die Therapie kann schlimmer sein als die Krankheit. 
o Ursache und Wirkung sind raumzeitlich nicht eng verknüpft. 
o Kleine Änderungen können große Wirkung erzielen – 
aber die sensibelsten Druckpunkte des Systems sind am schwersten zu erkennen. 
o Man kann den Kuchen haben und ihn essen – nur nicht gleichzeitig. 
o Wer einen Elefanten in zwei Hälften teilt bekommt nicht zwei kleine Elefanten. 
o Schuldzuweisungen bringen nichts 
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